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Beginn: 9.02 Uhr

Präsidentin Diezel:

Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeord-
neten, ich heiße Sie herzlich willkommen zu unse-
rer heutigen Sitzung des Thüringer Landtags, die
ich hiermit eröffne. Ich begrüße die Gäste auf der
Zuschauertribüne und die Vertreterinnen und Ver-
treter der Medien.

Als Schriftführerin hat Frau Abgeordnete Kanis
Platz genommen. Die Rednerliste führt Frau Abge-
ordnete König.

Es haben sich entschuldigt: Herr Abgeordneter
Günther, Herr Abgeordneter Kalich, Herr Abgeord-
neter Metz, Herr Abgeordneter Recknagel, Herr Ab-
geordneter Dr. Voigt zeitweise, Herr Minister Cari-
us, Herr Minister Machnig, Frau Ministerin Wals-
mann, Herr Minister Dr. Poppenhäger zeitweise,
Herr Minister Reinholz zeitweise und Herr Minister
Dr. Voß zeitweise.

Folgender Hinweis zur Tagesordnung: Die Mündli-
che Anfrage der Abgeordneten Hitzing in der
Drucksache 5/5867 wurde zurückgezogen.

Gibt es noch Anmerkungen zur Tagesordnung?
Das sehe ich nicht, dann treten wir in die Tagesord-
nung ein.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 10

Bau einer gemeinsamen Jus-
tizvollzugsanstalt Westsach-
sen/Ostthüringen
Antrag der Fraktion der FDP
- Drucksache 5/5701 -

Wünscht die FDP-Fraktion das Wort zur Begrün-
dung? Ja, Herr Abgeordneter Bergner, bitte schön.

Abgeordneter Bergner, FDP:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, gern würde ich auch die Mitglieder der Lan-
desregierung an dieser Stelle begrüßen. Ich denke,
dasselbe, was ich gestern gesagt habe, trifft auch
heute wieder zu.

(Beifall FDP)

Die Diskussion der vergangenen Wochen zum Bau
einer gemeinsamen Justizvollzugsanstalt mit Sach-
sen hat gezeigt, dass jede Menge Fragen einer
dringenden Klärung bedürfen. Da ist die grundsätz-
liche Kritik des Rechnungshofs, der die Notwendig-
keit des Neubaus ebenso hinterfragt hat wie die
prognostizierten Zahlen. Da sind Irritationen im Zu-
sammenhang mit der Informationspolitik der Lan-
desregierung. Da ist das Dilemma mit den nicht
rechtzeitig geklärten Grundstücksfragen und es ent-

stehen Zweifel, wie belastbar bisherige Varianten-
vergleiche und Kostenschätzungen durchgeführt
worden sind. Es entstehen Zweifel, ob wirklich mit
der gebotenen Ernsthaftigkeit geprüft worden ist, ob
bestehende Justizstandorte eventuell doch so er-
tüchtigt werden können, dass sie modernen Anfor-
derungen an Haftplätzen Genüge tun und vielleicht
sogar weniger kosten als völlig neu zu erschließen-
de Bauplätze auf der grünen Wiese.

Deshalb, meine Damen und Herren, haben wir Ih-
nen einen umfangreichen Fragenkatalog vorgelegt,
der unseres Erachtens mit Blick auf die gebotene
Sorgfaltspflicht einer Klärung bedarf. Ich freue mich
auf eine interessante und sicherlich spannende De-
batte. Ich danke Ihnen.

(Beifall FDP)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank. Die Landesregierung erstattet einen
Sofortbericht zu den Nummern I, II und III des An-
trags. Für die Landesregierung hat Staatssekretär
Prof. Herz das Wort. Bitte schön.

Prof. Dr. Herz, Staatssekretär:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, für die Landesregierung
möchte ich Ihnen gern heute folgenden sehr aus-
führlichen Sofortbericht geben.

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Das war eine
Drohung.)

Viele Fragen, viele Antworten.

(Beifall SPD)

Zunächst kann ich Ihnen auf Ihre Fragen Nummer 1
und Nummer 2 nach dem Zeitpunkt der Kabinetts-
entscheidung der Thüringer und der Sächsischen
Landesregierung zum Standort in Zwickau und zur
Information der Bediensteten der von der Schlie-
ßung betroffenen Justizvollzugsanstalten und der
Mitglieder des Justiz- und Verfassungsausschusses
im Thüringer Landtag mitteilen, dass die Entschei-
dungen der beiden Landesregierungen in den Sit-
zungen der Kabinette am 15. Januar 2013 gefallen
sind.

Die Entscheidung der Thüringer Landesregierung
ist den JVA-Bediensteten in Gera und Hohenleuben
in Personalversammlungen noch am selben Tag
durch zwei Referatsleiter der Abteilung Justizvoll-
zug meines Hauses mitgeteilt worden.

Der Justiz- und Verfassungsausschuss des Thürin-
ger Landtags wurde in seiner planmäßigen Sitzung
am 16. Januar 2013, also nur einen Tag nach der
Entscheidung der Kabinette, aufgrund eines An-
trags der Landesregierung über den Standortbe-
schluss informiert.
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Meine Damen und Herren, lassen Sie mich nun zu
Frage I Nummer 3 aus dem Antrag der FDP-Frak-
tion kommen. Den Entscheidungen lag das Ergeb-
nis der Prüfung der von den Landesregierungen ge-
meinsam eingesetzten Arbeitsgruppe zugrunde.
Diese prüfte die in Betracht kommenden Standorte
auf Grundlage einer Haftplatzkapazität von
940 Haftplätzen. Unter Einbeziehung der Überle-
gungen der beiden Landesrechnungshöfe wurde
die Haftplatzkapazität auf 740 reduziert. Zur Pro-
gnose des Haftplatzbedarfes werde ich an anderer
Stelle des Berichts noch detaillierter eingehen. Den
weiteren Planungen wird nun eine Kapazität von
740 Haftplätzen zugrunde gelegt, von denen jeweils
die Hälfte den beiden Vertragsländern zugeordnet
werden sollen. Darüber hinaus soll, das ist der
Stand der Dinge, dem Freistaat Sachsen die Option
einer Erweiterung der Anstalt um 100 Haftplätze zu-
stehen.

Lassen Sie mich nun zu Frage 4 des Antrags ein
paar Anmerkungen machen. Die Bewertung der
Grundstücke erfolgte im Rahmen einer Nutzwert-
analyse. In die Bewertungsmatrix - ich hatte die
Möglichkeit, die hier schon mehrfach darzulegen -
haben verschiedene Kriterien mit unterschiedlichen
Gewichtungen Eingang gefunden. Ich nenne die
Kriterien und die Gewichtungen: Baurecht 13,2 Pro-
zent, Nähe zum abgebenden Bundesland 13,2 Pro-
zent, Straßenanschluss 13,2 Prozent, Nähe zu ei-
ner größeren Stadt 10,4 Prozent, Eigentumsverhält-
nisse 10,4 Prozent, Baugrundherrichtung 7,7 Pro-
zent, Entfernung zu Gerichten 7,7 Prozent, Grund-
stücksgröße und Grundstückszuschnitt 7,7 Prozent,
Erschließung und Erschließbarkeit 3,8 Prozent, öf-
fentliche Verkehrsmittel 3,8 Prozent, Übergangsma-
nagement 3,8 Prozent, Arbeit/Ausbildung 3,8 Pro-
zent, Sichtbeziehungen 0,5 Prozent, kulturelle Ein-
richtungen 0,5 Prozent.

Die Kriterienauswahl erfolgte aufgrund vollzugs-
fachlicher und baufachlicher Anforderungen u.a.
gemäß den landesspezifischen Baurichtlinien für
Thüringen, also die Richtlinie Bau, den allgemeinen
Empfehlungen für den Bau von Justizvollzugsan-
stalten und beinhalten auch die bereits im Rahmen
der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung abgestimmten
Standortkriterien. Die konkrete Definition der Be-
wertungskriterien erfolgte im Rahmen einer Klau-
surtagung der länderübergreifenden Projektgruppe
Standortsuche unter Mitwirkung von Vertretern des
Thüringer Justizministeriums, des Sächsischen
Staatsministeriums der Justiz und für Europa sowie
des Sächsischen Staatsministeriums der Finanzen.

Zur besseren Übersichtlichkeit und der Systemati-
sierung wurden die Kriterien nach baufachlichen
und vollzugsfachlichen Gesichtspunkten in drei
Schwerpunkte gegliedert. Erstens vollzugliche Kri-
terien, zweitens baufachliche Kriterien und drittens
Kriterien, die sowohl baufachlich als auch vollzug-
lich relevant sind. Danach wurde innerhalb dieser

Kriteriengruppen entsprechend der Bedeutung des
Einzelkriteriums für die Standortbewertung eine
Rangfolge bestimmt. In einem nächsten Schritt er-
folgte die Gewichtung der vorgenannten Kriterien
anhand einer Präferenzmatrix, die auch schon bei
der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung Anwendung
fand. Hierzu wurden die Kriterien jeweils durch di-
rekten Vergleich gegeneinander abgewogen. Die
aus dem Vergleich hervorgehende Summe be-
stimmt die Wichtigkeit der jeweiligen Kriterien für
die Standortbewertung, der sogenannte Gewich-
tungsfaktor.

Meine Damen und Herren, Folgendes ist zu den
Fragen 5 und 6 des Antrags der Fraktion der FDP
auszuführen: Was den sonstigen Planungsstand
hinsichtlich der Leistungsbilder und Leistungspha-
sen nach der Honorarordnung für Architekten und
Ingenieure betrifft, wurden über die Standortsuche
und Standortentscheidung hinaus bislang noch kei-
ne konkreten Planungsleistungen in Angriff genom-
men. Erst mit der Entscheidung über das gemein-
same Projekt und den Standort werden mit dem
Bauantrag und der Erstellung der HU-Bau die kon-
kreten Planungsleistungen beginnen. Von der säch-
sischen und Thüringer Bauverwaltung konnte an-
hand von Erfahrungswerten und Kostendaten aus
Kostendatenbanken und abgeschlossenen sowie
laufenden Neubaumaßnahmen von Justizvollzugs-
anstalten bislang Kostenschätzungen zu den Bau-
kosten getätigt werden. Allerdings wurden für die
zuletzt in Betracht kommenden vier Grundstücke
Standortanalysen auch im Rahmen der sogenann-
ten K1-Gutachten durchgeführt, die eine besondere
Leistung der Leistungsphase 1 nach HOAI darstel-
len. Darüber hinaus wurden mit Sachsen planeri-
sche Eckpunkte für die gemeinsame Anstalt abge-
stimmt, die ich bereits mehrfach unter anderem im
Rahmen der Beantwortung von parlamentarischen
Anfragen dargelegt habe. So war Ausgangspunkt
der beiderseitigen Überlegungen und Abstimmun-
gen mit dem Freistaat Sachsen zu einer gemeinsa-
men Justizvollzugsanstalt immer ein modernes Jus-
tizvollzugskonzept, um den hohen Anforderungen
eines modernen, auf umfassende Resozialisierung
und Wiedereingliederung der Gefangenen in die
Gesellschaft abzielenden Justizvollzugs Rechnung
zu tragen. Die gemeinsame Anstalt wird baulich
und organisatorisch so geplant, dass sie nach au-
ßen sicher und nach innen offen gestaltet ist und
ein hohes Maß an Differenzierung durch über-
schaubare Unterbringungs- und Behandlungsein-
heiten gewährleistet. Die Funktionsgebäude sollen
kompakt, die Unterkunftsgebäude in aufgelockerter
Bebauung erstellt werden.

Zu erwartende gesetzliche Regelungen eines neu-
en Strafvollzugsgesetzes, insbesondere solche, die
aufgrund gestalterischer Vorgaben bauliche Auswir-
kungen haben, werden berücksichtigt. So sollen un-
ter anderem das Gebot der Einzelunterbringung der
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Gefangenen zur Ruhezeit sowie die Vorgaben zum
Wohngruppenvollzug umgesetzt werden. Die An-
stalt soll ausreichend Möglichkeiten für umfassende
Arbeits-, Ausbildungs-, Beschäftigungs-, Behand-
lungs- und Therapiemaßnahmen bieten, aber auch
eine sinnvolle und vielfältige Freizeitgestaltung und
Sportmöglichkeiten zulassen. Eckpunkte hierzu, die
unter anderem die strukturelle Gestaltung, zum Bei-
spiel die Anzahl und Größe der Vollzugsabteilun-
gen und Betreuungseinheiten, Maßnahmen der
Binnendifferenzierung, angestrebte Beschäfti-
gungsquote und Beschäftigungsarten, Umfang und
Art schulischer sowie beruflicher Bildungsmaßnah-
men und therapeutischer Angebote betreffen, wur-
den in einem Arbeitspapier der Arbeitsgruppe Pro-
jektplanung einer gemeinsamen Justizvollzugsan-
stalt Südwestsachsen/Ostthüringen und einem
Konzeptpapier Gefängnisbau Ostthüringen/West-
sachsen festgehalten. Diese Eckpunkte werden
auch den weiteren Planungen zugrunde liegen.

Lassen Sie mich nun auf die Variantenvergleiche
zu sprechen kommen, die in Frage 7 thematisiert
sind. Der Entscheidung für einen gemeinsamen
Neubau einer Justizvollzugsanstalt ging eine Unter-
suchung der Wirtschaftlichkeit voraus. Dabei be-
rücksichtigte die länderübergreifende Arbeitsgruppe
unter anderem drei verschiedene Varianten, sowohl
unter vollzuglichen Aspekten als auch unter Kos-
tenaspekten:

1. der gegenwärtige Zustand - Variante Status quo
Thüringen,

2. die Neuerrichtung zweier getrennter Justizvoll-
zugseinrichtungen in Thüringen und Sachsen und

3. die gemeinsame Errichtung einer neuen Voll-
zugsanstalt.

Dabei wurden die Baukosten und die Personalkos-
ten betrachtet. Das Ergebnis dieser Wirtschaftlich-
keitsuntersuchung, das in einem gemeinsamen Be-
richt „Untersuchung der Wirtschaftlichkeit eines ge-
meinsamen Neubaus einer Justizvollzugsanstalt“
dargestellt wurde, ergab insgesamt einen Vorteil für
die Errichtung einer gemeinsamen Justizvollzugs-
anstalt.

Meine Damen und Herren, damit möchte ich mich
Fragen 8 und 9 unter I aus dem heute zu beraten-
den Antrag zuwenden. Auf die Fragestellung nach
dem Flächenbedarf je Haftplatz und umbautem
Raum kann zum gegenwärtigen Entscheidungs-
stand nur pauschal eingegangen werden. Bei Ein-
zelhafträumen beträgt die Fläche mindestens 9 m2.
Bei Einzelhafträumen, bei denen eine Doppelbele-
gung im Sinn des § 18 Abs. 1 Satz 2 Strafvollzugs-
gesetz angeordnet werden kann, soll diese Fläche
hingegen mindestens 12 m2 betragen. Dies ent-
spräche auch den bisherigen Planungen von Neu-
bauten, wie zum Beispiel bei der Justizvollzugsan-
stalt Tonna und der Jugendstrafanstalt Arnstadt,

und wurde auch den bisherigen Überlegungen und
Absprachen mit Sachsen für die gemeinsame Jus-
tizvollzugsanstalt zugrunde gelegt. Dabei ist stets
entsprechend dem Rechtsanspruch auf Einzelun-
terbringung von einer Einzelbelegung, also grund-
sätzlich von 740 Einzelhafträumen, auszugehen.

Nun zu den Entschließungskosten:

(Zwischenruf Abg. Bergner, FDP: Erschlie-
ßung!)

- Erschließung, ja, ein Lapsus Linguae, Sie verzei-
hen. Die Erschließungskosten für die zuletzt in Be-
tracht kommenden Grundstücke in Zwickau-Pöhlau
und Marienthal, Gera-Aga und Großenstein wurden
einerseits vom sächsischen Immobilien- und Bau-
management für die beiden sächsischen Grund-
stücke und andererseits vom Thüringer Landesamt
für Bau und Verkehr für die beiden Thüringer
Grundstücke im Rahmen des sogenannten K1-Gut-
achtens nach der Richtlinie Bau ermittelt. Für die
sächsischen Grundstücke ermittelte das sächsische
Immobilien- und Baumanagement Erschließungs-
kosten von 1,15 Mio. € für Zwickau-Pöhlau bzw.
9,467 Mio. € für Marienthal. Die Kosten der Er-
schließung der Thüringer Grundstücke ermittelte
das TLBV mit 2,768 Mio. € für Gera-Aga bzw.
3,509 Mio. € für Großenstein.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich nun
zum Abschnitt II aus dem Antrag der FDP-Fraktion
kommen, der die Hinweise des Thüringer Rech-
nungshofs thematisiert. Ich möchte hier zunächst
auf die Fragen 1 bis 4 im Zusammenhang einge-
hen. Gestatten Sie mir aber zunächst, grundsätzlich
etwas zu den Vorhersagen oder Prognosen zukünf-
tiger Entwicklungen im Allgemeinen und den Be-
sonderheiten im Justizvollzug zu sagen. Eine Pro-
gnose, meine Damen und Herren, ist die Vorhersa-
ge von Ereignissen aufgrund theoretischer Modelle
und empirischer Beobachtungen in der Vergangen-
heit.

(Zwischenruf Abg. Bergner, FDP: Da sind wir
fast bei Valentin.)

Ja. Prinzipiell sind Prognosen immer bedingte Vor-
hersagen, da sie von jeweils zugrunde gelegten
Prämissen abhängig sind. Ich glaube, man muss
das mal so genau sagen. Bei jeder prognostischen
Betrachtung müssen daher auch die Folgen von
Abweichungen und die entstehenden Risiken be-
wertet werden. Besteht das Risiko einer zu hohen
Prognose in der Schaffung von Überkapazitäten
und entsprechendem finanziellen Mehraufwand,
führt eine zu niedrige Prognose zu stetiger Überbe-
legung der Justizvollzugsanstalten, in deren Folge
die Resozialisierung der Gefangenen und die inne-
re und äußere Sicherheit nicht in dem erforderli-
chen Maß gewährleistet werden kann. Das ist die
entscheidende Frage. Eine dauerhafte Überbele-
gung ist im Übrigen für Strafgefangene nach § 146
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Abs. 1 Strafvollzugsgesetz, für Jugendstrafgefange-
ne nach § 99 Abs. 2 und Abs. 3 Thüringer Jugend-
strafvollzugsgesetz und für Untersuchungsgefange-
ne nach § 77 Abs. 2 und Abs. 3 Thüringer Untersu-
chungsvollzugsgesetz rechtswidrig. Der Freistaat
Thüringen verfügt derzeit über sieben Justizvoll-
zugseinrichtungen, fünf Justizvollzugsanstalten, ei-
ne Jugendstrafanstalt und eine Jugendarrestan-
stalt. Aufgrund der nach § 145 Strafvollzugsgesetz
und § 77 Abs. 1 Thüringer Untersuchungsvollzugs-
gesetz, § 99 Abs. 1 Thüringer Jugendstrafvollzugs-
gesetz zum 31. August 2012 festgesetzten Bele-
gungsfähigkeit besteht derzeit insgesamt eine Haft-
platzkapazität von 2.000 Haftplätzen, worunter le-
diglich 984 Haftplätze für die Einzelunterbringung
zur Verfügung stehen, was bundesweit die schlech-
teste Einzelunterbringungsquote bedeutet. Diesen
Satz kann man nur unterstreichen. Unter der Vor-
aussetzung, dass die Entwicklung der Gefangenen-
zahlen in Anlehnung an den prognostizierten Bevöl-
kerungsrückgang erfolgt, ist es nach heutiger Ein-
schätzung allerdings vertretbar, die 501 wegfallen-
den Haftplätze in den Justizvollzugsanstalten Ho-
henleuben und Gera durch lediglich 370 neue Haft-
plätze zu ersetzen, so dass mit Inbetriebnahme ei-
ner neuen Justizvollzugsanstalt 1.300 moderne, be-
handlungsorientierte Haftplätze zur Verfügung ste-
hen. Als gesichert kann bei allen Unwägbarkeiten
allerdings gelten, dass über das Jahr 2017/2018
hinaus diese ca. 1.300 zum größten Teil Einzelhaft-
plätze in den neuen Justizvollzugsanstalten und der
Jugendstrafanstalt Arnstadt nicht ausreichen wer-
den, so dass die alten und teilweise sanierten Jus-
tizvollzugsanstalten Untermaßfeld und Goldlauter
auch über diesen Zeitpunkt hinaus mindestens bis
zum Jahr 2025 weiterzubetreiben sein werden. Der
Thüringer Rechnungshof vertritt nun die Auffas-
sung, das Thüringer Justizministerium habe den
Haftplatzbedarf überschätzt. Die angenommene
prognostizierte Gefangenenquote von mindestens
0,82 Promille, die ausschließlich rückblickend sta-
tistisch erfasst sei, werde zu hoch und erfasse nicht
die Bevölkerungszusammensetzung der Zukunft.
Der Thüringer Rechnungshof kommt zu dem
Schluss, dass eine Gefangenenquote von 0,80 Pro-
mille als Berechnungsgröße für die Zukunft ange-
messen sei. Danach sei auch ein wesentlich gerin-
geres Kontingent an Haftplätzen als durch das Jus-
tizministerium veranschlagt zu planen.

Meine Damen und Herren, das Justizministerium
teilt die Einschätzung des Rechnungshofs nicht, ich
betone ausdrücklich „nicht“. Gefangenenraten sind
nicht durch einen Faktor erklärbar.

(Beifall DIE LINKE)

Sie sind vielmehr das Resultat einer komplexen In-
teraktion verschiedener Ursachen. Es ist zwischen
externen Faktoren wie sozialen Umbruchs und
Transformationsprozessen, gesellschaftlichen Re-
formen, Veränderungen der wirtschaftlichen Rah-

menbedingungen, dem demografischen Struktur-
wandel und internen Faktoren wie Veränderungen
des Strafverfolgungssystems und der Kriminalpolitik
zu unterscheiden. Ferner gilt es, Faktoren zu be-
rücksichtigen, die dazwischen liegen und einen
moderierenden Einfluss ausüben können - Massen-
medien, öffentliche Meinung, allgemeine Politikströ-
mungen.

Mein Haus hat, um zumindest näherungsweise eine
Voraussage möglicher Gefangenenquoten und In-
haftiertenzahlen zu treffen, auf anerkannte Metho-
den, nämlich der empirischen Beobachtung der
Vergangenheit und der aktuellen Entwicklung auch
über die Grenzen Thüringens hinaus, zurückgegrif-
fen. In Thüringen unterlag der Anteil der Inhaftierten
in den letzten Jahren erheblichen, auf nicht demo-
grafischen Faktoren beruhenden Schwankungen.
Am 31. März 2000 befanden sich 0,76 Promille und
am 31. März 2006 0,95 Promille, bezogen auf die
Einwohnerzahl Thüringens, in Haft. Bis zum
31. März 2010 sank der Wert auf 0,82 Promille und
zeigt tendenziell derzeit wieder einen Anstieg an.
Bezogen auf den Jugendvollzug waren Werte zwi-
schen 0,09 Promille und 0,13 Promille zu verzeich-
nen. Das heißt, obwohl also die Einwohnerzahl in
Thüringen vom Jahr 2000 bis zum Jahr 2006 um
5 Prozent sank, stieg die Gesamtanzahl der Gefan-
genen im gleichen Zeitraum um 18,6 Prozent. Man
müsste diesen Satz zur Verdeutlichung fast noch
einmal vorlesen. Ab 2006 sank die Gefangenenzahl
demgegenüber überproportional zur Bevölkerungs-
entwicklung. In die Prognose ist daher über die be-
reits dargelegten vergangenen und gegenwärtigen
Entwicklungen hinaus auch ein Vergleich der Ge-
fangenenquoten der Länder eingeflossen. Im
Durchschnitt lag in den westlichen Flächenländern
der Anteil der Inhaftierten an der Bevölkerung zum
Stichtag 31. März 2009 bei 0,87 Promille, in den
neuen Ländern bei 0,84 Promille. Auch die aktuel-
len Erhebungen zeigen, dass die Anzahl der Inhaf-
tierten derzeit entgegen der Prognose des Thürin-
ger Rechnungshofs sich beinah auf dem Stand des
Jahres 2011 bewegt, haben Eingang in die Progno-
se gefunden.

Meine Damen und Herren, um eine größtmögliche
Transparenz und Vergleichbarkeit mit anderen Län-
dern zu ermöglichen, sind zu Berechnungszwecken
die Angaben aus statistischen Berichten des Thü-
ringer Landesamts für Statistik gewählt worden, die
allerdings Arrestanten und vorübergehend Abwe-
sende nicht berücksichtigen, zwei Gruppen, die je-
doch in aller Regel einen Haftplatz in Anspruch
nehmen. Unter Berücksichtigung dieser inhaftierten
Gruppen war die Gefangenenquote geringfügig um
ca. 0,01 bis 0,03 Promille höher. Letztlich haben wir
auch berücksichtigt, dass der Anteil der Jugendli-
chen und Heranwachsenden sinkt. Dass dies je-
doch nicht zwangsläufig zu einem Rückgang der
Gefangenenquoten führen muss, legt die Betrach-
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tung der Tatverdächtigenbelastungszahlen nahe.
Sie gibt Aufschluss darüber, ob die Kriminalitätsent-
wicklung gleichförmig mit der Demografieentwick-
lung verläuft oder ob es gegenläufige Tendenzen
gibt. Die polizeiliche Kriminalstatistik für den Frei-
staat Thüringen 2010 belegt, dass bis auf die Al-
tersgruppe der Kinder und bei den Jugendlichen mit
Ausnahme des Jahres 2009 in allen Altersgruppen
die Tatverdächtigungsbelastungszahl 2010 höher
liegt als in den Vorjahren. Die polizeiliche Kriminal-
statistik 2011 zeigt ferner mit Ausnahme der Ju-
gendlichen wieder in allen Bereichen eine Steige-
rung gegenüber dem Vorjahr.

Zusammenfassend lässt sich also feststellen, dass
die bereits jetzt ersichtlichen Abweichungen der tat-
sächlichen Entwicklung der demografischen Ent-
wicklung von der 12. Koordinierten Bevölkerungs-
vorausberechnung die Unterschiede der Gefange-
nenquoten in den Ländern und die Entwicklung der
Gefangenenquote in Thüringen in den letzten Jah-
ren dazu zwingen, eine breite Spanne der Entwick-
lung der Gefangenenzahlen zu berücksichtigen. Die
Berechnungen meines Hauses beruhen auf der
Prognose der 12. Koordinierten Bevölkerungsvor-
ausberechnung und berücksichtigen zusätzlich eine
Spanne der weiterhin in Betracht kommenden Mög-
lichkeiten der Entwicklung der Gefangenenquoten.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich ab-
schließend zu den prognostischen Betrachtungen
noch Folgendes sagen: Entgegen der Auffassung
des Thüringer Rechnungshofs basiert die durch das
Thüringer Justizministerium prognostizierte Gefan-
genenquote und des darauf ermittelten Haftplatzbe-
darfs nicht nur auf einer rein statistisch rückblicken-
den Erfassung. Obgleich alle aufgeführten Berech-
nungen im Bereich des Möglichen liegen, erscheint
die Annahme einer zukünftigen Gefangenenquote
von 0,82 Promille nicht nur angemessen am unters-
ten Level des gerade noch Vertretbaren.

So möchte ich nur noch auf eine Studie der schwei-
zerischen Vereinigung für Zukunftsforschung
„swissfuture“ hinweisen. Danach stieg die Alterskri-
minalität in den Jahren 1984 bis 2004 um 131 Pro-
zent. Nach alledem kann jegliche Berechnung, die
auf einer Projektion der derzeitigen Verhältnisse
beruht, nur vorläufig und unvollständig und, soweit
diese sehr niedrig ausfällt, im sicherheitsrelevanten
Bereich des Justizvollzugs sogar gefährlich sein.

Meine Damen und Herren, Thüringen hat ein aktu-
elles Justizvollzugskonzept. Lassen Sie mich kurz
seinen Werdegang schildern. Das Kabinett hat in
seiner 93. Sitzung am 20. Dezember 2011 mein
Haus beauftragt, dem Kabinett als Grundlage für ei-
ne endgültige Entscheidung über das Neubauvor-
haben einer gemeinsamen Justizvollzugsanstalt mit
dem Freistaat Sachsen ein Justizvollzugskonzept
vorzulegen. Das daraufhin in meinem Haus erstellte
Justizvollzugskonzept 2012 hat das Kabinett am

15. Januar 2013 zur Kenntnis genommen. Nach-
dem letztmalig im Oktober 2004 ein Justizvollzugs-
konzept erarbeitet worden war, wurde zunächst ei-
ne Bestandsaufnahme und Darstellung der derzeiti-
gen Situation unter Berücksichtigung der seit 2004
erheblich geänderten Rahmenbedingungen erfor-
derlich. Zu nennen sind dabei insbesondere die im
Rahmen der Föderalismusreform auf die Länder
übergegangenen Gesetzgebungszuständigkeiten
und die Entscheidungen des Europäischen Ge-
richtshofs für Menschenrechte und des Bundesver-
fassungsgerichts zur Sicherungsverwahrung. Zu
berücksichtigen war aber auch, dass § 18 Strafvoll-
zugsgesetz grundsätzlich die Einzelunterbringung
des Gefangenen während der Ruhezeit vorsieht.
Zwar gilt für Anstalten, deren Errichtung vor Inkraft-
treten des Strafvollzugsgesetzes begonnen wurde,
die Übergangsvorschrift des § 201 Nr. 3 Strafvoll-
zugsgesetz, nach der Gefangene auch während
der Ruhezeit gemeinschaftlich untergebracht wer-
den können. Das Gesetz stellt die Übergangsrege-
lung jedoch nur unter den Vorbehalt der räumli-
chen, personellen und organisatorischen Verhält-
nisse der Anstalt. Das Thüringer Justizministerium
war bisher wegen des Belegungsdrucks gezwun-
gen, bei der Festsetzung der Belegungsfähigkeiten
aller Altanstalten die Mehrfachbelegung von
Hafträumen zuzulassen. Ich bin der Ansicht, dass
36 Jahre nach Inkrafttreten des Strafvollzugsge-
setzes und 22 Jahre nach der deutschen Einheit
der in den letzten Jahren beschrittene Weg, Justiz-
vollzugsanstalten - namentlich Tonna und Arnstadt
- ausgerichtet an einem modernen, insbesondere
einzelplatzbezogenen Justizvollzug neu zu konzi-
pieren und zu errichten, konsequent weiterzuführen
ist.

(Beifall SPD)

Dazu ist der Neubau einer Justizvollzugsanstalt als
Ersatz für die unter vollzuglichen und wirtschaftli-
chen Aspekten nicht sanierungsfähigen Anstalten
Gera und Hohenleuben erforderlich.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich nun
zum Fragenkomplex III aus dem Antrag der FDP-
Fraktion kommen. Im Rahmen der Wirtschaftlich-
keitsanalyse wurden die Sanierungsmöglichkeiten
der JVA Hohenleuben und Gera untersucht. Maß-
stab für die Beurteilung können nur die baulichen
und strukturellen Anforderungen sein, die einen
modernen, zeitgemäßen und zukunftsorientierten
Justizvollzug ermöglichen. Die grundsätzlichen
Eckpunkte der baulichen Gestaltung habe ich Ihnen
schon im Zusammenhang mit den baulichen Anfor-
derungen an den Neubau der gemeinsamen JVA
dargelegt. Eine zu sanierende Justizvollzugsanstalt
muss den gesetzlichen Anforderungen während der
gesamten Nutzungsdauer entsprechen und wirt-
schaftlich gebaut sowie betrieben werden können.
Bei der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung wurden da-
her sowohl die gegenwärtigen allgemeinen Stan-

Thüringer Landtag - 5. Wahlperiode - 114. Sitzung - 22.03.2013 10913

(Staatssekretär Prof. Dr. Herz)



dards beim Bau von Justizvollzugsanstalten als
auch die erforderliche Einzelunterbringung berück-
sichtigt. Die JVA Gera ist geprägt durch die inner-
städtische Lage, welche immer wieder zu Proble-
men mit in der Nachbarschaft wohnenden Perso-
nen führt, aber auch zu Problemen beim Transport
von Gefangenen. Dies ist von besonderer Bedeu-
tung, weil sie unter anderem umlaufleitende Trans-
portbehörde für Gefangenensammeltransporte des
Freistaats Thüringen und zentraler Anlaufpunkt für
die Gefangenensammeltransporte aus Bayern,
Sachsen und Sachsen-Anhalt ist. Baulich ist die
JVA Gera dadurch geprägt, dass die Verwaltung,
die Aus- und Fortbildung der Gefangenen, die Ar-
beit der Gefangenen, aber auch die Unterbringung
der Gefangenen in einem Gebäude konzentriert ist.
Sport- und Freizeitmöglichkeiten gibt es nur sehr
eingeschränkt. Insgesamt sind nur 50 Haftzellen
vorhanden, die durchweg mehrfach belegt sind. Ein
zeitgemäßer Vollzug mit guten Sicherheitsstan-
dards ist so nicht möglich. Zudem ist die Anstalt in
weiten Teilen sanierungsbedürftig. Zurzeit ist die
Belegungsfähigkeit dieser Anstalt auf 149 Haftplät-
ze festgelegt. Um bei einer Sanierung der JVA Ge-
ra dem gesetzlichen Anspruch auf Einzelunterbrin-
gung nachkommen zu können, müsste das Haft-
platzangebot von 149 Plätzen auf 50 Plätze redu-
ziert werden. Das ist wirtschaftlich nicht vertretbar.

Die in der JVA Hohenleuben vorwiegend vorhande-
nen Gemeinschaftsräume können wegen des Alters
und des dadurch bedingten baulichen Zustands
und der begrenzten Kapazität sowie der bautech-
nisch beschränkten Umgestaltungsmöglichkeiten in
Anbetracht des Grundrisses der Arbeit nicht an die
Anforderungen eines zeitgemäßen Strafvollzugs
angepasst werden. Der Abriss des alten Haft-
hauses und ein Neubau von Unterbringungsmög-
lichkeiten wären zwingend erforderlich. Bedingt
durch die innerstädtische Zentrumslage inmitten ei-
nes Wohngebiets fehlt es an räumlichen Erweite-
rungsmöglichkeiten für das Grundstück, welche
notwendig wären, um eine zeitgemäße Bebauung
einschließlich einer 6 m hohen Umwehrungsmauer
realisieren zu können. Die vorhandene bebaubare
Grundstücksfläche reicht unter anderem wegen der
erforderlichen Zurücksetzung der Umwehrungs-
mauer und mehrerer notwendiger Erweiterungsbau-
ten sowie zur Schaffung von Freiflächen für Sport-
und Freizeitmöglichkeiten nicht aus. Im Rahmen
der Prüfung der Sanierungsmöglichkeiten erfolgte
zum Zweck des Vergleichs in der Wirtschaftlich-
keitsuntersuchung eine fiktive Berechnung der Sa-
nierungskosten für die Justizvollzugsanstalt Hohen-
leuben. Diese Kostenschätzung geht aufgrund der
baulichen und strukturellen Defizite und der einge-
schränkten Sanierungsfähigkeit zur Schaffung
moderner Einzelhafträume von einem Abbruch aller
Unterbringungsbereiche und dem Neubau von Haft-
häusern aus. Ungeachtet der zu geringen und un-
günstig geschnittenen Flächen ergibt die Kosten-

schätzung, dass eine Sanierung der JVA Hohenleu-
ben nicht kostengünstiger wird als der Neubau ei-
ner ähnlich großen Justizvollzugsanstalt. Die fiktiv
ermittelten Kosten für die Variante Status quo im
Rahmen der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung belau-
fen sich auf 76.863.000 € für 470 Haftplätze. Dem-
gegenüber berechnete der Sächsische Staatsbe-
trieb Immobilien- und Baumanagement für eine ge-
meinsame Justizvollzugsanstalt in Sachsen Bau-
kosten in Höhe von 130.700.000 €. Das entspricht
einem Thüringer Anteil von 65.350.000 €. Im Übri-
gen wurde aufgrund dieser Umstände bereits in der
Justizvollzugskonzeption der Landesregierung seit
2004 von einem Neubau im Ostthüringer Raum
ausgegangen und der Neubau einer Justizvollzugs-
anstalt in die Koalitionsvereinbarung von CDU und
SPD 2009 aufgenommen.

Meine Damen und Herren, die Kosten der Stillle-
gung der Justizvollzugsanstalten Hohenleuben und
Gera wurden bislang noch nicht verifiziert und hän-
gen auch wesentlich von der Nachnutzung ab, über
die zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch keine Aus-
sage getroffen werden kann. Diese Kosten spielen
in der Kostenvergleichsrechnung wegen der fehlen-
den Zukunftsfähigkeit der Anstalten aber keine ent-
scheidende Rolle. Nach Aufgabe der Anstalten
durch die Justiz ist zu prüfen, ob die beiden Justiz-
vollzugsanstalten von einer anderen Behörde benö-
tigt werden. Wenn nicht, werden die Anstalten, wie
bei anderen von der Landesverwaltung nicht mehr
benötigten Immobilien üblich, dem Landesbetrieb
THÜLIMA in das allgemeine Grundvermögen zum
Verkauf der Liegenschaften übertragen.

Meine Damen und Herren, unter Nummer III.6 ihres
Antrags thematisiert die FDP-Fraktion schließlich
die Frage, in welchen Justizvollzugsanstalten gege-
benenfalls ähnliche Situationen bestehen. In keiner
anderen Justizvollzugsanstalt besteht bezüglich
leerstehender Gebäude eine ähnliche Situation wie
in der Justizvollzugsanstalt Hohenleuben. Sollte mit
der diesbezüglichen Fragestellung aber eine soge-
nannte Nachverdichtung oder Erweiterung beste-
hender Anstalten gemeint sein, so wird dies zur
Deckung des künftigen Haftplatzbedarfs als unge-
eignet erachtet. Ein moderner, zeitgemäßer und auf
umfassende Resozialisierung orientierter Justizvoll-
zug erfordert nun einmal neben der inhaltlichen
Ausgestaltung und der personellen Sicherstellung
auch die baulich-strukturellen Voraussetzungen zur
Schaffung der notwendigen Behandlungsatmo-
sphäre. Dies gebieten auch die Gestaltungsgrund-
sätze gemäß § 143 Strafvollzugsgesetz. Diese ge-
setzliche Vorgabe macht deutlich, dass die Errei-
chung des Vollzugsziels auch von der Gestaltung
der Anstalt abhängig und die Gestaltung der Justiz-
vollzugsanstalt in erster Linie danach vorzunehmen
ist, wie sie die Resozialisierung bewirkt. Im Übrigen
wäre auch eine heimatnahe Unterbringung der Ge-
fangen aus dem Ostthüringer Raum nicht mehr ge-
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währleistet. Zudem fehlt es einerseits an Erweite-
rungsflächen und andererseits lassen die naturge-
mäß beschränkten Kapazitäten jeder Anstalt, bei-
spielsweise in der Küche, in der Ver- und Entsor-
gung mit Wasser, Strom, Telekommunikation und
Heizung, Besuchsräume, Archiv, Vollzugsge-
schäftsstelle, Freizeit- und Arbeitsmöglichkeiten
etc., eine Erweiterung nicht ohne Weiteres zu, zu-
mal die Justizvollzugsanstalten Goldlauter und Ton-
na in den zurückliegenden Jahren bereits eine
Nachverdichtung zum Zweck der Schaffung von
Haftplatzkapazitäten erfahren haben.

Meine Damen und Herren, ich fasse daher zusam-
men: Eine Nachverdichtung der bestehenden An-
stalten steht den oben dargestellten allgemeinen
und rechtlichen Grundsätzen entgegen und würde
die ohnehin bestehenden baulich-strukturellen Defi-
zite der bestehenden Anstalten noch verstärken.

Abschließend noch drei Sätze zu den Nummern IV
und V des Antrags der FDP-Fraktion: Die Landes-
regierung ist gern bereit, den zuständigen Aus-
schüssen zu berichten, wie sie mit der Stellungnah-
me des Thüringer Rechnungshofs umgeht. Eine
weitere Inaugenscheinnahme der Justizvollzugsan-
stalten in Ostthüringen durch mein Haus, wie unter
Nummer V des Antrags gefordert, ist jedoch nicht
erforderlich. Ich lade aber die Mitglieder des Justiz-
und Verfassungsausschusses gern erneut zu ei-
nem Besuch in die JVA Gera und die JVA Hohen-
leuben ein, um sich ein aktuelles Bild vor Ort zu
machen. Vielen Dank.

(Beifall CDU, SPD)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank, Herr Staatssekretär. Bevor wir in die
Aussprache und Beratung eintreten, gestatten Sie
mir folgenden Hinweis: Gemäß § 29 Abs. 1 unserer
Geschäftsordnung werden Beratungen zu Berich-
ten der Landesregierung grundsätzlich in langer, al-
so doppelter Redezeit behandelt. Ich frage: Wer
wünscht die Beratung zum Sofortbericht zu Num-
mer I, II und III des Antrags? Die Fraktionen der
CDU, der FDP, der SPD und die Fraktion DIE LIN-
KE. Auf Verlangen dieser Fraktionen treten wir nun
in die Beratung ein. Gleichzeitig führen wir dazu die
Aussprache zu den Nummern IV und V des Antrags
durch.

Als Erste hat sich Frau Sabine Berninger von der
Fraktion DIE LINKE zu Wort gemeldet.

Abgeordnete Berninger, DIE LINKE:

Meine sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte
Damen und Herren, herzlichen Dank, Herr
Prof. Dr. Herz, für die Einladung. Ich denke, wir
werden im Justizausschuss miteinander ins Ge-
spräch kommen, ob wir sie annehmen möchten.

Meine Damen und Herren, der vorliegende Antrag
der FDP wirkt beim Lesen wie eine Zusammenfas-
sung mehrerer Kleiner oder Mündlicher Anfragen,
nur dass die Fraktion statt der schriftlichen Beant-
wortung eine mündliche haben möchte und die Be-
ratung des Berichts im Ausschuss fortsetzen möch-
te. Um solche Fragen beantwortet zu bekommen,
mein sehr geehrter Herr Bergner, braucht man
einen solchen Plenumsantrag meines Erachtens
nicht zu stellen.

(Beifall CDU, DIE LINKE)

Ich finde, das ist schon ein Stück weit ein
Missbrauch dieser Form der parlamentarischen Be-
fassung. Wenn schon ein Antrag - bitte? -

(Zwischenruf Abg. Bergner, FDP: Was ande-
res ist Ihnen wohl nicht eingefallen?)

an das Landtagsplenum - Herr Bergner, reagieren
Sie doch nicht gleich eingeschnappt, ich muss auch
manchmal Kritik von Ihnen einstecken -, dann auch
und vor allem um gesellschaftspolitisch und poli-
tisch-konzeptionell weiterreichende Fragen zu de-
battieren und eigene Positionen deutlich zu ma-
chen. Eine eigene inhaltliche Position Ihrer Fraktion
lässt sich, wenn überhaupt, aber nur sehr schwer
aus dem Antrag herauslesen. Grundaussage ist ei-
gentlich: Die Tatsachengrundlage für die Entschei-
dung und das weitere Vorgehen in Sachen JVA-
Neubau muss geklärt werden. Nun müssen wir ein-
fach mal auf die vergangenen Monate zurück-
blicken. Wir haben das mal versucht und mindes-
tens 12 Gelegenheiten gefunden, Kleine Anfragen,
Mündliche Anfragen, Selbstbefassungen im Justiz-
ausschuss, in denen die Landesregierung, also ent-
weder Herr Dr. Poppenhäger oder Herr
Prof. Dr. Herz, zu dem angefragten Sachverhalt
rund um den Neubau der JVA berichtet hat. Es sind
einige der Fragen in Ihrem Antrag längst beantwor-
tet - auch öffentlich beantwortet. Es hat mehr als
genug Gelegenheiten gegeben und eine ausrei-
chende Zeitspanne

(Zwischenruf Abg. Bergner, FDP: Und das
genügt Ihnen?)

- ich weiß nicht, wem das genügt, was diese Frage
soll. Wenn ich eine Antwort schon habe, wozu
brauche ich sie denn zweimal?

(Zwischenruf Abg. Bergner, FDP: Wenn Ih-
nen diese Antworten genügen, ist das auch
eine Aussage.)

Es gab ausreichend Gelegenheit, die Fragen im
vorliegenden Antrag a) anderweitig auch zu stellen
bzw. b) hat es schon Antworten gegeben. Wenn die
Fraktion der FDP nicht zufrieden damit ist, wie sie
beispielsweise, ich denke, es war im November-
oder Dezemberplenum in der Fragestunde, nicht
rumgekommen ist, dass Sie der Letzte waren, der
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die Fragen eingereicht hatte und damit waren die
dann schon beantwortet, das

(Zwischenruf Abg. Bergner, FDP: Kommen
Sie mal zum Thema.)

ist noch lange kein Grund, dann hier das Plenum
mit einem solchen Antrag zu beschäftigen. Sie wer-
den schon mich und gegebenenfalls die Präsidentin
entscheiden lassen müssen, ob das, was ich hier
rede, zum Thema ist. Wenn ich nicht zum Thema
rede, wird Frau Präsidentin mich schon korrigieren,
denke ich.

Dass die beiden Anstalten Hohenleuben und Gera
geschlossen werden müssen, ist schon seit der
4. Wahlperiode als Tatsache in der Diskussion, weil
gerade mit Blick auf Hohenleuben - und das ken-
nen Sie sicher schon länger, als Sie hier im Land-
tag sitzen - und auf die ausgedehnte Mehrfachbele-
gung ein Weiterbetrieb mit einer Ausnahmerege-
lung angesichts der tatsächlich geltenden Stan-
dards - und die sind eben noch mal aufgezählt wor-
den - nicht mehr vertretbar ist.

(Beifall DIE LINKE)

Für die JVA Gera, eine Haftanstalt in einer ehemali-
gen Brauerei im Stadtgebiet, gilt das genauso. Der
Neubau wurde immer mit „Ersatz für“ begründet.
Dass beide Anstalten auch durch Umbau und
Modernisierung nicht zu retten sein würden, ist
schon länger klar. Warum das der Landesrech-
nungshof nicht bemerkt hat, erschließt sich mir bis-
her nicht. Die Bediensteten hatten auch schon län-
ger Zeit, sich darauf einzustellen, dass es deutliche
Veränderungen in ihrem Berufsalltag geben wird.
Wir haben im Januar erfahren, dass das Ministeri-
um die Bediensteten bzw. die Personalvertretungen
in Personalversammlungen formal und offiziell am
15. Januar wohl unterrichtet hat und über die
Standortentscheidung informiert hat. Davor, wurde
uns im Ausschuss gesagt, sei der Hauptpersonalrat
regelmäßig informiert worden. Die Fraktion DIE
LINKE hat da schon viel früher Kritik laut werden
lassen und eine umfassendere Einbeziehung der
Betroffenen gefordert, und zwar nicht nur in dem
Sinne, dass sie über Entscheidungen informiert
werden, sondern dass sie tatsächlich in Planungs-
vorgänge einbezogen werden und damit auch ihre
kritischen Wertungen und auch Alternativvorschlä-
ge und ihr fachliches Know-how einbringen können.

Die angeführten parlamentarischen Aktivitäten seit
2011, Herr Bergner, zeigen, dass der Justizaus-
schuss und auch die interessierten Abgeordneten
kontinuierlich am Thema dran gewesen sind, wenn
wir auch beispielsweise im Ausschuss häufig mit
Fragen bei der Landesregierung nachbohren muss-
ten, um auch wirklich Antworten zu kriegen, die wir
wissen wollten. Schon in der Antwort zur Anfrage
zum Standort Altenburg - das ist eine aus dem Au-
gust 2011 - sind Bewerberstandorte und Kriterien

genannt worden. In der Antwort 2012 im Januar zu
Entscheidungskriterien - da gab es zwei Anfragen -
sind ziemlich detaillierte Angaben zu Art und Ge-
wichtung dieser Kriterien gemacht worden. Dann
haben wir als Nächstes Infos in der Justizaus-
schuss-Sitzung am 25.04.2012 bekommen; da war
noch mein Kollege Hauboldt im Justizausschuss für
uns. Weitere Details gab es dann in der Aus-
schussberatung am 18. Januar 2012. Unter ande-
rem wurde dort umfangreich über Nachnutzungen
der zur Schließung anstehenden Standorte gespro-
chen. Hinsichtlich der genauen Details zu den tech-
nischen Daten, wie der zugrunde gelegten Haft-
platzgröße und den Anforderungen an die Bauge-
staltung, hat das Justizministerium auf verschiede-
ne Gutachten verwiesen. Es hat wohl einen 14-Kri-
terien-Katalog gegeben; über den wurde der Land-
tag im Januar 2012 informiert und ein sogenanntes
K1-Gutachten wurde am 16. Januar dieses Jahres
im Ausschuss angesprochen. Das politische Pro-
blem ist eher, dass der Fachausschuss, obwohl die
komplexe Debatte das eigentlich erfordert hätte,
diese detaillierten Materialien, die dem Entschei-
dungsprozess dienten, nicht bekommen hat. Viel-
leicht haben wir nicht dolle genug nachgefragt, aber
das ist schon zu kritisieren und möglicherweise
muss ich da auch einfach mit mir ein bisschen kri-
tisch umgehen und beim nächsten Mal doller nach-
fragen.

(Beifall CDU)

Die Fragefülle des Antrags vermittelt ein ganzes
Stück den Eindruck, dass Thüringen wegen eines
mehr oder weniger unseriösen Auswahlverfahrens
den Kürzeren gezogen habe. Trotz ständiger The-
menbefassung vermittelt der Antrag den Eindruck
mangelnder Transparenz. Aber es darf auch nicht,
Herr Bergner, übersehen und verschwiegen wer-
den, dass möglicherweise auch die Bürgerproteste
an den aussichtsreichsten Thüringer Standorten,
zum Teil unterstützt von kommunalen Gremien, die
ihre ursprünglichen Beschlusslagen geändert hat-
ten, die Aussichten für Thüringen verschlechterten.

Man könnte den Antrag zum Anlass nehmen - und
die Landesregierung hat das in ihrem Sofortbericht
zumindest ansatzweise getan -, jetzt hier über das
Thüringer Justizvollzugskonzept, das uns ja im Ja-
nuar, glaube ich, vorgelegt wurde, zu debattieren.

Meine Damen und Herren, ich finde aber, das wür-
de den Antrag aufwerten. Wenn Sie wollen, kann
ich zum Justizvollzugskonzept sprechen, aber ich
halte den Anlass hier nicht für den richtigen.

Ich will noch mal was zum Thema Landesrech-
nungshof kurz sagen und dann aber auch schon
zum Ende kommen. Die Landesregierung hat im-
mer wieder, zuletzt in ihren Ausführungen am
6. Februar dieses Jahres, betont, dass auch schon
in der Vergangenheit die Frage der Ertüchtigungs-
fähigkeit der Thüringer Justizvollzugsanstalten aus-
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führlich geprüft wurde und dass diese Prüfung für
Hohenleuben und Gera und auch Untermaßfeld
und Goldlauter, gemessen an den modernen Voll-
zugsstandards, negativ ausgefallen ist. Vielleicht
kann man diese Prüfunterlagen auch mal als Aus-
schussmitglieder bekommen, Herr Prof. Dr. Herz.

Abgesehen von der Frage, ob Landesrechnungshö-
fe mit ihren Berichten aktive Fachpolitik über den
Finanzbereich hinaus betreiben sollten, möchte ich
noch einmal wenigstens sagen, dass der Bericht
des Landesrechnungshofs nach unserer Meinung
auch inhaltliche Schwächen aufweist. Er hat bei der
Prüfung, ob neue Haftplätze notwendig sind, außer
Acht gelassen, dass geltende Vollzugstandards ein-
zuhalten sind. Wir als Fraktion lehnen es aber ab,
Haftanstalten wie Hohenleuben, Gera, Untermaß-
feld und Suhl-Goldlauter noch auf Jahre - und das
würde ja so kommen, bauten wir jetzt nicht neu -
als rechtlich eigentlich nicht mehr zulässige Aus-
nahmen zu betreiben. Da könnten wir wahrschein-
lich schon das Datum festsetzen, wann wir die
nächste Rüge von welcher Kommission auch im-
mer bekommen wollen, denn diese Justizvollzugs-
anstalten stehen mit ihren baulichen Mängeln, die
auch durch Umbauten nicht behebbar sind, da
muss ich die Prüfunterlagen gar nicht lesen, das
weiß ich - Hohenleuben habe ich selber schon ge-
sehen, in Gera war ich noch nicht, aber da vertraue
ich meinem Kollegen Hauboldt, der dort war, und
der Strafvollzugskommission -, diese JVAen stehen
mit diesen baulichen Mängeln der Umsetzung eines
modernen Justizvollzugskonzepts im Weg und da-
zu sagt der Thüringer Landesrechnungshof nichts,
obwohl das das Kernthema bei dieser Thematik ist.
Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank. Für die CDU-Fraktion hat Abgeordne-
ter Scherer das Wort.

Abgeordneter Scherer, CDU:

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen,
zunächst mal kann ich mich der Kritik der Kollegin
Berninger in Richtung, lieber Herr Bergner, nur an-
schließen. Also uns hier mit so etwas zu beschäfti-
gen, es ist ja schön, dass man hier über alles reden
kann, aber hier einen Fragenkatalog abzuliefern
und sich mündlich beantworten zu lassen, von dem
dann hinterher wahrscheinlich im Ausschuss noch
einmal alles nachgefragt wird, weil Sie es jetzt nicht
richtig mitgekriegt haben, das ist schon ein starkes
Stück

(Beifall CDU, SPD)

und kostet uns hier, ich sage mal, Lebenszeit. Jetzt
kurz noch zur Sache.

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Er muss
eigentlich eine Woche ins Gefängnis in eine
Justizvollzugsanstalt.)

Es sind viele Fragen gestellt worden, aber wichtig
ist doch eigentlich ein anderer Ausgangspunkt oder
ein anderer Grundsatz, nämlich ein Vollzugskon-
zept und die Grundsätze eines modernen Strafvoll-
zugs. Das heißt, Maßnahmen der Resozialisierung,
der Wiedereingliederung, natürlich auch des Schut-
zes der Allgemeinheit und, nicht zu vergessen,
auch der Sühne. Die Frage ist, wie ein modernes
Vollzugskonzept auszusehen hat, was getan wer-
den muss um es umzusetzen. Das ist die richtige
Herangehensweise und nicht das schlichte Zusam-
menzählen von Haftplätzen.

Modernes Vollzugskonzept heißt: 1. Resozialisie-
rung, Verhindern weiterer Straftaten und das steht
in § 2 des Strafvollzugsgesetzes auch so drin. Der
Gefangene soll fähig werden, künftig in sozialer
Verantwortung ein Leben ohne Straftaten zu füh-
ren. Der Vollzug dient auch dem Schutz der Allge-
meinheit vor weiteren Straftaten. Dann kommt noch
ein wichtiger § 3, schädlichen Folgen des Freiheits-
entzuges ist entgegenzuwirken. Der Vollzug ist dar-
auf auszurichten, dass er den Gefangenen hilft,
sich in das Leben in Freiheit einzugliedern. Das
sind die Grundsätze, von denen auszugehen ist,
wenn man überlegt, wie eine JVA auszusehen hat
und ob unsere JVAen, so wie sie im Moment sind,
diesem Anspruch gerecht werden. Da kann man für
Hohenleuben und für Gera ohne Weiteres sagen,
dass beide diesem Anspruch natürlich nicht gerecht
werden und nicht geeignet sind, diese Ziele zu er-
reichen.

Da ist zum Beispiel einer der wichtigen Punkte, um
Resozialisierung zu erreichen, auch im Gefängnis
ein Mindestmaß an Privatsphäre zu gewährleisten.
Wer die Situation in Hohenleuben kennt, wo zum
Teil sechs Mann in einer Zelle sitzen, der weiß,
dass es unerträglich ist und unzuträglich für eine
Resozialisierung, auch für die Persönlichkeitsent-
wicklung. In der Presse konnte man schon ver-
schiedentlich lesen, was in solchen Bereichen dann
alles passieren kann. Es ist auch keine gute Vor-
aussetzung, um später für das Leben in der Freiheit
wieder die richtigen Ansätze zu finden.

Gera und Hohenleuben - es ist aus meiner Sicht
überhaupt nicht zweifelhaft, dass man es braucht,
und zwar brauchen wir eine neue Anstalt, die alten
umzubauen bringt gar nichts. Ich kenne noch die
Beschwerden der Anwohner von früher, die in der
Nähe der Anstalt in Gera wohnten. Das war immer
ein Hickhack, hin und her, weil die sich belästigt
fühlten. Dieses Gefängnis kann man so auch nicht
umbauen und genauso wenig kann man Hohenleu-
ben umbauen.

Vielleicht noch einen Satz zu den Haftplätzen: Da
gibt es die Beratungen des Rechnungshofes dazu,
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Kollegin Berninger hat vorhin schon das Richtige
dazu gesagt. Beratung stand oben drüber, aber es
war eigentlich keine Beratung, es war etwas ganz
anderes, und zwar in einem Zusammenhang, der
mir jedenfalls zeigt, dass nicht tiefgründig darüber
nachgedacht worden ist, als man diese sogenannte
Beratung geschrieben hat. Natürlich gibt es Pro-
gnosen zur Bevölkerungsentwicklung und wie die
für die nächsten 20 Jahre aussehen, das wissen wir
alle. Aber es gibt auch Erkenntnisse aus dem Straf-
bereich, gerade aus dem gerichtlichen Bereich,
dass sich die Verurteilungen eben nicht parallel zur
Bevölkerungsentwicklung entwickeln. Die strafge-
richtlichen Verurteilungen sind in den letzten
zehn Jahren konstant zwischen 17.000 und
19.000 Verurteilungen im Jahr geblieben. Wenn
man dann noch sieht, dass ungefähr 45 Prozent al-
ler Straftaten nicht altersgebundene Vermögensde-
likte sind, da komme ich auf das zurück, was Sie,
Herr Staatssekretär, vorhin gesagt haben, dass
auch die Alterskriminalität am Zunehmen ist, und
das passt ja auch zusammen, da kann man nicht
einfach mit Bevölkerungsberechnungszahlen nach-
rechnen und sagen, deshalb brauchen wir entspre-
chend weniger Haftplätze, ganz zu vergessen von
den schlechten - schlecht will ich wieder zurückneh-
men - von den Haftanstalten, die wir sonst haben,
bei denen zu befürchten ist, dass uns da in ein paar
Jahren der Europäische Gerichtshof oder wer auch
immer sagt, dass auch dort die Haftbedingungen
nicht zuträglich sind bis hin zu rechtswidrigen Haft-
bedingungen, die dann am Schluss noch für das
Land zu Schadenersatzpflichten führen.

Zwischenergebnis: Die neue JVA ist erforderlich
und es macht auch Sinn, sie als Gemeinschaftspro-
jekt mit Sachsen zu verwirklichen.

Jetzt noch ein bisschen Wasser in den Wein: Es
bleiben natürlich aber noch Fragen übrig zur Art
und Weise wie das Ganze betrieben worden ist. Es
bleiben die Fragen zur Standortwahl. Wenn sich
das mit dem Bauplatz vielleicht am Schluss doch
nicht so ergibt, wie es im Moment aussieht, hat
Thüringen ja doch noch eine Chance und das wäre
der Appell in Richtung Justizministerium sich anzu-
strengen, vielleicht kommt dann Thüringen doch
noch zur Haftanstalt.

Das zweite Thema, wo auch aus meiner Sicht Kritik
angebracht ist - es klang ja vorhin auch schon an -
ist das Strafvollzugskonzept. Auch da hätten wir
uns gewünscht, dass etwas mehr mit uns geredet
wird, und zwar im Ausschuss, weil das Reden hier
ist zwar auch ganz schön, aber man kann nicht hin-
terher diskutieren bzw. man muss im Ausschuss
noch einmal ganz von vorn anfangen. Danke
schön.

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank. Für die FDP-Fraktion hat Abgeordne-
ter Bergner das Wort.

Abgeordneter Bergner, FDP:

Vielen Dank. Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, eine kleine Bemerkung vor-
weg: Als wir uns gestern darauf verständigt hatten,
den Tagesordnungspunkt 10 auf heute zu verschie-
ben, wurde das damit begründet, dass gestern der
zuständige Minister nicht anwesend sein konnte.
Ich finde es vom Minister nicht sehr fair, dass er da
immer seinen Staatssekretär ins Feuer schickt.

(Unruhe CDU, SPD)

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Was denn für
ein Feuer?)

Meine Damen und Herren, wir haben Ihnen heute
einen Antrag zur gemeinsamen Justizvollzugsan-
stalt Westsachsen/Ostthüringen vorgelegt, einen
Antrag, der nach der Serie von Pleiten, Pech und
Pannen im Zusammenhang mit der Standortwahl
für eine neue gemeinsame Justizvollzugsanstalt mit
Sachsen völlig zu Recht - und ich betone, völlig zu
Recht - Fragen stellt und ein sorgfältigeres Vorge-
hen einfordert, als das bisher erkennbar war.

(Beifall FDP)

Die Serie von Pleiten, Pech und Pannen begann
damit, dass den Standortbewerbern unzutreffende
Eingangsdaten angegeben wurden, nicht nur die
beißende Kritik des Rechnungshofs, die ich ernster
nehme, Herr Staatssekretär, spricht von geringeren
Belegungszahlen; auch die Landesregierung selbst
hat ihre Zahlen nach unten korrigieren müssen,
wenn auch moderater. Ein Umstand, der meines
Erachtens bei einem ordentlichen Ausschreibungs-
verfahren geradezu zwingend zur Aufhebung der
Ausschreibung führen müsste. In das Bewertungs-
verfahren ging nach Auskunft des Justizministers
und heute auch Ihrer Person eine Bewertungsma-
trix ein, von der allerdings nur geredet wurde, an-
statt sie transparent und prüfbar darzulegen. Ich
glaube, das wäre das Mindeste gewesen, das auch
im Ausschuss vorzulegen.

(Beifall FDP)

Und nachdem bis auf Aga und Großenstein alle
Thüringer Standorte verworfen wurden, stellte der
Justizminister verdutzt fest, dass dort mit erhebli-
chem Widerstand in der Bevölkerung auf einmal zu
rechnen war. Ja mein Gott, da muss ich die Frage
stellen: Klärt man so was nicht vorher, bevor man
aus der Nummer nicht wieder rauskommt?

(Beifall FDP)

Ich habe damals als ehrenamtlicher Bürgermeister
vor der Bewerbung der Stadt Hohenleuben eine
Einwohnerversammlung einberufen und mir das
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Votum der Bürger geholt. Und bei uns waren selbst
Mitbürger für den JVA-Standort, die sonst sehr,
sehr kritisch auftreten. Ich glaube, das hätte man
auch an anderen Standorten so klären und regeln
können. Als wir für meine Begriffe vorzeitig aus
dem Bewerbungsverfahren geworfen wurden, habe
ich mich dennoch nicht als schlechter Verlierer ge-
riert, sondern ich bin in Aga mit in der Einwohner-
versammlung gewesen, um für nunmehr diesen
Thüringer Standort zu werben, im Wissen darum,
was ein solcher Standort in der Region für Arbeits-
plätze, für Investitionen, für Aufträge und für die Be-
völkerungsentwicklung bedeutet. Ich muss geste-
hen, dass ich entsetzt war, als ich feststellen muss-
te, wie schlecht das Feld vorbereitet war. Wer eige-
ne Standorte ins Aus schießt, ohne vorher zu klä-
ren, wie die Situation in den verbleibenden ist, darf
sich nicht wundern, wenn die Frage nach der Pro-
fessionalität seines Herangehens gestellt wird, und
das ist auch ein Teil dessen oder der Begründung
dessen, warum wir jetzt, hier und heute noch ein-
mal deutlich fragen.

(Beifall FDP)

In der Folge wurden Nachfragen verschiedener Mit-
glieder dieses Hohen Hauses durch das Justizmi-
nisterium, ich sage mal, flüchtig bis zunehmend ge-
nervt behandelt. Ich rieb mir dann schon erstaunt
die Augen, als am 22. Dezember, Herr Staatssekre-
tär, die „Ostthüringer Zeitung“ berichtete, die Ent-
scheidung für den Standort Zwickau sei gefallen.
Nanu, dachte ich, sollte ich darüber nicht als Mit-
glied des Justizausschusses informiert sein? Ich
gestehe, mein Vertrauen in die Informationspolitik
des Ministers bekam neue massive Risse. Immer-
hin schon am 16. Januar 2013, also nur schlappe
25 Tage nach dem Artikel in der „Ostthüringer Zei-
tung“, fühlte das Ministerium sich bemüßigt, die
Ausschussmitglieder zu informieren. Noch nicht in-
formiert waren wir zu dem Zeitpunkt zur Frage des
Grundstückseigentums. Das erfuhren wir dann wie-
derum kurz nach der Ausschuss-Sitzung aus der
Presse.

(Zwischenruf Abg. Koppe, FDP: Immerhin.)

Auch das war, vorsichtig formuliert, alles andere als
vertrauensfördernd, Herr Staatssekretär.

(Beifall FDP)

Diskutiert über den Fakt haben wir bereits im Janu-
ar-Plenum und ich wiederhole hier meine Auffas-
sung, dass zumindest Bauerlaubnisverträge vor der
Kabinettsentscheidung erforderlich gewesen wären
und dass ich von unserem Justizministerium erwar-
tet hätte, solche Grundlagen vor der Entscheidung
zu prüfen. Ich sage mal, dass die anderen die Zipfel
gefasst haben, kann ich nachvollziehen, kann ich
verstehen. Ich will nicht verhehlen, dass nach die-
ser Fülle in meinen Augen mangelnder Professio-
nalität natürlich auch meine Zweifel gewachsen

sind, inwieweit insgesamt nicht sorgfältig genug ge-
arbeitet worden sein könnte. Als Ingenieur habe ich
die Erwartungshaltung, dass bei Entscheidungen
solcher Tragweite und vor allem eines solchen In-
vestitionsvolumens gründliche Variantenvergleiche
geführt worden sind. Da reicht es nicht, einfach nur
zu behaupten, die Justizvollzugsanstalten Gera und
Hohenleuben entsprächen nicht den Bedingungen
einer modernen Haftanstalt und man müsse unbe-
dingt auf der grünen Wiese bauen. Um nicht falsch
verstanden zu werden, meine Damen und Herren,
die Haftbedingungen in den genannten Anlagen
zeigen deutlichen Handlungsbedarf, das stelle ich
überhaupt nicht in Abrede, habe ich auch nie getan.

(Beifall FDP)

Doch die Verantwortung gegenüber den Steuerzah-
lern, die Verantwortung gegenüber den Bedienste-
ten und ihren Familien, die Verantwortung gegen-
über der Umwelt, nebenbei gesagt, gebietet es,
sorgfältig zu prüfen, ob man Ersatzneubauten auf
den bestehenden Flächen errichten kann, die den
Anforderungen genügen. Ich hätte mir an der Stelle
auch die Unterstützung der Ausschussvorsitzenden
gewünscht, dass genau diese Dinge gründlich ge-
prüft werden, gründlich untersucht werden. Ich neh-
me kein Ergebnis vorweg, das will ich an der Stelle
auch ganz deutlich sagen, aber wir sind es einfach
auch schuldig, diese Dinge sauber und ordentlich
zu prüfen.

(Beifall FDP)

Ich hatte mir da auch etwas mehr Respekt ge-
wünscht vor den Aussagen des Bundes der Straf-
vollzugsbediensteten, übrigens eine Gewerkschaft.
Ich sage Ihnen, auch nach dem heutigen Vortrag
habe ich nicht den Eindruck, dass diese Untersu-
chungen hinreichend ernsthaft geführt worden sei-
en. Zumindest in Hohenleuben kenne ich die Ver-
hältnisse. Ein Blick auf Google Maps zeigt auch oh-
ne Geheimnisverrat, dass bei vollem Weiterbetrieb
der Anstalt ein Ersatzneubau am Nord- und am
Ostende des Freihofs möglich wäre, dass darüber
hinaus justizeigene Flächen außerhalb der Umweh-
rung für Erweiterungsmöglichkeiten zur Verfügung
stehen. Für den derzeitig ebenfalls dort befindlichen
offenen Vollzug gäbe es Alternativmöglichkeiten,
die ich auch gern im Justizausschuss ansprechen
würde. Ich beantrage natürlich die Behandlung un-
seres Antrags im Justizausschuss.

Sie haben in Ihren Darlegungen heute, Herr Staats-
sekretär, davon gesprochen, dass es ein K1-Gut-
achten gäbe, und haben auch erläutert, dass ein
K1-Gutachten etwa der Leistungsphase 1 nach
HOAI entspricht. Das ist eine Grundlagenermitt-
lung. Das ist noch nicht mal eine Vorplanung. Ich
sage Ihnen eines, meine Damen und Herren, ich
habe als Ingenieur in meinem Leben in 20 Berufs-
jahren viele Kostenschätzungen, Kostenberechnun-
gen gemacht und weiß auch so ein bisschen, wo a)
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Fallstricke liegen und wo b) die Möglichkeiten lie-
gen, Kosten so zurechtzurechnen, wie man sie für
eine Entscheidung haben will. Auch das gehört zur
Ehrlichkeit.

(Beifall FDP)

Ich glaube, dass deswegen ein Leistungsstand, der
einer Leistungsphase 1 entspricht, als Grundlage
für eine Investitionsentscheidung von über
60 Mio. € in keiner Weise ausreichend sein kann, in
keiner Weise akzeptabel sein kann und auch in kei-
ner Weise unserer Sorgfaltspflicht entsprechen
kann.

(Beifall FDP)

Sagen Sie mir bitte nicht, dass dafür kein Geld da
wäre. Wer über 65 Mio. € in eine neue JVA stecken
will, der muss auch das Geld für einen soliden Vari-
antenvergleich haben.

(Beifall FDP)

Das Land verfügt, nebenbei gesagt, auch über ein
personell und technisch gut ausgestattetes und ver-
siertes Landesamt für Bau und Verkehr, das sicher-
lich die Kompetenz für einen soliden Variantenver-
gleich hätte.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich sage
Ihnen, wenn Sie in Ihren Aussagen so sicher wä-
ren, wie es auch in anderen Reden anklang, dann
müssten Sie ein vitales Interesse daran haben, un-
sere Fragen exakt, und zwar mit Fakten untersetzt,
zu beantworten, im Detail, damit diese bestehen-
den Zweifel grundlegend ausgeräumt werden kön-
nen.

(Beifall FDP)

Ich sage Ihnen auch, wenn Sie das könnten, würde
ich Respekt zollen und sagen, gut, dann ist das so.
Ich sage Ihnen aber, Sie haben eben nicht die er-
forderlichen sorgfältigen Grundlagen und versu-
chen, sich vorbeizumogeln.

Meine Damen und Herren, ich finde, der Respekt
vor dem Rechnungshof gebietet auch, sich ernst-
hafter mit dessen Kritik auseinanderzusetzen. Ich
sage nicht, dass nicht am Ende solide Fakten für
den Neubau auf der grünen Wiese sprechen könn-
ten, aber ich sehe sie noch nicht vorliegen, diese
soliden Fakten und denke, dass wir dort wirklich
noch erheblichen Diskussionsbedarf haben. Herr
Staatssekretär, wenn Sie vorhin gesagt haben, weil
in den bestehenden Justizvollzugsanstalten für
Häftlinge aus Thüringen keine heimatnahe Unter-
bringung möglich ist, dann schaffen wir sie nach
Sachsen, dann ist das eine Logik, die kann ich nicht
ganz verstehen.

(Beifall FDP)

(Zwischenruf aus dem Hause)

Ja, ich rede von Ostthüringen, die ganze Zeit bei
diesem Antrag. Ich sage Ihnen, in Ihrem eigenen
Interesse müssen Sie unsere Fragen beantworten
und solide, prüfbare Variantenvergleiche vorlegen.
Man kann sich, meine Damen und Herren, das be-
halte ich mir auch vor, bei Entscheidungsprozessen
irren. Einen Weg aber unbeirrt weiter zu beschrei-
ten, obwohl man merkt, dass viele Dinge nicht sau-
ber geklärt sind, führt in die Sackgasse.

(Beifall FDP)

Stattdessen zu prüfen, vielleicht auch mal innezu-
halten und zu schauen, Entscheidungen zu korri-
gieren, das ist in meinen Augen keine ehrenrührige
Handlungsweise. Sie spräche vielmehr für Verant-
wortungsbewusstsein und würde mir Achtung abrin-
gen.

Ich für meinen Fall kündige an, dass ich jedoch Ihre
Einladung für die Ausschussmitglieder von meiner
Person her gern annehmen würde und rege an,
dass der Ausschuss das auch tun sollte. Ich danke
Ihnen.

(Beifall FDP)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank. Für die SPD-Fraktion hat Frau Abge-
ordnete Marx das Wort.

Abgeordnete Marx, SPD:

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen!
Sehr geehrter Herr Kollege Bergner, also wenn
man das jetzt alles mal so eindampft, was Sie hier
gesagt haben, dann geht es eigentlich darum, dass
Sie aus kommunalpolitischer Verbundenheit sagen,
Hohenleuben wäre doch eigentlich auch gegangen
- ja, Punkt.

(Zwischenruf Abg. Bergner, FDP: Hören Sie
auf, mir etwas zu unterstellen.)

Das ist doch eigentlich so die Essenz.

(Zwischenruf Abg. Bergner, FDP: Haben Sie
die ganze Zeit nicht zugehört?)

Doch.

(Zwischenruf Abg. Bergner, FDP: Dann ha-
ben Sie es nicht verstanden.)

Na ja, ich habe es nicht verstanden, das ist Ihre
Meinung. Aber dass Sie sagen, dass ein so was
von akribisch und detailgenau hier vorgetragener
Bericht immer noch irgendwie oberflächlich sei und
die Kernfragen nicht beantwortet hätte ...

(Zwischenruf Abg. Bergner, FDP: Leistungs-
phase 1, wissen Sie, was das ist?)

Ja, na klar, Architektenrecht, HOAI, Grundlagener-
mittlung, genau. Dann sind Sie der Baufachmann?
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(Zwischenruf Abg. Bergner, FDP: Da ist noch
nicht mal ein Bleistiftstrich gemacht.)

Ja, und Sie möchten das sozusagen aus baufachli-
cher Sicht infrage stellen, die Richtigkeit der Prü-
fung.

Ich möchte Ihnen aber sagen, dass wir ganz lange
hier eine politische Vorprüfung gemacht haben und
dass die Würfel gefallen sind für den Neubau einer
Anstalt, einer gemeinsamen Justizvollzugsanstalt
der Freistaaten Sachsen und Thüringen. Das ist ein
sinnvolles Kooperationsprojekt von mehreren Bun-
desländern. Die Haftbedingungen in Thüringen
müssen den Vorgaben des Europäischen Gerichts-
hofs entsprechen. Mehrfachbelegungen sind abzu-
schaffen und es ist die Ertüchtigungsprüfung gelau-
fen - Sie sagen, sie war falsch und kostenintensiv -
und dringende Modernisierungsmaßnahmen in
bestehenden Haftanstalten aus Thüringen sind
nach der Prüfung ausgeschieden. In den Jahren
1999 bis 2009, die letzten zehn Jahre, bevor die
Koalition hier das Heft in die Hand genommen hat,
wurde kaum in die Gebäudesubstanz der bestehen-
den Haftanstalten investiert und die gerade ge-
nannten Ziele können deswegen nicht verwirklicht
werden. An diesem Fakt können wir heute nicht
mehr vorbei.

Übrigens bestand auch schon in der 4. Wahlperi-
ode die Zielsetzung, im Strafvollzug die alten Jus-
tizvollzugsanstalten Hohenleuben und Gera durch
einen Ersatzneubau aufzugeben. Also die waren
dann genauso blöd wie Sie jetzt glauben, dass ich
es sei.

(Zwischenruf Abg. Bergner, FDP: Das habe
ich doch gar nicht gesagt.)

Der Herr Kollege Scherer hat das auch schon in
seiner Rede zum Doppelhaushalt 2013/2014 be-
reits ausführlich erläutert. Ja, Sie sagen doch, wer
das ordentlich baurechtlich macht, der muss nach
Hohenleuben. Geben Sie es doch zu, das ist doch
das Ziel.

(Zwischenruf Abg. Bergner, FDP: Nein, das
habe ich nicht gesagt, das können Sie nach-
lesen.)

Na gut. Jetzt haben wir diesem Vorhaben eines Er-
satzneubaus Priorität verschafft und die Fraktionen
von CDU, LINKE und SPD waren sich in der Ver-
gangenheit auch stets einig, einen Ersatzneubau
für Hohenleuben und Gera zu realisieren. Ich den-
ke, die Fraktionen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der FDP sehen dies mit Ausnahme von Herrn
Bergner aus Hohenleuben im Grunde ja ebenso.

Seit dem 24. Januar 2013 haben wir nun ein 12-sei-
tiges Beratungsgutachten des Präsidenten des
Thüringer Rechnungshofs vorliegen mit dem Titel
„Wie viele Haftplätze braucht das Land?“. Das war
der äußerliche Anlass, um noch mal die Grundsatz-

debatte von Ihnen aufzunehmen. Schade, dass
Herr Dette heute nicht da ist. Er verbringt ja sonst
gern viel Zeit hier mit uns im Parlament. Ich hätte
gedacht, er sitzt heute hier. Sein Stellvertreter sitzt
auf dem Balkon, hallo, Herr Gerstenberger.

Die Prognose des Thüringer Rechnungshofs zur
Entwicklung der Gefangenenzahl sollte aus unserer
Sicht aber mit großer Vorsicht genossen werden,
dazu ist auch schon einiges gesagt worden. Meine
Kollegin Sabine Friedel aus Sachsen hat gesagt,
der Rechnungshof mag viel von Zahlen verstehen,
vom Fach aber versteht er nichts. Das heißt, der
Rechnungshof kann sich bei dem Strafvollzug nicht
nur mit Zahlen befassen, sondern müsste auch in-
haltlich prüfen. Nach den Angaben des Thüringer
Rechnungshofs könnte man auch tragbare Haftbe-
dingungen durch den Ausbau der bestehenden
Justizvollzugsanstalten in Thüringen herstellen, das
sei wirtschaftlicher und würde den Prognosen für
die Zukunft im Hinblick auf die Gefangenenzahlen
besser Rechnung tragen. Vorgeschlagen wird zum
Beispiel der Bau eines neuen Hafthauses in Suhl-
Goldlauter mit 100 Plätzen. Die SPD stimmt diesen
Behauptungen eindeutig nicht zu. Die gemeinsame
JVA soll die zu schließenden Anstalten ersetzen.
Durch den Neubau können angemessene Haftbe-
dingungen und gute Resozialisierungsmaßnahmen
ermöglicht werden. In Gera fehlt es an Erweite-
rungsmöglichkeiten, in anderen Haftanstalten auch,
zum Beispiel für dringend notwendige Arbeits- und
Therapiemöglichkeiten. Für die Gefangenen in Ge-
ra bleibt dort wie auch immer kritisch die unmittel-
bare Sichtnähe der JVA zu Wohnungen der Geraer
Bevölkerung.

Der Standort in Hohenleuben ist nur bedingt für
weitere Umbauten geeignet, um genügend moder-
ne Einzelhaftplätze zu schaffen. Wie bereits be-
kannt müssten zudem über 2 Mio. € allein in die
Außenmauer der JVA investiert werden. Insgesamt
würden dringend notwendige bauliche Investitionen
an bestehenden Standorten sehr viel kosten, ohne
dass damit schon eine wirkliche Verbesserung der
Vollzugsbedingungen eintreten könnte. Ein weite-
res Argument gegen das Aufrechterhalten und Er-
weitern der bestehenden Anstalten ist ihre geringe
Größe, zum Beispiel machen Investitionen in Sport-
anlagen oder Therapiemaßnahmen für die Gefan-
genen wirtschaftlich nur dann Sinn, wenn es auch
eine ausreichend große Anzahl an Nutzern gibt.
Das ist bei kleineren Anstalten nicht gegeben. Die
Investitionen wären aber dennoch dringend not-
wendig und geboten, um einen angemessenen
Strafvollzugstandard sicherzustellen. Der Vorschlag
des Rechnungshofs wird somit den Anforderungen
an einen zeitgemäßen Strafvollzug und eine not-
wendige gute Resozialisierung der Täter nicht ge-
recht.

Durch den Neubau werden rund 330 Haftplätze we-
niger als jetzt in den Altbauten vorhanden sein und
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damit wird der demografischen Entwicklung bereits
ausreichend Rechnung getragen. Die anderslauten-
den Prognosen des Rechnungshofs, ein noch stär-
keres Zurückfahren der Zahl potenzieller Häftlinge,
sind nicht überzeugend. Der Rechnungshof geht
davon aus, dass es durch die schwindende Bevöl-
kerung auch geringere Gefangenenzahlen geben
wird. Es besteht jedoch keine Kausalität von Gefan-
genenzahlen zu demografischer Entwicklung.
Staatssekretär Herz hat dazu schon ausdrücklich
ausgeführt. Andere Kollegen haben darauf Bezug
genommen.

Es gibt vielfältige Einflussfaktoren auf Kriminalitäts-
entwicklung, Demografie ist nur einer davon, die
kaum prognostizierbar sind. Dazu gehören neue
Formen von Kriminalität, eine Veränderung der Al-
tersstruktur - länger fit und länger kriminell bleiben,
könnte man vielleicht im Scherz sagen, es gibt nicht
nur den großen Buckel nur noch bei den jungen Al-
tersgruppen -, wirtschaftliche Entwicklungen, sozia-
les Klima, das Spruchverhalten der Gerichte, neue
Straftatbestände, eine gesteigerte Aufklärungsquo-
te bei Straftaten - die wir uns ja auch alle wünschen
- und die gesellschaftliche Entwicklung. Es wäre al-
so deswegen falsch, eine weitere Reduzierung der
Haftplätze über die bisher eingeplante Reduzierung
hinaus zu fordern. Es ist auch nicht zielführend, die
Anzahl der Haftplätze knappzuhalten, hohe Auslas-
tung der Gefängnisse führt zu schlechterer Aufga-
benbewältigung, führt möglicherweise auch zur
Verlängerung der Zeit zwischen Urteilsspruch und
möglichem Haftantritt und deswegen auch zu
schlechteren Haftbedingungen.

Letztendlich ist es eben auch nicht zukunftsorien-
tiert, ich habe es schon gesagt und viele Kollegen
auch, an bestehende Haftanstalten anzuflicken.
Das ist kein Bauproblem. Da kann man also nicht in
Google-Earth, wie Sie, Herr Bergner, sagten, von
oben schauen, dass da Platz ist. Es geht nicht nur
um Raum, es geht auch um Qualität. Den Anforde-
rungen kann man mit einer von zwei Ländern ge-
meinsam getragenen Haftanstalt weit besser Rech-
nung tragen. Durch die genannten Gründe ist der
geplante Neubau dem Vorschlag des Rechnungs-
hofs vorzuziehen. Wir tun also gut daran, dem Zah-
lenwerk des Thüringer Rechnungshofs mit gebote-
ner Skepsis zu begegnen.

Das Einzige, was an Wermutstropfen bleibt, und
was wir als SPD natürlich auch besonders ernst
nehmen, sind natürlich die Ängste der Thüringer
Strafvollzugsbeamten. Wir haben bereits im De-
zember 2012 ausführlich auf entsprechende Schrei-
ben des Bundes der Strafvollzugsbeamten, des
Thüringer Beamtenbundes geantwortet. Wir haben
natürlich alle gemeinsam die Aufgabe, alle Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter in den Justizvollzugsan-
stalten in Gera und Hohenleuben auf dem Weg zu
einem Ersatzneubau in Zwickau-Pöhlau ideell, in-
nerlich, aber auch real mitzunehmen. Der Justiz-

und Verfassungsausschuss hat sich schon mehr-
fach ausführlich mit dem Thema befasst. Darauf ist
auch schon Bezug genommen worden. Wir haben
das auch weiter auf der Tagesordnung und ich be-
antrage für meine Fraktion deswegen die über das
Berichtsersuchen hinausgehenden Anträge der
FDP hier im Plenum abzulehnen. Ich bedanke mich
für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall SPD)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank. Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN spricht Abgeordneter Carsten Meyer.

Abgeordneter Meyer, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Liebe Kolleginnen
und Kollegen, das Thema ist es wert, 90 Minuten
darüber zu sprechen, der Antrag nicht, das Thema
sehr wohl und ich hoffe, dass wir das Thema dann
damit auch bis zum nächsten Planstand hier in die-
sem Hause ausführlich diskutiert haben. Ich will
nichts von dem, was drei meiner vier Vorrednerin-
nen und Vorredner gesagt haben, wiederholen,
wenn es irgendwie geht, weil Sie alle recht damit
hatten, bis auf Herrn Bergner.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Natürlich, klar. Hier gibt es, wie ich glaube, eine
ganz große Koalition der Vernunft zu diesem The-
ma.

(Zwischenruf Abg. Bergner, FDP: Ach ja?)

Doch, das meine ich tatsächlich, Herr Bergner.
Dass Sie das nicht sehen, das habe ich auch ver-
standen, aber das meine ich trotzdem. Wir reden
hier von einem Jahrhundertbauwerk, wenn es auch
ein bisschen merkwürdig klingt, das bei einer Jus-
tizvollzugsanstalt zu sagen. Aber die wird regelmä-
ßig sehr massiv gebaut und soll auch 100 Jahre
halten. Das gilt ja nicht für jedes Gebäude, was
man heutzutage erbaut. Na, ja, Architekten wackeln
mit dem Kopf, das stimmt schon.

(Zwischenruf Abg. Mühlbauer, SPD: Das ist
ein Vorurteil.)

Aber ehrlich, was Sie heute bauen, Architekten, hält
50 Jahre vielleicht. Das ist eine Unterstellung, ich
weiß. Ich nehme das zurück. Alle Architekten im
Raum möchten sich bitte nicht angesprochen füh-
len.

Es ändert nichts daran, eine Justizvollzugsanstalt
soll 100 Jahre und länger halten. Damit ist eigent-
lich auch schon das ganze Thema Kapazität und
sonst was erschlagen, denn Sie können sich mal
vorstellen, wie jemand 1913 darüber gedacht hat,
wie er eine Justizvollzugsanstalt baut mit Länder-
grenzen. Oder meinetwegen auch, wenn wir nur
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50 Jahre zurückgehen, 1963. Da merkt man ein-
mal, wie idiotisch die Frage überhaupt ist, über Län-
dergrenzen zu diskutieren und Standorte deshalb
zu organisieren. Um so vernünftiger ist es, über Ka-
pazitätsfragen zu reden und dort auch zu überle-
gen, dass eben auch die Kapazitätsfragen 1913
und 1963 für die Justizvollzugsanstalten durchaus
anders diskutiert worden sind als heute und es
wahrscheinlich auch anders werden wird, wenn
man im Jahr 2063 einmal wieder über das Thema
diskutiert. Da ist diese Justizvollzugsanstalt dann
vielleicht 50 Jahre alt. Deshalb die Kapazitätsfrage.
Ich bin da sehr skeptisch gewesen, ich lasse mich
von Herrn Prof. Herz gern eines anderen belehren.
Aber solange wir noch zwei, freundlich formuliert,
suboptimal ausgestaltete und zur Unterbringung
geeignete Justizvollzugsanstalten in Thüringen ha-
ben, brauchen wir uns über die Frage der Reduzie-
rung von Kapazitäten keine Gedanken zu machen,
solange wir sicher wissen, dass wir aber in Ostthü-
ringen auf jeden Fall Kapazität brauchen. Diese
neue Justizvollzugsanstalt zwischen Sachsen und
Thüringen auch dann „zu füllen“, dürfte auch bei
meiner pessimistischen Annahme oder wenn Sie so
wollen, optimistischen des Rückgangs der Deli-
quentenzahlen möglich sein. Da sparen wir uns ein
paar Haftplätze mit Vierfachbelegung in anderen
Justizvollzugsanstalten ein.

Die Effektivitätsfrage ist angesprochen worden.
Vielleicht darf man auch einmal kurz daran erin-
nern, dass auch die Sachsen ein kleines Problem
haben und es mehr als unsolidarisch ist, zu sagen,
wir machen hier eine eigene Lösung mit 400 Plät-
zen bei uns und seht zu, wie ihr klarkommt, noch
dazu, wenn es für beide billiger wird, wenn man et-
was gemeinsam macht. Effektivität, als Haushälter
möchte ich das einmal sagen, ist ein hoher Wert bei
dem Thema.

Noch einige kleine Anmerkungen: Herr Prof. Herz
hat es angesprochen, die Zusammensetzung der
Klientel, der Bewohnerschaft, ich weiß nicht so rich-
tig, wie man es ausdrücken soll, wird sich ändern.
Wir sind gespannt darauf, wenn es dann in die Aus-
führungsplanung geht, wie die „Rentnerabteilun-
gen“ aussehen werden, müssen. Das klingt viel-
leicht lächerlicher als es ist, aber auch Frau Marx
hat schon darauf hingewiesen, wir werden uns dar-
auf einrichten müssen, dass Menschen mit 70 Jah-
ren, und nicht nur einer oder zwei, im Gefängnis sit-
zen, sondern mehrere und weniger von denen, die
schwere Hanteln dann tragen wollen, weil sie mit
18 noch nicht wissen, wohin mit ihrer Kraft.

Kritisch bewerten wir von BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN die Lage in Zwickau-Pöhlau in Bezug auf die
Erreichbarkeit. Ich weiß, Sie haben es vorgelesen,
die Erreichbarkeit mit öffentlichem Nahverkehr,
3,5 Prozent, die sind gnadenlos untergegangen. Ich
habe mir einmal die Mühe gemacht, die Erreichbar-
keit von Erfurt aus anzuschauen, es ist eine Kata-

strophe. Sie müssen nämlich mit der Bahn fahren,
in der Regel einmal umsteigen und dann in Zwickau
noch zwei Busse benutzen, um hinzukommen, zwei
Busse benutzen, noch nicht einmal einer vom
Hauptbahnhof. Das geht überhaupt nicht. Also das
muss dringend, würde ich sagen, mit der Gemeinde
geklärt werden. Wir haben sicherlich immer noch
die leise Hoffnung, dass, wenn dort der Bauplatz
tatsächlich sich als ungeeignet erweist aus rechtli-
chen Gründen, vielleicht doch noch einmal unsere
Einwohnerinnen und Einwohner in Gera und drum-
herum dazu kommen, sich zu überlegen, ob sie
nicht eine 100 Jahre gesicherte, mit 700 Beschäf-
tigten versehene Großbetriebseinrichtung in ihren
Mauern haben wollen oder nicht, die, nebenbei be-
merkt, zumindest deutlich weniger Kriminalität nach
außen produziert als jeder andere Großbetrieb mit
700 Beschäftigten es in seinen Mauern tut. Das war
wirklich schade, dass die Bürger von Gera-Aga das
nicht erkannt haben. Aber vielleicht kann das ja
noch kommen. Das wäre zumindest, was das The-
ma „Erreichbarkeit“ angeht, eine leichte Verbesse-
rung. Das sage ich vor allen Dingen auch im Hin-
blick auf das Thema der Gewinnung von Bedienste-
ten. Wir wollen hoffen, dass Zwickau attraktiv ge-
nug ist, um Probleme, die wir gerade aktuell in un-
seren anderen Justizvollzugsanstalten haben, zu
bewältigen. Ich rede davon, wenn es darum geht,
dass das Entlassungsmanagement nur deshalb
nicht optimal durchgeführt werden kann, weil die
Personaldecke zu dünn ist, nicht weil wir sie nicht
einstellen wollen, sondern weil niemand in die Pro-
vinz möchte. Hier kann man nur hoffen, dass
Zwickau nicht als Provinz gesehen wird und wir die
Chance haben, dort das qualifizierte Personal in je-
der Qualifikationsstufe auch ausreichend zu gewin-
nen (natürlich auch unter Mitnahme aller jetzt be-
währten Kräfte).

Dann werde ich vielleicht zum Thema nicht müde
zu betonen - das hat Herr Prof. Herz heute noch
nicht gesagt, musste er formal auch nicht -: Dies ist
ein Jahrhundertbauwerk und wenn dieses Bauwerk
nicht dafür sorgt, dass es im Jahr 2050 noch als
modern in der Ressourcennutzung gilt, dann wer-
den Sie mit uns noch ganz viel Ärger bei der Aus-
führung bekommen. Auch Ihr Kollege, der neben
Ihnen sitzt, kennt dieses Thema bei seinem Groß-
projekt, er hat noch ein größeres als Sie laufen, das
Universitätsklinikum in Jena. Ich weiß ja, Sie bemü-
hen sich zumindest, das ist ja auch schon einmal
gut, aber bei der JVA ein Null-Energie-Haus zu
bauen mit einer definierten Lastkurve von Energie-
bedarf jeden Tag, das muss eine Herausforderung
sein, die heute zu bewältigen ist. Wenn das nicht
realisiert wird, ist diese JVA nicht modern und nicht
zukunftsfähig.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Aber das ist dann ein Teil der nächsten Debatten
bei uns im Ausschuss. Ich freue mich darauf. Je-
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denfalls halten wir auch ähnlich wie die SPD die
Punkte IV und V des Antrags für nicht zustim-
mungsfähig. Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank. Gibt es weitere Wortmeldungen? Bitte
schön, Herr Bergner von der FDP-Fraktion.

Abgeordneter Bergner, FDP:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, ich möchte doch noch ein-
mal kurz auf ein paar Vorwürfe hier eingehen. Na-
türlich kenne ich den Standort Hohenleuben und
habe auch noch für den Standort Hohenleuben ge-
worben und habe ihn natürlich auch in einer enge-
ren Betrachtungsweise und Sichtweise. Sich aber
hier hinzustellen und zu sagen, das Ganze, was ich
vorgetragen habe, ließe sich eindampfen darauf,
dass ich nur für Hohenleuben etwas erreichen will,
das halte ich schon für eine Frechheit und am Le-
ben vorbei. Wenn Sie richtig zugehört hätten - und
ich empfehle Ihnen, im Protokoll noch einmal nach-
zulesen -, hätten Sie gesehen, dass ich im Wesent-
lichen eine Forderung aufgemacht hatte, und diese
Forderung bedeutet nichts anderes, als die Ent-
scheidungsgrundlagen anhand von vernünftigen
Variantenvergleichen auf dem Mindestniveau, wie
es planungsmäßig üblich wäre, durchzuführen, weil
ich die Gefahr sehe, dass mit dem Planungsstand,
wie er hier ist - ich wiederhole noch einmal: Leis-
tungsphase 1, Grundlagenermittlung, da gibt es
noch nicht einmal Pläne -, uns eine Kostenexplosi-
on bevorstehen könnte, und deswegen gehört es
zur Sorgfaltspflicht, und zwar zur haushalterischen
Sorgfaltspflicht, sich diese Dinge genau anzusehen,
einen ordentlichen Variantenvergleich zu machen
und dann endgültig zu entscheiden. Ich habe nicht
gesagt, dass ich grundsätzlich alles andere verhin-
dern will und nur für den Standort Hohenleuben
kämpfe. Natürlich werbe ich für Hohenleuben, das
sollten Sie auch einmal probieren, dass Sie für Thü-
ringer Standorte werben.

(Beifall FDP)

Ich möchte noch eins sagen: Den Blick auf Google
Earth hatte ich Ihnen empfohlen, weil das denen,
die die Örtlichkeit nicht so genau kennen, die Mög-
lichkeit vermittelt, sich das einmal anzuschauen,
ohne dass man einen Geheimnisverrat im öffentli-
chen Plenum begeht. Noch eins, wenn man in ei-
nem Variantenvergleich untersucht, und zwar ohne
ein Ergebnis vorwegzunehmen, und das halte ich
für solide Arbeit, untersucht man, ob es die Mög-
lichkeit gibt, einen bestehenden Standort doch zu
ertüchtigen, dann ist das, nebenbei gesagt - und
das sollte auch den GRÜNEN wichtig sein -, mögli-
cherweise - ich habe nicht gesagt, dass es so ist -

die Chance, auf eine erhebliche Neuversiegelung
von Flächen zu verzichten. Meine Damen und Her-
ren, alle in diesem Haus werben immer dafür, Flä-
chenversiegelungen zu vermeiden, Flächenversie-
gelungen abzubauen, und wenn es dann wirklich
zur Sache geht, dann wird einfach gesagt, nein, ist
alles nicht so, wir wissen das vorher besser. Das ist
keine verantwortungsbewusste Entscheidung, das
ist keine verantwortungsbewusste Politik. Meine
Damen und Herren, ich danke Ihnen.

(Beifall FDP)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank. Ich sehe eine Wortmeldung des Herrn
Abgeordneten Meyer aus der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN.

Abgeordneter Meyer, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Keine Sorge, provokant fand ich es noch nicht, Herr
Bergner, aber wenigstens mal zur Klarstellung: Der
Standort in Zwickau-Pöhlau ist ein Altstandort. Das
ist keine grüne Wiese.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dort wird etwas recycelt, was auch schon versiegelt
wurde. Das stand in jeder Zeitung, das muss ich Ih-
nen jetzt nicht erzählen. Die städtebaulichen Chan-
cen, die Sie in Hohenleuben damit haben, endlich
dieses Monster aus Ihrem Wohngebiet rauszube-
kommen und in Gera dito und dort endlich mal das
Thema „angemessene Wohnflächen“ neu zu ent-
wickeln, finde ich, ist noch kein Argument, zu be-
haupten, dass hier Fläche versiegelt wird.

Präsidentin Diezel:

Herr Abgeordneter Meyer, gestatten Sie eine Frage
des Abgeordneten Bergner?

Abgeordneter Meyer, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Aber immer.

Präsidentin Diezel:

Bitte schön, Herr Abgeordneter Bergner.

Abgeordneter Bergner, FDP:

Vielen Dank, Herr Kollege Meyer. Ich möchte das
nutzen. Sie haben gerade von den städtebaulichen
Chancen in Hohenleuben gesprochen. Sie wissen,
dass wir ohne Erfolg ein Nachnutzungskonzept für
die JVA Hohenleuben bereits eingefordert hatten,
dass wir das hier auch ohne einen konkreten Erfolg
im Plenum behandelt haben. Darf ich auf Ihre Un-
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terstützung hoffen, wenn es um ein Nachnutzungs-
konzept des Standorts Hohenleuben geht?

Abgeordneter Meyer, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Für ein Nachnutzungskonzept Standort Hohenleu-
ben bekommen Sie meine volle Unterstützung. Ei-
ne Nachnutzung der Gebäudebestände dort halte
ich für ausgeschlossen.

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank. Gibt es weitere Wortmeldungen? Das
sehe ich nicht. Kann ich davon ausgehen, dass das
Berichtsersuchen als erfüllt angesehen wird? Ich
sehe keinen Widerspruch.

Es wurde die Fortsetzung der Beratung im Aus-
schuss für die Nummern IV und V beantragt seitens
der SPD-Fraktion. Ist das richtig? Darüber müssen
wir jetzt abstimmen. Wer dem zustimmt, den bitte
ich jetzt um das Handzeichen. Das ist Zustimmung
bei der FDP-Fraktion. Wer ist dagegen? Dagegen
sind die Fraktionen CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und DIE LINKE. Wer enthält sich der
Stimme? Es enthält sich niemand der Stimme. Da-
mit ist die Ausschussüberweisung abgelehnt.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Num-
mern IV und V des Antrags in Drucksache 5/5701.
Wer dafür ist, den bitte ich jetzt um das Handzei-
chen. Das ist die FDP-Fraktion. Schön, dass Sie Ih-
rem Antrag zustimmen.

(Zwischenruf Abg. Bergner, FDP: Es war
akustisch nicht angekommen.)

Wer ist dagegen? Das sind die Fraktionen der
CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und DIE
LINKE. Wer enthält sich der Stimme? Es enthält
sich niemand der Stimme. Damit ist der Antrag ab-
gelehnt und ich schließe den Tagesordnungspunkt.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 14

Informationsfreiheit und Da-
tenschutz in Thüringer Job-
centern verwirklichen
Antrag der Fraktion DIE LINKE
- Drucksache 5/5820 -

Wünscht DIE LINKE das Wort zur Begründung? Ja,
bitte schön, Frau Leukefeld.

Abgeordnete Leukefeld, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, der
vorliegende Antrag thematisiert das Verfügungs-
recht über den Zugang zu persönlichen Daten und
behördlichem Wissen beim speziellen Fall der Thü-
ringer Jobcenter. Wir wissen, dass die Dienst- und
Fachaufsicht beim Land liegt. Es braucht sich, glau-

be ich, niemand zu wundern, warum ausgerechnet
die Jobcenter Adressaten unseres Antrages sind,
denn diejenigen, die sich mit der Materie ausken-
nen - das sind etliche hier im Haus, aber vor allen
Dingen auch Menschen, die betroffen sind -, die
wissen, was tagtäglich mit Datenwünschen der Job-
center auf sie zukommt und sind deshalb wenig
überrascht. Jobcenter sind aufgrund ihres gesetzli-
chen Auftrages verpflichtet, Antragstellerinnen und
Antragsteller komplett zu durchleuchten. Es ist hin-
länglich bekannt, dass wir als LINKE dieses be-
hördliche Vorgehen in der Form schon immer abge-
lehnt haben, weil wir der Meinung sind, dass die Si-
cherung des Existenzminimums nicht an Bedingun-
gen geknüpft werden dürfte.

(Beifall DIE LINKE)

Die Realität sieht hier aber anders aus. Ich sage Ih-
nen, für viele Betroffene wirkt die vollständige Of-
fenlegung der individuellen Lebenssituation tat-
sächlich auch als Misstrauensbekundung. Es hängt
immer auch das Damoklesschwert über ihnen und
der Vorwurf des Missbrauchs. Mit Offenlegung der
persönlichen Situation meine ich, vom Konto über
die individuellen persönlichen Beziehungen, über
die Anzahl der ehelichen oder nicht ehelichen Kin-
der, über Verwandtschaft, über Reisen, über Tätig-
sein wird alles nachgefragt. Hinzu kommt, dass ei-
nige Jobcenter aufgrund der riesigen Datenmenge
eher zu schwarzen Löchern mutiert sind, weil es
nirgendwo so viele Klagen bezüglich Datenverlu-
sten gibt wie bei den Jobcentern.

(Beifall DIE LINKE)

Auch das werden Sie in ihrer Arbeit schon gespürt
haben, dass immer wieder die Aussage kommt:
Das habe ich abgegeben, ist aber nicht angekom-
men - und dann geht das Spiel von vorn los. Betrof-
feneninitiativen rufen meines Erachtens nicht ohne
Grund und zu Recht dazu auf, sich sämtliche Ein-
reichungen von Unterlagen und Materialien quittie-
ren zu lassen. In dem Fall des Falles sind die An-
tragsteller in der Pflicht, dem Jobcenter Fehlverhal-
ten nachzuweisen, ein Akt, der beispielsweise bei
einer normalen Briefsendung so ziemlich unmöglich
ist.

Im Sinne der Betroffenen fordern wir deshalb die
Landesregierung auf, diese Regelung zu überprü-
fen und wirksame Maßnahmen zu ergreifen, um zu
sichern, dass mit den persönlichen Daten sorgsam
umgegangen wird und dass diese schwarzen Lö-
cher gestopft werden.

Ein weiterer Aspekt und durchaus auch Ausgangs-
punkt für unseren Antrag ist das Urteil des Landes-
verwaltungsgerichts Leipzig. Das zwingt, glaube
ich, auch die Landesregierung, zu handeln. Mit dem
Urteil unter dem Aktenzeichen 5 K 981/11 wird klar
formuliert, dass es insbesondere die oftmalige so-
ziale Dringlichkeit einer direkten Kontaktaufnahme
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von Betroffenen und zuständigem Sachbearbeiter
unumgänglich macht, dass die Jobcenter Telefon-
listen ihrer Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen zur Ver-
fügung stellen. Das heißt, dass die Menschen nicht
in einer Warteschleife, sozusagen beim Callcenter,
landen, so dass man auch direkt miteinander Kon-
takt aufnehmen kann. Ich darf vielleicht aus der Ur-
teilsbegründung kurz zitieren: Es ist Ausdruck
modernen staatlichen Selbstverständnisses, die te-
lefonische Erreichbarkeit in beide Richtungen un-
mittelbar sicherzustellen, und zwar auch in soge-
nannten Massenverfahren und auch und gerade in
Bereichen, wo es um die soziale Existenz gehen
kann.

(Beifall DIE LINKE)

Damit steht die Landesregierung in der Pflicht, ge-
mäß dieser Prinzipien und in Zusammenarbeit mit
der Regionaldirektion der Bundesagentur für Arbeit
und den Thüringer Jobcentern zu handeln. Das
wollen wir heute hier diskutieren. Es ist Sinn und
Zweck unseres Antrags, dass Informationsfreiheit
und Datenschutz in Thüringer Jobcentern verwirk-
licht wird. Ich bedanke mich.

(Beifall DIE LINKE)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank. Die Landesregierung erstattet einen
Sofortbericht zu Nummer I des Antrags. Es spricht
Herr Staatssekretär Staschewski. Bitte schön.

Staschewski, Staatssekretär:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, ich bin gern bereit, zu die-
sen Ausführungen und sicherlich auch zu den
Missständen, die wir an der einen oder anderen
Stelle immer wieder auch von Betroffenen erfahren,
und misslichen Situationen, ausführlich Stellung zu
nehmen - nicht so lange wie der Kollege aus dem
Justizministerium, aber doch ein bisschen ausführ-
lich.

Ich glaube, grundsätzlich müssen wir feststellen,
dass Sozialleistungen, die lebenslang spezifisch er-
bracht werden, immer in einem Spannungsverhält-
nis stehen, und zwar in dem Spannungsverhältnis
zwischen Mitwirkungspflicht von demjenigen, der
das Geld bekommt, auf der einen Seite und auch
dem Datenschutz. Damit ein Jobcenter Ansprüche
auf Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsu-
chende insbesondere zur Sicherung des Lebensun-
terhaltes feststellen kann, benötigt es eben zwin-
gend Informationen auch aus dem persönlichen Le-
bensbereich der Antragsteller. Das ist ganz logisch,
weil man sonst hier nicht guten Gewissens Ent-
scheidungen treffen kann. Ein sensibler Umgang,
das ist auch klar, mit den Daten ist daher unabding-
bar. Dies wird auch mit Regelungen des sozialen
Datenschutzes nach dem Zehnten Buch Sozialge-

setzbuch SGB X sowie ergänzenden Regelungen
im SGB II meines Erachtens und unseres Erach-
tens gewährleistet.

Jetzt muss man auf die Zuständigkeiten zwischen
Bund und Land kurz achten. Soweit die Jobcenter
gemeinsame Einrichtungen von Bundesagentur für
Arbeit und kommunalem Träger sind, unterliegen
sie nach § 50 Abs. 4 SGB II dem Datenschutz und
Informationsfreiheitsrecht des Bundes. Die daten-
schutzrechtliche Zuständigkeit für die Jobcenter
liegt grundsätzlich beim Bundesbeauftragten für
den Datenschutz und die Informationsfreiheit. So-
weit die Thüringer Jobcenter als zugelassene kom-
munale Träger tätig sind, setzen sie das SGB II im
eigenen Wirkungskreis um. Da muss ich Sie leider
korrigieren, Frau Leukefeld, wir haben keine Fach-
aufsicht. Das haben wir nicht. Das hat dann auch
Folgen. Damit unterliegen nämlich die Jobcenter
der Landkreise Greiz, Schmalkalden-Meiningen
und Eichsfeld sowie der Stadt Jena auch hinsicht-
lich der inneren Organisation, wie zum Beispiel bei
der Einführung elektronischer Aktenführung in Fra-
gen des Datenschutzes, der Kontrolle des Daten-
schutzbeauftragten.

Dies vorausgeschickt kann ich jetzt zu Ihrem Be-
richtsersuchen mitteilen, dass die gemeinsamen
Einrichtungen, die von der Bundesagentur für Ar-
beit zentral verwalteten Verfahren der Informations-
technik nutzen. Die Bundesagentur für Arbeit ist da-
nach auch die verantwortliche Stelle für die zentral
verwaltete Informationstechnik und damit liegt es
auch in der Verantwortung der Bundesagentur für
Arbeit, für Maßnahmen zur Einhaltung datenschutz-
rechtlicher Vorschriften Sorge zu tragen. Folgerich-
tig unterliegen diese Jobcenter der Kontrolle des
Bundesbeauftragten für den Datenschutz und Infor-
mationsfreiheit. Wann eine elektronische Akte in
den gemeinsamen Einrichtungen eingeführt wird,
ist unserer Kenntnis nach überhaupt noch nicht ab-
sehbar. Weder uns, also dem Wirtschaftsministeri-
um, noch dem für Datenschutz und Kommunalauf-
sicht zuständigen Innenministerium liegen Informa-
tionen vor, dass es datenschutzrechtliche Probleme
bei der Einführung der elektronischen Akte in Job-
centern des Landkreises Greiz gegeben habe. Die
zugelassenen kommunalen Träger haben die Ein-
haltung der datenschutzrechtlichen Bestimmungen
im eigenen Wirkungskreis eigenständig zu gewähr-
leisten und nach § 39 Abs. 1 des Thüringer Daten-
schutzgesetzes beanstandet der Landesbeauftrag-
te für den Datenschutz festgestellte Verletzungen
von Vorschriften über den Datenschutz oder sonsti-
gen Mängeln bei der Verarbeitung oder Nutzung
personenbezogener Daten und er verständigt dann
die Aufsichtsbehörde davon. Uns wurde bislang -
also uns, wenn ich jetzt sage als Wirtschaftsminis-
terium - nur eine einzige datenschutzrechtliche Be-
anstandung des Thüringer Datenschutzbeauftrag-
ten mitgeteilt. Das war im Jahr 2007, also ein paar
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Jahre schon zurück. Das wurde aber dann auch
nach der Beanstandung vom Jobcenter entspre-
chend ausgeräumt. Dem für Datenschutz zuständi-
gen Thüringer Innenministerium sind keine Verlet-
zungen datenschutzrechtlicher Bestimmungen in
den zugelassenen kommunalen Trägern bekannt
geworden. Es ist also nicht bekannt, wie oft in Thü-
ringer Jobcentern Informationen nach dem Thürin-
ger Informationsfreiheitsgesetz beantragt wurden.
Es ist auch nicht bekannt, in wie vielen Fällen bei
den Thüringer Jobcentern Auskünfte zu den zur ei-
genen Person gespeicherten Daten in den Jobcen-
tern verlangt wurden. Es liegt in der Verantwortung,
wie ich vorher auch schon gesagt habe, der im ei-
genen Wirkungskreis tätigen zugelassenen kommu-
nalen Träger, die organisatorischen und techni-
schen Rahmenbedingungen für die Bearbeitung
solcher Auskunftsersuchen sicherzustellen.

Nun zu den Aufforderungen an die Landesregie-
rung: Lassen Sie mich nochmals darauf hinweisen,
dass die Jobcenter, die als gemeinsame Einrich-
tung der Bundesagentur für Arbeit und kommuna-
len Träger tätig sind, dem Datenschutz- und Infor-
mationsfreiheitsrecht des Bundes unterliegen und
entsprechend auch diese Informationstechnik, die
dann gemeinsam im verwalteten Verfahren von der
Bundesagentur für Arbeit liegt, nutzen.

Jetzt fordern Sie uns auf, zu prüfen, inwieweit eine
Beweislastumkehr zugunsten der Jobcenterkunden
zu verwirklichen ist. Dazu muss man auch sagen,
davon abgesehen, dass die Verfahrensregeln bun-
deseinheitlich festgelegt sind, halte ich, das sage
ich ganz offen, und halten wir eine Beweislastum-
kehr nicht für zweckmäßig, denn regelmäßig ver-
fügt nur der Antragsteller über die für die Feststel-
lung der Hilfebedürftigkeit erforderlichen Informatio-
nen. Nach der geltenden Rechtslage obliegen Sozi-
alleistungsempfängern Mitwirkungspflichten und in
diesem Rahmen auch Beweispflichten für an-
spruchsbegründete Tatsachen. Das ist ja klar, nur
derjenige, der den Antrag stellt, dass er Leistungen
erhält, kann auch den Nachweis führen oder die Ar-
gumentationslinie auch, dass er überhaupt berech-
tigt ist. Es sind aber auch Grenzen der Mitwirkungs-
pflicht normiert. Diese sind beispielsweise dort zu
ziehen, wo Mitwirkungspflichten nicht in einem an-
gemessenen Verhältnis zu der in Anspruch genom-
menen Sozialleistung stehen oder ihre Erfüllung
aus einem wichtigen Grund nicht zugemutet wer-
den kann oder der Leistungsträger sich durch einen
geringeren Aufwand als der Antragsteller oder Leis-
tungsberechtigte die erforderlichen Kenntnisse
selbst beschaffen kann. Also wenn wir Dritte stel-
len, zum Beispiel wo der Leistungsempfänger grö-
ßere Schwierigkeiten hat, die Daten abzurufen,
dann muss das entsprechend von Amts wegen ge-
macht werden.

Für eine grundsätzliche Rechtsänderung in der im
Antrag bezeichneten Weise sehen wir daher keine

Veranlassung. Der Sozialstaat setzt für staatliche
Hilfen die entsprechende Bedürftigkeit des An-
spruchsstellers voraus. Dieses ist übrigens auch
ein Kernelement des Sozialstaates, dass eine Be-
dürftigkeit da ist, bevor man Leistungen bekommt.
Die derzeitige Beweispflichtregelung entspricht der
Interessenlage, denn es ist den Hilfesuchenden oh-
ne Weiteres zuzumuten, seine Bedürftigkeit auf
Verlangen dann entsprechend auch nachzuweisen.
Dies gilt umso mehr, als Beweismittel sich in der
Regel auch im Besitz des Hilfesuchenden befinden.
Da sprechen wir von Mietverträgen, Lohnabrech-
nungen oder so, das kann ja sozusagen das Job-
center gar nicht haben, das hat ja nur derjenige, der
den Antrag stellt.

Davon abgesehen würde die vorgeschlagene Be-
weislastumkehr zu erheblich höherem Verwaltungs-
aufwand dann entsprechend führen. Auch würde
diese Beweislastumkehr mit erheblichen Einschrän-
kungen des Rechts auf informationelle Selbstbe-
stimmung nur realisierbar sein. Nur wenn man die-
ses Recht einschränkt, könnten wir diese Beweis-
lastumkehr machen. Ansonsten könnten ja be-
stimmte Nachweise von einer Behörde überhaupt
nicht erbracht werden, wenn über diese Informatio-
nen nach geltendem Recht nur der Hilfeempfänger
verfügen kann.

Die Entscheidung über die Bereitstellung direkter
Durchwahlnummern, die Sie auch noch einmal an-
gesprochen haben, zu den jeweiligen Sachbearbei-
tern bei den gemeinsamen Einrichtungen obliegt
den Trägern. Die Aufsicht über diese organisatori-
sche Entscheidung liegt beim BMAS, Bundesminis-
terium für Arbeit und Soziales. Wir als Landesregie-
rung haben keine Möglichkeit, hier aktiv Einfluss zu
nehmen. Die Thüringer Jobcenter der zugelasse-
nen kommunalen Träger teilen übrigens die Durch-
wahlnummern auf den jeweiligen Bescheiden mit,
so dass sich die Bürger unmittelbar an ihren zu-
ständigen Bearbeiter wenden können. Also wir von
unserer Seite haben die Voraussetzungen geschaf-
fen. Bei dem anderen, was Sie jetzt angesprochen
haben, Frau Leukefeld, da gibt es ein Gerichtsurteil,
das ist aber noch nicht allgemein verbindlich, weil
das war in der ersten Instanz. Insofern kann man
auch nicht auf rechtlichem Wege jetzt verpflichten,
dass das so ist, wie wir das bei unseren Thüringer
Jobcentern machen, bei den anderen auch überall
machen, weil es eben da erst die erstinstanzliche
Rechtsprechung gibt.

Ich kann Ihnen von unserer Seite her versichern,
dass wir im Rahmen der Sozialverwaltung einen
hohen Stellenwert dieses Datenschutzes gewähr-
leisten und umsetzen wollen. Wir haben aber auf-
grund der Trennung der Zuständigkeiten nur be-
dingt Einfluss in diesen Bereichen, die Sie teilweise
auch angesprochen haben. Herzlichen Dank.
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Präsidentin Diezel:

Vielen Dank. Jetzt wieder der Hinweis, dass wir zu
Berichten der Landesregierung in doppelter Rede-
zeit verhandeln. Ich frage, wer möchte die Ausspra-
che zum Sofortbericht? Ich sehe die Fraktionen der
CDU, DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP und die SPD. Gut, alle Fraktionen.

Dann eröffne ich die Aussprache zu Nummer I und
gleichzeitig zu Nummer II des Antrags. Als Erster
zu Wort gemeldet hat sich Abgeordneter Michael
Heym von der CDU-Fraktion.

Abgeordneter Heym, CDU:

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen,
von dieser Stelle einen ganz persönlichen Gruß an
unseren Kollegen Gerhard Günther, der die Debat-
te vom Krankenbett aus am Internet verfolgt und,

(Beifall im Hause)

ich denke mal, er hat auch das Klopfen vernom-
men, damit sind die guten Wünsche für seine Ge-
nesung symbolisiert.

Zum Tagesordnungspunkt „Informationsfreiheit und
Datenschutz in Thüringer Jobcentern verwirkli-
chen“: Informationsfreiheit und Datenschutz sind
ohne Zweifel wichtige Rechtsgüter unserer Gesell-
schaft, deren Beachtung und Wahrung auch im Tä-
tigkeitsbereich der Jobcenter gelten muss. Aber
entgegen der Auffassung der Fraktion DIE LINKE
ist für mich und auch für meine Fraktion nicht er-
sichtlich, warum sowohl die Informationsfreiheit als
auch der Datenschutz in den Thüringer Jobcentern
bislang noch nicht verwirklicht sein soll. Für den Be-
reich der Informationsfreiheit stützen Sie Ihren An-
trag ja im Wesentlichen, so haben wir das gelesen,
auf ein Urteil des Verwaltungsgerichts Leipzig vom
10. Januar dieses Jahres und fordern die Bereitstel-
lung von Direktdurchwahlnummern des Sachbear-
beiters in den Thüringer Jobcentern. In dem Urteil
wurde das Jobcenter Leipzig verurteilt, ihre Dienst-
telefonliste mit den Durchwahlnummern einer An-
waltskanzlei zur Verfügung zu stellen, die eben tag-
täglich mit der Agentur beruflich zu tun hat. Den An-
spruch begründet das Gericht mit dem Informati-
onsfreiheitsgesetz, das einen umfassenden Infor-
mationsanspruch von Bürgern zu amtlichen Infor-
mationen vorsieht.

Wie Ihnen bekannt sein dürfte, hat der Landtag erst
im letzten Jahr das Thüringer Informationsfreiheits-
gesetz novelliert und damit die Rechte der Bürger
auf Zugang zu amtlichen Informationen gestärkt
fortgesetzt. Das heißt, ungeachtet des vorgenann-
ten Urteils des Verwaltungsgerichts Leipzig besteht
auch in Thüringen für grundsätzlich jeden Bürger
bereits jetzt schon, im Zweifel sogar einklagbar, An-
spruch auf Erlangung dieser Informationen. Es ist
also nicht ersichtlich, warum die Landesregierung
an dieser Stelle tätig werden und die Jobcenter zur

vorbehaltlosen Offenlegung aller Dienstnummern
verpflichten soll. Zudem ist davon auszugehen,
dass das Urteil des Verwaltungsgerichts Leipzig ei-
ne gewisse Präjudizwirkung entfaltet und damit
ebenfalls dazu beitragen wird, dass dem Verlangen
eines unmittelbar Betroffenen entsprochen wird.

Auch dem Datenschutz ist in den Thüringer Job-
centern hinreichend Rechnung getragen. Arbeitsu-
chende erhalten von den Jobcentern Leistungen,
die ihren Unterhalt sichern sollen. Diese Grundsi-
cherung wird in der Bundesrepublik durch das
Zweite Buch des Sozialgesetzbuchs geregelt. Die
21 Jobcenter in Thüringen haben ebenso wie alle
anderen Center in Deutschland die Aufgabe, Leis-
tungen zu gewähren. Um diese richtig zu beurtei-
len, ist es für die Jobcenter notwendig, von den Ar-
beitsuchenden Informationen, Auskünfte, Daten
einzuholen, die deren persönliche und wirtschaftli-
che Situation betreffen. Die abgefragten Sozialda-
ten umfassen vor allem den beruflichen Werdegang
von der Schulausbildung bis zum Zeitpunkt der An-
tragstellung sowie die derzeitigen Lebensverhältnis-
se hinsichtlich familiärer Beziehungen, Wohnsituati-
on, Einkommens- und Vermögensverhältnisse.

Diese Daten dienen den Mitarbeitern der Jobcenter
letztlich als Beurteilungsgrundlage für die persönli-
chen Lebensumstände der Arbeitsuchenden sowie
als Anhaltspunkt für deren erfolgreiche Eingliede-
rung oder Wiedereingliederung in die Arbeitswelt.
Die erhobenen Sozialdaten unterliegen dem Sozial-
geheimnis, das eine Weitergabe an nicht befugte
Stellen oder auch Dritte untersagt. Die Sozialdaten
werden ohne gesetzliche Grundlage oder Einwilli-
gung des Betroffenen nicht an Dritte weitergeleitet.
Verantwortlich für den sachgerechten Umgang mit
den eingeforderten Sozialdaten sind die Jobcenter
selbst, die auch verschiedene Auflagen erfüllen
müssen, so unter anderem die datenschutzrechtli-
che Ausbildung ihrer Mitarbeiter, die im Umgang
mit Sozialdaten besonders angewiesen und daten-
schutzkonform geschult werden.

Des Weiteren werden behördliche Datenschutzbe-
auftragte bestellt, die die Behördenleitungen bei der
Umsetzung datenschutzrechtlicher Vorschriften un-
terstützen und gleichzeitig den Arbeitsuchenden vor
Ort als Ansprechpartner für alle Fragen zum Daten-
schutz zur Verfügung stehen. Eine externe Daten-
schutzkontrolle gewährleistet außerdem der jeweili-
ge Landesdatenschutzbeauftragte.

Die Arbeitsuchenden haben zur Gewährleistung
des Schutzes ihrer Sozialdaten bereits jetzt eine
ganze Reihe von einklagbaren Rechten:

1. das Recht auf Auskunft über ihre eigenen Daten
und Akteneinsicht im Rahmen der gesetzlichen Be-
stimmungen,

2. das Recht auf Berichtigung falscher oder unvoll-
ständiger Daten,
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3. das Recht auf Löschung, hilfsweise Sperrung zu
Unrecht gespeicherter oder nicht mehr benötigter
Daten und

4. das Recht auf Anrufung des Datenschutzbeauf-
tragten.

Diese Rechte der Kunden können auch nicht vom
Jobcenter ausgeschlossen oder beschränkt wer-
den. Wenn also ein Arbeitsuchender der Auffas-
sung ist, in seinen Datenschutzrechten verletzt wor-
den zu sein, steht es ihm frei, sich an den behördli-
chen Beauftragten für den Datenschutz in seinem
Jobcenter vor Ort zu wenden, den Landesdaten-
schutzbeauftragten anzurufen oder gegebenenfalls
sogar die Justiz in Anspruch zu nehmen.

Die bestehenden Möglichkeiten der Inanspruchnah-
me von Rechtshilfen sind also gewährleistet und
nach unserer Auffassung auch ausreichend. Der
Staatssekretär hat es gerade gesagt, wir hatten in
2007 einen Fall, wo der Landesdatenschutzbeauf-
tragte dort auch entsprechende Feststellungen ge-
troffen hat. Aus dem Grund ist es nicht nachvoll-
ziehbar, aus welchem Grund die datenschutzrecht-
lichen Vorschriften auf dem Gebiet der Jobcenter
überprüft oder gar verschärft werden sollten. Ich
danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Heym. Das Wort
hat jetzt Herr Abgeordneter Adams für die Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen im Thüringer Landtag, dieser
Antrag der LINKEN war durchaus eine harte Nuss,
die zu knacken war,

(Beifall DIE LINKE)

denn dieser Antrag ist wieder ein arbeitsmarktpoliti-
scher Antrag, obwohl er sich sehr speziell um Job-
center kümmert oder sie in den Blickpunkt nimmt,
es ist ein datenschutzrechtlicher Antrag. Es ist ein
Antrag, in dem Sozialpolitik und natürlich auch Fra-
gen der Justiz vorkommen, nämlich die Frage Be-
weislast umkehren oder wer trägt die Beweislast,
was immer ganz entscheidend ist. Dazu kommt
noch, dass es ganz unterschiedliche Ebenen der
Verantwortung gibt. Wenn man vielleicht versucht,
einen Strich darunter zu ziehen und zu sagen, mög-
licherweise sind wir formal nicht zuständig auf der
Landesebene, so wie der Herr Staatssekretär das
ausgedrückt hat, das hindert uns aber nicht, infor-
mell hier diese Sache zu debattieren. Wir wollen
das als GRÜNE gern machen und uns eigentlich
konzentrieren auf zwei kleine Fragen. An der Stelle

stellt sich für mich erst noch mal die Frage an den
Kollegen Heym, der gesagt hat, warum Daten-
schutzvorschriften denn verschärft werden sollen.
Das habe ich aus diesem Punkt II nicht so richtig
verstanden. Also das ist, glaube ich, nicht Antrag
der LINKEN, denn im Antrag der LINKEN geht es
doch im Wesentlichen um zwei Dinge, einmal um
die Frage des Datenverlustes. Wie muss derjenige,
der eine Leistung haben will, nachweisen, dass er
seine Unterlagen ordnungsgemäß eingereicht hat?
Kann er das wirklich nur dadurch tun, dass er dort
hinfährt und sich auf die Kopie eines jeden Blattes
einen Stempel „diese Kopie ist eingegangen“ geben
lässt, dies so durchzuführen oder kann er das auch
per Einschreiben machen? Dann ist aber nicht klar,
sind alle Dokumente auch drin gewesen, die er
glaubt, drin gehabt zu haben. Hier, glaube ich,
muss es einfach ein vernünftiges Verfahren geben,
das den Menschen diese Arbeit ein wenig erleich-
tert. Auf jeden Fall kann es nicht sein, dass, wenn
der Bürger eine Unterlage abgegeben hat und be-
weisen kann, dass er eine Unterlage abgegeben
hat, dann beweisen muss, dass es auch die richtige
war. Das kann auf keinen Fall gehen, wie soll er
das auch tun, nämlich im Jobcenter dann zu re-
cherchieren, wo ist mein Blatt, meine Kopie abge-
blieben. Das ist eine ganz schwierige Frage. In dem
Augenblick, wo das Material in das Jobcenter ein-
geht, muss auch die Beweislast beim Jobcenter lie-
gen, wo das geblieben ist und auch die Rechen-
schaft dafür, was mit den Daten passiert ist.

Eine andere Frage, und Sie sind beide schon dar-
auf eingegangen, ist das Urteil des VG Weimar, in
dem zu Recht festgestellt wurde, Sie haben den
Sachverhalt auch dargestellt, es ging da um eine
Rechtsanwaltskanzlei, aber am Ende hat das Urteil
doch gesagt, Informationsfreiheit bezogen auf Tele-
fonnummern ist zu bejahen, ob das jemand ist, der
das täglich in seiner Arbeit braucht oder ob das je-
mand ist, der das täglich für seine Leistungen
braucht, die er auch nachfragen können muss und
wo er auch Informationen an das Jobcenter geben
muss. Auch das ist eigentlich eher eine Frage ver-
nünftiger Praxis und nicht die Frage von Gerichtsur-
teilen. Es ist ganz unvernünftig, wenn Institutionen
glauben, dass sie ihre Telefonnummern nicht mehr
herausgeben können und nur noch über eine Ein-
wahl zu erreichen sind. Das ist eine Vorstellung von
einem distanzierten, weit fernen Staat, der mit aus-
gestrecktem Arm die Leute draußen halten will und
nicht zulässt, dass der Bearbeiter und der Bürger
auch direkt in Kontakt kommen. Auch hier sind wir
an der Seite der LINKEN und fordern, dass die Bür-
ger ein Recht darauf haben, ihren Bearbeiter zu
kennen. Das war ein Teil dessen, was wir erreichen
wollten, dass man seinen Bearbeiter kennt, dass
man direkt in ein Gespräch kommt und dass damit
auch das Ziel eher verwirklicht wird, Menschen wie-
der in Arbeit zu bekommen, so lange das noch
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nicht gelingt, sie mit hinreichenden Leistungen zu
versorgen.

Insofern ein klares Ja dazu, die Bürger müssen und
können nicht die Beweislast dafür tragen, was mit
ihren Materialien im Jobcenter passiert. Zweitens,
natürlich muss der Bürger das Recht und auch die
Möglichkeit haben, im Jobcenter anzurufen und sei-
nen Bearbeiter zu treffen. Lieber Herr Heym, es
kann ja nicht so sein, dass jetzt jeder Bürger an-
fängt, auf Grundlage des Thüringer Informations-
freiheitsgesetzes eine Klage zu erheben, dass er
die Nummern bekommt.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Hier ist ja vielleicht einfach vernünftig, wenn die
Landesregierung es einmal klarstellen würde in ei-
nem Rundschreiben, dass man sich doch sehr
wünschen würde, dass die Kommunen und alle
Partner in den Jobcentern darauf hinwirken, dass
die Telefonnummern einfach bekanntgegeben wer-
den, einfach weil das vernünftig, weil das bürger-
freundlich ist. Das sollte hier die Prämisse sein.
Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Adams. Das Wort
hat jetzt Herr Abgeordneter Bergner für die FDP-
Fraktion.

Abgeordneter Bergner, FDP:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Meine sehr verehr-
ten Kolleginnen und Kollegen, liebe Besucher, bei
dem vorliegenden Antrag geht es um zwei sehr
wichtige Punkte in den Jobcentern, um die Gewähr-
leistung von Datenschutz und um Informationsfrei-
heit. Gerade Sozialdaten beinhalten in großem Um-
fang sensible Informationen wie beruflichen Werde-
gang, Schulausbildung und auch die derzeitigen
Lebensverhältnisse. Das sind oft Daten, bei denen
niemand möchte, dass sie Dritte in die Hände be-
kommen, die Schindluder damit treiben könnten.
Wenn Kollegin Leukefeld sich gegen Bespitzeln
wendet, macht mir das Hoffnung, dass die Wand-
lung vom Saulus zum Paulus möglich ist.

(Beifall FDP)

(Unruhe DIE LINKE)

Grundsätzlich gibt es hinreichende gesetzliche Re-
gelungen in den Sozialgesetzbüchern und auch
Schulungen für die Mitarbeiter. Auch die behördli-
chen Datenschutzbeauftragten sorgen in den Job-
centern dafür, dass der Datenschutz hinreichend
gewährleistet ist. Trotzdem kommt es immer wieder
vor, dass Sozialdaten unberechtigt in die Hände
Dritter gelangen. Deswegen finde ich den Ansatz

des Antrags der Fraktion DIE LINKE, alle Möglich-
keiten zu ergreifen, um Datenverlusten in Jobcen-
tern vorzubeugen, prinzipiell richtig. Leider ist nicht
erkennbar, an welche Möglichkeiten die Fraktion
DIE LINKE hier denkt. Insofern, meine Damen und
Herren, sollte man darüber im Ausschuss diskutie-
ren, was man zusätzlich in den Jobcentern für den
Datenschutz tun kann.

Ich will jetzt auch noch auf die Punkte II.2 und II.3
der Forderungen im Antrag eingehen. Der Ursprung
dieser Forderungen ist das Urteil des Verwaltungs-
gerichts Leipzig vom 10.01.2013. Das Jobcenter
Leipzig war telefonisch für die Bürger nur über eine
zentrale Servicenummer erreichbar. Die telefoni-
sche Durchwahl des Bürgers zum Sachbearbeiter
war organisatorisch nicht vorgesehen. Eine An-
waltskanzlei hat aufgrund des Informationsfreiheits-
gesetzes auf Zugang zur Diensttelefonliste mit den
Durchwahlnummern der Mitarbeiter geklagt.

Nach Auffassung des Verwaltungsgerichts Leipzig
sieht das Informationsfreiheitsgesetz einen umfas-
senden Informationsanspruch von Bürgern zu amtli-
chen Informationen vor, soweit keine Sicherungs-
oder Datenschutzgründe dagegensprechen. Der
Antrag der Fraktion DIE LINKE greift somit ein
wichtiges Urteil auf, inwiefern die Vorschläge der
Fraktion geeignet und zweckmäßig sind, das Urteil
entsprechend umzusetzen. Das heißt, das Recht
auf Informationszugang der Bürger, aber gleichzei-
tig auch die Sicherheit und den Datenschutz bei
den Sachbearbeitern zu gewährleisten, bedarf einer
näheren Betrachtung.

(Beifall FDP)

Meine Damen und Herren, insgesamt sollten wir die
Punkte unter II. im Ausschuss vernünftig diskutie-
ren und schauen, was wir im Landtag tun können,
um in den Jobcentern für mehr Datenschutz, aber
auch für mehr Informationsfreiheit zu sorgen. Das
ist manchmal ein schwerer Balanceakt und ich bin
gespannt auf die Diskussion im Ausschuss. Vielen
Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Bergner. Sie ha-
ben Ausschussüberweisung beantragt?

(Zuruf Abg. Bergner, FDP: Ja, an den Justiz-
und Verfassungsausschuss.)

Alles klar, danke schön. Das Wort hat jetzt Herr Ab-
geordneter Baumann für die SPD-Fraktion.

Abgeordneter Baumann, SPD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und
Herren, zunächst einige Vorbemerkungen zum
Thema „Information und Datenschutz“. Information
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ist die Grundlage der interaktiven Freiheit aller
Menschen und zugleich unentbehrlich für die Funk-
tionsweise des Staates. Der Datenschutz bindet die
Freigabe von Informationen, nur unter bestimmten
Bedingungen die Freigabe persönlicher Informatio-
nen. Die Informationen unterliegen dem Gebot der
Zweckbindung, wonach Informationen nur zu be-
stimmten legitimierten Zwecken verwendet werden
dürfen.

Nun zu Ihrem Antrag: Zunächst herzlichen Dank
der Landesregierung, auch noch mal für die klären-
den Worte bezüglich der Zuständigkeit. Ich sehe
das im Übrigen genauso. Ich fange mal bei der Be-
gründung Ihres Antrags an. Im ersten Punkt kritisie-
ren Sie, dass viele Kunden über fortwährende Da-
tenverluste klagen und das teils zu drastischen
Sanktionen führt. Ich frage Sie: In welcher Größen-
ordnung gibt es Kunden, die über fortwährende Da-
tenverluste klagen? Konkrete Beispiele: Zwei in
Thüringen, das sind viele, und wie viele Sanktionen
daraus entstehen. Ich habe mich mal kundig ge-
macht in Halle bei der Regionaldirektion. Bei denen
ist nicht bekannt, dass es in Größenordnungen da-
zu gekommen ist, dass Datenverluste eingetreten
sind. Das ist da kein Thema. Das kann hier und da
passieren, wo Menschen arbeiten, passieren auch
Fehler.

Zum Weiteren, Frau Leukefeld, was Sie hier gesagt
haben, also, darüber müssen Sie wirklich mal nach-
denken. Die Antragsteller werden durchleuchtet
und die Offenlegung -

(Zwischenruf Abg. Dr. Scheringer-Wright,
DIE LINKE: Das stimmt nicht.)

das hat sie gesagt, ich habe es mir genau mitge-
schrieben, hat sie gesagt, ja - zur Sicherung ihres
Existenzminimums und das soll nicht an Bedingun-
gen geknüpft werden.

(Unruhe DIE LINKE)

Wisst ihr überhaupt, dass es sich hier um Steuer-
gelder handelt?

(Zwischenruf Abg. Dr. Scheringer-Wright,
DIE LINKE: Na klar wissen wir das.)

Dass es sich um Steuergelder handelt, die die Be-
troffenen bekommen, wo auch ein Nachweis dafür
zu führen ist.

(Unruhe DIE LINKE)

Ich kann nicht das Geld einfach rausschütten ohne
Nachweis und sagen, das ist dein Existenzmini-
mum. Ich glaube, und ich habe die Tage schon
über die Agenda 2010 gesprochen, das war auch
der Hintergrund, weil das einfach nicht mehr so
weitergehen kann.

Nun zum zweiten Bereich, den Sie hier genannt ha-
ben, die direkten Durchwahlen. Auch darüber habe
ich mich sehr intensiv mit den Kollegen aus Halle

unterhalten. Ich will Ihnen das einfach mal an ei-
nem kurzen Beispiel erläutern. Machen Sie ein
Praktikum im Jobcenter und setzen sich dorthin als
Berater. Sie haben den ganzen Vormittag einen
Fall nach dem anderen zu beraten, die alle sicher-
lich nicht einfach sind, sowohl von den Fällen her
als auch vielleicht von dem einen oder anderen
Kunden her. Während einer Beratung klingelt fünf-
mal das Telefon und Sie müssen die Beratung un-
terbrechen. Was glauben Sie, wie es den Leuten
geht, die dort eine vernünftige Beratung haben wol-
len? Genau deshalb hat der Bund dieses System
eingeführt. Dass das auch Lücken hat, das gebe
ich zu und da haben Sie auch recht.

(Beifall SPD)

Aber wenn Sie sagen, Sie wollen die Durchwahl-
nummern an alle vergeben und jeder soll mit sei-
nem Berater stets und ständig und wie er will und
die Rechtsanwälte auch noch mit dem Berater re-
den, was das Urteil in Leipzig sagt, dann müssen
Sie auch sagen, wie das organisiert werden soll,
dass ich dann noch vor Ort eine anständige und or-
dentliche Beratung der Kunden durchführen kann.

(Zwischenruf Abg. Koppe, FDP: Wenn der
Urlaub hat oder krank ist?)

(Unruhe DIE LINKE)

Ja, wenn der Urlaub hat oder krank ist, dann be-
kommt das noch ein anderer Berater, der hat dann
die doppelte Anzahl von Telefongesprächen neben
seinen Beratungen zu tätigen, wo er vielleicht auch
noch die doppelte Anzahl an Kunden an dem Vor-
mittag zu bewältigen hat. Deshalb halte ich Ihren
Antrag für nicht ausgereift, auch inhaltlich nicht.
Wegen der Steuergelder wollte ich noch einmal sa-
gen, das, was Sie gesagt haben mit dem Durch-
leuchten, kenne ich noch von woanders her. Da-
rüber haben wir gerade gestern bei der Abgeordne-
tenüberprüfung sehr intensiv gesprochen, also das
ist schon ein dicker Hund, das muss ich hier ein-
fach mal dazu sagen,

(Unruhe DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Dr. Scheringer-Wright,
DIE LINKE: Das ist ein dicker Hund.)

(Beifall DIE LINKE)

wo Sie einfach hier nur populistisch eine Klientel
bedienen wollen. Ich sage Ihnen, das wird Ihnen
auf diese Art und Weise nicht gelingen, weil das
einfach der falsche Ansatz ist, den Sie hier betrei-
ben. Genau aus diesem Grund, meine Vorredner
haben schon viel dazu gesagt, werden wir diesen
Antrag ablehnen.

(Beifall SPD)
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Vizepräsidentin Hitzing:

Herr Abgeordneter Baumann, es gibt den Wunsch
auf eine Zwischenfrage. Lassen Sie die zu?

Abgeordneter Baumann, SPD:

Na klar.

Vizepräsidentin Hitzing:

Bitte, Frau Abgeordnete Leukefeld.

Abgeordnete Leukefeld, DIE LINKE:

Herr Baumann, ich wollte Sie fragen: Wissen Sie,
dass es sogar einen Außendienst gibt, der gegebe-
nenfalls kontrolliert, ob die abgegebenen Unterla-
gen und die Aussagen von Betroffenen richtig sind
und der Befragungen beispielsweise bei Nachbarn,
Arbeitskollegen oder in der Familie durchführt? Ist
Ihnen das bekannt? Vielleicht findet man einen bes-
seren Begriff als „durchleuchten“, aber ein gläser-
ner Mensch ist es auf jeden Fall.

Abgeordneter Baumann, SPD:

Auf jeden Fall hat eine Behörde, die einen Antrag
bewilligt, auch dafür zu sorgen, dass die Angaben
rechtmäßig sind.

(Unruhe DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. König, DIE LINKE: Das
unterstellt, dass sie lügen.)

Dazu können auch Vorortkontrollen gehören. Das
ist so. Wenn Sie mit dem Geld anders umgehen
wollen, dann können Sie das tun, ich glaube nicht,
dass das zum Erfolg führen würde. Wenn wir das
machen würden, was Sie sagen, und ich habe das
schon einmal hier an dem Pult gesagt, das war vor
zwei Tagen, dann würde es Deutschland nicht so
gehen, wie es uns heute geht. Danke für die Auf-
merksamkeit.

(Beifall SPD)

(Unruhe DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Dr. Scheringer-Wright,
DIE LINKE: Ja, weil Sie alles Schlechte ver-
schweigen.)

Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Baumann. Das
Wort hat jetzt Herr Abgeordneter Bärwolff für die
Fraktion DIE LINKE.

Abgeordneter Bärwolff, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Herr
Abgeordneter Baumann, es sollte Sie zutiefst be-
schämen,

(Beifall DIE LINKE)

dass die Freien Demokraten hier wesentlich sachli-
cher und wesentlich mehr an dem Problem der Be-
troffenen orientiert argumentieren als das, was Sie
hier abgelassen haben.

(Beifall DIE LINKE)

Ich bin bestimmt kein großer Freund der deutschen
Sozialdemokratie, aber das war wirklich unwürdig.

(Beifall DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Das können
Sie gar nicht beurteilen.)

Ich war lange genug mit einer Sozialdemokratin zu-
sammen, ich glaube, ich kann das beurteilen.

(Heiterkeit DIE LINKE)

Und so schlecht kann die nicht sein, die arbeitet
jetzt bei Ihrem Wirtschaftsminister. Von daher ist es
nicht so wild.

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, wir
möchten gern Informationsfreiheit und Datenschutz
in Thüringer Jobcentern verwirklichen.

(Unruhe SPD)

Sie haben das schon richtig erkannt, der Hinter-
grund dieses Antrags ist natürlich das Urteil des
Verwaltungsgerichts Leipzig. Worum ging es? Das
wurde schon erläutert, dass nämlich diejenigen, die
von Hartz IV betroffen sind, dass die Erwerbslosen
auch die Möglichkeit bekommen, direkte Durch-
wahlnummern, beispielsweise für die Sachbearbei-
terinnen und Sachbearbeiter, zu erhalten. In die-
sem Zusammenhang sind Datenschutz und Infor-
mationsfreiheit Probleme ein und derselben Medail-
le. Die Erwerbslosen - das hat Frau Leukefeld
schon angedeutet, aber Sie, Herr Baumann, möch-
ten das einfach nicht zur Kenntnis nehmen - wer-
den oftmals bevormundet und vielmals schikaniert.

(Beifall DIE LINKE)

Diejenigen von Ihnen, die das Glück haben, im Pe-
titionsausschuss zu sitzen, beispielsweise der Kol-
lege Heym, aber auch andere, werden, wenn Sie
sich mit den Petitionen allein aus diesem Bereich
SGB II auseinandersetzen, feststellen, wie oft Un-
terlagen wegkommen, wie oft Termine vereinbart
werden und dass es eben nicht nur um bedauerli-
che Einzelfälle geht, sondern dass an diesem ge-
samten System etwas nicht stimmt.

(Beifall DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: … Das
stimmt nicht.)

Herr Heym, wir können gern mal miteinander in
Dialog treten, ich lade Sie gern mal zu unserem
Wahlkreisbüro ein, ins RedRoXX, dort bieten wir re-
gelmäßig Sprechstunden an. Das RedRoXX ist ja
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nicht nur ein Hort von linksextremistischen Pseudo-
terroristen, wie Sie es manchmal so an die Wand
malen, sondern wir sind ein Bürgerbüro, an das
sich Bürgerinnen und Bürger, die zum Beispiel Pro-
bleme mit Jobcentern haben, wenden und ich bin
durchaus regelmäßig Gast in Jobcentern und habe
da auch das Vergnügen, mir anzuschauen, wie mit
Betroffenen umgegangen wird und nicht nur ich als
Abgeordneter der LINKEN, sondern ich glaube,
dass alle 26 Abgeordneten unserer Fraktion regel-
mäßig mit Jobcentern zu tun haben und regelmäßig
mit den Auswirkungen von Hartz IV zu tun haben.
Genau diese Auswirkungen, genau diese Kenntnis,
das hat uns bewogen, hier diesen Detailantrag zu
stellen, weil wir der Meinung sind, dass Informati-
onsfreiheit und Datenschutz eine der Grundvoraus-
setzungen sind, damit überhaupt eine menschen-
würdige Existenz stattfinden kann. Ich weiß nicht,
wer von Ihnen es gesagt hat, ich glaube, Sie waren
es, Herr Heym, dass die Kunden - selbst der Begriff
Kunde ist sozusagen schon im Jobcenter eher Zy-
nismus - im Jobcenter ganz viele Möglichkeiten ha-
ben, sich mit Bürgerbeauftragten, Datenschutzbe-
auftragten usw. auseinanderzusetzen und dass wir
so eine bürgerfreundliche Verwaltung haben. Ich
habe eine Frage: Wenn ich in das Umweltamt ge-
he, dann bekomme ich alle möglichen Informatio-
nen, wenn ich in das Ordnungsamt gehe, bekomme
ich alle möglichen Informationen, da kann ich mir
sogar auf der Internetseite der Stadtverwaltung Er-
furt anschauen, welche Leute dort arbeiten, wie ihre
Durchwahlen sind. Ausgerechnet in der Verwaltung
der Arbeitslosen, ausgerechnet in den Jobcentern,
da ist diese Transparenz, da ist diese Bürger-
freundlichkeit meilenweit entfernt. Da frage ich
mich: Warum ist das so, warum ist das ausgerech-
net dort so, wo die Menschen ihre Existenz sichern
wollen?

(Beifall DIE LINKE)

Das ist doch die Frage. Für uns ist das ein ganz
wichtiges Problem und wir sind der Auffassung,
dass wir hier die Rechte umkehren müssen. Herr
Staatssekretär, Sie hatten in Ihrem Bericht viele Sa-
chen angesprochen und man hat so ein bisschen
den Eindruck, dass Sie so ein bisschen Schwarzer
Peter spielen nach dem Motto: Das ist so viel-
schichtig, da ist die Bundesebene, da ist die Bun-
desagentur für Arbeit, da gibt es eine Regionaldi-
rektion Sachsen-Anhalt-Thüringen und so richtig
wissen Sie nichts. Wir als Fraktion DIE LINKE hat-
ten vor Kurzem ein Gespräch mit der Regionaldi-
rektion Sachsen-Anhalt-Thüringen.

(Zwischenruf Staschewski, Staatssekretär:
Es ist vielschichtig, aber wir wissen das und
wir wissen auch, wer Fachaufsicht hat, und
wir wissen auch, wer die Rechte hat des
Durchgriffs und wer nicht. Das ist, glaube ich,
auch einmal klarzustellen.)

Vizepräsidentin Hitzing:

Das Wort hat jetzt Herr Abgeordneter Bärwolff.

Abgeordneter Bärwolff, DIE LINKE:

Herr Staatssekretär, das mag ja alles sein, aber
jetzt versetzen Sie sich doch einmal in die Lage der
Betroffenen. Die Betroffenen werden hier von Ponti-
us zu Pilatus geschickt,

(Beifall DIE LINKE)

wissen nicht, wie sie und wann sie irgendwelche
Anträge bewilligt bekommen oder nicht, und dann
stellen Sie sich - natürlich, Sie sind Staatssekretär
in der Landesregierung, das ist ja alles in Ordnung,
dass Sie da auf die Zuständigkeiten verweisen,
aber den Betroffen ist es am Ende schnurzpiep-
egal,

(Beifall DIE LINKE)

weshalb er Sanktionen bekommt und weshalb sei-
ne Daten nicht da ankommen, wo sie sind. Das ist
zum Beispiel einer der Punkte, da möchte ich Sie
gern berichtigen oder aufklären vielmehr. Sie hatten
zum Beispiel gesagt, na ja, Beweispflichtumkehr
bei Datenverlust, Sie wissen damit nicht so richtig
etwas anzufangen. Das, worum es uns geht in die-
sem Fall, ist Folgendes: Wir haben regelmäßig
Menschen bei uns in den Sprechstunden oder auch
in den Petitionen kann man das nachverfolgen, die
Daten abgeben beim Jobcenter und die sind dann
mit einem Mal verloren. Dann heißt es, der Mitwir-
kungspflicht nach SGB II ist nicht Genüge getan
worden und dann folgen Sanktionen. Wenn Sie,
Herr Baumann, sich hier hinstellen und sagen, dass
wir hier diesen Antrag nur populistisch gemacht ha-
ben, von hohen Betroffenenzahlen sprechen und
niemand wüsste etwas dazu - Herr Baumann, ich
sage Ihnen etwas, ich habe dazu eine Anfrage ge-
macht, ich habe dazu eine Anfrage an die Thürin-
ger Landesregierung gestellt, wie sehen die Sank-
tionen in Thüringen konkret aus, wie viele Betroffe-
ne sind es, welche Sanktionen gibt es und vor al-
lem aus welchen Gründen gibt es die Sanktionen.
Wissen Sie, was Ihre Landesregierung geantwortet
hat? „Dazu liegen der Landesregierung leider keine
Erkenntnisse vor.“

(Unruhe SPD)

Das ist doch zynisch, wenn Sie sich hier hinstellen
und sagen, wir hätten keine Zahlen, und jedes Mal,
wenn wir versuchen, Zahlen zu eruieren, sagt uns
die Landesregierung, ach, darüber wissen wir aber
nicht viel. Das wird auch im Wirtschaftsausschuss
bei der Novellierung des SGB-II-Ausführungsge-
setzes eine Rolle spielen müssen. Wir müssen die-
se Zahlverwaltung an dieser Stelle viel mehr kon-
trollieren, damit wir eben die Rechte der Erwerbslo-
sen stärken können.

(Beifall DIE LINKE)
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Ich möchte gern noch einmal auf ein anderes The-
ma zu sprechen kommen, was damit unmittelbar
zusammenhängt. Sie hatten ja auch ein bisschen
von Agenda 2010 gesprochen. Da will ich Ihnen
einfach noch einmal - die Aktuelle Stunde war in
der Tat viel zu kurz, um zu diesem Thema zu spre-
chen - sagen, Sie hatten sich hier hingestellt und
gesagt, ja, die Agenda 2010, die war richtig, das
war ja hier der fraktionsübergreifende Konsens mit
Ausnahme der Linksfraktion und mit Abstrichen bei
den GRÜNEN, was mich unter Umständen auch
sehr gefreut hat. Aber das, was mit der Agen-
da 2010 einhergeht, und das macht sich am Bei-
spiel Hartz IV doch so wunderbar deutlich, Sie be-
zeichnen die Hartz-IV-Betroffenen, die Erwerbslo-
sen zwar als Kunden, aber Sie sind doch gar nicht
in der Lage, wie in einem Geschäft zu sagen, „Der
Kunde ist König“, das findet doch gar nicht statt,

(Beifall DIE LINKE)

sondern das, was Sie gemacht haben, Sie haben
die gesellschaftlichen Risiken privatisiert und indivi-
dualisiert, jeder ist jetzt für sich selber verantwort-
lich, Sie haben beispielsweise die Altersvorsorge
privatisiert, haben dort großen Sozialabbau betrie-
ben, auch im Bereich Gesundheitspolitik haben Sie
viel Mist gebaut. Das, was sozusagen dem inne-
wohnt, ist ja dieser neoliberale Geist von Standort-
logik und Wettbewerb. Dazu gehört eben Konkur-
renz und dazu gehört es auch, nicht nur die Er-
werbslosen zu unterdrücken und ihnen das Leben
schwer zu machen, sondern das wirkt sich doch
dann natürlich auch auf die Beschäftigten aus. Das
ist unser Ansatz, zu sagen, wenn wir die Beschäf-
tigten stärken wollen, müssen wir auch die Er-
werbslosen stärken. Deshalb ist Ihre ganze Lobhu-
delei der Agenda 2010 und dieses Unkritische, was
Sie hier gesprochen haben, der Sozialdemokratie,
denke ich, wirklich nicht würdig. Aus unserer Sicht
muss man diesen ganzen Prozess der Agen-
da 2010 vom Grunde auf kritisieren. Es ist auch
nicht so, dass DIE LINKE das 2003/2004 nicht ge-
macht hätte. Ich meine, es ist nicht so, dass es
nicht vorher schon Gutachten, Stellungnahmen ge-
geben hätte, so dass Sie sich hinstellen können,
DIE LINKE sagt jetzt, das war alles schlecht zur
Agenda 2010. Nein, wir haben uns vorher Gedan-
ken gemacht, wie geht das aus, wenn Sie umvertei-
len, wie geht das aus, wenn Sie eine Verarmung
der Massen herbeiführen. Mit den Folgen haben wir
heute zu kämpfen. Das, was Sie mit Agenda 2010
eingeführt haben, ist nichts anderes, als „teile und
herrsche“.

(Beifall DIE LINKE)

Wenn Sie sagen, die Agenda 2010 war richtig,
dann möchte ich an Sie die Frage richten, für wen
war die Agenda 2010 richtig und gut. Für die Er-
werbslosen bestimmt nicht. Für die Beschäftigten

im Niedriglohnbereich, für die Beschäftigten in der
Leiharbeit war die Agenda garantiert nicht richtig.

(Unruhe SPD)

(Zwischenruf Abg. Baumann, SPD: Zum The-
ma, zum Thema.)

Die Agenda 2010 war richtig für die obersten
10 Prozent in diesem Land. Die Agenda 2010 war
richtig für die Versicherungskonzerne, die sich jetzt
mit der Riester-Rente ordentlich etwas dazuverdie-
nen können. Für die war die Agenda 2010 sicher-
lich richtig, aber die Betroffenen sehen das anders.

(Beifall DIE LINKE)

Wenn man mal reflektiert, was eigentlich passiert
ist - es ist am 01.01.2005 das Hartz-IV-Gesetz ein-
geführt worden. Wenn man mal reflektiert, wie
überhaupt auch die Leistungen der Betroffenen, der
Erwerbslosen immer weiter zurückgefahren wurden
- und da werden Sie als Arbeitsmarktpolitiker, Herr
Baumann, auch nicht dran vorbeikommen -, ich will
es nur mal sagen, ...

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Immer schön
dazwischen Luft holen, wir wollen doch, dass
es Ihnen gut geht.)

Herr Emde, ich hole schon Luft, ab und zu trinke ich
noch mal was. Mir geht es gut, ich fühle mich hier
sehr wohl. Glauben Sie mir, ich habe noch ein
bisschen Munition, es wird noch ein bisschen rei-
chen.

(Unruhe CDU)

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Hier wird
aber nicht geschossen.)

Nicht physisch, das ist richtig, aber man kann sich
hier mit Argumenten auseinandersetzen.

Herr Baumann, über Sie habe ich mich besonders
geärgert, weil Sie so viel an der Realität ausblen-
den, beispielsweise die Frage: Was wollen wir ei-
gentlich mit Hartz IV erreichen? Der Ursprung, die
Argumentation, wir führen Arbeitslosenhilfe und So-
zialhilfe zusammen und mobilisieren die Menschen
dann auf dem Arbeitsmarkt, das hat doch am Ende
gar nicht großartig stattgefunden. Zum einen haben
wir 40.000 Menschen in Thüringen,

(Beifall DIE LINKE)

die seit 2005 ununterbrochen in Arbeitslosigkeit
sind, 40.000 Menschen, die mit Hartz IV nie wieder
aus diesem System herausgekommen sind. Selbst
für diejenigen, bei denen man sagt, na ja, die sind
nicht ganz so arbeitsmarktfern, die können wir hier
mobilisieren, sind die Rechte und auch die Mittel
zusammengestrichen worden. Allein der Eingliede-
rungstitel, also die Frage, welches Geld ist für Maß-
nahmen vorhanden und welches nicht, wurde von
400 Mio. € im Jahre 2007 auf 180 Mio. € im Jah-
re 2012 zusammengestrichen. Das sind 220 Mio. €,
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die nicht mehr zur Verfügung stehen für diese Men-
schen. Oder beispielsweise die Mehrbedarfe für die
Ernährung von HIV-Erkrankten. Das war früher mal
ein festgelegter Mehrbedarf, heute ist es nur noch
eine Ermessensleistung. Das heißt, da steht irgend-
jemand und sagt, es ist angemessen oder es ist
nicht angemessen. Das war früher mal ein Rechts-
anspruch. In diesem Geiste funktioniert die Agen-
da 2010. Auch die Instrumentenreform, die jetzt im
letzten Jahr abgeschlossen wurde, selbst dort hat
man wieder viele, viele Pflichtleistungen, die für die
Erwerbslosen galten, zu Ermessensleistungen um-
gewandelt, womit auch wieder stattfindet, dass Er-
werbslose sich nackig machen müssen, dass Er-
werbslose darlegen müssen, warum sie diese Leis-
tung erhalten sollen und warum nicht. Dieser Geist,
dieser bevormundende und nicht sich vertrauende
Geist, das ist das, was wir dem entgegenstellen
wollen. Die Agenda 2010 war falsch und das müs-
sen wir hier erkennen.

(Zwischenruf Abg. Kemmerich, FDP: Sie ha-
ben doch keine Ahnung.)

Herr Kemmerich, wenn Sie sich mit Betroffenen, mit
Erwerbslosen auseinandersetzen, dann werden Sie
relativ zügig zu dieser Erkenntnis kommen. Sie
können sich mit Ihren eigenen Beschäftigten aus-
einandersetzen, die neben der Friseurtätigkeit auch
noch zum Jobcenter gehen müssen und sich dort
eben auch wieder nackig machen müssen und sich
dort eben auch wieder -

(Beifall DIE LINKE)

und, Herr Baumann, ich sage es Ihnen so deutlich -
durchleuchten lassen müssen.

Vizepräsidentin Hitzing:

Herr Abgeordneter Bärwolff, es gibt den Wunsch
auf eine Zwischenfrage.

Abgeordneter Bärwolff, DIE LINKE:

Ja.

Vizepräsidentin Hitzing:

Bitte, Herr Abgeordneter Baumann.

Abgeordneter Baumann, SPD:

Herr Bärwolff, ich wollte Sie mal fragen, ob Sie vor
2003 auch mal Kontakt zu Sozialhilfeempfängern
gehabt haben, wie es denen ergangen ist. Gut, ich
sage lieber nichts, sonst bekomme ich einen Ord-
nungsruf.

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Da war er
noch in der Schule.)

Abgeordneter Bärwolff, DIE LINKE:

Wie Herr Emde bereits festgestellt hat, war ich
2003 noch in der 11. Klasse einer Schule auf dem
Weg zum Abitur und auch da habe ich mich schon
für soziale Spannungen und soziale Probleme in
unserem Land interessiert und bin als überzeugter
Mensch in DIE LINKE eingetreten, damals in die
PDS, weil mir die Rechte von Erwerbslosen wichtig
waren und weil mir die soziale Gerechtigkeit wichtig
ist, Herr Baumann.

(Unruhe CDU, SPD)

(Beifall DIE LINKE)

Dass die Sozialhilfe nicht das Nonplusultra war, das
ist uns doch allen klar, aber das, was sie mit dem
Hartz-IV-System hergestellt haben, dieser Repres-
sionsapparat, das geht zu weit.

(Beifall DIE LINKE)

Das, was wir, Herr Baumann, brauchen, ist eine
Agenda sozial. DIE LINKE will Mindestlohn, DIE
LINKE will den Ausbau der solidarischen Grundsi-
cherung und, Herr Baumann, DIE LINKE will lang-
fristig auch ein Grundeinkommen. Das, was wir
brauchen,

(Beifall DIE LINKE)

(Unruhe CDU)

ist ein neuer …

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Was hat das
mit Jobcentern zu tun?)

(Zwischenruf Abg. Baumann, SPD: Lass uns
doch zum Thema reden.)

Ich komme schon noch auf das Thema zurück, Herr
Baumann, keine Sorge.

(Unruhe SPD)

Vizepräsidentin Hitzing:

Herr Abgeordneter, das wäre auch gut, wir schwei-
fen sehr weit ab vom Thema.

(Beifall CDU)

Abgeordneter Bärwolff, DIE LINKE:

Ja, aber, Frau Präsidentin, Sie müssen zugeben,
die Möglichkeit, dass ich hier 40 Minuten zum Re-
den habe mit doppelter Redezeit, die verleitet na-
türlich auch, mal das zu sagen,

(Heiterkeit und Beifall DIE LINKE)

was man bei Aktuellen Stunden so nicht sagen
kann.
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Vizepräsidentin Hitzing:

Herr Abgeordneter, ich korrigiere Sie, es sind
37 Minuten, bei 40 sind Sie lange nicht mehr hier
vorn.

(Beifall FDP)

Abgeordneter Bärwolff, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, ich werde Ihnen garantieren, dass
ich es unter 37 Minuten schaffe und, ich glaube,

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Aber zum
Thema, Herr Bärwolff!)

wenigstens damit habe ich die Zustimmung des
restlichen Hauses.

Das, worum es uns geht, ist eine Abkehr von die-
sem Hartz-IV-System, von den Repressionen und
von der Art und Weise, wie Erwerbslose zu Bittstel-
lern degradiert werden, wie sie systematisch ent-
würdigt werden,

(Beifall DIE LINKE)

darum geht es hier.

(Unruhe CDU, SPD)

Und da muss man natürlich auch mal diskutieren,

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: … Fragen
…)

Herr Heym, wie Alternativen aussehen. Sie haben
uns doch gefragt, ja, wir haben Ihren Antrag, wie
stellen Sie sich alles vor? Herr Baumann hat uns
auch viele Fragen gestellt, beispielsweise die Fra-
ge, wie sollten wir eigentlich die Grundsicherung
umgestalten. Dazu bin ich hier als Politiker, als So-
zialpolitiker auch aufgerufen, hier Alternativen vor-
zustellen, dem komme ich natürlich auch sehr gern
nach. Beispielsweise wollen wir als LINKE nicht nur
eine solidarische Grundsicherung, sondern langfris-
tig eben auch die Einführung eines bedingungslo-
sen Grundeinkommens. Beispielsweise müssen wir
uns Gedanken darüber machen, wie wir öffentlich
geförderte Beschäftigung wieder stärker ins Zen-
trum nehmen. Es ist doch nicht so, dass nicht ge-
nug Arbeit da wäre. Genug Arbeit ist da im Sozial-
bereich, im Umweltbereich, im Kulturbereich, im Bil-
dungsbereich, dort ist doch überall Arbeit vorhan-
den, aber mit Ihrem neoliberalen Geiste, indem Sie
die Argumentation …

(Zwischenruf Abg. Koppe, FDP: Haben Sie
überhaupt gewusst, was dieses Wort bedeu-
tet?)

Ja, mir ist sehr bewusst, was dieses Wort bedeutet,
das ist gar keine Frage. Dieses Wort bedeutet Kon-
kurrenz, bedeutet Privatisierung, dieses Wort be-
deutet Wettbewerb. Wir brauchen nicht Konkurrenz
und Wettbewerb, wir brauchen nicht teile und herr-
sche bei den Erwerbsfähigen und bei den Erwerbs-

losen, wir brauchen eine Umverteilung von Einkom-
men und Vermögen und wir brauchen einen Aus-
bau der solidarischen Sozialversicherungssysteme,
meine Damen und Herren.

(Beifall DIE LINKE)

Das ist das, wofür DIE LINKE streitet. Das ist es,
was in einer Agenda sozial stattfinden muss.

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Informations-
freiheit, das ist das Wort.)

Informationsfreiheit, das ist genau das Thema,
denn, Herr Heym, die Agenda 2010 hat die Rechte
von Erwerbslosen nachhaltig geschwächt. Eine
Agenda sozial muss die Rechte von Erwerbslosen
stärken. Die Telefonnummer für von Hartz-IV-Be-
troffenen zugänglich zu machen ist das Mindest-
maß, damit man diese Dinge, die wir alle täglich in
unseren Wahlkreisen erleben, nicht mehr erleben
müssen. Ich will Ihnen das mal an einem Beispiel
vorstellen. Beispielsweise hat sich neulich eine jun-
ge Frau an mich gewandt, sie hat studiert, ist
31 Jahre und war ein wenig verwirrt. Sie hat einen
Brief bekommen mit einer Einladung zum Jobcenter
am 19.03., 9.00 Uhr. Sie hat einen weiteren Brief
bekommen zu einer Einladung zum Jobcenter am
19.03. um 9.15 Uhr. Und sie hat einen dritten Brief
bekommen mit einer Einladung zum Jobcenter am
20. März um 10.00 Uhr. Drei Briefe zu einem einzi-
gen Termin, der dann noch verschieden terminiert
war. Die junge Frau war da - was stellt sich heraus?
Die Dame vom Jobcenter hat sich leider geirrt, sie
wollte gar keinen Termin mit der Betroffenen ver-
einbaren. Und was noch viel witziger ist, diese Ter-
mine waren für das Arbeitslosengeld I bestimmt. Da
sie aber einen Aufhebungsvertrag unterschrieben
hat, war sie bei Arbeitslosengeld I für drei Monate
lang gesperrt und muss eigentlich zur ALG-II-Stelle
gehen. Was noch viel schwieriger ist, ist, wenn sie
einen dieser Termine nicht wahrgenommen hätte,
dann wäre eine Sanktion erfolgt. Das ist der Punkt,
wo die Frage Datenschutzinformation durchaus ei-
ne große Rolle spielt. Wenn Sie, Herr Baumann,
hier sagen, dass, wie Frau Leukefeld das ausge-
drückt hat, die Betroffenen durchleuchtet werden,
dann empfehle ich Ihnen wirklich, sich mal einen
Termin zu machen mit dem Verein MobB, Men-
schen ohne bezahlte Beschäftigung. Der ist in Jena
ansässig und beschäftigt sich mit Erwerbslosen und
die haben eine Gruppe gegründet, eine Aktions-
gruppe KSK.

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Was hat das
jetzt immer noch mit dem Thema zu tun?)

Das werde ich Ihnen verraten, Herr Emde. KSK
heißt Kommando Sozialkräfte, ist eine Erwerbslose-
ninitiative, die Menschen berät, falls die Schnüffler
vom Arbeitsamt nach Hause kommen und überprü-
fen wollen, wie viele Menschen arbeiten und wie
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viele Menschen wohnen in den Bedarfsgemein-
schaften, wie viele Menschen

(Unruhe SPD)

(Zwischenruf Abg. Baumann, SPD: Schnüffe-
lei, das ist der Gipfel.)

- Herr Baumann, es ist Schnüffelei, es ist Spitze-
lei -.

(Beifall DIE LINKE)

Betroffene bekommen Besuch vom Jobcenter

(Unruhe CDU, FDP)

und dort werden alle möglichen Dinge hinterfragt.

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Weil es auch
Missbrauch gibt; wollen Sie das nicht zur
Kenntnis nehmen?)

Herr Heym, es ist doch ein Unterschied, ob es Ein-
zelfälle gibt, die ihre Sozialleistung missbräuchlich
verwenden oder ob ich alle Hartz-IV-Empfänger, al-
le Arbeitslosen, alle Erwerbslosen generell unter
einen Missbrauchsverdacht stelle

(Beifall DIE LINKE)

und ihnen permanent unterstelle, mit dem Repres-
sionssystem von Hartz VI, dass sie ihre Sozialleis-
tung nur missbräuchlich in Anspruch nehmen. Wel-
cher Geist wohnt Ihnen inne? Das ist doch nicht
von Humanität und Aufklärung geprägt. Das ist von
Lohndrückerei und vom neoliberalen Geiste ge-
prägt.

(Beifall DIE LINKE)

(Heiterkeit CDU, SPD)

Es geht um nichts anderes. Wir brauchen eine Stär-
kung.

(Unruhe SPD, FDP)

Wir brauchen eine Stärkung, Herr …

(Zwischenruf Abg. Hey, SPD: Reden Sie
doch mal kurz über Friedrichroda; wenn Sie
schon 37 Minuten Zeit haben, nur mal ganz
kurz, das würde uns interessieren.)

Ich habe doch nichts dagegen, über Friedrichroda
zu reden. Das ist Demokratie, Herr Hey, das ken-
nen Sie. Da kann man gewählt werden, da kann
man nicht gewählt werden und ich bin stolz auf uns
als LINKE, dass unsere Basis

(Beifall DIE LINKE)

sich auch emanzipieren kann gegen Beschlüsse
des Vorstandes, und das Votum der Basis ist für
uns nun mal noch das Allerwichtigste.

(Unruhe CDU)

Vizepräsidentin Hitzing:

Herr Abgeordneter Bärwolff, es gibt den Wunsch
auf eine Zwischenfrage. Lassen Sie die zu?

Abgeordneter Bärwolff, DIE LINKE:

Jetzt nicht, ich möchte gern zum Ende kommen,
das ist so ein bisschen die Schwierigkeit.

Vizepräsidentin Hitzing:

Bedeutet das am Ende Ihrer Rede?

Abgeordneter Bärwolff, DIE LINKE:

Gern, ja, Frau Holzapfel.

Das, was DIE LINKE fordert, ist ein Ausbau von So-
lidarität und auf Gemeinwohl orientierte Wirtschaft.
Das, was wir brauchen, ist eine Stärkung der Rech-
te von Erwerbslosen, denn die Stärkung der Rechte
von Erwerblosen, Herr Baumann, die stärkt auch
die Rechte von Beschäftigten. Wir brauchen gute
Arbeit,

(Beifall DIE LINKE)

wir brauchen ein Grundeinkommen, wir müssen
Schikane in Jobcentern beenden und deshalb müs-
sen wir an dieser Stelle auch ...

(Unruhe CDU, SPD)

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Thema Infor-
mationsfreiheit. Das ist Sozialromantik, was
Sie vorbringen.)

Ja, Informationsfreiheit, Stichwort Transparenz. Ja,
das hat nichts mit Sozialromantik zu tun. Das hat
damit zu tun, dass man einen gewissen Kontext
auch versucht, zu begreifen und ja,

(Zwischenruf Abg. Gentzel, SPD)

Kollege Gentzel, ich habe durchaus versucht, den
Kontext zu begreifen. Wir brauchen Transparenz
und Bürgernähe, auch in der Verwaltung von Er-
werbslosen. Wir brauchen Transparenz und Bür-
gernähe, brauchen Informationsfreiheit.

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Sie müssen
aber auch ein bisschen etwas wissen über
die Kunden.)

Ja, genau das ist der Punkt. Der Kunde ist König,
Herr Emde, aber ich sage Ihnen was, in den Thürin-
ger Jobcentern werden die Kunden, die ja Könige
sind, alle naselang schachmatt gesetzt und dage-
gen wehren wir uns als LINKE.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank. Moment, Herr Abgeordneter Bärwolff,
da war noch die Zusage auf eine Zwischenfrage.
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Abgeordneter Bärwolff, DIE LINKE:

Ja, ja.

Vizepräsidentin Hitzing:

Bitte, Frau Abgeordnete Holzapfel.

Abgeordnete Holzapfel, CDU:

Herr Bärwolff, alles in Ehren, was Sie sagen. Es
geht hier rein, da raus, aber Sie wissen schon,
wenn Sie die Leute als Schnüffler bezeichnen, die
hier Kontrolle ausüben - ich sage mal Kontrolle aus-
üben, trifft auch nicht auf alle zu -, Sie wissen aber
doch, dass die nach dem Steuergeld aller schauen
und das ist schon in Ordnung so, denn das sind un-
sere Steuergelder.

(Beifall FDP)

Abgeordneter Bärwolff, DIE LINKE:

Und wo ist jetzt die Frage, Frau Holzapfel?

Abgeordnete Holzapfel, CDU:

Sie wissen schon, ich habe gefragt. Sie wissen
schon oder wissen Sie?

(Zwischenruf Abg. Kemmerich, FDP: Der
zahlt doch keine Steuern.)

Abgeordneter Bärwolff, DIE LINKE:

Herr Kemmerich, ich bezahle regelmäßig Steuern.
Ich weiß nicht, wie es mit Ihnen ist, aber …

(Beifall und Heiterkeit DIE LINKE)

Frau Holzapfel, das, was doch stattfindet, ist eine
permanente Unterstellung von Missbrauch und das
ist nicht gut. Wenn Studenten in Wohngemein-
schaften, wenn junge Leute in Wohngemeinschaf-
ten regelmäßig von solchen Schnüfflern aufgesucht
werden, um ihre persönlichen privaten Lebensver-
hältnisse zu klären, ob da entsprechende Zahlen
von Zahnbürsten im Bad stehen, ob die Fächer im
Kühlschrank ordentlich getrennt sind, wie viele Bet-
ten in den Wohnungen stehen, das sind doch Din-
ge, die hier stattfinden. Es ist doch nicht so, dass
ich mir das ausdenke. Reden Sie mit den Leuten,
gehen Sie zur Thüringer Arbeitsloseninitiative, ge-
hen Sie zum Arbeitslosenverband, gehen Sie zu
Menschen ohne bezahlte Beschäftigung, kommen
Sie vorbei, jeden Donnerstag auf dem Erfurter An-
ger, 17.00 Uhr, zur Demo des Bündnisses für so-
ziale Gerechtigkeit. Dort finden Sie Betroffene und
dort können Sie auch hören, was die Betroffenen
so zu erleiden haben.

(Beifall DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Das sind
aber nicht die mit dem Bier?)

Nein, das sind nicht die mit dem Bier, aber das ist
noch ein extra Thema.

Vizepräsidentin Hitzing:

Herr Abgeordneter Bärwolff, es gibt den Wunsch
auf eine weitere Nachfrage. Lassen Sie die auch
zu?

Abgeordneter Bärwolff, DIE LINKE:

Wenn Herr Untermann das gern möchte.

Vizepräsidentin Hitzing:

Bitte, Herr Untermann.

Abgeordneter Untermann, FDP:

Ja, danke schön. Herr Bärwolff, Sie nannten diese
Leute „Schnüffler“. Wie nennen Sie die Leute, die
vom Zoll in die Betriebe gehen und kontrollieren, ob
dort ordentliche Löhne bezahlt werden oder ob das
alles mit rechten Dingen zugeht? Sind das auch
Schnüffler?

(Heiterkeit und Beifall DIE LINKE)

Abgeordneter Bärwolff, DIE LINKE:

Das sind aber die Guten an dieser Stelle. Und ich
würde mir mehr wünschen, dass wir mehr Steuer-
fahnder in der Thüringer Verwaltung hätten, ich
würde mir wünschen, dass unsere Steuerfahnder
öfter mal bei den großen Konzernen vorbeikom-
men, und ich würde mir wünschen, dass unsere
Zollfahnder bei Sozialleistungsbetrug von Unter-
nehmen tätig werden. Ich glaube, da gäbe es eine
ganze Menge zu tun, was auch die Rechte der Be-
schäftigten und die der Erwerbslosen stärken wür-
de. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Hitzing:

Danke, Herr Abgeordneter Bärwolff. Es gibt jetzt ei-
ne weitere Redemeldung vom Abgeordneten
Bergner. Bitte, Herr Abgeordneter.

Abgeordneter Bergner, FDP:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, es war vorhin die Rede von
Sachlichkeit und die Rede, die wir jetzt gerade ge-
hört haben, Herr Kollege Bärwolff, die war so sach-
lich, dass ich meinen Antrag auf Ausschussüber-
weisung zurückziehe. Danke schön.

(Beifall SPD)
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Vizepräsidentin Hitzing:

Danke, Herr Abgeordneter Bergner. Damit streiche
ich das. Gibt es noch weiteren Wunsch auf Rede?
Das ist nicht der Fall.

Dann kommen wir jetzt zur Abstimmung. Ich frage
Sie als Erstes: Kann ich denn davon ausgehen,
dass das Berichtsersuchen erfüllt ist? Ja, ich sehe
keinen Widerspruch.

Es wurde keine Ausschussüberweisung beantragt -
doch, an den Ausschuss für Wirtschaft, Technolo-
gie und Arbeit. Wird hier auch die Fortsetzung zum
Sofortbericht gewünscht? Nein.

Dann stimmen wir lediglich über die Nummer II des
Antrags ab. Ich frage Sie: Wer dafür ist, diesen Teil
des Antrags an den Ausschuss für Wirtschaft,
Technologie und Arbeit zu überweisen, den bitte ich
jetzt um sein Handzeichen. Das sind die Stimmen
der Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN. Gibt es Gegenstimmen? Die Gegenstim-
men kommen aus den Fraktionen SPD, CDU und
FDP. Damit ist die Überweisung abgelehnt worden.

Dann kommen wir jetzt zur Abstimmung über die
Nummer II des Antrags der Fraktion DIE LINKE in
der Drucksache 5/5820. Wer sich diesem Antrag
anschließen möchte, den bitte ich jetzt um sein
Handzeichen. Das sind die Stimmen der Fraktionen
DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Gibt
es Gegenstimmen? Die Gegenstimmen kommen
aus den Fraktionen der FDP, der CDU und der
SPD. Damit ist der Antrag abgelehnt.

Ich schließe den Tagesordnungspunkt.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, auf der
Tribüne hat die Frau Präsidentin Platz genommen
und sie ist in Begleitung von seiner Majestät Dimi-
tris Rallis, dem Botschafter Griechenlands. Herzlich
willkommen.

(Beifall im Hause)

Eure Exzellenz, ich freue mich sehr, Sie hier begrü-
ßen zu dürfen - im Namen aller Abgeordneten des
Thüringer Landtags: kalòs irthes - herzlich willkom-
men!

(Beifall im Hause)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich rufe
nun auf den Tagesordnungspunkt 15

Genossenschaften in Thürin-
gen unterstützen
Antrag der Fraktion DIE LINKE
- Drucksache 5/5821 -

Wünscht die Fraktion das Wort zur Begründung?
Das tut sie sehr gern. Das Wort hat Frau Abgeord-
nete Leukefeld.

Abgeordnete Leukefeld, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, sehr geehrte Gäste auf der Tribüne, die
Fraktion DIE LINKE hat einen Antrag eingebracht,
der lautet „Genossenschaften in Thüringen unter-
stützen“. Wir hatten im vergangenen Jahr ein UN-
Jahr der Genossenschaften und wir meinen aber,
das Thema sollte nicht vorbei sein, weil das Jahr
um ist, sondern es sollte uns auch weiter beschäfti-
gen. Wir sehen in dieser Form der Genossenschaf-
ten eine ganz wichtige Möglichkeit solidarischen
Wirtschaftens, Hilfe zur Selbsthilfe zu entwickeln
und dafür zu sorgen, dass wir regional vor Ort Mög-
lichkeiten sichern, dass Menschen Arbeit haben,
dass sie Dienstleistungen für andere erbringen und
dass man sich vor Ort auch etwas abkoppeln kann
von der globalen Wirtschaft und dem, was dort pas-
siert.

Es hat viele Unterlagen und viele Diskussionspunk-
te gegeben. Ich möchte noch mal darauf verweisen,
dass Hermann Schulze-Delitzsch, der Begründer
der Genossenschaften, gesagt hat, der Geist der
freien Genossenschaft ist der Geist der modernen
Gesellschaft. Da wir eine moderne Gesellschaft
sein wollen, spielen natürlich Genossenschaften ei-
ne immer größere Rolle, denn sie sind bodenstän-
dig, sie agieren vor Ort und sie geben Menschen ei-
ne wichtige Chance. Mit der Änderung des europäi-
schen Genossenschaftsrechts haben sich die Be-
dingungen verbessert, verändert. In anderen euro-
päischen Ländern gibt es weit mehr Genossen-
schaften, gerade in südlichen Ländern. Mit der No-
vellierung des Genossenschaftsgesetzes im Au-
gust 2006 ist auch formuliert worden, Genossen-
schaften sind Gesellschaften, die den Erwerb oder
die Wirtschaft ihrer Mitglieder oder deren soziale
und kulturelle Belange durch gemeinschaftlichen
Geschäftsbetrieb fördern. Anders als in anderen
Wirtschaftformen ist die Genossenschaft auch nicht
in erster Linie auf Gewinn orientiert.

Unser Antrag zielt darauf ab, dass wir einerseits
von der Regierung hören, wie sich die Genossen-
schaften in Thüringen entwickelt haben. Ich darf
daran erinnern, dass es besonders einen Boom bei
der Entwicklung von Energiegenossenschaften in
den letzten zwei Jahren gegeben hat. Wir wollen
aber auch hören, welche Probleme und Hemmnis-
se es gibt und wie die Perspektive aussieht. Und
wir fordern mit unserem Antrag die Landesregie-
rung auf, diese Besonderheit der Wirtschaftsform in
ihren Wirtschaftsprogrammen besonders zu be-
rücksichtigen und ihr größere Aufmerksamkeit zu
schenken.

Wir haben in Vorbereitung des Antrags auch mit
Vertretern des mitteldeutschen Genossenschafts-
verbands gesprochen. Wir haben im vergangenen
Jahr einen Aktionstag Genossenschaften hier im
Thüringer Landtag durchgeführt. Wir finden zum
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Beispiel die Genossenschaftsinitiative des Landes
Baden-Württemberg außerordentlich interessant,
die hier auch Wegbereiter ist und zeigt, wie auf
Landesebene diese Rechtsform der Genossen-
schaften weiter unterstützt werden kann, wie vor al-
len Dingen beim Start in diese Wirtschaftsform, bei
der Vorbereitung und Gründung der Genossen-
schaften, größere Unterstützung gegeben werden
kann, beispielsweise durch entsprechende Förder-
richtlinien bzw. durch Beratung. Das ist unser Anlie-
gen, darüber wollen wir hier mit Ihnen diskutieren.
Ich sage es schon mal vorsorglich: Wir würden
auch gern die Überweisung an den Ausschuss für
Wirtschaft, Technologie und Arbeit beantragen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete Leukefeld. Es gibt
einen Antrag zur Geschäftsordnung.

Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE:

Danke, Frau Präsidentin. Ich möchte vorweg-
schicken, ich bedanke mich ausdrücklich bei den
Staatssekretären, die hier im Saal anwesend sind,
aber dennoch möchte ich auf den § 34 verweisen,
Herbeirufung eines Vertreters der Landesregierung.
Ich halte es für nicht mehr erträglich, dass seit Mi-
nuten, um nicht zu sagen, Stunden kein Mitglied
der Landesregierung mehr dieser Debatte des Thü-
ringer Landtags folgt.

(Beifall im Hause)

Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank. Sie stellen also den Antrag auf Her-
beirufung. Das müssen wir beschließen. Wer sich
diesem Antrag anschließt, den bitte ich jetzt um
sein Handzeichen. Das sind die Stimmen aus allen
Fraktionen. Ich sehe keine Gegenstimmen, oder
doch? Nein. Dann ist das so beschlossen und ich
unterbreche an dieser Stelle die Sitzung für 10 Mi-
nuten bis 12.00 Uhr und bitte ein Mitglied der Lan-
desregierung, hier im Plenarsaal zu erscheinen.

(Beifall FDP)

(Zwischenruf Abg. König, DIE LINKE: Oder
auch mehrere.)

Es wurde von wenigstens einem gesprochen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Un-
terbrechung ist beendet. Es ist 12.00 Uhr und ich
begrüße drei Mitglieder der Landesregierung recht
herzlich hier im Plenum.

(Beifall im Hause)

Wir sind an der Stelle angekommen, dass die Lan-
desregierung zu diesem Antrag der Fraktion DIE

LINKE einen Sofortbericht zu Nummer 1 erstattet.
Das Wort hat Herr Minister Machnig.

(Beifall DIE LINKE)

Machnig, Minister für Wirtschaft, Arbeit und
Technologie:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, das Thema Genossenschaften ist ein wich-
tiges Thema. Genossenschaften

(Heiterkeit und Beifall CDU)

- da kommt Freude auf - stellen eine wirtschaftliche
Betätigungsform dar, die sich marktwirtschaftlichen
Prinzipien stellt, aber auch sozialer Verantwortung.
Das war auch der Grund, dass die Generalver-
sammlung der UN im Jahr 2012 das Jahr der Ge-
nossenschaften ausgerufen hat, nicht ganz zufällig,
sondern natürlich vor dem Hintergrund der aktuel-
len Wirtschafts- und Finanzkrise, weil - ich will es
mal auf folgende Formel bringen - nicht die Genos-
senschaften die Wirtschafts- und Finanzkrise aus-
gelöst haben, sondern andere, die nach ganz ande-
ren Prinzipien wirtschaften als das Genossenschaf-
ten jemals tun würden. Genossenschaften betäti-
gen sich von ihrem Selbstverständnis her natürlich
wirtschaftlich, aber auch eine Gemeinwohlorientie-
rung haben und im Übrigen bei Investitionen auch
bereit sind, zwar Renditen zu machen, aber nicht
fordern, man brauche 25 Prozent Eigenrendite auf
das eingesetzte Kapital. Das ist vernünftig, das ist
richtig. Deswegen sage ich, Genossenschaften sind
ein wichtiger Bestandteil.

Im Übrigen, wenn man auf Insolvenzraten schaut -
das ist immer ein guter Indikator, wie gut ein Unter-
nehmen wirtschaftet -, im Jahr 2012 0,1 Prozent
der Genossenschaften sind insolvent gegangen,

(Beifall DIE LINKE)

was heißt, 99,9 Prozent nicht. Da sage ich, daran
zeigt sich, die können sozial sein, aber auch wirt-
schaftlich denken. Viele, die glauben, wirtschaftlich
denken zu können und nicht sozial sind, das sind
diejenigen, die Insolvenz produzieren, meine Da-
men und Herren.

(Beifall DIE LINKE)

Deswegen sage ich klar, auch die Landesregierung
unterstützt Genossenschaften und der Schutz und
die Beförderung von Genossenschaften ist ein
wichtiges Prinzip dessen, was wir tun wollen. Ge-
genwärtig bereitet das Bundesjustizministerium
einen Gesetzentwurf vor, in dem es auch darum
geht, Kleinstgenossenschaften, also Genossen-
schaften mit einem Umsatz zwischen 50 und
500.000 von bestimmten Prüf- und Pflichtprüfungen
zu befreien. Ich begrüße das sehr, dass Frau
Leutheusser-Schnarrenberger das auf den Weg
bringen will. Es gibt auch noch Menschen, die ein-
sichtig sind auch in der FDP. Deswegen sage ich,
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das ist ein guter Gesetzentwurf und wir werden den
vonseiten des Thüringer Wirtschaftsministeriums
auch in dem Bundesratsverfahren unterstützen.

Wir haben in Thüringen über die Thüringer Aufbau-
bank seit 2005 98,2 Mio. Mittel an Genossenschaf-
ten ausgereicht. Wir haben mit dem ThEx und da-
mit ein Netzwerk für die Unterstützung und Grün-
dung von KMU und Genossenschaften jetzt eine
Struktur geschaffen, die auch in den nächsten Jah-
ren dazu helfen soll, dieses Prinzip voranzubringen.

Die Thüringer Energie Agentur, GreenTech Agen-
tur, hat in meinem Auftrag ein Konzept für das Ent-
wickeln von Energiegenossenschaften in Thüringen
entwickelt. Das heißt, wie implementiere ich die,
weil wir auch diese Akteure brauchen bei der Um-
setzung der Energiewende in den nächsten Jahren.

Über die Beratungsrichtlinie haben wir 11 Genos-
senschaften gefördert und durch selbstständige Un-
ternehmensberater auch geholfen, ihren Weg als
Genossenschaften zu gehen. Und last, but not
least, bei allen gewerblich tätigen Genossenschaf-
ten haben wir auch zum Beispiel Instrumente der
GRW-Förderung oder dieses Einstellungszuschus-
ses vorangebracht.

Seit 2006 ist die Zahl der Genossenschaften von 83
auf 370 gestiegen, in Thüringen von 16 auf 29. Ins-
gesamt haben wir in Thüringen 465 Genossen-
schaften bei etwa 90.000 Unternehmen. Das heißt,
was man an der Größe misst, ist etwa ein halbes
Prozent der Unternehmen, die wir in Thüringen ha-
ben, 0,5 Prozent sind Genossenschaften. Ich sage
noch mal, wir wollen das voranbringen.

Deswegen bin ich dankbar, dass es diese Debatte
gibt, weil ich glaube, wir brauchen auch wieder
mehr unternehmerische Tätigkeit, die natürlich ver-
dienen will, aber die sich auch bestimmte Prinzipien
zu eigen macht, die auf Gemeinwohl, Beschäfti-
gungsorientierung, soziale Sicherheit und regionale
Verantwortung und Verankerung setzt,

(Beifall DIE LINKE)

weil Genossenschaften nicht diejenigen sind, die
auf den internationalen Märkten zuallererst unter-
wegs sind, sondern sie sind in der Region unter-
wegs und versuchen, Wertschöpfungsketten in der
Region zu entwickeln. Das ist, glaube ich, ein wich-
tiges Instrument. Deswegen wird die Landesregie-
rung auch weiterhin mit den Möglichkeiten, die sie
hat, über die Wirtschaftsförderung, über Beratung
und viele andere Instrumente versuchen, Genos-
senschaften in Thüringen als einen Bestandteil - ich
sage ausdrücklich nicht als den Bestandteil, son-
dern als einen Bestandteil - eines vernünftigen Un-
ternehmensportfolios unterstützen. Herzlichen
Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank, Herr Minister Machnig. Gemäß § 29
Abs. 2 Satz 3 der Geschäftsordnung werden Bera-
tungen zu Berichten der Landesregierung grund-
sätzlich in langer, also doppelter Redezeit verhan-
delt. Ich frage, wer wünscht die Beratung zum So-
fortbericht zu Nummer 1? Das sehe ich bei allen
Fraktionen. Vielen Dank. Dann werde ich auf Ver-
langen aller Fraktionen die Beratung zum Sofortbe-
richt und zu Nummer 1 des Antrags und gleichzeitig
die Aussprache zu Nummer 2 des Antrags eröff-
nen. Das Wort hat als Erste Frau Abgeordnete Sie-
gesmund für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN.

Abgeordnete Siegesmund, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, ich beginne mit einem Geständnis, ich bin
nämlich Genossin.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Zwischenruf Machnig, Minister für Wirt-
schaft, Arbeit und Technologie: Es wurde
auch Zeit.)

Ich bin Mitglied in einer Genossenschaft, der Bür-
gerenergie Jena, die zu denjenigen gehören, die
sich überlegt haben, Energiewende von unten zu
machen. Wir tragen selbst dazu bei, indem wir An-
teile der Stadtwerke Jena-Pößneck zurückerwerben
und unser Mitspracherecht damit erhöhen. Ja, Ge-
nossin oder Genosse in dieser Genossenschaft zu
sein, das bringt nicht nur Verantwortung, das kostet
auch Zeit. Das heißt auch, dass man sich durch
ziemlich viel Papierkram fressen muss. Das heißt
auch, dass man viel zu diskutieren hat. Aber ja,
man kommt auch irgendwann zu dem Punkt, wo
man feststellt, ich möchte eigentlich besser unter-
stützt werden oder diese Genossenschaft müsste
besser unterstützt werden durch die Landesregie-
rung. Mich hat das, was der Wirtschaftsminister
jetzt hier gesagt hat, auch darin bestärkt, dass nicht
nur erstens der Antrag der LINKEN sehr begrü-
ßenswert ist, sondern zweitens sich auch die Fort-
beratung im Ausschuss lohnt, weil ich hätte mir da
schon das eine oder andere Konkretere gewünscht.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Genos-
senschaften sind eine Unternehmensform, die tat-
sächlich mehr Unterstützung bedarf. Wir GRÜNE
wissen um das enorme Potenzial und den großen
Nutzen, den Genossenschaften für unsere Gesell-
schaft haben, vor allem im Bereich der erneuerba-
ren Energien. Ich würde jetzt, anders als Frau Leu-
kefeld, nicht ganz so weit gehen, zu meinen, es
hätte einen Boom gegeben in den vergangenen
Jahren. Wenn ich mir anschaue, dass wir insge-
samt bei den Genossenschaftsgründungen im Bun-
desgebiet tatsächlich eine deutliche Erhöhung ha-
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ben, Thüringen noch nachlegen muss - wir sind ja
auch nicht so weit, wie wir wollen -, wir in Thüringen
gerade mal 19 Energiegenossenschaften haben,
dann bin ich schon der festen Überzeugung, da ist
noch Luft nach oben. Dieses Potenzial muss man
erkennen, benennen und unterstützen. Von daher
auch noch mal herzlichen Dank für diesen Antrag.

Wir brauchen, und das steht fest, eine effektivere
Förderung von Genossenschaften vor allem für de-
ren Existenzgründungen und vor allem für Klein-
und Kleinstgenossenschaften. Es gibt gute Beispie-
le, die tauchen in dem Antrag auch auf, das ist un-
ter anderem, wie es das Land Baden-Württemberg
vorgemacht hat. Dort wird nämlich Gründungswilli-
gen beim Aufbau ihrer Genossenschaft sehr aktiv
geholfen. Es geht nicht nur um das passive Zurver-
fügungstellen im Zweifel eines Finanzierungsrah-
mens, sondern es geht um kostenlose Beratungs-
leistungen in großem Umfang. Es geht um verbillig-
te Gründungsprüfungen und es geht eben um ge-
nau den Punkt, der diejenigen, die sich dazu ent-
scheiden, bei einer Genossenschaft mit dabei zu
sein, viel Zeit und Kraft kostet. Es geht um die Sen-
kung von finanziellen und bürokratischen Hürden
bei der Gründung von Genossenschaften. Da gibt
es, das weiß ich aus eigener Erfahrung, tatsächlich
noch viel zu tun. Man braucht, wenn man mittun
will, viel Beharrlichkeit, man braucht viel Überzeu-
gung, dass man für die richtige Sache streitet. Man
muss sich immer wieder motivieren, sich durch den
Papierkram zu wälzen und man braucht eben tat-
sächlich auch gegenseitige Unterstützung.

Die Energiegenossenschaften - darauf will ich mich
hier nachfolgend konzentrieren - sind mit ihrer Zahl
von 19 nur ein Teil übrigens der Geschichte. Wenn
wir uns anschauen, wo sich Menschen zusammen-
tun und für eine gute Idee streiten - es gibt, wenn
wir im Bereich Erneuerbare schauen, inzwischen
auch 28 sogenannte Bürgerkraftwerke, die gestützt
von einer Befragung, die in Thüringen stattgefun-
den hat, zeigen, dass die Menschen Energiewende
von unten auch über diese Form gern mitmachen
wollen. 50 Prozent der Thüringerinnen und Thürin-
ger sagen, sie halten es für eine sehr gute Idee,
sich auf diese Art und Weise einzubringen, selbst
mitzutun. Das ist ein Punkt, wo man auch deutlich
sagen muss, wenn wir die Energiewende in Thürin-
gen vorantreiben wollen, gehört es auch dazu, die-
se Menschen zu hören und viel mehr zu investieren
an Zeit, an Beratung und allem, was diese Men-
schen brauchen, weil noch ganz anderer Subtext
mitläuft. Das zeigt auch, dass die Menschen in Thü-
ringen Bürger- und Bürgerinnenbeteiligungen wirk-
lich ernst nehmen, und dass sie diese Unterneh-
mensform auch dankbar aufnehmen als Möglich-
keit, sich für die Gesellschaft, für das Gemeinwohl
einzusetzen, wenn auch tatsächlich der Zweck, der
Hintergrund, die Motivation für sie klar erkennbar
ist.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Fördern wir also die Gründung von Genossenschaf-
ten oder Bürgerkraftwerken - ich will bei diesem Be-
reich Erneuerbare bleiben -, geben wir den Men-
schen damit auch die Chance, in ihrer Heimat ganz
bewusst mehr mitzugestalten. Die Akzeptanz unter
den Bürgerinnen und Bürgern von genossenschaft-
lich umgesetzten Projekten ist wesentlich höher als
wenn Projekte geplant und über deren Köpfe hin-
weg einfach umgesetzt werden. Auch das ist ein
Schlüssel dafür, warum man erkennen kann und
muss, dass diese Form der Beteiligung nicht nur ir-
gendwas Kleines nebenher ist, sondern warum es
tatsächlich gilt, sich auch aktiv dafür einzusetzen,
diese Wirtschaftsform zu unterstützen. Da reicht es
eben nicht, allein wenn es um Planungsverfahren
geht, sich auf der Seite derjenigen zu wägen, die
sagen, übrigens rechtlich oder technisch haben wir
alles abgesegnet - ich nehme mal das Beispiel Auf-
stellen von Windrädern -, sondern da gibt es tat-
sächlich auch den klaren Zusammenhang, wenn
Menschen sich daran beteiligen können, wenn sie
mit in der Initiative dabei sein können, dann ist auch
die Akzeptanz dieser Energieform deutlich höher.
Deswegen liegt auch in der Frage der Genossen-
schaften ein Schlüssel nicht nur zu mehr Bürgerin-
nen- und Bürgerbeteiligung, sondern auch zur
Energiewende von unten.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie sind aber, bevor ich jetzt das Hohelied weiter-
singe, das will ich auch sagen, kein Allheilmittel für
zahlreiche Probleme, die vor uns liegen.

(Beifall FDP)

Da klopft die FDP - für das Protokoll. Sie sind tat-
sächlich kein Allheilmittel und sie sind übrigens
auch keine Garantie für den Erfolg. Natürlich müs-
sen wir Schritt für Schritt schauen, wie diese zum
Teil anfangs auch fragilen Gebilde tatsächlich auch
zueinanderfinden, ob passgenaue Förderprogram-
me für sie existieren, ja oder nein und ob, aber das
ist die zentrale Aufgabe, sie auf einem sicheren
Feld hier unterstützt und flankiert werden, wo sie
sich auch entwickeln und etablieren können. Hier
sollte Thüringen nicht hinterherhängen, das Bei-
spiel Baden-Württemberg ist im Raum. Wenn wir
sagen, wir wollen mehr grüne Energie aus dem grü-
nen Herzen, dann geht das nicht ohne Genossen-
schaften. Deswegen unterstütze ich den Antrag der
LINKEN sehr und freue mich darauf, dass wir da-
rüber weiter diskutieren können. Ich glaube, dass
wir da tatsächlich noch an der einen oder anderen
Stelle Hausaufgaben machen müssen. Uns haben
Sie jedenfalls an Ihrer Seite bei der Idee, Genos-
senschaften in Thüringen zu stärken. Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete Siegesmund. Das
Wort hat jetzt Herr Abgeordneter Baumann für die
SPD-Fraktion.

Abgeordneter Baumann, SPD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und
Herren, Genossenschaften sind eine Erinnerung an
die internationale Gemeinschaft, dass es möglich
ist, sowohl nach wirtschaftlicher Rentabilität als
auch sozialer Verantwortung zu streben, das beton-
te im vergangenen Jahr der Generalsekretär der
Vereinten Nationen, als das Jahr der Genossen-
schaften im Jahr 2012 eröffnet wurde. Ich kann
mich diesen Worten nur anschließen. Das deutsche
Genossenschaftsrecht steht in einer langen, schon
über 100-jährigen Tradition. In Deutschland sind ca.
21 Mio. Menschen an einer Genossenschaft betei-
ligt und folgen damit einem gemeinsamen sozialen
Gedanken. Es sind insgesamt, glaube ich, über
8.000 Genossenschaften. Die Genossenschaften
haben auch die Zeit vor der Wende überlebt, auch
in der ehemaligen DDR gab es Genossenschaften.
Ich war da selbst auch Mitglied in einer solchen
Produktionsgenossenschaft des Handwerks. Heute
beraten wir über den Antrag der LINKEN, der als
Ziel ansieht, die Förderung der Genossenschaften
im Rahmen von zugeschnittenen Fördermaßnah-
men stärker einzusetzen. Uns sind, ich habe es
auch schon einmal betont, die Vorteile dieser Un-
ternehmensform bekannt, wie zum Beispiel die In-
solvenzfestigkeit, der Minister ist auch schon darauf
eingegangen, oder zum Beispiel die demokratische
Verfasstheit, die Sie auch im Antrag erwähnten. Al-
so alles spricht für diese Form.

Lassen Sie mich kurz auf die letzten Änderungen
eingehen. 2006 wurde die Genossenschaftsnovelle
auf Anregung der Europäischen Union eingeleitet.
Die Reform hat das soziale und solidarische Wirt-
schaften positiv gefördert, denn seitdem werden
Einrichtungen für kleinere Genossenschaften vor-
gesehen. Die Nachteile von den Zusammenschlüs-
sen wurden dennoch durch die Novelle beschrie-
ben oder sind geblieben. Genossenschaften haben
im Vergleich hohe Rechtsformkosten durch die kos-
tenpflichtige Gründungsprüfung. Genossenschafts-
mitglieder erhalten keine Gründungsförderung und
sie können nur unter erschwerteren Bedingungen
Kredite aufnehmen. Dazu kommt noch, dass Ge-
nossenschaften bei Förderprogrammen schlechter
behandelt werden als Kapitalgesellschaften. Diese
Bedenken sind auf Bundesebene auszuräumen
und der Reformwille muss an die Europäische Uni-
on auch weitergegeben werden. Erst dann können
Genossenschaften stärker befördert werden. Im
Bundestag wurde zum Ende des letzten Jahres
über eine Weiterentwicklung der Genossenschaf-
ten, des genossenschaftlichen Wirtschaftens disku-
tiert. Ihr Antrag stellt dahin gehend Forderungen

auf, die durchaus nachahmenswert sind. Die SPD-
Bundestagsfraktion legte am 12. Dezember im
Deutschen Bundestag einen umfassenden Antrag
dazu vor: „Genossenschaftsgründungen erleich-
tern, Wohnungsgenossenschaften stärken, bewähr-
tes Prüfsystem erhalten“. Aus diesem Grund sollten
wir auch den Prozess in den Bundestagsausschüs-
sen verfolgen. Wir sollten diesen Punkt auch vor
dem Hintergrund der Debatte im Bundestag im
Wirtschaftsausschuss weiterdiskutieren. Meine
Fraktion plädiert dafür, den Antrag an den Aus-
schuss zu überweisen, um dort weiterhin über die
Genossenschaften und die positiven Auswirkungen
für Thüringen zu diskutieren. Ich bedanke mich für
die Aufmerksamkeit.

(Beifall SPD)

Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Baumann. Das
Wort hat jetzt Frau Abgeordnete Dr. Johanna Sche-
ringer-Wright für die Fraktion DIE LINKE.

Abgeordnete Dr. Scheringer-Wright, DIE LINKE:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen
und Kollegen, sehr geehrte Besucher, wir haben
unseren Antrag „Genossenschaften in Thüringen
unterstützen“ eingebracht im Nachgang des Inter-
nationalen Jahres der Genossenschaften, weil es
oft, zu oft passiert, dass in solchen besonderen
Jahren eine Sache gelobt wird, sich viele Politiker
auf Veranstaltungen dazu profilieren und wenn das
Jahr dann vorüber ist, wird zur Tagesordnung über-
gegangen, wo dann Genossenschaften keine Rolle
mehr spielen. Dazu ist uns LINKEN das Thema
„Genossenschaften“ zu wichtig.

(Beifall DIE LINKE)

Wir LINKE arbeiten für einen sozialökologischen
Umbau der Wirtschaft, wir wollen eine solidarische
Ökonomie verwirklichen und Wirtschaftsdemokra-
tie. Dazu gehört Vielfalt und dazu gehört auch, dass
Menschen die Möglichkeit haben, eigenverantwort-
lich und gemeinsam miteinander zu wirtschaften,
mit anderen zu wirtschaften, eben genossenschaft-
lich. Dazu müssen die Rahmenbedingungen ge-
schaffen werden, damit Menschen gemeinschaftlich
und mit gleichen Rechten eine Unternehmensidee
oder Lebensidee umsetzen können, und zwar auch,
wenn sie kein oder wenig Startkapital haben, oder
damit Beschäftigte ihre Betriebe, die aus unter-
schiedlichen Gründen nicht mehr weitergeführt wer-
den, eigenverantwortlich und gleichberechtigt über-
nehmen können - da kommt mir natürlich der Be-
trieb „Schlecker“ in den Sinn - oder damit kleine
Handwerksbetriebe, die Nachfolgerschwierigkeiten
haben, sich zusammenschließen können und ko-
operieren. Für alle genannten Beispiele, und es gä-
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be noch viele mehr, bietet sich als Unternehmens-
form die eingetragene Genossenschaft an.

Nun haben wir hier in Thüringen gerade im Agrar-
bereich eine gute und starke Tradition von Genos-
senschaften. Die Agrargenossenschaften gehören
zu den leistungsstärksten und innovativsten land-
wirtschaftlichen Betrieben, die zudem einen nicht
zu unterschätzenden Beitrag für das Gemeinwohl
und die Erhaltung der Kulturlandschaft leisten.
Nach den turbulenten Nachwendezeiten haben sich
die Agrargenossenschaften nicht nur etabliert, son-
dern zu Motoren im ländlichen Raum entwickelt. In
vielen Fällen sind es gerade Agrargenossenschaf-
ten, die das Leben in den Dörfern bereichern und
aktiv mitgestalten. Ähnlich positiv bewerten wir
auch die Wohnungsbaugenossenschaften. Natür-
lich kämpfen gerade die ganz besonders mit der
Veränderung im Wohnstil und immer noch mit den
Auswirkungen der Altschuldenproblematik. Er-
schwerend kommt hinzu, dass die Anschlussrege-
lung für die 2011 ausgelaufene Teilentschuldung
für abgerissene Wohnungen nach § 6 a - Altschul-
dengesetz - nicht gemacht wurde, obwohl dafür
noch Geld im Fonds zur Verfügung stehen würde.
Das ist eine große Bürde für die Wohnungsbauge-
nossenschaften und hier muss die Landesregierung
auf Bundesebene aktiv werden, um die An-
schlussregelung zu sichern.

(Beifall DIE LINKE)

Im Sofortbericht hat Herr Machnig gerade darge-
stellt, dass wir heute 465 eingetragene Genossen-
schaften haben. Zwei Drittel bestimmt immer noch -
2009 war es so -, mehr als zwei Drittel sind Agrar-
und Wohnungsbaugenossenschaften. Insgesamt,
hat er dargestellt, sind nur 0,5 Prozent der Unter-
nehmen Genossenschaften. Wie sieht es denn aus
mit Neugründungen?

Mit der Novelle des Genossenschaftsgesetzes im
Jahr 2006 verbesserten sich die Ausgangsbedin-
gungen für genossenschaftliche Neugründungen
wesentlich. Aber ist das bei potenziellen Neugrün-
dern bekannt? Zugegeben, da hat das Internationa-
le Jahr der Genossenschaften geholfen. Im Bereich
der bürgerschaftlichen Energiegewinnung ist die
Idee Genossenschaft auch besser verankert als in
anderen Bereichen. Herr Machnig hat gesagt,
11 Genossenschaften wurden auf den Weg ge-
bracht und gefördert. In anderen Bereichen ist es
so, dass sicherlich auch solche Initiativen wie die
von den LINKEN geholfen haben, die die Verscher-
belung der TLG Wohnen GmbH verhindern wollten
und diese in die Genossenschaft FAIRWOH-
NEN e.G. überführen wollten. Diese Genossen-
schaft TLG FAIRWOHNEN e.G. war das Angebot
an die Bundesregierung zu Alternativen im sozialen
Wohnungsbau und wäre die erste überregionale
Wohnungsbaugenossenschaft gewesen. Gegen
den Privatisierungswahn im Wohnungsmarkt konn-

ten die Genossenschafter aus dem Mieterstamm
gewonnen werden. Mehr als 600 Mitglieder gab es
schon, die Finanzierung über eine Bank war gesi-
chert. Nur der Bundesfinanzminister Schäuble hat
dann einen Strich durch die Rechnung gemacht
und die Genossenschafter aus dem Bieterverfahren
ausgeschlossen. So ist die Genossenschaftsidee
bei manchen Politikern, z.B. beim Bundesfinanzmi-
nister, angekommen. Das war sehr traurig für die
Aktiven in dieser im Aufbau begriffenen Genossen-
schaft und ein gesellschaftspolitischer Skandal.

(Beifall DIE LINKE)

Das war auch kein gutes Signal für potenzielle Neu-
gründer und schürte Verunsicherung.

Die Fraktion DIE LINKE im Thüringer Landtag bear-
beitete das Thema „Genossenschaften“ stetig über
lange Zeit. In der vergangenen Legislatur haben wir
dazu Konferenzen durchgeführt und auch im ver-
gangenen Sommer haben wir hier im Landtag ein
Forum Genossenschaften, einen Aktionstag - Frau
Leukefeld hat es schon gesagt - durchgeführt. Das
war eine sehr gute Veranstaltung. Genossenschaf-
ter haben sich ausgetauscht, Vorteile, aber auch
Gefahren und Hemmnisse wurden besprochen. Es
wurde festgestellt, dass gerade junge Gründer in
Unternehmensberatungen kaum auf die Idee ge-
bracht werden, eine Genossenschaft zu gründen. In
der Tat wird die Genossenschaft dann als Unter-
nehmensform gewählt, wenn die Gründer darüber
schon vorher Bescheid wussten und sich entschie-
den hatten.

Ein weiteres Hemmnis, das auf unserer Konferenz
dargelegt wurde - und es wurde heute auch schon
angesprochen in der Debatte -, ist die Prüfpflicht für
Klein- und Kleinstgenossenschaften gerade am An-
fang, wenn den Beteiligten noch nicht so klar ist, ob
diese Unternehmensform die richtige ist. Weiterhin
wurde festgestellt, dass es wichtig für die Grün-
dungsbegleitung ist, dass die Genossenschaft wie
jede andere Rechtsform auch Zugang zu allen vor-
handenen Förderinstrumenten hat. Das soll jetzt für
Gruppengründungen insgesamt auch bei der
GFAW gegeben sein. Auch in den KfW-Program-
men soll es jetzt gelungen sein, die Beschränkung
für Genossenschaften abzubauen. Das ist mein
Stand. Aber wer weiß das? Ist das in der Praxis
auch so? Selbst Herr Baumann hat gerade festge-
stellt, dass bei Kreditaufnahme die Genossenschaf-
ten gegenüber Kapitalgesellschaften benachteiligt
sind. Da muss man schon noch mal genauer rein-
schauen, wie das jetzt wirklich gestaltet ist in den
KfW-Programmen.

Im Nachgang zum Internationalen Jahr der Genos-
senschaften, in dem viele Politiker gerade in Ost-
deutschland eine Lanze für Genossenschaften ge-
brochen haben, wäre es aber angesagt, konkret zu
handeln und das auch breit zu kommunizieren, da-
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mit eine gesellschaftliche Atmosphäre pro Genos-
senschaft entsteht.

(Beifall DIE LINKE)

Auf dem Mitteldeutschen Genossenschaftskon-
gress im Mai letzten Jahres in Schkeuditz führte
zum Beispiel Matthias Machnig, Thüringens Wirt-
schaftsminister aus - ich zitiere mit Ihrer Genehmi-
gung: „Genossenschaftlich organisierte Unterneh-
men sind Vorbild für solidarisches und demokrati-
sches Wirtschaften. Ich“ - so sagt er - „sehe darin
eine echte Alternative zum Shareholder-Kapitalis-
mus, der kurzfristige Profitmaximierung zum alleini-
gen Maßstab für unternehmerischen Erfolg ge-
macht hat.“

Das Jahr der Genossenschaften müsse nach Wirt-
schaftsminister Machnig dazu genutzt werden, die-
se Form des Wirtschaftens zu stärken und weiter
zu verbreiten und dazu gehöre eine bessere Unter-
stützung durch die Politik. Gut gebrüllt, Herr Mach-
nig, ehrlich, da stimme ich Ihnen zu. Aber wo bleibt
die Umsetzung ganz konkret?

(Zwischenruf Machnig, Minister für Wirt-
schaft, Arbeit und Technologie: Haben Sie
nicht zugehört oder was?)

Solchen Ansagen müssen doch Taten und vor al-
lem Öffentlichkeitsarbeit folgen. Ich habe natürlich
zugehört und Sie haben ein bisschen wenig berich-
tet, aber darüber reden wir dann im Ausschuss.

(Beifall DIE LINKE)

Also wie kann sichergestellt werden …

(Zwischenruf Machnig, Minister für Wirt-
schaft, Arbeit und Technologie: Sie sind der
deutschen Sprache nicht mächtig, Sie kön-
nen auch nicht zuhören, muss ich mal fest-
stellen. Ich habe den gesamten Instrumen-
tenkasten dargestellt, mehr kann ich nicht
tun.)

Ich bin der Sprache sehr wohl mächtig und ich er-
zähle Ihnen dann, was Sie tun können. Das steht in
unserem Antrag auch drin.

Vizepräsidentin Hitzing:

Frau Abgeordnete, Sie haben jetzt das Wort und
wir machen keine Zwiegespräche bitte.

Abgeordnete Dr. Scheringer-Wright, DIE LINKE:

Wie kann sichergestellt werden, dass Menschen,
die ein Unternehmen neu gründen wollen, auch und
möglichst zuerst an eine Genossenschaft denken?
Und noch ein Wort zum neu gegründeten Gründer-
zentrum ThEx, das Sie auch angesprochen haben.
Das soll ja ab 2014 Beratungsangebote für Exis-
tenzgründer und kleine und mittelständische Unter-
nehmen in Thüringen bündeln. Wenn man die An-

kündigungen dazu durchliest, liest man kein einzi-
ges Mal das Wort Genossenschaften, das ist
schlecht. Weil man kaum etwas findet über Genos-
senschaften außer im Zusammenhang mit dem
1.000-Dächer-Programm, wenn man z.B. den Inter-
netauftritt des Wirtschaftsministeriums durchforstet,
und auch sonst das Thema Genossenschaften von
der Landesregierung außer in Sonntagsreden stief-
mütterlich behandelt wird, haben wir unter dem
Punkt 2 in unserem Antrag die Punkte a) bis c) auf-
geführt, um Neugründungen und die Erhaltung von
Genossenschaften zu erleichtern und zu fördern.

Erstens: Alle Wirtschaftsförderprogramme sind dar-
aufhin zu überprüfen, inwieweit sie eine Genossen-
schaft fördern. Da kommt genau das rein, was Herr
Baumann schon angesprochen hat.

Zweitens fordern wir die Landesregierung auf, eine
Förderrichtlinie für Genossenschaftsgründungen zu
erarbeiten. Da gibt es gute Beispiele, das haben wir
auch reingeschrieben, an denen sich orientiert wer-
den kann, z.B. die Genossenschaftsinitiative aus
Baden-Württemberg aus dem Jahr 2010. Dort wird
vom Wirtschaftsministerium jede Genossenschafts-
gründung mit einem Zuschuss von 750 € gefördert.
Die Start- und Konsolidierungsphase von neuen
Genossenschaften werden durch kostenlose Bera-
tungstage für die Bereiche Steuer, Betriebswirt-
schaft usw. unterstützt und zusätzliche betriebswirt-
schaftliche Beratung wird bezuschusst durch das
Ministerium. Bei Nahversorgungsgenossenschaf-
ten, also z.B. Dorfläden, da haben wir uns letzten
Sommer ja auch unterhalten, wie die gefördert wer-
den könnten, da werden die Prüfungskosten vom
Wirtschaftsministerium zur Hälfte gezahlt. So unge-
fähr stellen wir uns vor, was in der Förderrichtlinie
stehen sollte.

Drittens soll die Landesregierung ein Kompetenz-
zentrum Genossenschaften einrichten und das
könnte natürlich in diesem Gründerzentrum ThEx
angesiedelt sein, wo ja das Wirtschaftsministerium
ein Partner ist. Genau, Sie finanzieren das, und da
könnten Sie das gern einbringen. Aber wenn ich
eben die Ankündigung für das ThEx durchlese, was
da geplant ist, da ist das Wort „Genossenschaften“
nicht genannt.

(Zwischenruf Machnig, Minister für Wirt-
schaft, Arbeit und Technologie: Aber auch
nicht ausgeschlossen.)

Natürlich nicht. Auch nicht ausgeschlossen, aber
wenn wir eine Atmosphäre pro Genossenschaften
in diesem Land kreieren wollen, dann muss das
Wort „Genossenschaften“ auch immer wieder
dargestellt werden, damit Neugründer zuerst auch
mal prüfen, ob sie nicht eine Genossenschaft grün-
den, wenn sie eine Unternehmensidee oder eine
Lebensidee umsetzen wollen.

Thüringer Landtag - 5. Wahlperiode - 114. Sitzung - 22.03.2013 10945

(Abg. Dr. Scheringer-Wright)



Und da Sie so positiv geredet haben, Herr Machnig,
denke ich, dass unsere Vorschläge von der Lan-
desregierung auch durchaus wohlwollend aufge-
nommen werden. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete Dr. Scheringer-
Wright. Das Wort hat jetzt Herr Abgeordneter Kem-
merich für die FDP-Fraktion.

Abgeordneter Kemmerich, FDP:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren, liebe Gäste, DIE LINKE behauptet in ihrem
Antrag, anders als in privatwirtschaftlich organisier-
ten Wirtschaftsformen steht bei der eG nicht die
Gewinnerzielungsabsicht im Vordergrund, sondern
die Förderung ihrer Mitglieder.

Frau Leukefeld, ich bin ja richtig dankbar, dass Sie
das in Ihrer eigenen Rede konterkariert haben und
das richtiggestellt haben. Insofern brauche ich das
nicht in der Ausführlichkeit zu machen.

Bei der Geschichte der Genossenschaften müssen
wir auch darüber nachdenken, dass die Genossen-
schaften zur Zeit der DDR für Enteignung, Repres-
salien und viele unschöne Dinge gestanden haben
in Form von PGHen, wo viele Betriebe den Eigentü-
mern genommen worden sind und wo es in der
Landwirtschaft viele Zwangskollektivierungen, Ent-
eignungen von Eigentum gegeben hat, die bis heu-
te fortwirken.

(Beifall FDP)

Auch zur Geschichte der Genossenschaft gehört
hinzu die Coop-Geschichte aus Westdeutschland,
die auch keine Erfolgsgeschichte war. Also was
hier an Eindruck vermittelt wird, dass das per se ei-
ne Erfolgsgeschichte ist, ist schlichtweg verkürzt
und schlichtweg falsch.

(Beifall FDP)

Natürlich gibt es in unserem Wirtschaftswesen auch
sehr erfolgreich geführte Genossenschaften, die
DATEV, viele Raiffeisen-Genossenschaften, Wa-
rengenossenschaften, Einkaufsgenossenschaften,
Friseurgenossenschaften gibt es sicherlich noch als

(Zwischenruf Machnig, Minister für Wirt-
schaft, Arbeit und Technologie: Die zahlen
aber besser als Sie.)

Restanten. Herr Machnig, da können wir gern mal
hinfahren und uns das anhören.

(Unruhe DIE LINKE)

Es gibt Bankgenossenschaften, die Erfurter Bank,
um hier eine regionale Erfolgsgeschichte mal zu
nennen. Auch das gehört zur Ehrlichkeit hinzu,

aber, meine Damen und Herren, und insofern geht
die Diskussion in die falsche Richtung und, Herr
Machnig, gerade an der Stelle. Nicht regional ist
das, was Genossenschaft ist. Nicht solidarisch ist
das, was Genossenschaft ist, sondern der Thürin-
ger Mittelstand ist regional verwurzelt und per se
erst mal für sich und seine Mitarbeiter und seine
Region verantwortlich und die Verantwortung tra-
gen sie mit großer Leidenschaft und großer Verant-
wortung.

(Beifall FDP)

Es wird so dargestellt, als ob, hier war gerade wie-
der die Rede von Privatisierungswahn, auch die
Genossenschaft ist eine Rechtsform des Privat-
rechts, eine Rechtsform in einer juristischen Person
und damit erst einmal gleichzustellen mit einer
GmbH oder einer Aktiengesellschaft. Die Genos-
senschaft ist im Gegensatz zu einer GmbH oder ei-
ner Aktiengesellschaft sicherlich eher als Mischform
zu betrachten zwischen einer AG und einem einge-
tragenen Verein. Darin gibt es beide Elemente,
auch sehr bewusst gewählt, aber, meine Damen
und Herren, im Vordergrund der Entscheidung zur
Wahl der Genossenschaft als Rechtsform einer zu-
künftigen wirtschaftlichen Betätigung sollte die
Gründeridee sein und der Zweck, den man verfolgt,
und nicht die Genossenschaft per se.

(Beifall FDP)

Wenn wir jetzt darauf schielen und darauf achten
oder regeln wollen mit gesetzlicher Wut, warum
denn Genossenschaften qua Rechtsform weniger
kreditwürdig sind, dann würde ein kleines Gespräch
mit dem Banker helfen, notfalls auch der Blick in die
Literatur. Das liegt nämlich eben an der Rechtsform
und an der Möglichkeit, dass ich aus der Genos-
senschaft als Einzelmitglied per einfacher Kündi-
gung ausscheiden kann und damit der Genossen-
schaft Kapital entziehe.

(Zwischenruf Abg. Mühlbauer, SPD: Darum
geht es aber nicht.)

Dafür haftet ja der Steuerzahler, Frau Mühlbauer.
Im Gegensatz zu einer Aktiengesellschaft, wo das
Kapital in Massengesellschaft nicht entzogen wer-
den kann, hieß es bei der Genossenschaft, dass ist
eben haftungsrelevant und insofern für die Banken
schwerer einzuschätzen. Da der genossenschaftli-
che Gedanke meistens von mehreren Personen ge-
tragen wird - das ist alles richtig -, ist das eben für
die Banken etwas schwerer einzuschätzen, es sei
denn, man nimmt Hilfskonstruktionen. Es wurde
auch schon die große Anzahl von Agrargenossen-
schaften auf Thüringer Boden genannt, die sich
samt und sonders als überwiegend erfolgreich er-
wiesen haben und auch kreditfähig waren. Da haf-
ten dann die Vorstände persönlich für die Kredite
oder auch Aufsichtsräte oder ausgewählte Perso-
nen aus dem genossenschaftlichen Kreis. Das hat
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nichts mit der Rechtsform zu tun, sondern einfach
mit dem Konstrukt, wie viele Personen für die Ban-
ken Ansprechpartner sind, wie viele Ansprechpart-
ner bleiben und wie die Bank ihr Haftungsrisiko ein-
dämmen kann.

Auch die Frage, wie insolvenzfest, Herr Machnig,
sind Genossenschaften, stellt sich bei der Betrach-
tung, dass wir nur ungefähr ein halbes Prozent von
genossenschaftlichen Betrieben in den Sonderfor-
men haben, die sich einfach auch nach der Wende
entwickelt haben, und Sonderformen, wie sie heute
betrieben sind, auch nicht wirklich. Ich würde nicht
behaupten, dass die übrigen Mittelständler, fast
90.000, die Sie auch nannten, insolvenzgefährdeter
sind. Das ist natürlich das Gesetz der Masse und
das Gesetz der Größe.

(Zwischenruf Machnig, Minister für Wirt-
schaft, Arbeit und Technologie: Das ist doch
Unsinn. Haben Sie nicht zugehört?)

Ich habe Ihnen sehr wohl zugehört. Es ist einfach
nicht Gesetz der Sache, dass die Leute, die sich in
anderen Rechtsformen bewegen, und insbesonde-
re die privat haftenden Kaufleute, per se insolvenz-
gefährdeter sind. Es ist einfach nur eine Feststel-
lung, dass aufgrund der Geschäftsmodelle, die heu-
te gefahren werden, vielen Dank, sich die Genos-
senschaften heute als nicht krisenfester darstellen.
Aber wenn wir Ihren Anträgen folgen, laufen wir
große Gefahr zu sagen, wir jagen jetzt alles in die
Rechtsform der Genossenschaft hinein.

(Zwischenruf Machnig, Minister für Wirt-
schaft, Arbeit und Technologie: Das habe ich
nicht gefordert.)

Das haben Sie nicht gesagt, Herr Machnig, das will
ich gar nicht sagen, aber es wurde hier das Beispiel
Baden-Württemberg genannt, wo man mit einer
Lockprämie von 750 € die Genossenschaft anderen
Wirtschaftsformen bevorzugt. Das halte ich für
durchweg falsch.

(Beifall FDP)

Wie gesagt, die Gründeridee steht im Vordergrund
und welchen Gründerkreis ich wähle und welche
Geschäftsidee ich verwirklichen will, das muss
wichtig sein. Wo ich den Initiatoren des Antrags und
den Vorrednern durchaus recht geben muss, ist,
wenn eine Entscheidung für die Gründung einer
Genossenschaft erfolgt, ist heute das bürokratische
Procedere zur Gründung, zum Betrieb einer Genos-
senschaft durchaus komplexer, komplizierter und
aufwendiger als bei anderen Rechtsformen. Auch
dafür gibt es keinen Grund.

(Beifall FDP)

Insofern gehen die Tendenzen - es wurde gesagt,
dass Frau Leutheusser-Schnarrenberger im Bun-
destag als FDP-Justizministerin einen entsprechen-
den Antrag vorbereitet, der zumindest von der Thü-

ringer Landesregierung unterstützt wird - in die rich-
tige Richtung, auch da bürokratische Hemmnisse
zu nehmen und das Wirken und geschäftliche Wir-
ken mit diesen Rechtsformen auch etwas zu er-
leichtern.

Wir haben uns bei der Industrie- und Handelskam-
mer erkundigt, hier sind keine Benachteiligungen
von Genossenschaften in Thüringen erkennbar.
Herr Machnig hat es gesagt, ThEx wird, denke ich,
alle Gründer gleich behandeln, gleich welche
Rechtsform sie wählen, insofern sind wir uns da
auch einig. Das freut mich. Insofern denke ich mir,
dass wir da eigentlich auf einem guten Weg sind.
Die Genossenschaft, das kann ich nur ausdrücklich
betonen, ist eine gleichwertige und sehr interessan-
te Form der Wirtschaft, aber sie ist kein Allheilmit-
tel, das wurde auch schon gesagt.

Ich bin auch Mitglied einer eingetragenen Genos-
senschaft, Frau Siegesmund, da haben wir die Ge-
meinsamkeiten erst mal an diesem Punkt für heute.
Es ist Freitagmittag, da wollen wir ein bisschen ent-
spannt sein. Einer Weiterbehandlung im Ausschuss
würden wir uns nicht versagen, insbesondere um
auch die Tendenzen mit zu unterstützen, die aus
Berlin für das genossenschaftliche Wesen auch für
Thüringen zu erwarten sind. Ich ermutige all diejeni-
gen, die heute in genossenschaftlicher Weise orga-
nisiert sind und das auch aufgrund ihrer zukünftigen
Gründerideen ins Auge fassen, diesen Weg nicht
zu verlassen, sondern mit Vehemenz zu bestreiten.
Daher vielen Dank. Ich denke, wir diskutieren das
im Ausschuss weiter.

Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Kemmerich. Das
Wort hat jetzt Herr Abgeordneter Heym für die
CDU-Fraktion.

Abgeordneter Heym, CDU:

Ich habe schon die ganze Zeit überlegt: Genossen-
schaft heißt ja, dass der Genosse schafft. Der
oberste Wirtschaftsgenosse von Thüringen schafft.
Aber zum Thema hier:

In dem Antrag Nummer 1 der LINKEN ist der Be-
richt von der Landesregierung abgefordert worden,
Entwicklungsstand, Förderpraxis und Perspektiven
für das Genossenschaftswesen in Thüringen, und
im Teil 2 des Antrags wird zusätzliche Landesunter-
stützung, insbesondere in Form einer Förderrichtli-
nie für Genossenschaftsgründungen gefordert und
eine Beratungsagentur für Genossenschaftsgrün-
dungen soll geschaffen werden. Frau Scheringer-
Wright hat gesagt, dass die LINKEN sich des The-
mas jetzt gerade im Nachgang zu diesem Genos-
senschaftsjahr in besonderer Weise noch mal an-
nehmen wollen. Richtig, denn es gab dazu ja im
Dezember vorigen Jahres einen Antrag im Bundes-
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tag von Ihrer Partei, der nun hier auch über die
ganzen Landtage noch mal gestreut worden ist. Ich
sage damit nicht, dass das was Unanständiges ist,
denn die CDU-Fraktion sieht das schon so, dass
man sich dieses Themas durchaus verstärkt anneh-
men kann. Die Genossenschaften haben es ver-
dient, dass sie mehr in den öffentlichen Fokus ge-
rückt werden und dass auch noch eventuelle Ent-
wicklungshemmnisse möglichst ausgeräumt wer-
den. Gerade im Jahr 2012, mehrfach ist es ange-
klungen, dem Internationalen Jahr der Genossen-
schaften, sind sie in besonderer Weise und vielfäl-
tig gewürdigt worden, auch von der Bundeskanzle-
rin, und unsere Ministerpräsidentin war ja sogar die
Schirmherrin für das Genossenschaftswesen in
Thüringen.

Wir haben vorhin von den Vorrednern auch schon
eine ganze Reihe an Zahlen gehört. Ich will das
noch mal nur geringfügig ergänzen. Nach Angaben
der UNO gibt es weltweit 800 Mio. Genossen-
schaftsmitglieder in mehr als 100 Ländern, über
100 Mio. Arbeitsplätze werden von Genossenschaf-
ten bereitgestellt und die Hälfte der Weltbevölke-
rung, so schätzt die UNO, findet ihre Ernährungs-
grundlage in und durch Genossenschaften. So tra-
gen eben Kreditgenossenschaften, ländliche und
gewerbliche Genossenschaften dazu bei, regionale
Wirtschaftskreisläufe zu stabilisieren und lokale Be-
schäftigung zu fördern.

In Deutschland haben wir mehr als 7.500 Genos-
senschaften und sie sind damit ein wichtiger Be-
standteil unserer mittelständischen Wirtschaft. Die
Zahlen für Thüringen hat der Minister genannt.
Über 20 Mio. Mitglieder haben die Genossenschaf-
ten, mehr als 800 Mitarbeiter sind bei ihnen be-
schäftigt. Nach der über 150-jährigen Geschichte
der Genossenschaften hat diese Unternehmens-
form auch einen festen Platz in den vielen wirt-
schaftlichen Bereichen unseres Freistaats, im Ein-
kauf, im Verkauf, im Verkehrsbereich, im Kreditwe-
sen, und das ist eben auch schon angesprochen
worden, auch im Wohnungswesen. Gerade die Kre-
ditgenossenschaften setzen in Zeiten von Gewinn-
maximierung und des Verlustes von Unrechtsbe-
wusstsein insbesondere im Finanzsegment
durchaus eine durch den Genossenschaftsgedan-
ken getragene wohltuende Abgrenzung und werden
auch immer mehr zum Erfolgsmodell. Die Ge-
schichte zeigt auch, dass es keine andere Unter-
nehmensform gibt, die so gut und sicher durch wirt-
schaftlich schwierige Zeiten kommt. Das Insolvenz-
risiko von Einzelunternehmen ist doppelt so hoch
wie das von Genossenschaften. Und das Insol-
venzrisiko von Aktiengesellschaften und GmbH so-
gar siebenmal so hoch. Die Kreditgenossenschaf-
ten haben sich in der Finanzmarktkrise als Pfeiler
der Finanzwirtschaft erwiesen und in Zukunft wer-
den wir es zunehmend auch mehr mit Energiege-
nossenschaften zu tun haben, Frau Siegesmund

hat auch schon einige Ausführungen dazu ge-
macht. Ich hoffe, dass wir uns gerade bei dem The-
ma Energiegenossenschaften der Vorträge erin-
nern, die gerade zu dem Thema hier gehalten wer-
den. Das muss dann auch gelten, wenn wir darüber
zu diskutieren haben, wenn große Unternehmen
von außerhalb sich gerade in dem Energiesektor
hier betätigen wollen. Ich will nichts gesagt haben,
sonst werde ich beschimpft. Ich denke da an ande-
re Dinge, die die Südthüringer Region betreffen,
aber darauf kommen wir zu gegebener Zeit wahr-
scheinlich noch mal. Ich denke, dass auch die
Energiewende nur gelingen wird, wenn wir solche
regionalen kleinen lokalen Kreisläufe haben, die
von Genossenschaften auch getragen und initiiert
werden und da werden diese Genossenschaften
schon eine wichtige Funktion übernehmen. Deshalb
wird sich meine Fraktion für eine Überweisung an
den Wirtschaftsausschuss aussprechen, um insbe-
sondere - und das ist das Ziel, so denken wir - dort
noch mal Entwicklungshemmnisse möglicherweise
erörtert und die auch beseitigt. Der Minister sagte,
wir haben elf neu gegründete Genossenschaften.
Das zeigt, dass es offensichtlich möglich ist, welche
zu gründen. Ob wir nun wie Baden-Württemberg
750 € geben, ich würde denen auch gern 2.000 €
geben, aber wir müssen immer überlegen, vor wel-
chem Hintergrund wir so etwas diskutieren. Ich se-
he das so, dass es uns vor dem Hintergrund unse-
res Landeshaushalts vielleicht nicht so leicht fällt,
solche Programme aufzulegen.

Noch ein Wort zu der geforderten Agentur: Wir ha-
ben nun weiß Gott genug Agenturen in diesem
Land.

(Beifall FDP)

Es gibt genug Institutionen, das ist auch von den
Vorrednern schon gesagt worden, deshalb will ich
das alles nicht noch mal explizit ausführen, was es
für Möglichkeiten gibt bei der Unterstützung und
Gründung von Genossenschaften. Man kann das
im Ausschuss erörtern, das ist alles richtig, aber wir
sollten auch hier mit Maß und Ziel und den Thürin-
ger Gegebenheiten geschuldet das mit dem gebo-
tenen Augenmaß diskutieren.

Ein ausdrückliches Wort noch mal zu den knapp
200 Agrargenossenschaften, die wir in Thüringen
haben, die durchaus ein erfolgreiches Modell gera-
de seit den letzten 20 Jahren darstellen. Es ist vom
Kollegen Kemmerich auch noch mal hier an der
Stelle gesagt worden und ich muss das auch sa-
gen, gerade wenn die LINKEN das Thema Genos-
senschaften in dem Mund nehmen, im ländlichen
Raum gibt es da Erinnerungen.

(Beifall FDP)

Denn Zwangskollektivierung war eine Perversion
des Genossenschaftsgedankens und das muss an
der Stelle auch noch mal gesagt werden. Aber ich
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denke, wir können alle Belange dieses Themas im
Wirtschaftsausschuss weiterberaten. Deshalb ist
auch die CDU-Fraktion für die Überweisung an den
Wirtschaftausschuss.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Heym. Es hat sich
noch einmal zu Wort gemeldet Herr Wirtschaftsmi-
nister Machnig.

Machnig, Minister für Wirtschaft, Arbeit und
Technologie:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, seit dreieinhalb Jahren ste-
he ich häufiger mal an diesem Mikrofon und ich
freue mich über …

(Zwischenruf Abg. Koppe, FDP: Stimmt.)

Ja, stimmt, nicht zu übersehen, ärgert euch,

(Zwischenruf Abg. Koppe, FDP: Nein.)

aber ich mache es trotzdem weiter. Ich will auf
einen Punkt hinaus, das war eigentlich meine Be-
obachtung. Ich habe selten eine Debatte zu wirt-
schaftspolitischen Fragen erlebt, wo es von FDP
bis Linkspartei zumindest die Übereinstimmung in
folgender Frage gab, dass Genossenschaften wich-
tig und ein Beitrag sind und auch eine Rechtsform
sind, die durchaus interessant ist in bestimmten ge-
sellschaftlichen Bereichen. Die einen wollen ein
bisschen mehr, die anderen vielleicht ein bisschen
weniger, weiß ich nicht, ich kann für mich eines sa-
gen, da kann ich durchaus an Herrn Kemmerich an-
schließen, ich halte die Rechtsform der Genossen-
schaft nicht

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Einmal im
Jahr.)

- ja, das wird einmal in dieser Legislaturperiode
passieren in diesem Moment, wo ich Herrn Kem-
merich recht gebe - für das Allheilmittel, aber eine
denkbare, eine notwendige, eine wichtige Funktion
und eine wichtige wirtschaftliche Betätigungsform,
die zu einem führt, Regionalität - das tun andere
auch, KMU, das weiß ich auch -, Wirtschaftlichkeit
und soziale Verantwortung miteinander zu verbin-
den. Das finde ich gut. Deswegen sollten wir eines
tun, diesen Genossenschaftsgedanken auch wei-
terhin zu implementieren.

Was ich nicht machen werde, Frau Scheringer-
Wright, dass ich für 11, 15 oder 20 Fälle eine eige-
ne Richtlinie und ein eigenes Kompetenzzentrum
aufbauen werde. Das werde ich nicht tun, sondern
was ich zusage und was wir heute bereits tun, dass
in allen Beratungsstrukturen, die wir haben, auch
die Rechtsform der Genossenschaft natürlich in
den Beratungsgesprächen eine Rolle spielt. Was

ich aber auch nicht tun werde, wenn jemand mit ei-
ner Geschäftsidee kommt, ihm zwingend nahezule-
gen, doch nur die eine, ja, die Genossenschafts-
form zu wählen, sondern das muss von Einzelfall
zu Einzelfall entschieden werden. Berater sind da-
für da, wenn sie gut beraten, nach einer Frage zu
beraten: Was ist die Erfolg versprechendste, was
ist die beste, was ist die Erfolg trächtigste Konstruk-
tion deines Unternehmens? Danach muss weiterhin
beraten werden, das sollten wir auch weiter tun.

Wir werden, wie gesagt, noch mal darauf hinweisen
in allen Beratungsgesprächen, dass man diese
Form wählen kann. Wir werden insbesondere im
Bereich der Energiegenossenschaften die Kam-
pagne der ThEGA fortführen, wo wir auch dafür
werben, dass Menschen sich beteiligen, ihren eige-
nen Strom zu produzieren. Die höchste Form von
Akzeptanz für die Energiewende ist, wenn ich am
Sonntagnachmittag spazieren gehe durch den
Wald und dann sage, schaut mal, da steht mein
Windrad, das produziert meinen Strom. Das ist die
höchste Form von Akzeptanz in der Energiewende
und den Weg wollen wir fortsetzen. Herzlichen
Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Heiterkeit im Hause)

Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank, Herr Minister. Es liegt mir keine weite-
re Wortmeldung vor, außer denen in den Reihen.
Kann ich davon ausgehen, dass das Berichtsersu-
chen erfüllt ist? Gibt es Gegenstimmen? Sehe ich
nicht. Es wurde - wir kommen jetzt zum Abstim-
mungsteil - die Überweisung … Herr Blechschmidt?

Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE:

Danke, Frau Präsidentin, wir wollen gern den inter-
essanten und inhaltsreichen Bericht des Ministers
auch im Rahmen der Hinweise, was die Bundes-
ebene angeht, auf der Ebene des Ausschusses
weiterdiskutieren. Das wollte ich jetzt noch beantra-
gen.

Vizepräsidentin Hitzing:

Herzlichen Dank, die Frage wollte ich Ihnen gerade
stellen. So, das bedeutet, dass wir auch den Sofort-
bericht - der Antrag steht jetzt - im Ausschuss even-
tuell beraten. Es geht jetzt darum, wer der Beratung
zum Sofortbericht im Ausschuss für Wirtschaft,
Technologie und Arbeit zustimmen möchte, den bit-
te ich um sein Handzeichen, und damit auch dem
Teil 2 des Antrags. Vielen Dank. Damit ist die Über-
weisung mit Sofortbericht beschlossen und ich
schließe diesen Tagesordnungspunkt.
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Meine Damen und Herren, bevor Sie zur Mittags-
pause gehen, bitte ich Sie, Folgendes zur Kenntnis
zu nehmen. Um 13.05 Uhr trifft sich der Freundes-
kreis Litauen im Raum F 002 zu einer Bespre-
chung. Wir gehen jetzt in eine Mittagspause bis
13.30 Uhr. Dann wird der zweite Teil der Frage-
stunde aufgerufen. Vielen Dank.

Vizepräsident Gentzel:

Es ist 13.30 Uhr.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 30

Fragestunde

Wir beginnen mit der Mündlichen Anfrage des Ab-
geordneten Bergner von der Fraktion der FDP in
der Drucksache 5/5850.

Abgeordneter Bergner, FDP:

Vielen Dank, Herr Präsident.

Französischunterricht in der gymnasialen Oberstufe
am Staatlichen Gymnasium „Friedrich Schiller“,
Zeulenroda-Triebes

Im fünfzigsten Jahr des Elyseevertrags warb Bun-
deskanzlerin Dr. Angela Merkel für eine stärkere
Förderung des Erlernens der französischen Spra-
che. In einer denkwürdigen Veranstaltung im Thü-
ringer Landtag wurde gemeinsam mit dem Bot-
schafter der Französischen Republik, seiner Exzel-
lenz Maurice Gourdault-Montagne, dieses Ereignis
begangen. Monsieur Bertrand Leveaux wird in der
„Thüringer Allgemeinen“ vom 22. Januar 2013 mit
der Aussage zitiert, dass Thüringen beim Franzö-
sischunterricht auf Platz 3 der Bundesländer liege,
dass jeder vierte Gymnasiast in Thüringen Franzö-
sisch lerne und dass es 80 Städtepartnerschaften
zwischen Thüringen und Frankreich gebe. Thürin-
gen hat eine partnerschaftliche Freundschaft zur Pi-
cardie. Trotz dieser erfreulichen Fakten scheint es
in der Praxis nicht immer so einfach auszusehen.
Am Staatlichen Gymnasium „Friedrich Schiller“ in
Zeulenroda-Triebes - einer Stadt mit freundschaftli-
chen Beziehungen zu den Städten
Le Pre Saint Gervais und Sainte Florine - wurden
die sieben Schülerinnen und Schüler der Klassen-
stufe 10, die sich für den sogenannten ffs-Kurs
(Nr. 9 im Kurswahlbogen) in der Fremdsprache
Französisch entschieden hatten, aufgefordert, sich
für ein anderes Fremdsprachenfach zu entschei-
den, da der Französischkurs unterbelegt sei.

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche Möglichkeiten sieht die Landesregierung,
mit Blick auf die Bedeutung der französischen
Sprache für die nachbarschaftliche Freundschaft in
Europa, für die Entwicklung der Europäischen Uni-
on und mit Blick auf das Weimarer Dreieck das

Staatliche Gymnasium „Friedrich Schiller“, Zeulen-
roda-Triebes, so zu unterstützen, dass für diese
sieben Schülerinnen und Schüler Französischunter-
richt in einem unterbelegten ffs-Kurs angeboten
werden kann?

2. Ist es aus Sicht der Landesregierung vertretbar,
Schülerinnen und Schülern, denen man mit Beginn
des Gymnasiums Französischunterricht angeboten
hat, zwei Jahre vor dem Abitur diese Möglichkeit
aufgrund der Schlüsselzuweisungen von Lehrerwo-
chenstunden zu nehmen?

3. Welche Abschlüsse in der französischen Spra-
che müssen Schülerinnen und Schüler erlangen,
um sich an einer deutschen Universität für ein Lehr-
amtsstudium der französischen Sprache einschrei-
ben zu können?

4. Wie viel Prozent der Thüringer Gymnasien bieten
im Lehrfach Französisch im Schuljahr 2013/2014
ffs-Kurse an, die auch durchgeführt werden?

Vizepräsident Gentzel:

Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Bildung, Wissenschaft und Kultur, Herr Staats-
sekretär Prof. Dr. Merten, bitte.

Prof. Dr. Merten, Staatssekretär:

Vielen Dank, Herr Präsident. Meine sehr verehrten
Damen und Herren, die Mündliche Anfrage des
Herrn Abgeordneten Bergner beantworte ich im Na-
men der Landesregierung wie folgt. Vielleicht ge-
statten Sie mir zuvor eine kurze Vorbemerkung. Ich
bin froh, dass Sie noch mal die hervorragenden
Werte, die wir in Thüringen, was das Französisch-
lernen anbelangt, hier noch einmal zum Ausdruck
gebracht haben, denn wir stehen tatsächlich nach
den beiden an Frankreich angrenzenden Bundes-
ländern Saarland und Baden-Württemberg auf der
dritten Position. Ich glaube, das ist wirklich hervor-
ragend innerhalb der Bundesrepublik.

Gleichwohl, zu Ihrer Frage 1 antworte ich wie folgt:
Die Bildung von Kursen an einer Schule erfolgt in
der Verantwortung des Schulleiters und richtet sich
nach den Bestimmungen der Thüringer Schulord-
nung, hier § 79. Der Schulleiter trifft seine Entschei-
dung zur Einrichtung eines Kurses im Benehmen
mit der Lehrerkonferenz. Ein Anspruch des Schü-
lers auf die Einrichtung eines bestimmten Kurses
besteht nicht. Zudem kann die Einrichtung von Kur-
sen nur im Rahmen der personellen, sächlichen
und räumlichen Ausstattung und der organisatori-
schen Möglichkeiten der Schule erfolgen.

Zu Ihrer Frage 2 antworte ich wie folgt: Die Zuwei-
sung von Lehrerstunden orientiert sich an der
Schülerzahl. Das ist aus der Sicht der Landesregie-
rung auch vertretbar.
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Zu Frage 3: Mit dem Bestehen des Abiturs erwer-
ben die Schülerinnen und Schüler eine allgemeine
Hochschulzugangsberechtigung. Somit ist ein Stu-
dium in allen Fächern grundsätzlich möglich.

Zu Frage 4: Wie viel Prozent der Thüringer Gymna-
sien im kommenden Schuljahr Französisch als fort-
geführte Fremdsprache anbieten und auch durch-
führen werden, ist der Landesregierung derzeit
noch nicht bekannt.

Vizepräsident Gentzel:

Es gibt eine Nachfrage durch den Fragesteller.

Abgeordneter Bergner, FDP:

Vielen Dank, Herr Präsident, vielen Dank, Herr
Staatssekretär. Wie ist es denn aus Ihrer Sicht
möglich, auch ohne ffs-Kurs das notwendige Wis-
sen zur Einschreibung ins Französisch-Lehramts-
studium den erforderlichen Abschluss zu erlangen?

Prof. Dr. Merten, Staatssekretär:

Ich gehe davon aus, dass unsere Gymnasien die
Abiturientinnen und Abiturienten so weit qualifizie-
ren, dass sie genau diesen Anforderungen genü-
gen. Ich sehe bisher auch nicht, zumindest habe
ich keine Rückmeldungen von Abiturientinnen oder
Abiturienten oder von den Hochschulen, dass es
bisher hier Probleme gegeben habe.

Abgeordneter Bergner, FDP:

Danke, Herr Präsident, danke, Herr Staatssekretär.
Es war in meinen Augen jetzt keine Antwort auf die
Frage, wie das ohne ffs-Kurs geht. Aber meine
zweite Frage lautet: Welche Mindestdauer muss die
Ausbildung in der französischen Sprache umfas-
sen, um die für die Einschreibung in das Franzö-
sisch-Lehramtsstudium erforderlichen Abschlüsse
erlangen zu können?

Prof. Dr. Merten, Staatssekretär:

Das würde ich gern nachliefern, da ich nicht konkret
die Immatrikulationsbedingungen und die jeweiligen
Anforderungen, die sich möglicherweise in Bezug
auf die spezifische Kompetenz einer Sprache oder
sonstige Anforderungen ergeben, unmittelbar prä-
sent habe.

Vizepräsident Gentzel:

Danke, Herr Staatssekretär. Weitere Nachfragen
sehe ich nicht. Wir machen weiter mit der Mündli-
chen Anfrage des Abgeordneten Untermann von
der Fraktion der FDP in der Drucksache 5/5851.

Abgeordneter Untermann, FDP:

Danke, Herr Präsident.

Neubau der Straßenbahnlinie 4 Tinz-Gera-Langen-
berg

Im Rahmen des Gemeindeverkehrsbundespro-
gramms für Großvorhaben erfolgt seit 2002 der
Ausbau der Geraer Straßenbahn zur Stadtbahn.
Ein wesentlicher Bestandteil der Maßnahme ist der
Neubau der Straßenbahnlinie 4 von Tinz nach Ge-
ra-Langenberg. Die Finanzierung des Neubaus der
Straßenbahnlinie erfolgt zu 25 Prozent aus Eigen-
mitteln der Geraer Verkehrsbetriebe sowie durch ei-
ne Förderung aus dem GVFG-Bundesprogramm
und einer Aufstockung aus dem ÖPNV-lnvestitions-
programm des Landes. Grundlage für die Erteilung
von Bauaufträgen bei geförderten Projekten ist der
Bewilligungsbescheid der Förderbehörde. Entspre-
chend den rechtlichen Bestimmungen wird ein Be-
willigungsbescheid erst dann erteilt, wenn die Fi-
nanzierung insgesamt gesichert ist.

Ich frage die Landesregierung:

1. Welchen aktuellen Planungs- und Abrechnungs-
stand einschließlich der Vergabe von Bauaufträgen
hat die Neubaumaßnahme Straßenbahnlinie 4 von
Tinz nach Gera-Langenberg?

2. Wie hoch ist der aktuell prognostizierte Gesamt-
kostenaufwand für den in Frage 1 benannten
Streckenneubau?

3. Erfolgte gegenüber dem Freistaat Thüringen eine
Finanzierungsbestätigung der Geraer Verkehrsbe-
triebe bezüglich des 25-prozentigen Eigenmittelan-
teils und wenn ja, wie, in welcher Form?

4. Welche ursprünglichen Gesamtkosten wurden
durch die Geraer Verkehrsbetriebe zum Zeitpunkt
der Bestätigungserklärung gegenüber dem Land
angegeben?

Vizepräsident Gentzel:

Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Bau, Landesentwicklung und Verkehr. Frau
Staatssekretärin Klaan, bitte.

Klaan, Staatssekretärin:

Herr Präsident, sehr geehrte Abgeordnete, die
Mündliche Anfrage des Abgeordneten Untermann
beantworte ich für die Thüringer Landesregierung
wie folgt:

Zu Frage 1: Die Neubaustrecke Langenberg wurde
mit Beschluss vom 30. September 2010 planfestge-
stellt. Für die Maßnahme liegen noch keine Abrech-
nungsstände vor, da bisher keine Bauleistungen er-
folgt sind. Zur Vorbereitung der Maßnahme wurden
bislang Teilleistungen für Ingenieurbauwerke, Tras-
senfreischnitte und Kabelverlegung vergeben.

Zu Frage 2: Die Gesamtkosten für die Neubau-
strecke nach Langenberg werden mit 23,166 Mio. €
veranschlagt.
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Zu Frage 3: Ja, die Finanzierungsbestätigung er-
folgte mit Einreichung des ersten Änderungsan-
trags der Geraer Verkehrsbetriebe vom 30.03.2012.

Zu Frage 4: Zum Zeitpunkt der Bestätigungserklä-
rung wurde der oben genannte Betrag in Höhe von
23,166 Mio. € als Gesamtkosten angegeben.

Vizepräsident Gentzel:

Es gibt eine Nachfrage durch den Fragesteller.

Abgeordneter Untermann, FDP:

Ich habe eine Nachfrage zu Frage 3: Wann ist die
Bestätigung des 25-prozentigen Eigenmittelanteils
erfolgt? War das der 31.12.?

Klaan, Staatssekretärin:

Die Finanzierungsbestätigung erfolgte mit Einrei-
chung des ersten Änderungsantrags durch die Ge-
raer Verkehrsbetriebe am 30.03.2012.

Abgeordneter Untermann, FDP:

Es liegt also eine Bestätigung vor?

Klaan, Staatssekretärin:

Ja.

Abgeordneter Untermann, FDP:

Von wem liegt die vor?

Klaan, Staatssekretärin:

Von den Geraer Verkehrsbetrieben, Vorhabenträ-
ger Geraer Verkehrsbetriebe.

Abgeordneter Untermann, FDP:

Die Bestätigung liegt vor. Sind Sie sich da sicher?

Klaan, Staatssekretärin:

Ganz sicher.

Abgeordneter Untermann, FDP:

Okay.

Vizepräsident Gentzel:

Die letzte Frage war die dritte, aber das lassen wir
einmal durchgehen. Weitere Nachfragen sehe ich
nicht. Danke, Frau Staatssekretärin. Wir machen
weiter mit der Mündlichen Anfrage der Abgeordne-
ten Renner von der Fraktion DIE LINKE in der
Drucksache 5/5852. Ich gehe davon aus, dass Herr
Blechschmidt sie vorträgt.

Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE:

Danke, Herr Präsident.

Dem Kabinett vorzulegende Beförderungen von Be-
amten

Entsprechend § 10 der Gemeinsamen Geschäfts-
ordnung für die Landesregierung sowie für die Mi-
nisterien und die Staatskanzlei des Freistaats Thü-
ringen (ThürGGO) sind dem Kabinett Vorschläge
zur Ernennung von Beamten in ein Amt der Besol-
dungsgruppe A 16 und der Besoldungsordnung B
vorzulegen. Entsprechend § 26 Thüringer Beam-
tengesetz ist eine Beförderung eine Ernennung,
durch die einem Beamten ein anderes Amt mit hö-
herem Endgrundgehalt verliehen wird.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wie viele Beförderungen wurden dem Kabinett
seit 1. Januar 2012 entsprechend § 10 Abs. 2 Nr. 1
ThürGGO jeweils durch die zuständigen Ministerien
vorgelegt?

2. Wie viele Beförderungen sind jeweils durch die
zuständigen Ministerien geplant, dem Kabinett ent-
sprechend § 10 Abs. 2 Nr. 1 ThürGGO im
Jahr 2013 vorzulegen?

3. In wie vielen Fällen wurde die geplante Beförde-
rung nach Vorlage im Kabinett aus welchen Grün-
den nicht vollzogen?

Vizepräsident Gentzel:

Für die Landesregierung antwortet Herr Staatsse-
kretär Richwien.

Richwien, Staatssekretär:

Vielen Dank, Herr Präsident. Die Mündliche Anfra-
ge der Abgeordneten Renner, vorgetragen durch
Herrn Blechschmidt, beantworte ich für die Landes-
regierung wie folgt:

Zu Frage 1: Insgesamt hat das Kabinett im erfrag-
ten Zeitraum 34 kabinettspflichtige Beförderungen
von Beamtinnen und Beamten gemäß § 10 Abs. 2
Ziffer 1 der Thüringer Gemeinsamen Geschäftsord-
nung behandelt, die durch die jeweilig zuständigen
Ministerien vorgelegt wurden.

Zu Frage 2: Die Landesregierung beabsichtigt,
auch im Jahr 2013 einen landeseinheitlichen Beför-
derungstermin festzulegen. Dabei sollen, wie in der
Vergangenheit auch, Maßgaben zur höchstmögli-
chen Anzahl der Beförderungen einschließlich der
kabinettpflichtigen Beförderungen in der Landesver-
waltung festgelegt werden. Allerdings ist gegenwär-
tig noch keine abschließende Beschlussfassung
der Landesregierung hierzu erfolgt, so dass derzeit
über geplante Beförderungen der Staatskanzlei und
der Ministerien keine Aussagen möglich sind.
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Zu Frage 3: In zwei Fällen ist der Vollzug von Be-
förderungen, dem das Kabinett gemäß § 10 Abs. 2
Ziffer 1 Thüringer GGO im erfragten Zeitraum zuge-
stimmt hat, wegen eines Antrags auf einstweiligen
Rechtsschutz eines Mitbewerbers bzw. Konkurren-
ten beim zuständigen Verwaltungsgericht nicht er-
folgt.

Vizepräsident Gentzel:

Es gibt den Wunsch auf Nachfrage. Herr Blech-
schmidt.

Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE:

Nur zum Verständnis zu Frage 3: Beide Fälle sind
Konkurrentenklagen, habe ich das richtig verstan-
den, weil Sie nur von einem Fall sprachen? Sie
nannten zwei Fälle und in einem Fall eine Klage.
Meinten Sie in jedem Falle eine Klage oder was
wäre der Grund, wenn es nicht so zutreffend ist für
den zweiten Fall?

Richwien, Staatssekretär:

Ich kenne nur Konkurrentenklagen in dem Moment,
wenn jemand sein Recht in Anspruch nimmt, dann
reicht er bei einem entsprechenden Gericht eine
Konkurrentenklage ein. Ich kann da aber gern noch
einmal nachfragen.

Vizepräsident Gentzel:

Weitere Nachfragen sehe ich nicht. Danke, Herr
Staatssekretär. Wir machen weiter mit der Mündli-
chen Anfrage des Abgeordneten Meyer von der
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in der Druck-
sache 5/5859.

Abgeordneter Meyer, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Vielen Dank, Herr Präsident.

Abdeckung von Kali-Althalden mit gipshaltigen Ab-
fällen

Durch die Aufbringung erheblicher Mengen gipshal-
tiger Abfälle auf Thüringer Kali-Althalden besteht
die Gefahr, die Bestrebungen in verschiedenen EU-
Mitgliedstaaten zum Recycling zu unterlaufen. Zu-
dem verstößt die Aufbringung möglicherweise ge-
gen die fünfstufige Abfallhierarchie gemäß der
Richtlinie 2008/98/EG. Nach einer Ermahnung der
EU gab das Thüringer Ministerium für Umwelt,
Landwirtschaft, Forsten und Naturschutz am
26. November 2010 einen Erlass heraus, der eine
Aufbringung von Baustoffen auf Gipsbasis zur Ab-
deckung von Kalihalden untersagt. Gegen diese
Entscheidung haben mehrere Betreiber Rechtsmit-
tel eingelegt.

Ich frage die Landesregierung:

1. Liegen Urteile zu den Verfahren gegen den oben
genannten Erlass vor, wenn ja, wie lauten diese
und wenn nein, kam es zu einem Vergleich und wie
lautet das Ergebnis des Vergleichs?

2. Welche Konsequenzen ergeben sich aus dem
Verfahren für das Land?

3. Gab es bezüglich der Nutzung von gipshaltigen
Abfällen zur Rekultivierung von Kalihalden von der
EU und/oder des Bundes Anfragen an den Frei-
staat Thüringen und wenn ja, welchen Inhalt hatten
sie und wie wurden sie beantwortet?

4. Ist eine erneute Zulassung des Einsatzes von
gipshaltigen Abfällen zur Abdeckung geplant bzw.
beabsichtigt und wenn ja, auf welcher rechtlichen
Grundlage soll diese umgesetzt werden?

Vizepräsident Gentzel:

Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Landwirtschaft, Forsten, Umwelt und Natur-
schutz, Herr Staatssekretär Richwien.

Richwien, Staatssekretär:

Vielen Dank, Herr Präsident. Zur Mündlichen Anfra-
ge des Abgeordneten Meyer möchte ich voranstel-
len, dass die in der Einleitung zur Fragestellung
enthaltene Aussage einer - ich zitiere - „Ermahnung
der EU“ unzutreffend ist. Die Sachlage ist dadurch
gekennzeichnet, dass der sogenannte Gipserlass
vom 26.11.2010 datiert und erst mit E-Mail vom
21.12.2010 vom BMWI die Fragestellung zum Aus-
kunftsersuchen der Europäischen Kommission hier
eingegangen ist, also ca. einen Monat später. Ich
mache hier ausdrücklich auf den Unterschied bei
den Begrifflichkeiten „Auskunftsersuchen“ und „Er-
mahnung“ aufmerksam. Dies vorausgeschickt,
möchte ich jetzt zur Beantwortung der Fragen kom-
men.

Zu Frage 1: Gegen den oben genannten Erlass des
Thüringer Ministeriums für Landwirtschaft, Forsten,
Umwelt und Naturschutz wurden keine Rechtsmittel
eingelegt. Jedoch haben die Kalihaldenbetreiber
gegen die aufgrund des Erlasses getroffenen Ent-
scheidungen des Thüringer Landesbergamtes, die
Verwertung von gipshaltigen Abfällen bei der Kali-
haldenabdeckung nicht mehr zuzulassen, zunächst
Widerspruch eingelegt und später Klage erhoben.
Der Betreiber der Halde Roßleben hat seine Klage
inzwischen zurückgenommen. Das zuständige Ver-
waltungsgericht hat das Verfahren daraufhin einge-
stellt. Über die Klagen der anderen Betreiber hat
das zuständige Verwaltungsgericht bisher nicht ent-
schieden.

Zu Ihrer zweiten Frage kann ich dann einfach kurz
antworten, nämlich keine.

Zu Frage 3: Hierzu sind zwei Anfragen zu nennen,
nämlich:
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1. Bezüglich der Nutzung von Gipsabfällen zur Kali-
haldenabdeckung in Deutschland wurde dem Thü-
ringer Ministerium für Landwirtschaft, Forsten, Um-
welt und Naturschutz mit E-Mail vom 21.12.2010
durch das Bundesministerium für Wirtschaft und
Technologie ein Auskunftsersuchen der Europäi-
schen Kommission vom 12.11.2010 mit der Bitte
um einen Antwortentwurf übersandt. Anhand detail-
lierter Fragen wurden dabei die Themen „Potenziel-
le Auswirkungen auf die Umwelt“ und „Konformität
mit dem Prinzip der Abfallhierarchie“ hinterfragt.
Von besonderem Interesse waren die Mengen und
Eigenschaften der Gipsabfälle, die Standorte der
Kalihalden, die Einbaubedingungen, die Maßnah-
men gegen negative Umweltauswirkungen, die
Funktion der Gipsabfälle auf den Kalihalden, die
Grundlage für eine Einstufung des Gipseinbaus als
Verwertung und die Vereinbarkeit des Gipseinbaus
mit der Abfallhierarchie gemäß Artikel 4 der EG-Ab-
fallrahmenrichtlinie. Ein entsprechender Antwortent-
wurf wurde mit Datum vom 14.01.2011 an das Bun-
desministerium für Wirtschaft und Technologie
übersandt. Darin wurde unter anderem auf die Be-
sonderheiten und den Zweck der Kalihaldenab-
deckung, die dabei zu beachtenden Anforderungen,
mit denen auch die negativen Auswirkungen des
Einbaus von Gipsabfällen vermieden werden, die
kontinuierliche behördliche Überwachung und das
Monitoring des Grund- und Haldensickerwassers
sowie die Einstufung des Einsatzes von Abfällen
bei der Kalihaldenrekultivierung als „sonstige Ver-
wertung“ nach Artikel 4 der EG-Abfallrahmenrichtli-
nie hingewiesen. Im Hinblick auf die Verwertung
von Gipsabfällen wurde abschließend angemerkt,
dass dem Thüringer Landesbergamt mit Erlass des
Ministeriums vom 26.11.2010 aufgegeben wurde,
den Einsatz dieser Abfälle auf Kalihalden zu been-
den.

2. Mit Schreiben vom 02.08.2012 wandte sich das
Bundesministerium für Umwelt und Reaktorsicher-
heit mit Fragen zur Entsorgung von Gipsabfällen an
die Mitglieder der Länderarbeitsgemeinschaft „Ab-
fall“. Grundlage dafür war der Bericht der Firma
Gypsum Recycling International „Die Handhabung
von Gipsabfall in Deutschland“. Die dabei zur Ver-
wertung von Gipsabfällen auf Kalihalden zu beant-
wortenden Fragen bezogen sich auf die Abfallmen-
gen und Verwertungswege. Dem Bundesministeri-
um für Umwelt und Reaktorsicherheit wurde neben
den Mengen und Verwertungswegen mitgeteilt,
dass mit dem Erlass vom 26.11.2010 die Verwer-
tung von Gipsabfällen auf Kalihalden zu beenden
war und dass diese seit Ende des Jahres 2011
auch materiell beendet ist.

Zu Frage 4: Nein.

Vizepräsident Gentzel:

Es gibt eine Nachfrage durch den Abgeordneten
Dr. Augsten.

Abgeordneter Dr. Augsten, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Herr Staatssekretär, darf ich die knappe Antwort zu
Frage 4 so interpretieren, dass es bezüglich des
Auslaufens der Kalihaldenrichtlinie keine Sonderbe-
triebspläne oder keine Anträge auf Sonderbetrieb-
spläne in Thüringen oder aus Thüringen gibt, die
dann quasi dazu führen, dass dann doch wieder
Gipsabfälle auf Halden kommen?

Richwien, Staatssekretär:

Davon gehe ich nicht aus. Wir sind - ich in Person -
mit den Haldenbetreibern im Gespräch. Wir haben
ihnen ein Papier übergeben. Wir werden am 02.04.
- glaube ich, das war das Datum - eine Stellung-
nahme zu unserem Papier bekommen und danach
werden wir uns weiter verständigen. Aber ich gehe
nicht davon aus, dass die Gipsabfälle auf den Hal-
den weiterhin abgelagert werden, weil der Erlass
draußen ist. Das habe ich Ihnen ja schon gesagt.

Vizepräsident Gentzel:

Weitere Nachfragen gibt es nicht. Danke, Herr
Staatssekretär. Es folgt jetzt die Mündliche Anfrage
des Abgeordneten Dr. Augsten von der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in der Drucksache 5/
5860.

Abgeordneter Dr. Augsten, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Umweltbelastungen durch die RCO Recycling
GmbH in Bad Klosterlausnitz

Die Deutsche Umwelthilfe (DUH) hat in einer Pres-
semitteilung vom 11. Februar 2013 erneut darauf
hingewiesen, dass das Unternehmen RCO Recy-
cling GmbH seine Abfallverarbeitungsanlage in Bad
Klosterlausnitz „weiterhin rechtswidrig betreibe“.
Dies hätten Recherchen der DUH beim Thüringer
Landesverwaltungsamt ergeben. Laut DUH fehlt
der Firma RCO unter anderem eine emissionsdich-
te Verarbeitungshalle, die für die Behandlung ge-
fährlicher und zum Stauben neigender Abfälle ge-
setzlich vorgeschrieben ist. Der entsprechende
Bauantrag der Firma RCO wurde vom Landesver-
waltungsamt aufgrund schwerwiegender Mängel
abgelehnt. Durch eine vom Verwaltungsgericht Ge-
ra erlassene einstweilige Anordnung darf die Fir-
ma RCO zunächst auch ohne Halle weiterarbeiten.
Das Gericht hatte dies damit begründet, dass das
Vorgehen des Landesverwaltungsamtes und des
Umweltamtes des Landkreises gegen die Fir-
ma RCO ungerechtfertigt sein könnte, weil die Be-
hörden jahrelang nichts zu beanstanden hatten.

Das Landratsamt des Saale-Holzland-Kreises hatte
eine Firma mit der Emissionsmessung von Stäuben
und deren Inhaltsstoffen an einem Messpunkt im
Umfeld der Abfallanlage der RCO Recycling-Cen-
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trum GmbH beauftragt. Nach mir vorliegenden In-
formationen ist das Unternehmen RCO Recycling
GmbH im Januar 2013 als vorbildlicher Entsor-
gungsfachbetrieb zertifiziert worden.

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche Auffassung vertritt die Landesregierung
zur oben genannten Einschätzung der DUH, wie
begründet sie dies und welche Konsequenzen er-
geben sich gegebenenfalls daraus?

2. Welche Auffassung vertritt die Landesregierung
vor dem Hintergrund der Beanstandungen seitens
der Thüringer Behörden zur o.g. Zertifizierung der
Firma RCO als vorbildlichen Entsorgungsfachbe-
trieb?

3. Können durch die Messungen der vom Landrats-
amt beauftragten Firma Schadstoffdepositionen
und erhebliche Beeinträchtigungen (TA-Luft Nr. 4.3
und 4.5) von Anwohnern in anderen anlagennahen
Bereichen ausgeschlossen und ein rechtskonfor-
mer Betrieb abgeleitet werden?

4. Wie ist der aktuelle Stand bezüglich Beantra-
gung, Genehmigung und Realisierung der emissi-
onsdichten Verarbeitungshalle?

Vizepräsident Gentzel:

Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Landwirtschaft, Forsten, Umwelt und Natur-
schutz, Herr Staatssekretär Richwien, bitte.

Richwien, Staatssekretär:

Vielen Dank, Herr Präsident. Die Mündliche Anfra-
ge des Abgeordneten Dr. Augsten beantworte ich
für die Landesregierung wie folgt:

Eine Vorbemerkung sei mir gestattet: Der Aus-
schuss für Landwirtschaft, Forsten, Umwelt und Na-
turschutz wurde zuletzt im Dezember 2012 durch
unser Haus über den aktuellen Stand bezüglich der
RCO informiert. Die Pressemitteilungen vom Febru-
ar 2013 wurden durch mein Haus zur Kenntnis ge-
nommen. Im März 2013 wurde das Landesverwal-
tungsamt gebeten, im Rahmen seiner Fachaufsicht
bis zum 10.04.2013 einen umfassenden Sach-
standsbericht vorzulegen. Unter Einbeziehung der
zuständigen Überwachungsbehörde, das Landrats-
amt Saale-Holzland-Kreis, ist hierbei insbesondere
auf den Stand des Genehmigungsverfahrens, die
Überwachungstätigkeit und die durchgeführten
Messungen einzugehen.

Zu Frage 1: Die Landesregierung kommentiert
Pressemitteilungen der Deutschen Umwelthilfe e.V.
nicht. Das wird Sie nicht überraschen. Die genann-
te Einschätzung der Deutschen Umwelthilfe beur-
teilt das Ministerium auf der Grundlage der fachauf-
sichtlichen Bewertungen der Vorgänge. Dies sollte
nach dem 10.04.2013 mit Vorlage des Sachstands-

berichts durch das Thüringer Landesverwaltungs-
amt möglich sein.

Zu Frage 2: Die RCO ist ein Mitgliedsbetrieb der
Entsorgungsgemeinschaft Mitteldeutschland e.V.
Halle. Nach § 11 Abs. 1 der Richtlinie für die Tätig-
keit und Anerkennung von Entsorgungsgemein-
schaften ist für die Anerkennung der Entsorgerge-
meinschaft die für die Abfallwirtschaft zuständige
oberste Landesbehörde des Landes zuständig, in
dem sich der Hauptsitz der Entsorgergemeinschaft
befindet oder die von ihr bestimmte Behörde. Diese
Zuständigkeit wurde von der obersten Abfallbehör-
de des Landes Sachsen-Anhalt auf das Landesamt
für Umweltschutz Sachsen-Anhalt übertragen. Die
Beanstandungen der Thüringer Behörden bezüglich
RCO wurden dem Landesamt für Umweltschutz
Sachsen-Anhalt mitgeteilt. Aufgrund derzeit noch
offener Gerichtsentscheidungen zur Rechtmäßig-
keit des aktuellen Anlagenbetriebes konnte die Zer-
tifizierung nicht versagt werden.

Zu Frage 3: Die Firma Müller BBM hat im Auftrag
des Landratsamtes Saale-Holzland-Kreis Luftmes-
sungen durchführen lassen. Da uns der Messbe-
richt noch nicht vorliegt, kann ich zum gegenwärti-
gen Zeitpunkt keine Beurteilung der Messergebnis-
se vornehmen. Eine Auswertung durch die Müller
BBM liegt dem Landratsamt Saale-Holzland-Kreis
und nach deren Aussage auch der Bürgerinitiative
vor. Nach Ansicht des Landratsamtes Saale-Holz-
land-Kreis waren die Messergebnisse für eine ab-
schließende Beurteilung nicht im vollen Umfang
ausreichend. Das Landratsamt Saale-Holzland-
Kreis hat sich daraufhin an die Thüringer Landes-
anstalt für Umwelt und Geologie gewandt. Diese
hat eine Erweiterung des durch die TLUG betriebe-
nen Staubniederschlagmessnetzes für den Zeit-
raum von einem Jahr zugesagt. Drei Messpunkte
werden in der 12. KW gemeinsam mit der TLUG
und der Bürgerinitiative festgelegt. Dadurch sollen
möglicherweise erhebliche Beeinträchtigungen er-
fasst werden. Das Ergebnis dieser Messung ist lo-
gischerweise abzuwarten.

Zu Frage 4: Derzeit werden in Fortführung der be-
reits im Genehmigungsverfahren intensiv geführten
Gespräche zwischen RCO und den Behörden er-
neute Gespräche geführt, in deren Ergebnis die
RCO die Antragsunterlagen so erstellt, dass der
Antrag Aussicht auf Erfolg hat. Gegenstand des An-
trags muss aus Behördensicht die Errichtung einer
geschlossenen Halle sein, in der Umschlag, Be-
handlung und Lagerung der gefährlichen Abfälle zu
erfolgen hat. Aktuell stehen die brandschutzrechtli-
chen Belange für die neu zu errichtende Halle und
die damit verbundene Neugliederung des Betriebs-
geländes aus brandschutztechnischer Sicht im Mit-
telpunkt.
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Vizepräsident Gentzel:

Es gibt eine Nachfrage durch den Fragesteller.

Abgeordneter Dr. Augsten, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Herr Präsident, wenn Sie gestatten gleich beide.
Zum einen, Herr Staatssekretär, da Sie Pressemit-
teilungen zum Beispiel von Theo Hahn nicht so
ernst nehmen, was war denn der Anlass dafür, die-
sen Sachstandsbericht des Landesverwaltungsam-
tes bis zum 10.04. zu initiieren? Gab es da irgend-
welche Dinge, wo Sie gesagt haben, da ist es wich-
tig, dass wir das noch einmal in die Wege leiten?

Die zweite Frage: In der Tat die Emissions-
messwerte liegen vor, aber es gibt einen heftigen
Streit, ich frage: Ist Ihnen das bekannt? Zwischen
dem Landratsamt, was die Messwerte so interpre-
tiert, als ob da keine Gefahr besteht für die Bevöl-
kerung, und der Firma, die das dort durchgeführt
hat und die sagt, nein, im Gegenteil, es muss dort
unbedingt gehandelt werden. Ist Ihnen diese Aus-
einandersetzung bekannt?

Richwien, Staatssekretär:

Da wir seit Mai 2008 nicht mehr für diesen Bereich
verantwortlich sind, ist mir so eine Auseinanderset-
zung jetzt nicht mehr in dem Maße bekannt. Ich
kann mich da gern noch einmal beim Landrat infor-
mieren und im Ausschuss, da liegt ja dieser Vor-
gang, dann berichten. Deswegen haben wir auch
das Landesverwaltungsamt gebeten, das Ganze
noch einmal zu erweitern und ich hatte gesagt, am
10.04.2013 liegt dann der Bericht vor, so dass man
das durchaus im Ausschuss wieder aufrufen kann
und die Landesregierung kann Ihnen dann dazu
einen Sachstand geben. Das andere kann ich beim
Landrat nachfragen.

Vizepräsident Gentzel:

Weitere Nachfragen sehe ich nicht. Danke, Herr
Staatssekretär. Wir machen weiter mit der Mündli-
chen Anfrage der Abgeordneten Hennig von der
Fraktion DIE LINKE in der Drucksache 5/5865. Sie
wird vorgetragen vom Abgeordneten Möller.

Abgeordneter Möller, DIE LINKE:

Tarifeinigung im öffentlichen Dienst der Länder I

Nach der Tarifeinigung im öffentlichen Dienst der
Länder am 9. März 2013 sprach Finanzminister
Dr. Voß davon, dass von den geplanten 8.818 Stel-
len nun nach dem Tarifabschluss 11.500 Stellen
abgebaut werden müssen (Thüringer Allgemeine).
Bayern und Hamburg haben bereits die zeit- und in-
haltsgleiche Übertragung des Tarifergebnisses vom
9. März 2013 im Bereich Tarifvertrag für den öffent-

lichen Dienst der Länder auf die Beamten und Be-
amtinnen beschlossen.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wie viele Lehrkräfte und sonderpädagogische
Fachkräfte sind, nach Schularten und - wenn mög-
lich - Beschäftigungsumfang unterteilt, derzeit in
welcher Entgeltgruppe und welchen Besoldungs-
gruppen beschäftigt (bitte die Angaben ohne die
Beschäftigten in der passiven Phase der Altersteil-
zeit geben)?

2. In welchen Bereichen plant die Landesregierung
einen zukünftigen Stellenabbau?

3. Wie ist der geplante Stellenabbau mit bereits be-
troffenen Vereinbarungen mit den Gewerkschaften
vereinbart?

4. Wie soll, falls ein weiterer Stellenabbau an den
Schulen geplant ist, bei einem Unterrichtsausfall
von derzeit 5 bis 7 Prozent zukünftig eine Unter-
richtsabdeckung gewährleistet werden?

Vizepräsident Gentzel:

Für die Landesregierung antwortet das Finanzmi-
nisterium. Herr Staatssekretär Diedrichs, bitte.

Diedrichs, Staatssekretär:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordneten, ich beantworte die
Mündliche Anfrage der Abgeordneten Hennig na-
mens der Landesregierung wie folgt:

Zunächst, mit Ihrer Erlaubnis, stelle ich der Beant-
wortung einige Vorbemerkungen voran. Mit dem
Landeshaushaltsplan 2013/2014 und dem darin
ausgewiesenen Abbau von zunächst 8.818 Plan-
stellen und Stellen, setzt die Landesregierung den
notwendigen Konsolidierungskurs im Personal-
haushalt fort. Damit trägt sie zudem auch den Be-
schlüssen des Thüringer Landtags vom 30. April
2010 „Handlungsschritte für die Zukunft Thürin-
gens“ sowie vom 15. Dezember 2011 „Haushalts-
konsolidierung fortsetzen“ Rechnung. Allerdings
enthält der Stellenabbaubericht zum Stellenabbau-
konzept 2020 bereits eine Zielzahl von insgesamt
40.519 Stellen und Planstellen, was einem Abbau
von ca. 11.500 Stellen und Planstellen im Kern-
haushalt und den Sonderrechnungen entspricht.
Daran hält die Landesregierung weiter fest.

In diesem Zusammenhang ist die von Ihnen ange-
sprochene Aussage des Finanzministers zur Be-
wertung des jüngsten Tarifabschlusses zu sehen.
Derartige Tariferhöhungen sind nur verkraftbar,
wenn es gelingt, den Personalbestand im Landes-
dienst an den Durchschnitt der westlichen Flächen-
länder anzupassen.

Ich beantworte nun die Fragen wie folgt:
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Zu Frage 1: In der Kürze der Zeit ist eine solche
mehrstufige Abfrage leider nicht zu beantworten.
Ich bitte um Ihr Verständnis, dass die Angabe des
Beschäftigungsumfangs für jede Entgeltgruppe und
Besoldungsgruppe nach Schularten getrennt den
Rahmen der Beantwortung der Mündlichen Anfrage
deutlich überdehnen würde.

Zu Frage 2: Das Stellenabbaukonzept weist den
bereits beschlossenen Stellenabbau nach den be-
treffenden Bereichen aus. Hierzu verweise ich auf
den dem Parlament im November des Jahres 2011
vorgelegten Bericht zum Stellenabbaukonzept 2020
für die Thüringer Landesregierung in der Drucksa-
che 5/3538. Aus diesem Bericht hatte ich auch die
Zahl von 40.519 Planstellen entnommen. Einen
neuen Sachstand hierzu gibt es nicht.

Zu Frage 3: Der Stellenabbau wird auf Grundlage
eines Regierungskonzeptes vorgenommen, eine
Abstimmung mit den Gewerkschaften wird diesbe-
züglich nicht für erforderlich gehalten.

Zu Frage 4: Hierzu erlaube ich mir, auf die Antwort
zu Frage 2 zu verweisen. Ein über dem im Stel-
lenabbaukonzept vorgesehenen Stellenabbau ist
derzeit nicht vorgesehen. Zur Abdeckung des Fehl-
bedarfes bei Langzeiterkrankungen werden zurzeit
im Rahmen einer Arbeitsgruppe zur Personalent-
wicklung im Schulbereich Möglichkeiten einer Abhil-
fe gesucht.

Vizepräsident Gentzel:

Es gibt eine Nachfrage durch den Abgeordneten
Möller.

Abgeordneter Möller, DIE LINKE:

Vielen Dank. Darf ich Ihre Antwort zu meiner Fra-
ge 1 so interpretieren, dass wir zu einem späteren
Zeitpunkt mit einer Antwort rechnen dürfen und
wenn ja, wann wird das ungefähr sein?

Diedrichs, Staatssekretär:

Ich bitte hier, diese Abfrage noch mal zu überden-
ken, weil sie mit einem ganz erheblichen Aufwand
verbunden ist, es handelt sich um 21.000 Lehrkräf-
te, für die eine entsprechende Datenerhebung
durchgeführt werden müsste. Dies stellt einen ganz
erheblichen und, wir meinen, für die Beantwortung
der Frage auch unverhältnismäßigen Aufwand dar.

Vizepräsident Gentzel:

Herr Abgeordneter Möller, die zweite Nachfrage bit-
te.

Abgeordneter Möller, DIE LINKE:

Sehen Sie eine Möglichkeit, dass wir in einem Ge-
spräch ein Verfahren klären könnten?

Diedrichs, Staatssekretär:

Ja. Ich denke, dass der zuständige Staatssekretär
des Wissenschafts-/Kultusministeriums für ein sol-
ches Gespräch gern zur Verfügung steht.

Vizepräsident Gentzel:

Weitere Nachfragen sehe ich nicht. Danke, Herr
Staatssekretär. Wir machen weiter mit der Mündli-
chen Anfrage des Abgeordneten Möller von der
Fraktion DIE LINKE in der Drucksache 5/5866.

Abgeordneter Möller, DIE LINKE:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und
Herren,

Tarifeinigung im öffentlichen Dienst der Länder II

Nach der Tarifeinigung im öffentlichen Dienst der
Länder am 9. März 2013 sprach Finanzminister
Dr. Voß davon, dass von den geplanten 8.818 Stel-
len nun nach dem Tarifabschluss 11.500 Stellen
abgebaut werden müssen (Thüringer Allgemeine).
Bayern und Hamburg haben bereits die zeit- und in-
haltsgleiche Übertragung des Tarifergebnisses vom
9. März 2013 im Bereich Tarifvertrag für den öffent-
lichen Dienst der Länder auf die Beamten und Be-
amtinnen beschlossen.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wann und in welchem Umfang erfolgt die Über-
tragung der Tarifergebnisse auf die Thüringer Be-
amten und Beamtinnen?

2. Wenn keine zeit- und inhaltsgleiche Übertragung
geplant ist, warum wird dies den verbeamteten Be-
schäftigten in Thüringen vorenthalten?

3. Wie viele Einstellungen werden in 2013 und
2014 in welchen Fächergruppen im Bereich der
Lehrkräfte, sonderpädagogischen Fachkräfte und
Erzieher in den Schuldienst vorgenommen (bitte
den genauen Einstellungszeitpunkt angeben)?

Vizepräsident Gentzel:

Für die Landesregierung antwortet wiederum das
Finanzministerium und wiederum Herr Staatssekre-
tär Diedrichs, bitte.

Diedrichs, Staatssekretär:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordneten!

Zu den Fragen 1 und 2 der Mündlichen Anfrage des
Abgeordneten Möller nehme ich für die Thüringer
Landesregierung wie folgt Stellung: Es ist noch kei-
ne Entscheidung bezüglich der Übertragung des
Tarifergebnisses auf die Thüringer Beamtinnen und
Beamten getroffen worden.
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Zu Frage 3: Grundsätzlich stellt sich die Frage, was
die Tarifeinigung im öffentlichen Dienst mit der Ver-
teilung von Einstellungen im Schuldienst zu tun hat.
In den Jahren 2013 und 2014 werden Einstellungen
jeweils zum Schulhalbjahr und zum Schuljahr, das
Schulhalbjahr ist der Februar und das Schuljahr der
August, zu diesen Monaten vorgenommen. Dabei
werden pro Jahr 400 Einstellungen im Lehrerbe-
reich vorgenommen. Im Bereich der sonderpädago-
gischen Fachkräfte und der Erzieher werden die frei
werdenden Stellen bei entsprechendem Bedarf
nachbesetzt. Die Verteilung auf die Schularten,
staatlichen Schulämter sowie die Schulen und Fä-
cher wird dabei, wie in den vergangenen Jahren
auch, mit der Erfassung der jeweiligen Bedarfe an
den staatlichen Schulämtern in Vorbereitung auf die
genannten Termine festgelegt. Insofern ist für das
Jahr 2014 zum derzeitigen Zeitpunkt keine Aussa-
ge möglich. Zum Schulhalbjahr 2013 wurden fol-
gende Einstellungen vorgenommen: 22 Erzieher,
2 sonderpädagogische Fachkräfte, 9 Lehrer für
Thüringer Gemeinschaftsschulen, 32 Lehrer für
Grundschulen, 9 Lehrer für Förderschulen, 31 Leh-
rer für Regelschulen, 32 Lehrer für Gymnasien/Ge-
samtschulen und 12 Lehrer für berufsbildende
Schulen. Die Angaben zum Schuljahr 2013/2014
liegen zum jetzigen Zeitpunkt nicht vor.

Vizepräsident Gentzel:

Es gibt eine Nachfrage durch den Fragesteller.

Abgeordneter Möller, DIE LINKE:

Eine Nachfrage bzw. zwei bezüglich Ihrer Antwort
zur ersten Frage: Wann ist mit einer Entscheidung
im entsprechenden Ministerium zu rechnen?

Zweitens: Welches sind die wesentlichen Kriterien,
die dabei von dem zuständigen Ministerium be-
dacht werden, für eine entsprechende Entschei-
dung?

Diedrichs, Staatssekretär:

Zunächst einmal zur ersten Nachfrage: Ich gehe
davon aus, dass dies innerhalb der nächsten Zeit
geschieht, zeitnah geschieht, innerhalb der nächs-
ten Wochen.

Zum Zweiten: Die wesentlichen Kriterien sind be-
reits in der gestrigen Debatte in den Wortbeiträgen
hier angeklungen, thematisiert worden. Es geht hier
sicherlich zum einen um die Frage der Attraktivität
des Arbeitgebers Freistaat Thüringen am Arbeits-
markt. Es geht hier auch um das Anerkenntnis der
Arbeit der Beamten. Es geht darum, dass hier Ein-
kommen betroffen ist, aber es geht eben auch um
die Situation des Haushalts und um dessen Hand-
lungsmöglichkeiten.

Vizepräsident Gentzel:

Weitere Nachfragen sehe ich nicht. Danke, Herr
Staatssekretär. Die nächste Mündliche Anfrage ist
die Anfrage der Abgeordneten König von der Frak-
tion DIE LINKE in der Drucksache 5/5868.

Abgeordnete König, DIE LINKE:

Danke, Herr Präsident.

Wiederaufbau der Saalebrücke an der Linkenmüh-
le?

Laut der Antwort der Landesregierung auf eine Klei-
ne Anfrage des Abgeordneten Emde in Drucksa-
che 1/1149 vom 12. März 1992 sei der Wiederauf-
bau der Brücke an der Linkenmühle erforderlich für
die Entwicklung der Region. 17 Jahre später, am
18. Juni 2009, erklärte Staatssekretär Richwien auf
eine Mündliche Anfrage des Abgeordneten Buse für
die Landesregierung, dass geeignete Ingenieurbü-
ros für Untersuchungen zur Machbarkeit des Pro-
jekts ausgewählt und entsprechende Verträge ab-
geschlossen würden. Weitere zwei Jahre später -
19 Jahre sind wir jetzt schon -, am 13. April 2011,
informierte Staatssekretärin Dr. Eich-Born in der
Antwort auf eine Mündliche Anfrage des Abgeord-
neten Kowalleck namens der Landesregierung da-
rüber, dass die Landesstraße 1100 abgestuft wer-
den müsse, weil sie wegen der zerstörten Brücke
an der Linkenmühle nicht die Funktion und Bedeu-
tung einer Landesstraße hätte. Die Abstufung sei
bisher hinausgezögert worden, weil noch offen war,
ob die zerstörte Brücke durch einen Neubau ersetzt
werden könne. Ergebnis einer Machbarkeitsstudie
sei jedoch, dass dies wirtschaftlich nicht vertretbar
sei.

Nun frage ich 21 Jahre später die Landesregierung
erneut:

1. Wie bewertet die Landesregierung die aktuellen
Bemühungen um den Wiederaufbau der Saale-
brücke an der Linkenmühle in wirtschaftlicher, in
verkehrspolitischer und in touristischer Hinsicht?

2. Unter welchen Voraussetzungen wäre eine För-
derung dieses Vorhabens aus Mitteln des Landes,
des Bundes oder der EU möglich?

Vizepräsident Gentzel:

Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Bau, Landesentwicklung und Verkehr, Frau
Staatssekretärin Klaan, bitte.

Klaan, Staatssekretärin:

Sehr geehrter Präsident, sehr geehrte Damen und
Herren, die Mündliche Anfrage der Abgeordneten
König beantworte ich für die Thüringer Landesre-
gierung wie folgt:
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Zu Frage 1: Die gegenüber der Landesregierung
aus der Region vorgebrachten Wünsche nach dem
Wiederaufbau der Brücke wurden zum Anlass ge-
nommen, die Wirtschaftlichkeit eines solchen Wie-
deraufbaus zu prüfen. Im Ergebnis der im
Jahr 2010 durchgeführten Machbarkeitsstudie und
der anschließenden verkehrsplanerischen und ge-
samtwirtschaftlichen Bewertung dieses Lücken-
schlusses im Zuge der L 1100 über die Hohenwar-
tetalsperre bestand bei keinem der drei untersuch-
ten Planfälle ein gesamtwirtschaftlicher Nutzen der
Maßnahme.

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Das war vor
20 Jahren auch schon so.)

Aus diesem Grund wurde entschieden, die Brücke
als Landesstraßenbrücke aufgrund der fehlenden
Wirtschaftlichkeit nicht wieder aufzubauen. Darüber
hinaus begleitet das Land seit dem Jahr 2011 eine
Gesamtbetrachtung der Region im Rahmen eines
kreisübergreifenden regionalen Entwicklungskon-
zepts. Einen wichtigen Aspekt stellt dabei die Stei-
gerung der Attraktivität der Region für den Touris-
mus dar. Im Zusammenhang mit diesen Bestrebun-
gen wird jedoch aus touristischer Sicht ein Wieder-
aufbau der Brücke als nicht zwingend erforderlich
angesehen. Inwieweit im Zuge des Regionalen Ent-
wicklungskonzepts die Wiederherstellung der
Brücke eine Rolle spielen wird, kann seitens der
Landesregierung derzeit noch nicht beurteilt wer-
den.

Zu Frage 2: Vor dem Hintergrund der Tatsache,
dass sich die Wirtschaftlichkeit des Vorhabens nicht
nachweisen lässt, kommt eine Förderung des Vor-
habens nicht in Betracht.

Vizepräsident Gentzel:

Es gibt eine Nachfrage durch die Fragestellerin.

Abgeordnete König, DIE LINKE:

Danke schön erst mal. Nun meine Frage, da im
Landkreis Saalfeld-Rudolstadt immer wieder kur-
siert, dass es Zusagen aus Ministerien geben wür-
de bezüglich der Finanzierung oder Mitfinanzierung
des Wiederaufbaus, das können Sie 100 Prozent
und definitiv hier verneinen?

Klaan, Staatssekretärin:

Das kann ich zum jetzigen Zeitpunkt verneinen, ja.

Abgeordnete König, DIE LINKE:

Demzufolge auch für das Jahr 2014?

Klaan, Staatssekretärin:

Ja.

Abgeordnete König, DIE LINKE:

Danke schön.

Vizepräsident Gentzel:

Es gibt eine weitere Nachfrage durch den Abgeord-
neten Kowalleck.

Abgeordneter Kowalleck, CDU:

Danke, Herr Präsident. Es ist natürlich schwierig,
wo keine Autos fahren, danach Zählung zu ma-
chen. Heute erhielten wir die Nachricht, dass Brüs-
sel die Gelder für den Stadionumbau in Jena und
Erfurt genehmigt. Mit den Geldern soll der Touris-
mus in Thüringen gefördert werden. Aufgrund der
Haushaltslage der beiden Städte Erfurt …

Vizepräsident Gentzel:

Herr Abgeordneter, versuchen wir es mal mit einer
Anfrage, die dem Thema einigermaßen nahe-
kommt.

Abgeordneter Kowalleck, CDU:

Die Anfrage kommt jetzt. Danke, Herr Präsident.
Wäre es möglich, diese Fördergelder für den Wie-
deraufbau der Linkenmühlen-Brücke zu nutzen
auch vor dem Hintergrund, dass der Landkreis
Saalfeld-Rudolstadt beabsichtigt, entsprechende
Eigenmittel in den Kreishaushalt einzustellen.

Klaan, Staatssekretärin:

Klare Antwort - Nein.

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Warum?)

Vizepräsident Gentzel:

Es gibt eine weitere Nachfrage durch den Abgeord-
neten Augsten.

Abgeordneter Dr. Augsten, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Frau Staatssekretärin, sind Sie bei der Sache? In
Reaktion auf Kollegen Kowalleck, können Sie sich
vorstellen, dass man eine Bedarfsanalyse über den
zu erwartenden Verkehr auch über die Fähre reali-
sieren kann, die dort fährt und wo dann auch Autos
transportiert werden?

Klaan, Staatssekretärin:

Also deshalb haben wir in der Region ja dieses re-
gionale Entwicklungskonzept aufgelegt, weil wir
einfach über die Diskussion dieses Regionalen Ent-
wicklungskonzepts auch die Region dazu bewegen
wollen, zu überlegen, was an Maßnahmen zwin-
gend erforderlich ist und danach auch den Zugang
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in unterschiedliche Förderaspekte noch mal zu dis-
kutieren und zu argumentieren, weil ich glaube,
dass diese Region auch zwingend zu einer Priori-
sierung von Vorhaben kommen muss bei der Situa-
tion, die jetzt um den Hohenwarthe-Stausee festzu-
stellen ist. Da geht es um Radwege, da geht es
auch um die Frage der Fähre, da geht es auch um
anschließende Flächen um den Hohenwarthe-Stau-
see, welche Nutzung erfahren diese Flächen. Das
sind solche Diskussionen, die jetzt auf der Ebene
des Regionalen Entwicklungskonzepts abgeschlos-
sen werden.

Vizepräsident Gentzel:

Danke, Frau Staatssekretärin. Zum Abschluss noch
die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Blech-
schmidt von der Fraktion DIE LINKE in der Druck-
sache 5/5869.

Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE:

Danke, Herr Präsident.

Erste Erfahrungen der Länder mit dem neuen
Rundfunkbeitrag

Die gemeinsame Arbeitsgruppe der Rundfunkrefe-
renten der Länder sollte auf ihrer Beratung am
20. März 2013 über erste Erfahrungen mit dem zum
1. Januar 2013 eingeführten Rundfunkbeitrag bera-
ten. Da in den vergangenen Wochen in der Öffent-
lichkeit sehr viel Kritik um den Rundfunkbeitrag und
der Form des Einzugs geübt wurde, war darüber
spekuliert worden, ob die Evaluation der Beitrags-
umstellung vorgezogen werden kann. Außerdem
haben verschiedene, von den Sendeanstalten ver-
anlasste „Sonderrechte“ in einigen Punkten zu
Rechtsunsicherheit geführt.

Ich frage die Landesregierung - unabhängig von
Evaluierung:

1. Hat sich die Arbeitsgruppe der Rundfunkreferen-
ten über Erfahrungen mit dem neuen Rundfunkbei-
trag verständigt und zu welchen Schlüssen ist sie
dabei gekommen?

2. Wie plant die Rundfunkkommission auf die ent-
standene Rechtsunsicherheit - beispielsweise im
Bereich der Gartenlauben, der Pflegeheime oder
der Kommunen - zu reagieren?

3. Sieht die Landesregierung nach der Beratung
der Rundfunkreferenten Bedarf, die gesetzlich vor-
gesehene Evaluierung vorzuziehen - wenn ja,
warum und wenn nein, warum nicht?

4. Wann und in welcher Form werden die Landes-
parlamente, die letztlich über Änderungen der
staatsvertraglichen Regelungen zu entscheiden ha-
ben, in die Auswertung der Beitragsumstellung und
in die Debatte über mögliche Korrekturen am Rund-
funkbeitragsmodell einbezogen?

Vizepräsident Gentzel:

Für die Landesregierung antwortet Staatssekretär
Herr Richwien.

Richwien, Staatssekretär:

Herr Präsident, die Mündliche Anfrage des Abge-
ordneten Blechschmidt beantworte ich für die Lan-
desregierung wie folgt:

Erlauben Sie mir bitte folgende klarstellende Vorbe-
merkung: Die Rundfunkreferenten der Länder sind
ein Gremium auf Arbeitsebene. Dieses Gremium
bereitet unter anderem die Sitzungen der Rund-
funkkommission bzw. der Konferenzen der CdS
und der MPK vor und ist damit an der Willensbil-
dung und Entscheidungsfindung der jeweiligen Lan-
desregierungen beteiligt. Beschlussfassungen oder
gar Entscheidung gehen von der Runde der Rund-
funkreferenten nicht aus.

Zu Frage 1: Die Arbeitsgruppe „Evaluierung
15. Rundfunkänderungsstaatsvertrag“ der Rundfun-
kreferenten der Länder hat sich in der Tat am
20. März in der Vertretung des Landes Nordrhein-
Westfalen beim Bund in Berlin getroffen. Dies war
die 4. Sitzung dieser Arbeitsgruppe, denn die Eva-
luierungsphase wurde bereits seit Beginn des Jah-
res 2012 vorbereitet. In der Sitzung am 20. März
wurden wichtige Aspekte des Modellwechsels und
der begonnenen Evaluierung besprochen. Im Er-
gebnis dieser Sitzung wurde deutlich, dass es in al-
len Bereichen noch umfangreichen Ermittlungs-
und Aufklärungsbedarf gibt. Die Arbeitsgruppe wird
den Prozess der Evaluierung weiterhin intensiv be-
gleiten.

Zu Frage 2: Die Rundfunkkommission wird sich bei
ihrer nächsten Beratung mit der Thematik befas-
sen. Dies wird voraussichtlich am 12. Juni 2013 der
Fall sein. Bis dahin werden noch umfangreiche
Zahlen und Fakten gerade zu den in der Fragestel-
lung genannten Einzelpunkten der Behandlung von
Gartenlauben, der Pflegeheime und der Kommu-
nen, aber auch zu weiteren Bereichen aufzuberei-
ten und zu berücksichtigen sein.

Zu Frage 3: In der Protokollerklärung aller Länder
zum 15. Rundfunkänderungsstaatsvertrag ist fest-
gehalten, dass die Ergebnisse der Evaluierung auf
der Grundlage des 19. KEF-Berichts erfolgen sol-
len. Dieser Bericht wird im Frühjahr 2014 vorliegen.
Diese Loslösung einzelner Punkte oder der gesam-
ten Evaluierung vom 19. KEF-Bericht ist nicht gebo-
ten und wäre fehlerträchtig. Richtigerweise sollte
daher am Grundsatz „Genauigkeit vor Schnelligkeit“
festgehalten werden. Denn jegliche unbedachte
Veränderung an einer „Stellschraube“ des Systems
kann ungewollte Auswirkungen auf andere Bei-
tragszahler haben.

Zu Frage 4: Die Landesregierung ist jederzeit be-
reit, an dieser Stelle oder im zuständigen Aus-
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schuss über den Fortgang der Evaluierung zu be-
richten. Sollte es infolge der Evaluierung zu Ände-
rungen am Staatsvertrag kommen, bedarf es, wie
bei Staatsverträgen üblich, der Ratifizierung durch
die Länderparlamente.

Vizepräsident Gentzel:

Es gibt eine Nachfrage durch den Fragesteller.

Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE:

Danke, Herr Präsident. Herr Staatssekretär, zur
Klarstellung, in keiner der Fragen wurde der Kom-
mission unterstellt, dass sie Entscheidungen trifft.
Danke.

Meine Frage: Habe ich Sie in Beantwortung der
Frage 3 so verstanden, dass die gesetzlich festge-
legte Evaluierung Ausgangspunkt und gegenwärti-
ger Bestandteil von Evaluierungsprozessen bleibt
und es bezogen auf aktuelle Kritikpunkte, die auf-
geführt worden sind, keine Veränderung geben
wird?

Richwien, Staatssekretär:

Ob es keine Veränderungen gibt, weiß ich nicht. Ich
würde die Frage gern mitnehmen, weil es nicht
mein Fachbereich ist. Haben Sie Verständnis dafür.

Vizepräsident Gentzel:

Weitere Nachfragen sehe ich nicht. Danke, Herr
Staatssekretär. Wir haben damit alle Mündlichen
Anfragen, die vorliegen, abgearbeitet. Wir können
damit diesen Tagesordnungspunkt schließen.

(Beifall Abg. Kuschel, DIE LINKE)

Wenn es schon Applaus gibt, bedanken wir uns mal
insbesondere bei den Abgeordneten, die in der La-
ge sind, ihre Anfragen und ihre Nachfragen wirklich
kurzzufassen, dann schaffen wir nämlich immer
richtig viel.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 16

Wirksame Strompreisbremse
einführen - die Energiewende
sozial und zukunftsorientiert
gestalten
Antrag der Fraktion DIE LINKE
- Drucksache 5/5822 -

Wünscht die Fraktion das Wort zur Begründung?

(Zuruf Abg. Blechschmidt, DIE LINKE: Ja.)

Frau Abgeordnete Leukefeld, bitte.

Abgeordnete Leukefeld, DIE LINKE:

Herr Präsident, meine Damen und Herren, die
Fraktion DIE LINKE hat einen Antrag vorgelegt
„Wirksame Strompreisbremse einführen - die Ener-
giewende sozial und zukunftsorientiert gestalten“.
Ich glaube, das passt sehr gut in die Zeit. Gestern
gab es ja den Energiegipfel, er ist zwar leider ge-
scheitert, aber die Debatte darum und die Vorschlä-
ge, die hier einzubringen sind, sind es wert, hier de-
battiert zu werden. Die Strompreise steigen und
steigen. Für Haushalte mit durchschnittlichem und
niedrigem Einkommen, das wissen wir alle, bedeu-
tet der eine enorme Belastung. Die öffentliche De-
batte über die Strompreise hat zwar mittlerweile ei-
nige Handlungsvorschläge hervorgebracht, aber wir
haben es gestern ja vernommen, dass sie zunächst
erst mal zum Scheitern verurteilt sind und Altmaiers
Strompreisbremse, ich bitte das auch nicht zu ver-
wechseln, ist zuallererst eine Bremse für erneuer-
bare Energien. Und das, meine Damen und Herren,
wollen wir nicht.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Es wird immer wieder die Mär von der Unbezahl-
barkeit des grünen Stroms verbreitet. Aber das ist
wohl nicht der Fall. Dennoch sagen wir, es ist Zeit
für eine soziale Energiewende, wir müssen Sozia-
les mit dem ökologischen Umbau der Gesellschaft
verbinden. Im Übrigen haben wir hier auch als Par-
tei ein 7-Punkte-Programm für eine soziale Ener-
giewende vorgelegt. Falls das jemanden einmal nä-
her interessiert, das kann man auch gern verteilen,
weil Sie immer sagen, wir fordern nur und haben
selber keine Vorschläge.

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Muss nicht
sein, danke.)

Wie bitte? Das brauchen Sie nicht. Herr Mohring,
aber ich werde Ihnen das dann trotzdem einmal zur
Verfügung stellen, ist ja vielleicht doch interessant.

Dass es sich verschärft und gestern Abend bei
Maybrit Illner, ich weiß nicht, wer es gesehen hat,
gesprochen wurde über 13 Prozent Steigerung der
Energiepreise allein im letzten Jahr, der weiß natür-
lich, dass vor allen Dingen Menschen mit geringem
Einkommen darunter sehr leiden. Wir haben ja
auch die Folgen. Allein im letzten Jahr hat es ca.
800.000 Stromabstellungen in der Bundesrepublik
gegeben. Das ist natürlich für die Betroffenen, vor
allen Dingen auch für Familien mit Kindern, eine so-
ziale Katastrophe. Wir sagen, hier muss für einen
Ausgleich gesorgt werden, um insbesondere die
Auswirkungen der Energiewende abzufedern, dort,
wo es also notwendig ist - und das ist eine zentrale
und wichtige Aufgabe von Politik -, Rahmenbedin-
gungen zu setzen. In der Diskussion sind Sozialtari-
fe, es gibt aber auch eine ganze Reihe anderer
Vorschläge, fast unisono auch den Vorschlag, die

Thüringer Landtag - 5. Wahlperiode - 114. Sitzung - 22.03.2013 10961

(Staatssekretär Richwien)

http://www.parldok.thueringen.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&LP=5&DokNum=5822&DokArt=Drs


Stromsteuer abzusenken, wo sich auch das Land
Thüringen in Person der Ministerpräsidentin gerade
gestern hier geäußert hat. Das ist aber derzeit ab-
gelehnt worden.

Auf jeden Fall geht es darum, Versorgungssicher-
heit für alle Menschen zu gewährleisten und nicht
den Weg zu Stromabstellungen zu gehen. Deswe-
gen gehört auch zu einem Punkt in unserem Antrag
die Vermeidung von Versorgungsunterbrechungen
und der Auftrag oder die Forderung an die Landes-
regierung, dafür ein entsprechendes Verfahren zu
entwickeln und sich auch für ein Energieschulden-
management bei den Sozialämtern einzusetzen.

(Beifall DIE LINKE)

Wir, meine Damen und Herren, wollen Energiear-
mut verhindern. Wir müssen gemeinschaftlich Ener-
giearmut verhindern. Geeignet sind dafür auch Ver-
fahren, die zielgerichtet Energieberatung durchfüh-
ren. Es gibt ja auch Modelle, auch in Thüringen, ich
denke hier auch besonders an die vom Caritas-Ver-
band, wo gerade bei Hartz-IV-Empfängern eine Be-
ratung bis hin zum Austausch auch von Geräten
vorgenommen wird. Deswegen sagen wir, was da-
mals möglich war bei der Abwrackprämie für Pkws,
das sollte auch möglich sein für Haushaltsgeräte für
Bedürftige, die energiearm sein sollten und nicht
noch in besonderer Weise, weil man sich nichts an-
deres leisten kann, Kosten verursachen. Umsteu-
ern auf Bundesebene ist auch notwendig. Dazu se-
hen Sie hier in unserem Antrag die Forderung. Ich
freue mich auf eine spannende Diskussion. Herzli-
chen Dank.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsident Gentzel:

Danke, Frau Abgeordnete. Die Landesregierung
hat einen Sofortbericht zu Nummer I des Antrags
signalisiert. Deshalb erteile ich das Wort dem Herrn
Staatssekretär Staschewski.

Staschewski, Staatssekretär:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten
Damen und Herren, ich habe am Anfang, als ich die
Überschrift gelesen habe, erst einmal an etwas an-
deres gedacht, als dann in den einzelnen Unter-
punkten des Antrags hier ausgeführt wurde, weil wir
unter Strompreise natürlich insbesondere jetzt an
die Debatten der letzten zwei Wochen denken.
Aber es hängt ja alles mit allem zusammen. Denn
eins ist natürlich vollkommen klar, das ist ein sehr
wichtiger Punkt, was die Frage der Strompreise an-
belangt. Das ist eine soziale Frage, das ist eine ge-
sellschaftliche Frage und insbesondere für untere
Einkommensgruppen mehr und mehr natürlich ein
Problem. Allerdings möchte ich auch noch einmal in
aller Deutlichkeit sagen, für den Anstieg der Strom-

preise ist nicht in erster Linie die Förderung der er-
neuerbaren Energien verantwortlich.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich glaube, das muss man auch immer wieder beto-
nen. Die EEG-Umlage macht ungefähr 20 Prozent
des Haushaltsstrompreises aus, Preistreiber sind
andere Komponenten. Zudem wird gern der preis-
senkende Effekt des Zubaus der erneuerbaren
Energien vergessen. Der sogenannte Merit-Order-
Effekt durch die Erneuerbaren liegt bei 0,7 bis
0,87 Cent/kWh. Mit anderen Worten, der Börsen-
strompreis sinkt durch die erneuerbaren Energien,
nur werden diese Kostensenkungen einfach nicht
an den Verbraucher weitergegeben. Das ist nicht
den Verbrauchern oder denjenigen, die sich für er-
neuerbare Energien einsetzen, vorzuwerfen.
Worum wir uns deshalb nämlich kümmern müssen,
sind a) mehr Wettbewerb und Demokratisierung der
Versorgung, das ist der Ruf nach mehr Energiege-
nossenschaften - das Thema hatten wir heute
schon einmal, das ist auch vollkommen richtig - und
b) muss eine Reform der Preisbildung für Strom auf
den Weg gebracht werden.

Dieses neue Marktdesign ist ein Projekt. Ich denke,
jeder kann sich vorstellen, ein sehr umfängliches,
ein sehr großes Projekt und das kann erst nach der
nächsten Bundesregierungszusammenstellung an-
gegangen werden. Das werden wir jetzt nicht mehr
hinbekommen, das ist vollkommen unrealistisch.
Ich glaube, da enthülle ich auch kein Geheimnis.
Deshalb ist es vollkommen wichtig und richtig, was
wir jetzt tun können, dass es kurzfristig wirkt. Wir
haben uns ja übrigens in der Landesregierung ein-
gesetzt, dass wir eine vernünftige Bremse hinbe-
kommen, dass wir umsteuern, dass wir Preissteige-
rungen aufhalten konnten in den letzten Wochen.
Ob sich vor der Bundestagswahl noch etwas tut, ist
zu hoffen. Ich hoffe, dass wir noch vor der Sommer-
pause zu der einen oder anderen Vereinbarung
kommen. Das letzte Wort haben da eben die Kanz-
lerin und die Ministerpräsidenten. Von unserer Sei-
te ist es wichtig, dass vor allem die Belastungen der
Bürgerinnen und Bürger reduziert werden.

Jetzt zu dem Berichtsantrag im Konkreten: Hier
geht es dann ganz konkret um Stromsperren von
Menschen für Menschen, die sich den Strom nicht
mehr leisten können, die den Zahlungsverpflichtun-
gen unterliegen und rechtlichen Restriktionen. Da
geht es um § 19 Abs. 2 Stromgrundversorgungs-
verordnung, die dem Grundversorger das Recht
gibt, die Versorgung des Kunden insbesondere bei
Nichterfüllung von Zahlungsverpflichtungen vier
Wochen nach Mahnung zu unterbrechen. Dazu
muss aber der Rückstand mindestens 100 € betra-
gen und zudem ist der Beginn der Unterbrechung
dem Kunden drei Werktage vorher anzukündigen.
Die Bundesnetzagentur hat nun für das Berichts-
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jahr 2011 erstmals Netzbetreiber und Lieferanten
zu Unterbrechungsandrohungen, Unterbrechungs-
beauftragungen sowie tatsächlich durchgeführten
Unterbrechungen nach § 19 Abs. 2 der Strom-
grundversorgungsverordnung befragt. Demnach
haben Lieferanten und Großhändler insgesamt ca.
6 Mio. Sperrungen gegenüber Kunden angedroht,
dies erfolgte bei einem durchschnittlichen Rück-
stand von 120 €. Von den 6 Mio. Sperrungen mün-
deten ca. 1,25 Millionen in die Beauftragung einer
Sperrung beim zuständigen Netzbetreiber. Die Zahl
der von den Netzbetreibern dann tatsächlich durch-
geführten Sperrungen liegt bei rund 312.000. Anga-
ben für Thüringen liegen uns nicht vor, leider ge-
nauso wenig wie Erkenntnisse zu einzelnen betrof-
fenen Personengruppen, weil wir das nur von den
eben Erwähnten abfragen konnten.

Ich glaube, es ist wichtig, wenn uns die Energie-
wende gelingen soll, dass wir den Ausbau der Er-
neuerbaren vorantreiben müssen, dass wir die Net-
ze brauchen. Da haben Sie mir auch eine schöne
Vorlage gegeben. Da gehört natürlich auch eine Ih-
rer Fragen dazu; Netzsicherheit bedeutet auch in
Thüringen Ausbau der 380-kV-Leitung. Und wir
brauchen einen Speicher. Dazu kommt übrigens -
das wird zu oft vergessen - Energieeffizienz. Da bin
ich jetzt wieder bei dem Endverbraucher, bei dem
Kunden, der über Energieeffizienz natürlich auch
Einsparungen hat. Das ist meines Erachtens eine
schlafender Riese, ein Hebel für mehr Effizienz ist
die Energieberatung, damit kann man richtig Geld
sparen. Nach Angaben des Umweltbundesamtes
können bis zum Jahr 2020 etwa 110 Terawattstun-
den Strom durch effiziente Technik eingespart wer-
den und für den Privathaushalt kann doch mit mehr
Effizienz auch einer möglichen Sperrung vorge-
beugt werden. In Thüringen gibt es dafür verschie-
dene Adressaten, eine Reihe von Beratungsmög-
lichkeiten und Beratungsangeboten. Energiebera-
tungen bieten unter anderem die Verbraucherzen-
tralen, Energieversorgungsunternehmen, unsere
ThEGA und natürlich auch gewerbliche Energiebe-
rater an. Besonders erwähnen möchte ich in die-
sem Zusammenhang auch noch mal - und da ha-
ben Sie vollkommen recht - diese Aktion Strom-
spar-Check. Das ist wirklich eine sehr vielverspre-
chende und Vorzeigeaktion, wo sich der deutsche
Caritasverband und der Bundesverband der Ener-
gie- und Klimaschutzagenturen für die Bezieher von
ALG-II, Sozialhilfe oder Wohngeld einsetzt. Es geht
so, die Stromsparhelfer analysieren in den Haus-
halten den aktuellen Energieverbrauch, messen
zum Beispiel den Stromverbrauch von Kühlgeräten.
Auf Basis der Daten und den weiteren Angaben der
Bewohner werden konkrete Einsparvorschläge kos-
tenlos dann ausgearbeitet. Im weiteren Verlauf er-
halten dann die Teilnehmer verschiedene Ein-
spargeräte, mit denen sofort Strom gespart werden
kann, wie Energiesparlampen, schaltbare Steckdo-
senleisten und Zeitschaltuhren. Sowohl diese Bera-

tung als auch diese Einspargeräte übrigens sind
kostenlos. Ich finde, das ist ein ganz gutes Pro-
gramm.

Darüber hinausgehende Fragen zur Raumbehei-
zung, Wärmedämmung usw. vermitteln dann die
Stromberater beispielsweise zu den Verbraucher-
zentralen. Unser Haus, das Wirtschaftsministerium,
hat ergänzend einige Effizienzmaßnahmen auf den
Weg gebracht, z.B. ThEO oder das Erneuerbare
Energiewärmegesetz der SPD-Landtagsfraktion,
das im parlamentarischen Raum ist, ist hier auch zu
nennen.

Ich habe die Regelung des § 19 Stromgrundversor-
gungsverordnung erwähnt. Damit existiert ein In-
strumentarium, das verschiedene Interessen der
Beteiligungen berücksichtigt. Die Abschaltung un-
terliegt rechtlichen Schranken. Der Betroffene wird
rechtzeitig über eine Drohung der Abschaltung in-
formiert. Das heißt, es gibt immer die Gelegenheit -
und das ist jetzt ein ganz wichtiger Punkt in der
ganzen Sache -, auf den Energieversorger zuzuge-
hen oder auf das Jobcenter, wird aber leider oft
nicht gemacht. Wir wissen das auch oftmals von
den Betroffenen, dass dann vielleicht die Zeit dafür
zu kurz ist, das sage ich Ihnen auch, das ist ganz
klar. Da muss man schauen, ob man da etwas ver-
ändern kann. Aber meine Erfahrung war immer
dann, wenn wir in so einem Notfall oder in solchen
Situationen uns eingeschaltet haben und die Sozi-
alverwaltung informiert haben, haben die immer
sehr schnell reagiert, wenn sie von der Notlage er-
fahren. Mir ist noch kein Fall bekannt geworden,
dass da irgendwo geschludert wurde oder dass es
da keine unmittelbare Hilfe gegeben hat. Das ist bei
mir noch nicht angekommen. Es war immer das
Problem, dass die zu spät oder manchmal über-
haupt nicht wussten - wir hatten ja diesen tragi-
schen Fall vor einiger Zeit -, wie kritisch die Situati-
on ist, dass da vielleicht der Strom schon abgestellt
ist oder bedrohlicherweise abgestellt wird.

Es besteht beispielsweise die Möglichkeit, dass das
Jobcenter für Energieschulden entsprechende Dar-
lehen gewährt oder die Zahlungen für den Strom di-
rekt an den Versorger überweist, was dann oftmals
auch eine Hilfe ist und es überhaupt nicht mehr zu
solchen Stromabschaltungen kommt. Mir ist auch
klar, dass das keine Dauerlösung sein darf. Es gibt
eine Reihe von Haushalten, für die die Strom- und
Energiekosten einfach eine empfindliche Belastung
darstellen, insbesondere sind es Haushalte, die So-
zialleistungen empfangen. Es betrifft aber auch üb-
rigens Haushalte, die ohne Transferleistungen aus-
kommen und allein von einem geringen Einkom-
men aus regulärer Beschäftigung oder auch einer
kleinen Rente leben. Ich glaube, gerade auf den
Bereich der Rentner mit geringer Rente müssen wir
da auch achten.
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Ich denke, bei der Diskussion zusätzlicher Leistun-
gen für Leistungsempfänger ist das auch zu be-
rücksichtigen. Hinzu kommt dann, dass Leistungen
nach dem SGB II bundesgesetzlich geregelt sind
und auf das Land nicht einfach aufgestockt werden
können. Aber wir haben uns entschieden im gestri-
gen Wirtschaftsausschuss, dass wir uns mal mit
dem Thema SGB II genauer befassen über einen
Selbstbefassungsantrag. Das finde ich auch wichtig
und gut. Wir können da nicht unmittelbar Änderun-
gen vornehmen. Wir bekommen die gesetzlichen
Vorlagen und müssen die dann umsetzen, aber es
ist wichtig, glaube ich, dass sich auch eine Landes-
regierung zusammen mit den zuständigen Abge-
ordneten im Parlament mit diesem Thema intensiv
beschäftigt. Vielleicht kann man ja die eine oder an-
dere Aktion daraus entwickeln Richtung Bundesrat.

Ziel muss es auf jeden Fall sein, die Ursache der
gestiegenen Strompreise zu bekämpfen, Belas-
tungen für alle Verbraucher im vertretbaren Rah-
men zu halten. Ein geeigneter Schritt übrigens, den
wir hier sehen, könnte die Befreiung bzw. Entlas-
tung eines Grundsockels von Steuerbelastungen
sein. Auch das wird im Rahmen der Strompreis-
bremse diskutiert, dass es durchaus auch, was hier
die Steuerbelastung anbelangt, eine Reduzierung
geben könnte. Auch die Unterstützung von Energie-
genossenschaften ist ein zentrales Anliegen. So
wird im Auftrag der Landesregierung die Entwick-
lung neuer Bürgerbeteiligungsmodelle - der Minister
hat darauf hingewiesen -, von der ThEGA unter-
stützt, etwa durch Begleitung von Gründungen von
Bürgergenossenschaften.

Ich denke, mit Information und Beratung können
noch mehr Bürger und Kommunen von den Vortei-
len von Bürgerenergieanlagen überzeugt werden.
Deshalb haben wir auch einen Leitfaden dazu ver-
öffentlicht. Best-Practice-Beispiele aus Thüringen
werden hier aufgezeigt, Vor- und Nachteile von un-
terschiedlichen Rechtsformen usw. Darüber hinaus
haben wir auch in den Regionen Informationsveran-
staltungen durchgeführt. Die positive Entwicklung
bei den Bürgerenergieanlagen zeigt, dass diese Art
des Engagements auch ohne zusätzliche finanzielle
Förderung funktioniert.

Sie haben uns in einer Reihe von Punkten aufgefor-
dert, dass wir uns im Bundesrat starkmachen, ein-
setzen. Ich habe einen Punkt gesagt: Lasst uns da
gemeinsam über das SGB II auch nachdenken, ob
da Veränderungsvorschläge Sinn machen. Bei eini-
gen Punkten, wie z.B. stärkere Einbeziehung der
Großverbraucher, ist uns das bereits im Rahmen
der besagten Bund-Länder-AG gelungen, und zwar
in einem gerechten Ausmaß, das zum einen die
Wettbewerbsfähigkeit von energieintensiven Unter-
nehmen, die im internationalen Wettbewerb stehen,
nicht gefährdet. Das ist ja die Position, die wir ein-
nehmen in der Diskussion, dass hier aber auch tat-
sächlich - und da sind auf Länderseite durchaus

große Übereinstimmungen - etwas getan werden
muss. Ich kann mir auch einen finanziellen Vorteil
für CO2-freie Erzeugung in einem neuen Marktde-
sign vorstellen, aber dieses Marktdesign, diese Dis-
kussion werden wir erst, denke ich, frühestens
nächstes Jahr dann entsprechend führen und auf
den Weg bringen.

Was mir nicht einleuchtet, ein Punkt in Ihrem An-
trag, den habe ich überhaupt nicht verstanden: Wie
wollen Sie denn mit einer zusätzlichen Energieum-
lage für konventionelle Erzeugungsformen zu einer
Kostenentlastung kommen? Das kann ich mir nicht
vorstellen, das ist mir auch nicht klar. Das würde
meines Erachtens unweigerlich zu einer zusätzli-
chen Kostenbelastung führen und das wollen wir ja
genau nicht. Deshalb, denke ich, was ich hier auf-
gezeigt habe, dass wir in unserem Rahmen sehr
viele Angebote machen, Energieeffizienz, Bera-
tungsangebote, Menschen, die in Not kommen, ha-
ben die Möglichkeit, Hilfe zu bekommen. Wenn wir
davon erfahren, fordern wir sofort auch auf und hel-
fen da, dass die Unterstützung schnellstmöglich
kommt. Ich glaube, das, was wir tun können, wird
getan. Und die andere Debatte darüber, ob wir z.B.
diese Vormeldung, diese Fristverlängerung ma-
chen, da, glaube ich, haben Sie auch meine Unter-
stützung. Herzlichen Dank.

(Beifall SPD)

Vizepräsident Gentzel:

Danke, Herr Staatssekretär. Die gute Nachricht zu-
erst, es gibt doppelte Redezeit. In Anbetracht des-
sen frage ich: Wer wünscht denn die Beratung zum
Sofortbericht zu Nummer I des Antrags? Das sind
alle Fraktionen, wie ich feststelle. Also werden wir
jetzt auf Verlangen aller Fraktionen die Beratung
zum Sofortbericht zu Nummer I des Antrags durch-
führen. Gleichzeitig eröffne ich die Aussprache zu
den Nummern II und III des Antrags. Als Erster hat
Abgeordneter Bärwolff von der Fraktion DIE LINKE
das Wort.

Abgeordneter Bärwolff, DIE LINKE:

(Zwischenruf Staschewski, Staatssekretär:
Jetzt wieder. Aber die Rede hast du doch
schon gehalten.)

Herr Präsident, meine Damen und Herren, Sie kön-
nen mir durchaus intellektuell zutrauen, dass ich
das unterscheiden kann.

(Heiterkeit FDP)

(Beifall DIE LINKE)

Vorhin ging es um Jobcenter und Datenschutz, jetzt
geht es um Strompreisbremse, um eine wirksame
Strompreisbremse, die die DIE LINKE beantragt,
die wir gern einführen möchten. Unser Thema ist
die Energiewende. Sie haben, Herr Staatssekretär,
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in Ihrem Bericht ja schon einige Aspekte ausge-
führt, ich möchte dazu gern ein wenig mehr Stel-
lung nehmen.

Wir wollen als LINKE dafür sorgen, dass zum einen
der Aspekt der Daseinsvorsorge bei der Versor-
gung mit Energie zusammengedacht wird, so dass
gerade die Problemfälle, die Sie hier angesprochen
haben, die für uns sehr, sehr wichtig sind, beispiels-
weise die Versorgungsunterbrechung bei Strom
und Gas, dass so etwas unterbunden wird. Das ist
unser Anliegen, das ist unsere Zielrichtung, das
wollen wir für die Betroffenen erreichen. Deshalb
wäre es auch gut gewesen, wenn Sie Statistiken
darüber hätten, wer überhaupt betroffen ist. Es gibt
natürlich eine ganze Reihe von Menschen, die auf
Transferleistungen angewiesen sind, die von
Stromversorgungsunterbrechungen betroffen sind;
es gibt aber auch andere, das muss man auch,
glaube ich, ganz klar sagen. Wenn man mit den
Stadtwerken in Kontakt ist, dann wird man das
auch hören. Wir möchten also zum einen die Lan-
desregierung bitten, ein Verfahren zu entwickeln,
um die Versorgungsunterbrechung zu vermeiden.
Da ist der Fall aus dem Kyffhäuserkreis, der uns im
Herbst letzten Jahres beschäftigt hat, der war für
uns Anlass, zu sagen, wie kann es eigentlich pas-
sieren, dass weder Jugendämter noch Sozialämter,
noch irgendeine andere Stelle in der Sozialverwal-
tung in Unkenntnis dessen ist, dass in einer Fami-
lie, in der Kinder leben, der Strom abgestellt wird.
Man muss das vielleicht noch einmal aus der De-
batte des Kinderschutzes betrachten, aus der De-
batte des Jugendamtes. Wir haben ganz, ganz vie-
le Schutzvorschriften zum Thema Kinderschutz und
gerade bei so einer elementaren und wichtigen Sa-
che wie beispielsweise der Versorgung mit Energie
- da hängt das Kochen von Essen dran, da hängt
Telekommunikation dran, da hängt Licht und Wär-
me dran -, da kann es eigentlich nicht sein, dass
Familien ohne Strom sind und die Ämter das nicht
wissen.

(Beifall DIE LINKE)

Das müssen wir von vornherein verhindern. Des-
halb brauchen wir ein Energieschuldenmanage-
ment, und zwar nicht nur ein Energieschuldenma-
nagement für die Versorger, sondern wir brauchen
ein Energieschuldenmanagement, was sofort greift.
Wenn also bei den Versorgern, wenn bei den Stadt-
werken oder bei anderen, Schulden auflaufen,
wenn dort Zahlungsaufforderungen nicht beglichen
werden, dass dann sofort auch eine Meldung Rich-
tung Jobcenter, Richtung Sozialämter, Richtung Ju-
gendämter geht, damit die möglichst frühzeitig, be-
vor das Kind sprichwörtlich in den Brunnen gefallen
ist, hier aktiv werden können. Ich glaube, das ist ei-
ne Sache, die die Landesregierung auch leisten
kann. In diesem Sinne wollen wir natürlich auch
Menschen davor bewahren, dass ihnen der Strom
abgestellt wird.

Ich möchte das vielleicht noch durch einen weiteren
Aspekt untermauern. Verschiedene Sozialgerichte,
u.a. das Landessozialgericht Sachsen-Anhalt, aber
auch das Landessozialgericht Berlin-Brandenburg,
haben geurteilt, dass nicht nur der Staat das verfas-
sungsmäßige Grundrecht auf Obdach, also Woh-
nen, zu garantieren hat, sondern dass zum Woh-
nen auch die Versorgung mit Energie ganz zwin-
gend dazugehört und der Verlust von Energiever-
sorgung ist dem Verlust von Obdach und Wohnen
gleichzustellen. Aus diesem Blickwinkel der Da-
seinsvorsorge, wie das die Landessozialgerichte
Sachsen-Anhalt und Brandenburg ausgeurteilt ha-
ben, haben wir den Antrag gestellt, dass hier zügig
ein Verfahren eingeleitet werden muss.

(Beifall DIE LINKE)

Des Weiteren fordern wir die Landesregierung auf,
die Energiegenossenschaften in Thüringen zu un-
terstützen. Jetzt werden Sie sich sicherlich fragen,
was hat die Strompreisbremse mit der Energiege-
nossenschaft zu tun. Dass die Genossenschaften
eine sehr interessante, sehr wichtige und sehr sta-
bile Wirtschaftsform sind, haben wir vor der Frage-
stunde in dem Antrag zum Thema Genossen-
schaftswesen gehört und, ich glaube, dass das
ganz wichtig ist, hier auch eigene Mittel noch ein-
mal einzusetzen, aber das hatten Sie auch schon
erwähnt, dass wir da gar nicht so weit weg sind,
Herr Staatssekretär.

Des Weiteren möchte ich noch einmal auf den
Punkt eingehen, dass wir ein Verfahren brauchen,
wie man Haushalte mit wenig energieeffizienten
Geräten in die Lage versetzen kann, sich energieef-
fiziente Geräte anzuschaffen. Es ist ja so, dass die
Charitas ein Projekt hat, wo es um Energieberatung
geht. Ich habe sehr wohl gehört, dass Sie dieses
Projekt auch durchaus begrüßen und gut finden.
Nun wäre es natürlich an der Zeit, auch zu überle-
gen, ob man ein solches Pilotprojekt in eine Regel-
finanzierung überführen kann. Denn die Bedarfe -
das sagen die Kollegen von Charitas auch - sind re-
al vorhanden. Wie lüfte ich richtig, wie heize ich
richtig, wie kann ich energiefressende Glühbirnen
und andere Geschichten austauschen? Aber es
geht nicht nur um solche Sachen wie Glühbirnen
und Lichtschalter, sondern es geht auch um ener-
gieeffiziente Haushaltsgeräte. Wenn wir uns mit
dem Thema Nachhaltigkeit beschäftigen, dann
muss natürlich auch die Frage gestattet sein, wie
lange halten eigentlich diese energieeffizienten
Haushaltsgeräte? Es bringt nichts, alle Nase lang
modernste Kühlschränke, Herde und andere Ge-
schichten anzuschaffen, sondern es geht darum,
dass diese energieeffizienten Geräte dann natürlich
auch möglichst lange halten müssen.

Des Weiteren fordern wir als LINKE Sie auf, auf
Bundesebene sich noch einmal mit der Frage Re-
gulierung des Endkundengeschäfts auseinanderzu-
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setzen. Seit den letzten Jahren oder im letzten Jahr
ist der Strompreis um ungefähr 13 Prozent gestie-
gen. Was man da natürlich sehen muss, wenn man
sich mit den Fachleuten unterhält ist Folgendes:
Der Strom wird an der Börse gehandelt, die Börse-
nausschläge nach oben, also Preissteigerungen,
werden relativ zügig an die Endkunden weitergege-
ben. Die Ausschläge nach unten, die Senkung der
Strompreise, die behalten die Energiekonzerne, die
behalten die Energieversorger für sich, und zwar
sind das satte Extraprofite. Das ist eigentlich ein
Punkt, den wir so nicht teilen können, sondern hier
müssen wir ganz klar deutlich machen, dass wir
hier wieder eine Regulierung des Endkundenge-
schäfts brauchen. Hier zeigt sich ja auch ganz
buchstäblich und ganz deutlich, dass die Liberali-
sierung dieses Marktes und die Folgen für die Ver-
braucher an sich nicht mehr zu beherrschen sind,
sondern die Verbraucher auf Kosten der großen
Anbieter hier abgezockt werden. Das wollen wir
verhindern.

(Beifall Abg. Berninger, DIE LINKE)

Eine weitere Überlegung, die man dann natürlich
mit einfließen lassen kann, ist die Frage, wie sieht
es eigentlich aus mit der Stromsteuer? Wäre es
nicht sinnvoll, diese Stromsteuer von 2,05 Cent pro
Kilowattstunde auf 0,5 Cent zu senken, aber dafür
an anderen Stellen lieber Umverteilungsinstrumen-
te einzuführen. Ein Umverteilungsinstrument, wel-
ches die LINKE-Fraktion beantragt und wo wir uns
auch auf der Seite vieler Umweltverbände wissen,
ist die Frage der erneuerbaren Energieumlage, also
des EEG-Gesetzes. Wir wollen dafür sorgen, dass
die EEG-Umlage auf alle Verbraucher, ob sie gerin-
ge Stromverbräuche haben oder riesige Stromver-
bräuche haben, gleichmäßig erfolgt. Also keine Ra-
battierung von den Verbräuchen über 1 Mio. Kilo-
wattstunden bzw. über 10 Mio. Kilowattstunden,
sondern diese Rabattierung für die Großverbrau-
cher die muss wegfallen. Das stärkt im Übrigen
nach unserer Auffassung natürlich auch die Wirt-
schaftlichkeit und die Wettbewerbsfähigkeit unserer
Wirtschaft. Denn wenn unsere Wirtschaft angehal-
ten ist, sich auf erneuerbare Technologien und auf
Energieeffizienz einzulassen, dann ist es doch
durchaus ein Vorteil im globalen Wettbewerb. In
diesem Sinne, glaube ich, ist es nur gerechtfertigt,
wenn auch die Großverbraucher von Energie die
EEG-Umlage in vollem Umfang zahlen.

(Beifall DIE LINKE)

Ich will in diesem Zusammenhang gern auch noch
mal auf Ihre Frage, die Sie an uns gestellt haben,
eingehen. Was erwarten wir eigentlich oder was
kann man sich unter so einer konventionellen Ener-
gieumlage vorstellen? Eine konventionelle Ener-
gieumlage, da stellen wir uns darunter vor, dass die
Langzeitfolgen der konventionellen Energie damit

berücksichtigt werden und so, dass die Preise auch
einen gewissen Realitätsbezug haben.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Matthias, das wird teuer.)

Natürlich wird das teurer, wenn wir eine konventio-
nelle Energieumlage haben, aber wir haben einen
liberalisierten Markt und wenn ich eine konventio-
nelle Energieumlage einführe, dann mache ich na-
türlich die konventionelle Energie teurer, das ist die
Atomkraft, das ist Braunkohle, das ist Steinkohle,
das ist Gas und Erdöl. Das, was ja bislang nicht
passiert, ist, dass all die Kosten beispielsweise für
die Suche nach Atommüllendlagern, beispielsweise
die Kosten für die Renaturierung von Tagebauen
usw. usf., das sind ja alles Kosten, die auf die Ge-
sellschaft an sich umgewälzt werden. Wir müssen
als Steuerzahler dann diese ganzen Kosten tragen,
Tagebauten renaturieren, Atommüllendlager finden
usw. usf. Da sollen natürlich die Profiteure der bis-
her niedrigen Preise für die konventionelle Energie
zur Kasse gebeten werden.

Vizepräsident Gentzel:

Herr Abgeordneter, es gibt den Wunsch auf eine
Zwischenfrage.

Abgeordneter Bärwolff, DIE LINKE:

Jetzt nicht, ich würde sie gern am Ende haben.

Vizepräsident Gentzel:

Am Ende, Herr Abgeordneter Pidde.

Abgeordneter Bärwolff, DIE LINKE:

Unsere Idee ist einfach, der Gedanke ist ganz ein-
fach, wenn wir eine solche konventionelle Ener-
gieumlage einführen, dann verteuert sich der Strom
aus der konventionellen Herstellung und im Gegen-
satz dazu wird natürlich dann der Strom aus erneu-
erbarer Energien wesentlich preiswerter, attraktiver,
die Menschen steigen dann auch um auf erneuer-
bare Energien und somit könnte sich dann ganz in
Ihrem Marktsystem der erneuerbare Strom
durchaus vielmehr durchsetzen, mehr als er jetzt
ist.

Eine weitere Sache, die wir als LINKE-Fraktion für
sehr, sehr angemessen halten, ist die Frage: Wie
gehen wir eigentlich mit SGB-II-Empfängern um
und wie gehen wir eigentlich damit um, dass die
SGB-II-Empfänger ihre Stromkosten aus dem Re-
gelsatz tragen müssen? Hier ist es so, dass ver-
schiedene Sozialgerichte Urteile gefällt haben und
die Urteile allesamt dazu übergehen und sagen,
wenn ein Erwerbsloser Strom spart und Rückzah-
lungen aus möglicherweise eingespartem Strom er-
hält, dann werden ihm diese Rückzahlungen als
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Einkommen angekreidet. Das ist natürlich aus Sicht
der LINKE-Fraktion kein Anreiz zum Stromsparen.

(Beifall DIE LINKE)

Wenn ich Strom spare und hinterher die Ersparnis
als Einkommen wieder abgezogen wird, das bringt
nichts. Stattdessen schlägt die LINKE-Fraktion vor,
den Stromanteil in die Kosten der Unterkunft mit
einzurechnen. Das hat mehrere Effekte. Das hat
zum einen den Effekt, dass auch die Kommunen,
die ja für den KdU-Anteil zuständig sind, hier ange-
halten sind und hier eine Zielstellung bekommen
oder Anreize bekommen, etwas zu tun für energeti-
sche Sanierung von Gebäuden, aber eben auch
den Anreiz zu schaffen, dass der Hartz-IV-Empfän-
ger, dass diejenigen, die auf Sozialtransferleistun-
gen angewiesen sind, auch Anreize haben, Strom
zu sparen. Man muss das vielleicht zusammen
denken mit der Frage: Wie bekommt man energie-
effiziente Haushaltsgeräte in die einzelnen Haus-
halte hinein? Wenn man das in diesem Kontext be-
trachtet, muss man natürlich auch sagen, dass der
Bund dann entsprechend den Kommunen auch
mehr Geld für die Kosten der Unterkunft zur Verfü-
gung stellen muss. Das haben wir aber auch in un-
seren Antrag hineingeschrieben. Die Konsequenz,
die gehen wir natürlich mit. Aber es kann ja nicht
sein, dass die SGB-II-Empfänger, sofern sie Strom
sparen, dafür auch noch bestraft werden, zumal die
Regelsätze im SGB II, in denen ja die Anteile für
Strom auch drin sind, die steigen ja nicht in dem
Maße, wie die Strompreise an sich an den Börsen
steigen. Von daher ist hier auch noch mal eine be-
sondere Ungerechtigkeit, da den Sozialhilfeempfän-
gern der Regelsatz quasi doppelt gekürzt wird. Was
wollen wir mit dem Stromgrundkontingent? Die Fra-
ge ist natürlich berechtigt. Wir haben uns überlegt,
dass, wenn wir über die Energiewende sprechen,
wenn wir über einen sozialökologischen Umbau un-
serer Gesellschaft sprechen, wir natürlich einen Pa-
radigmenwechsel brauchen. Das Paradigma, das
wir jetzt haben, ist ja Folgendes: Habe ich keine
Verbräuche, habe ich hohe Kosten pro Kilowatt-
stunde, die Minitarife bei den Stadtwerken und bei
den großen Anbietern sind immer die teuersten pro
Kilowattstunde. Und umso mehr Strom ich verbrau-
che, umso preiswerter bekomme ich den Strom.
Unter dem Gesichtspunkt eines sozialökologischen
Umbaus, unter den Gesichtspunkten von mehr
Energieeffizienz und unter den Gesichtspunkten
von Energieeinsparung wäre der Paradigmenwech-
sel in die Richtung zu vollführen, dass man sagt,
okay, wir wollen, dass das Stromsparen begünstigt
wird. Wir wollen also erstens allen Menschen ein
Grundkontingent an Strom zur Verfügung stellen
und jede Kilowattstunde, die darüber hinaus geht,
die muss immer teurer werden, je mehr die Leute
Strom verbrauchen. Das reizt nämlich an, Energie
zu sparen, Strom zu sparen. Ich glaube, das ist die
Richtung, in die wir gehen müssen. Wir müssen ei-

ne Energiewende hinbekommen, in der das Einspa-
ren von Energie ganz oben auf der Tagesordnung
steht, und nicht eine Energiewende, die so, wie das
bisher vonstatten geht, dass ich eben große Ver-
bräuche habe und dafür auch noch Rabatte bei der
EEG-Umlage usw. usf. kassiere. Das im Großen
und Ganzen ist der Antrag der Linksfraktion. Wir
möchten den sozialökologischen Wandel, wir wol-
len die Energiewende, wir wollen die erneuerbaren
Energien fördern und dazu haben wir Ihnen hier
entsprechend Punkte vorgelegt. Einige Punkte, da-
rüber kann man sicherlich intensiv diskutieren in
den Ausschüssen, ich habe durchaus mitbekom-
men, dass Sie für viele Vorschläge, die wir hier ge-
bracht haben, auch offen sind. Darüber würden wir
gern im Ausschuss, im Wirtschaftsausschuss, mit
Ihnen diskutieren und in diesem Sinne will ich nur
mal ganz kurz sagen: Die Linksfraktion, wir wollen
Energiearmut verhindern,

(Beifall DIE LINKE)

wir wollen die Verbräuche senken und wir wollen ei-
ne Energierevolution statt eines grünen Kapitalis-
mus. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsident Gentzel:

Danke, Herr Abgeordneter. Wir machen weiter mit
dem Abgeordneten Worm von der CDU-Landtags-
fraktion.

Abgeordneter Worm, CDU:

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und
Herren, Herr Bärwolff, nur eine kurze Erwiderung
auf Ihre Rede: Sie beklagen, dass die Hartz-IV-Sät-
ze nicht steigen, wenn die Strompreise steigen. Ich
glaube, das geht uns allen so. Also das geht nicht
nur den Bedürftigen so, sondern das geht allen Be-
schäftigten oder allen Rentnern, das geht uns allen
so. Deswegen jetzt immer Politik nur in eine Rich-
tung zu machen, ist, glaube ich, nicht der richtige
Ansatz in der Frage.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wie schon
unter Punkt 15 beglückt uns die Fraktion DIE LIN-
KE hier erneut mit einem gescheiterten Bundes-
tagsantrag und so könnte ich es mir eigentlich an
dieser Stelle relativ einfach machen und darauf ver-
weisen, wie die Debatte im Bundestag verlaufen ist
und wie auch die Abstimmung im Bundestag ver-
laufen ist, dort ist er nämlich mit Pauken und Trom-
peten durchgefallen.

(Zwischenruf Abg. Stange, DIE LINKE: Ja,
warum denn?)

Ich glaube, lediglich die GRÜNEN haben sich bei
dieser Abstimmung der Stimme enthalten. Und ich
empfehle deshalb dem Landtag auch die direkte
Ablehnung der Punkte II und III dieses Antrags. Im
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Kern sollen laut vorliegendem Antrag Bedürftige
von Zahlung der Stromrechnung im Zusammen-
hang mit der Energiewende entbunden werden. Da-
für wird ein entsprechend bunter Reigen von Maß-
nahmen zusammengestellt, meist haben die auch
nichts miteinander zu tun, da ist von Regulierung
des Endkundengeschäfts, von Stromgrundkontin-
genten, von Umlagen für konventionelle Energieer-
zeugung, wie wir gehört haben, also auf gut
deutsch Braunkohlepfennig, oder von Subventionen
für energiesparende Geräte die Rede, und dann
werden noch solche Feindbilder wie Gewinne der
Konzerne und die der industriellen Stromverbrau-
cher hineingequirlt

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Herr Primas hat das Feindbild des
Bürgerinvestors.)

und schon ist der uns bekannte, übliche Feldzug
gegen die soziale Marktwirtschaft wieder fertig. Das
Resultat ist ein bürokratisches Monstrum mit weite-
ren Subventionen rund um das Thema Energiewen-
de.

Werte Kollegen, ich muss an dieser Stelle sagen,
hier werkelt man an Symptomen einer verfehlten
Subventionspolitik des EEG herum, ohne an die
wirklichen Ursachen zu gehen. Denn bevor man
über Hilfe redet, muss man die Ursachen der
Strompreisentfesselung beseitigen. Hier beginnt je-
de Strompreisbremse mit der Kürzung falscher
Subventionen oder Bevorzugungen. Ich denke, am
Ende wird eine entsprechende EEG-Reform stehen
müssen mit einer echten Marktintegration der er-
neuerbaren Energien, um die Verbraucher auch
dauerhaft und nachhaltig zu entlasten.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Da sind wir jetzt aber gespannt.)

Der Antrag der Fraktion DIE LINKE kann dies je-
doch nicht annähernd leisten. Er setzt nämlich wei-
tere Subventionen noch obendrauf. Was mich aber
wirklich überrascht, ist, dass die Renditeprofiteure
dieser gigantischen Umverteilungssubvention von
unten nach oben mit keinem Wort erwähnt werden,
stattdessen sollen die Endkundenversorger und
Steuerzahler den Ausgleich für soziale Härten
herstellen. Ich denke, das ist ein Stück weit Doppel-
züngigkeit. Dabei würde es doch schon viel helfen,
diesen Profiteuren den Teil ihrer Einnahmen zu
streichen, die sie zum Beispiel infolge von Netz-
überlastung und Nichteinspeisung, also auf gut
Deutsch für Stromvernichtung, trotzdem kassieren.
Unter anderem auch aufgrund solcher Absurditäten
sinkt derzeit die Akzeptanz in der deutschen Bevöl-
kerung zum Thema Energiewende.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Das war ja das Ziel von Herrn Alt-
maier.)

Das würde ich so an dieser Stelle nicht sagen, Herr
Adams, sondern wir müssen es schon insgesamt
betrachten. Ich will an der Stelle sagen, wenn man
zum Beispiel ins Ausland schaut, ergibt sich zu die-
sem Thema auch ein durchaus kritisches Bild.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Aber der Effekt ist da.)

Nach einer dieser Tage bekannt gewordenen Um-
frage des Weltenergierates in 23 Mitgliedsländern
sehen nur noch 19 Prozent der Energieexperten
den deutschen Weg in dieser Frage als Vorlage für
die Welt. Im anderen Fall sehen 60 Prozent der Be-
fragten mittelfristig und langfristig durch diesen
Weg eine Schwächung des Wirtschaftsstandorts
Deutschland. Da kommt man auch mit den üblichen
Schuldzuweisungen an die energieintensive Indus-
trie nicht wirklich weiter. Ich lese mal gern etwas
aus einem Presseartikel vom 05.02.2013 aus der
TA vor, Herr Präsident: „Erfurter Chiphersteller
droht wegen Ökostromsteuer mit Weggang.“ Wer
das sagt, das ist der Herr Straub, ein verdienstvol-
ler Unternehmer, der Chef der X-Fab, des letzten
Chipherstellers in Thüringen und größten Hightech-
Unternehmens in der Region Mittelthüringen mit
weltweit über 2.300 Beschäftigten, in Erfurt sind es,
glaube ich, 650 und weiter allein 3 Mio. € an zu-
sätzlichen EEG-Kosten. Dafür werden 40 Prozent
der Leistung des Erfurter Betriebs benötigt. Weil
das auch schon angeklungen ist, hier mal im Ver-
gleich, die amerikanischen Stromkosten im dortigen
Werk liegen bei 33 Prozent und in Asien bei 38 Pro-
zent der hiesigen Stromkosten. Ich will jetzt nicht
orakeln, aber Abwanderung geht in dieser Branche
relativ schnell. Das meinen die oben zitierten Ener-
gieexperten der Welt mit Schwächung des Indus-
triestandorts Deutschland.

Abschließend nur noch eine Anmerkung: Bei allem
Verständnis zum sozialen Aspekt dieses Antrags,
aber der Bundesetat besteht nach meiner Kenntnis
inzwischen zu 55 Prozent aus Ausgaben für Sozia-
les. Das ist eine Größenordnung, ich weiß nicht, ob
die anderswo in der Welt erreicht wird. Ich glaube,
wir sind gut beraten, diesen Bereich nicht durch
ständig neue Forderungen zu überdehnen, insbe-
sondere dann nicht, wenn es andere Lösungsan-
sätze gibt. Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsident Gentzel:

Danke, Herr Abgeordneter. Das Wort hat jetzt Ab-
geordneter Adams von der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN.

Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr verehrte Kolle-
gen hier im Thüringer Landtag. Lieber Herr Kollege
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Worm, ich bin Ihnen sehr dankbar für das Beispiel,
dass Sie zum Schluss noch mal gebracht haben,
nämlich von X-FAB. X-FAB ist ja bezogen auf Thü-
ringen jetzt ein Mittelständler, da wird das Problem
richtig greifbar. Durch die Politik der CDU und FDP
auf der Bundesebene ist es nämlich dazu gekom-
men, dass die wirklich Großen so derart entlastet
werden, dass die Kleinen - und dazu gehört X-FAB
- und die Verbraucher in die Knie gehen.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es ist Ihre Politik, die die in die Knie zwingt. Sie trei-
ben die Menschen aus dem Land und stellen sich
dann noch hierhin und erzählen irgendwas von
Feindbildern, ja.

(Zwischenruf Abg. Kemmerich, FDP: Herr
Trittin hat damit angefangen.)

(Unruhe CDU, FDP)

Sie haben die Feindbilder, Sie werfen dem Kolle-
gen Bärwolff vor, dass er ein Feindbild im Kapitalis-
mus hätte. Ich meine, seine Kapitalismusfarbenleh-
re als Kritik, die hat er hier vorgetragen.

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU)

Wissen Sie, Herr Primas, da hinter Ihnen ist ein Mi-
krofon, da können Sie eine Zwischenfrage stellen
oder selbst hier an das Pult kommen, jetzt rede ich
aber. Darum werde ich es Ihnen noch mal ganz
deutlich sagen. Sie machen immer wieder das eine,
dass Sie nämlich versuchen, Ihren Kopf aus der
Schlinge zu ziehen und darzustellen, als ob in der
Energiewende auf einmal einseitig Investoren ge-
winnen - vorher war das irgendwie so eine soziale
Veranstaltung gewesen von den vier Energieriesen
- und jetzt auf einmal kommen mehr Investoren da-
zu und da wird es ungerecht.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Genau andersrum wird ein Schuh draus. Vorher ha-
ben die Leute, für die Sie vielleicht einstehen wollen
- kann ja gut sein, kann ja jeder sagen, ich bin ein
Lobbyist für die Stromwirtschaft, dann ist das in
Ordnung -, aber erzählen Sie den Menschen nicht
im Land, dass es jetzt teurer wird, weil alle etwas
daran verdienen können. Und das ist die Technolo-
gie der Zukunft, jeder kann seinen Strom selber
machen

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

und kann sich mit Menschen zusammentun und

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: Die GRÜ-
NEN sind die Partei der Besserverdienen-
den.)

kann mit dem kleinen Mann mit 500 € sich an der
Energiegenossenschaft beteiligen und dann partizi-
pieren. Und das ist Ihnen ein Dorn im Auge und
deshalb wettern Sie hier. Das ist so was von entlar-
vend.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe
LINKE, Ihr Antrag heißt „Wirksame Strompreis-
bremse“ und ich habe mich verschluckt, als ich das
gelesen habe, weil es sich nämlich so anhörte, als
ob DIE LINKE für die Strompreisbremse ist. Die
Strompreisbremse ist der Begriff, der von Herrn Alt-
maier und von Herrn Rösler eingeführt wurde. Das
ist der Begriff, der die Energiewende abwürgt und
sie in keinem Fall voranbringt. Es muss hier ganz
klargestellt werden, die Mehrheit im Thüringer
Landtag will diese Altmaier’sche Strombremse
nicht.

(Zwischenruf Abg. Leukefeld, DIE LINKE:
Das habe ich aber selber auch gesagt.)

Sie haben es auch gesagt und es ist ganz wunder-
bar. Aber es ist natürlich auch ganz aktuell und dar-
auf will ich kurz eingehen. Wir hatten ja gestern den
großen Gipfel wieder bei der Kanzlerin. Frau Merkel
hat zu einem weiteren Gipfel eingeladen. Sie hat
versucht, hier eine Lösung herbeizuführen. Aber
was ist geschehen? An der Engstirnigkeit des Kabi-
netts Merkel scheitert es, einen Versuch durchzu-
bekommen, die Strompreise gerechter zu verteilen.
Das war der rot-grüne Antrag, der rot-grüne Vor-
schlag gewesen, 4 Mrd. Entlastung für die Men-
schen und die Merkel-Regierung hat es verhindert.
Das muss hier auch im Thüringer Landtag mal ge-
sagt werden.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie haben einseitig darauf gesetzt, den Erneuerba-
ren sozusagen die Luft abzudrehen. Unser Ansatz
ist gewesen, die ungerechte Verteilung, die Ihre
Regierung zu verantworten hat, aufzuheben, zum
Beispiel die unsachgemäße oder nicht begründbare
Erhöhung der Liquiditätsreserve, die Marktprämie,
die Sie eingeführt haben und vieles mehr, die be-
sonderen Ausgleichszahlungen für die großen Un-
ternehmen wieder darauf zu bringen, dass es wirk-
lich nur große sind. All diese Sachen, was Sie aus-
gedehnt haben, das zurückzuschrauben, das hätte
den Bürgern in Thüringen und den Bürgern über-
haupt etwas gebracht. Aber der Gipfel ist geschei-
tert und Peer Steinbrück, den will ich an dieser Stel-
le ausnahmsweise und vielleicht auch das letzte
Mal zitieren, der hat gesagt: „Frau Merkel macht
viele Gipfel, eine ganze Reihe von Gipfeln, und
‚über allen Gipfeln ist Ruh’.“ Und so war es auch
gestern, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich komme im Einzelnen noch mal zu den Vor-
schlägen der LINKEN. Ihr Punkt II.1., das ist ein so-
zialpolitisches Problem. Wie hilft man den Men-
schen, die das nicht organisiert bekommen, dass
sie ihre Rechnungen bezahlen, die das nicht orga-
nisiert bekommen, dass sie ihre Strompreise be-
zahlen, und wenn es denn einmal nicht bezahlbar
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wird, weil das Geld in der Familie alle ist, sich auch
Hilfe zu holen? Das ist der eigentliche Ansatz, der
hier als Frage gestellt wird. Leider bin ich zu der
Überzeugung gekommen, als wir uns damit befasst
haben, dass es sich hier wirklich um, ich sage es
jetzt mal so, ein BGB-Problem, also ein Problem
aus dem Bürgerlichen Gesetzbuch handelt. Es ist
nun mal so, dass einer etwas liefert, der andere es
bezieht und dann muss das auch irgendwie bezahlt
werden. Die Schuldnerberatungen, das führen Sie
ja in den späteren Punkten zu Recht an, müssen
hier sozialpolitisch greifen, aber energiepolitisch ist
diese Frage nicht zu lösen. Das ist eine Frage, die
eigentlich auf Ebene des Bundesrechts geklärt wer-
den muss, inwiefern der Eigentümer des Stroms,
wenn man es denn so benennen würde, der Ver-
käufer, natürlich auch das Recht hat, den unentgelt-
lichen Bezug einzugrenzen, meine sehr verehrten
Damen und Herren.

Punkt 2, den Sie gesagt haben, darauf bin ich
schon eingegangen. Ja, wir brauchen Schuldnerbe-
ratung für Menschen, die in Hartz IV sind, die be-
sonders im Leistungsbezug sind, aber das brau-
chen auch viele andere Menschen. Deshalb ist Ihre
Forderung nach einem direkten Energieschulden-
management für mich nicht transparent oder nicht
erklärbar, was Sie damit meinen. Es muss doch ei-
gentlich um eine ordentliche gute Schuldnerbera-
tung gehen, die dann auch helfen kann. Da würde
ich mich dahinterstellen, denn es kann ja nicht nur
um die Frage gehen, dass es um Energie geht. Es
geht auch um die Frage, dass genug zu essen da
ist, dass genug Geld da ist für Schulbücher und an-
dere Bücher und Ähnliches, oder Elektronik und,
und, und.

Vizepräsident Gentzel:

Herr Abgeordneter Adams, es gibt den Wunsch auf
eine Zwischenfrage durch den Abgeordneten Bär-
wolff.

Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Gern.

Vizepräsident Gentzel:

Bitte, Herr Bärwolff.

Abgeordneter Bärwolff, DIE LINKE:

Lieber Kollege Adams, könnten Sie sich vorstellen,
dass das Energieschuldenmanagement in einer
ähnlichen Art und Weise stattfinden könnte, wie das
Schuldenmanagement bei Mietschulden, wo auch
die staatlichen Sozialträger durchaus eine Verant-
wortung haben, und man das parallel dazu organi-
sieren könnte?

Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Ja, genau so könnte man das eventuell machen.
Aber das würde ich, genau wie von mir schon aus-
geführt, gern unter dem Bereich eines Schuldenma-
nagements für Familien und Einzelpersonen in Not
überhaupt und eben nicht unbedingt als Energie-
schuldenmanagement diskutiert wissen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir ha-
ben heute schon über die Frage der Gründung von
Genossenschaften diskutiert. Das muss man gar
nicht alles ausführen. Ich glaube und will mich an
der Stelle ausnahmsweise der FDP anschließen,
wenn eine Energiegenossenschaft oder überhaupt
eine Genossenschaft gebildet wird und ihr Konzept
nicht wirtschaftlich tragbar ist, dann sollte auch der
Staat nicht noch etwas dazugeben. Aber wenn es
wirtschaftlich tragbar ist, dann wird diese Energie-
genossenschaft außer der Unterstützung, die es
durchaus schon gibt, und Herr Staatssekretär wird
vielleicht auch noch mal was dazu sagen. Diese
Beratung gibt es ja schon vonseiten der ThEGA,
gerade solche Energiegenossenschaften zu bilden.
Das finden wir sinnvoll, aber eine extra monetäre
Hilfe halten wir nicht für sinnvoll, weil der wirtschaft-
liche Grundgehalt einer solchen Energiegenossen-
schaft natürlich gegeben sein muss und sie darf
sich nicht darauf verlassen, dass der Staat hier hilft.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie ha-
ben als vierten Punkt dann einen Punkt - ja, wie soll
ich das verstehen? Ich glaube, wir GRÜNE nennen
das in unseren Forderungen Energiesparfonds. Sie
wollen, dass der Freistaat Thüringen Geld bereit-
stellt, so dass energieeffiziente Geräte, also Kühl-
schränke und Ähnliches, geliefert werden können.
Da würde ich jetzt mal an die Praktikabilität appel-
lieren. Wir wissen alle, wie der Haushalt aufgestellt
ist, aber auch, wie viel so ein Freistaat wirklich leis-
ten kann. Sinnvoll erscheint uns zumindest als
GRÜNE, auf der Bundesebene einen Fonds zu bil-
den - dann wirkt das auch ganz anders -, in dem
3 Mrd. dafür verwendet werden, dass zum einen
sparsame Geräte angeschafft werden können, aber
vor allen Dingen gerade im Bereich Mietwohnbau,
gerade in besonderen Quartieren eine warmmieten-
neutrale energetische Sanierung durchgeführt wer-
den kann. Das scheint uns der umfassendere und
bessere Ansatz und deshalb würden wir Ihrem An-
sinnen, hier in Thüringen so einen Extra, der immer
ein kleiner Topf bleiben würde, dann gibt es eine
große Frage, wer kriegt daraus jetzt etwas oder wie
viel Zuschuss und dann braucht wieder jemand Ei-
genmittel, ich glaube nicht, dass das sinnführend
ist.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ihr Punkt III.1, da haben wir uns lange gefragt, was
das bedeuten soll. Ich will einmal ganz kurz vorle-
sen, was Sie da wünschen. Die Landesregierung
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soll sich auf der Bundesebene dafür einsetzen, und
zwar für die Einführung einer kundenorientierten
Marktaufsicht und die Regulierung des Endkunden-
geschäfts. Dann haben wir doch gar keinen Markt
mehr. Ich habe den Eindruck, wenn wir alles regeln
an der Stelle, dann verlieren wir den Markt und mir
ist ehrlich gesagt auch nicht wirklich klar, ob das
auf einen EVP hinausläuft, wieder einen einheitli-
chen Verkaufspreis für die Kilowattstunde. Aber
was Sie damit exakt meinen, das scheint mir ein so
großes Projekt zu sein, dass man irgendwie die Be-
stie Kapitalismus doch noch zähmen will. Aber das,
glaube ich, funktioniert an der Stelle nicht.

Beim Punkt III.2 sagen wir einfach nur, ja, das wäre
der Punkt, dem wir auch vorbehaltlos zustimmen
könnten. In der Summe werden wir uns allerdings
enthalten.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, zu
Punkt 3 haben wir schon diskutiert. Es macht wenig
Sinn, zu beklagen, dass Strom zu teuer ist und
dann in einem gleichen Antrag eine Verteuerung
des Stroms zu fordern, weil der aus konventionellen
Energien kommt. Diese konventionellen, hier spezi-
ell Gaskraftwerke, werden wir als wirkliche
Brückentechnologie noch eine ganze Weile benöti-
gen. Deshalb macht es keinen Sinn, diese extra zu
verteuern, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ihren Vorschlag, Hartz-IV-Bezugsgemeinschaften
dadurch zu entlasten, dass in die Kosten der Unter-
kunft der Strom sozusagen mit aufgenommen wird,
so dass das gesichert ist, dass das bezahlt wird,
das finden auch wir, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
sehr sinnvoll. Beim Punkt 5 habe ich gehört von Ih-
nen, Herr Bärwolff, dass Sie ungefähr das Gleiche
wollen wie wir, nämlich einen progressiven Verlauf
der Strompreise, also nicht, umso mehr ich ver-
brauche, umso preisgünstiger wird die Kilowattstun-
de, sondern es genau umzudrehen, die erste Kilo-
wattstunde ist die billigste und die fünftausendste
wird dann immer teurer. Meine sehr verehrten Da-
men und Herren, das begrüßen wir sehr, dazu noch
eine Gebührenfreiheit, so dass der Strom an sich
preisgünstiger wird, das macht auch Sinn, gerade
für diejenigen, die wenig verbrauchen wollen und
das können.

Was wir nicht mitmachen werden, dass jeder am
Jahresanfang ein gewisses Strompäckchen be-
kommt, ein Stromgrundkontingent, denn das würde
allen Vorstellungen von einem engagierten Sparen
beim Strom natürlich entgegenwirken, wenn man
erst einmal sagt, also das Päckchen habe ich so-
wieso.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deshalb erste Kilowattstunde so billig wie möglich
und nach hinten hin immer teurer werden, das hilft

den Menschen, die wenig verbrauchen und wenig
Geld haben, am meisten.

Sehr verehrte Damen und Herren, wir werden die-
sem Antrag zwar nicht zustimmen, wir werden ihn
auch nicht ablehnen, da bleibt nur eins übrig, wir
werden uns zu diesem Antrag enthalten. Vielen
Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Gentzel:

Danke, Herr Abgeordneter. Das Wort hat jetzt Ab-
geordneter Kemmerich von der FDP-Fraktion.

Abgeordneter Kemmerich, FDP:

Sehr verehrter Herr Präsident, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, liebe Zuschauer, fast alle
sind sich einig und fordern eine Strompreisbremse,
nur jeder meint etwas anderes.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Nein.)

Hören Sie doch einmal bis zum Ende zu, Herr
Adams, Sie versuchen das doch auch immer bei
uns. Doch, alle sind wir uns einig, dass die Strom-
preise in den letzten Jahren exorbitant gestiegen
sind, nur, wir vermuten hinter der Ursache jeder et-
was anderes. Das soll ja auch Demokratieverständ-
nis eigentlich an sich ermöglichen, dass wir erst
einmal diese unterschiedlichen Auffassungen aus-
halten müssen, das muss ich bei Ihnen auch, Herr
Adams. Deshalb müssen sie das jetzt auch bei mir
machen. Denn zurzeit, das erleben wir ja auch heu-
te wieder im Bundesrat, auch die letzten Tage,
dass Rot-Grün die gewonnene Mehrheit im Bun-
desrat zum Anlass nimmt zu vielerlei Spielchen. Da
ist die Strompreisdiskussion eine erneute. Und,
Herr Adams, Sie mogeln sich auch permanent von
dem eigentlichen Verursacher des Dilemmas weg,
nämlich Herrn Trittin. Leider war er nicht nur für Do-
senpfand zuständig, was uns bis heute verfolgt,
sondern auch für die grundsätzlichen Fehlsteuerun-
gen, die wir bis heute in dem EEG-Gesetz auszu-
baden haben.

(Beifall CDU, FDP)

Darüber müssen wir reden. Das einmal vornweg
gestellt, es geht gar nicht um eine grundsätzliche
Kritik an erneuerbaren Energien, es geht nur um
eins,

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

wie der Ausbau der erneuerbaren Energie zurzeit in
dieser Republik mit unserer Volkswirtschaft ange-
legt ist. Der läuft in die Irre und verursacht die Fol-
gen dessen, die wir alle zu tragen haben, die wir
tränenreich beklagen, aber, meine Damen und Her-
ren, die Sie nicht bereit sind zu ändern.

Thüringer Landtag - 5. Wahlperiode - 114. Sitzung - 22.03.2013 10971

(Abg. Adams)



(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Oh Zufall, seit vier Jahren steigt
der Strompreis.)

(Zwischenruf Abg. Holzapfel, CDU: So ein
Pech.)

Wir haben zum Jahreswechsel mit der Erhöhung
der EEG-Umlage um Brutto fast 2 Cent die eigentli-
che Ursache für die Strompreiserhöhung gesetzt.
Das macht 11 bis 13 Prozent je nach Anbieter aus,
um die der Strompreis seit Jahresanfang gestiegen
ist. Allein die Erhöhung der EEG-Umlage ist dafür
verantwortlich. Jetzt müssen wir natürlich schauen,
wie setzt sich die EEG-Umlage denn zusammen.
Zugegebenermaßen hat die Regierung auch Fehler
der Vorgängerregierungen fortgesetzt und plant
sachfremde Erwägungen in die Umlage herein. Li-
quiditätsreserven, das soll verhindern, dass wir je-
des Jahr über das Thema sprechen - das machen
wir Gott sei Dank und auch immer weiter -, wir ha-
ben Anschlussgarantien gegeben für Offshore-An-
lagen, ja sogar für jedes Windrad, was irgendwo
steht und wir ermöglichen - das ist ja der eigentli-
che Wahnsinn - nach dem Motto „produziere und
vergiss, wie jemand den Strom abholt“; das ist zur-
zeit unsere Energiewende, denn wir haben unge-
schützten Zubau von allerlei erneuerbaren Ener-
gien. Wie gesagt, dagegen geht es nicht, nur den
ungeschützten, ungebremsten Zubau an jeder be-
liebigen Stelle, der fernab von der Relation ist, was
Sie auch fordern, nämlich eine dezentrale Energie-
versorgung, nicht nur Produktion. Das steht nicht in
den Analen.

(Beifall FDP)

Vizepräsident Gentzel:

Herr Abgeordneter, es gibt den Wunsch auf eine
Zwischenfrage.

Abgeordneter Kemmerich, FDP:

Nein. Das sind die Effekte, die den Strompreis trei-
ben und zu den Erhöhungseffekten in der EEG-Um-
lage in erster Linie führen. Bei der Diskussion, wir
sprechen immer vom hochtrabenden Merit-Order-
Effekt, der würde den Börsenpreis verringern. Das
ist auch richtig, der Börsenpreis ist auch ungefähr
um 1 Cent gesunken, aber gleichzeitig verdrängt es
eben auch die konventionellen Energien. Das Ver-
drängen der konventionellen Energien führt nach
reiner Betriebswirtschaft ebenso auch zu deren
Verteuerung, weil ich Abschreibevolumen habe, ich
habe Tatbestände gesetzt in den letzten Jahren,
auf die auch die Produzenten und Hersteller dieser
Energieformen haben setzen können, und treibe
ganze Energiekonzerne - Sie haben es lesen kön-
nen von E.ON, die wollen jetzt in die Türkei gehen -
aus dem Land heraus. Jetzt suchen wir wieder hän-
deringend nach Leuten, die uns grundlastfähigen

konventionellen Strom- und Wärmebedarf und
Energiebedarf auch wiederherstellen können. Wir
können nicht - und das wissen Sie auch, so lange
wird die Debatte heute nicht führen trotz doppelter
Redezeit - in Deutschland Konzeptionen anlegen,
die am Ende vorsehen, dass wir in den nächsten
20 Jahren das Dreifache an Kapazitäten in
Deutschland vorbehalten für Energieversorgung
und Wärmeversorgung, aber maximal eben nur ein
Drittel bzw. den Tagesbedarf abdecken, aber wir
müssen dreimal bezahlen, wir müssen die Netze
dreimal so auslasten, dass sie transportieren kön-
nen. Das eigentliche Problem, das weiß jeder, der
darüber diskutiert, ist der Netzausbau. Die Netze
funktionieren heute schon als die Pufferfunktionen -
bei diesem Winter sind wir es selten gewöhnt -,
wenn tatsächlich mal Wind ist und Sonne scheint.

(Beifall FDP)

Das war immerhin im November das letzte Mal,
aber es gibt die Tage tatsächlich noch, sie werden
auch wieder kommen. Dann machen wir folgenden
Effekt, und die wirken sich auf den Strompreis an
der Börse aus, wir schenken der holländischen
Volkswirtschaft z.B. tagelang komplett den Strom
gratis. Wir sorgen dafür, dass in Norwegen Wasser-
pumpspeicherwerke hochgepumpt werden mit un-
serem Strom auch gratis, auch in Österreich und
wenn wir dann mal wieder keinen Wind und keine
Sonne haben,

(Zwischenruf Abg. Dr. Augsten, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Das ist Freundschaft.)

wird der Strom uns zu deren Tagespreisen auch
zurückverkauft.

Meine Damen und Herren, wir machen hier ein
volkswirtschaftliches Experiment, sicherlich mit ho-
hem experimentellen Nutzen, aber auf dem Rücken
aller und, meine Damen und Herren, eben nicht nur
auf dem Rücken zugegebenermaßen der Hartz IV-
Empfänger und der wirklich Bedürftigen. Wir ma-
chen es auch auf dem Rücken derjenigen, die ein
Familieneinkommen von 30.000 € haben,

(Beifall CDU, FDP)

wir machen es auf dem Rücken von denjenigen, die
ein Familieneinkommen von 60.000 € haben, auf
dem Rücken aller. Ich komme auch noch einmal zu
den Ausnahmetatbeständen, die Herr Trittin einge-
führt hat. Ich gebe auch zu, dass die Regierung
jetzt ein paar Ausnahmen zugelassen hat, die si-
cherlich nicht mehr hinein gehören. Aber was hinein
gehört, meine Damen und Herren, ist der Ausnah-
metatbestand für Energieversorger, für Energie ver-
brauchende Unternehmen, die im internationalen
Wettbewerb stehen, denn hier setzen wir uns mit
Energiepreisen auseinander in Europa von einem
Drittel bis einem Viertel. Wir kennen die Energie-
preise in Amerika, die sich um zwei Drittel auf
ein Drittel verbilligt haben. Das ist der internationale
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Wettbewerb und der hat dazu geführt, das ganze
Industriezweige heute schon gar nicht mehr in
Deutschland produzieren und andere, nicht nur X-
Fab, sondern auch viel größere, K+S, GL-Carbon,
Aluminiumwerke etc. pp. ihren Ausstieg aus
Deutschland planen. Dann werden wir wieder da-
stehen und sagen, oh Gott, was ist denn hier pas-
siert. Daran müssen wir denken.

(Beifall FDP)

Ich bin völlig bei Ihnen, wir müssen keine Golfplätze
entlasten, wir brauchen keine entlasten, wie auch
immer wir da hineingeraten sind, aber die im inter-
nationalen Wettbewerb, die müssen wir rausneh-
men.

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Das war auch Herr Trittin,
Herr Kemmerich.)

Und - auch eine Forderung von uns, die sich jetzt
geschickterweise Rot-Grün zu eigen macht - die
„Windfall-Profits“ aus der Mehrwertsteuer und aus
der EEG-Umlage, die gehören dem Verbraucher
zurückgegeben. Die muss Herr Schäuble raus-
rücken.

(Beifall FDP)

Damit konnte er nicht planen, damit darf er nicht
planen und die können sofort senkend in die EEG-
Umlage als Sondertatbestand hineingegeben wer-
den. Die können in die Stromsteuer fließen, wierum
man das auch immer annimmt. Auf jedem Fall kann
da dem Verbraucher direkte Entlastung zuteil wer-
den. Das andere fände ich auch sehr sinnvoll, wenn
wir sagen, volkswirtschaftlich ist es sinnvoll, diese
Aluminiumbetriebe, die ich eben zitiert habe, oder
auch andere zu entlasten. Auch das sollte der Steu-
erzahler aus dem großen Säckel der Solidarge-
meinschaft machen und nicht nur diejenigen, die
am Ende den Stromverbrauch haben und bezahlen
müssen.

Ich habe die Formulierung von Herrn Adams nicht
mehr im Kopf, aber ich habe hier noch eins liegen
und das zitiere ich mit Freuden, Herr Präsident,
wenn es erlaubt ist, nämlich auch wiederum Herrn
Trittin: „Energie ist ein knappes und endliches Gut.
Die Preise für seine Nutzung sind in Deutschland
zu niedrig. Es ist daher erforderlich, Energie über
den Preis zu verteuern.“ - Zitat aus dem Gesetzent-
wurf 1998 der Fraktionen SPD und GRÜNE, Ent-
wurf eines Gesetzes zum Einstieg in die Ökologi-
sche Steuerreform.

Diesen Geist, meine Damen und Herren, hören wir
auch noch in 2013. Wenn ich das schon höre, wir
machen Strompakete. Der Letzte nach hinten raus
muss immer teurer werden, damit große Stromver-
braucher bestraft werden. Große Stromverbraucher
wohnen vielleicht noch in energetisch nicht so gut

sanierten Wohnungen, wo Rot-Grün gerade im
Bundesrat verhindert, dass wir steuerliche Anreize
schaffen, um eine energetische Sanierung herbei-
zuführen.

(Beifall CDU, FDP)

Wir werden also doppelt bestraft durch Ihre Blocka-
de in der Politik.

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Rot-Rot-
Grün.)

Rot-Rot-Grün wirkt, stimmt. Vielen Dank, Herr Kol-
lege.

Meine Damen und Herren, die EEG-Umlage ist seit
2003 in den letzten zehn Jahren von 0,5 Cent auf
5 Cent gestiegen. Der Anstieg ist in Prozent schon
kaum auszudrücken, das sind nämlich 1.000 Pro-
zent. Das ist für eine durchschnittliche Familie mit
zwei Kindern eine Steigerung von 175 € pro Jahr.
Dieses Geld - ich habe es eben schon mal gesagt -
fehlt sicherlich den bedürftigen Menschen, aber es
fehlt jedem in Deutschland. Deshalb sollte die Dis-
kussion um eine Reduktion der Strompreise auf das
vernünftige und unvermeidbare Maß nicht ideologi-
schen Scheuklappen folgen, sondern unser aller
Anliegen sein.

Meine Damen und Herren, wenn ich die Diskussion
höre, möchte ich bitte in das Rund noch eine Frage
stellen: Wo soll denn Schluss sein? Wenn wir
100 Prozent erneuerbare Energien in Thüringen ha-
ben

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Ja.)

oder 200 Prozent? Dann macht Baden-Württem-
berg etwas weniger. Wenn jeder sein eigenes
Windrad hat?

Meine Damen und Herren, Energiepolitik erfordert
Augenmaß, erfordert ein nationales Konzept, erfor-
dert ein europäisches Konzept und nicht Thüringer
Scheuklappen. Vielen Dank.

(Beifall CDU, FDP)

Vizepräsident Gentzel:

Danke, Herr Abgeordneter. Als Nächster hat Abge-
ordneter Baumann von der SPD-Fraktion das Wort.

Abgeordneter Baumann, SPD:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und
Herren, es ist schon viel zu dem Antrag gesagt wor-
den, auch von mir. Als ich die Überschrift gelesen
habe „Wirksame Strompreise einführen - die Ener-
giewende sozial und zukunftsorientiert gestalten“
hatte ich mir eigentlich unter dem Antrag etwas an-
deres vorgestellt. Der Inhalt ist dann einseitig für
mich nur in eine bestimmte Richtung gestreckt. Zu
dem Bericht der Landesregierung möchte ich nichts
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weiter sagen, möchte bei Punkt 2 Ihres Antrags be-
ginnen.

Verfahren zur Vermeidung von Versorgungsunter-
brechungen zu entwickeln - sicherlich ist es ein
Problem, dass viele Menschen in unserer Republik
ihre Stromrechnung nicht zahlen können. Dafür gibt
es die unterschiedlichsten Gründe. Manche wollen
sie vielleicht auch nicht bezahlen. Das ist sicherlich
der geringere Teil, aber viele können sie nicht be-
zahlen. In der Regel ist auch davon auszugehen,
dass diejenigen Betroffenen von staatlicher Unter-
stützung abhängig sind und dass das auch dazu
führen kann, dass es soziale Probleme geben
kann, wenn es sich um Familien mit Kindern und
Ältere usw. handelt. Hier gibt es kein Informations-
system, keine Verpflichtung auch der Versorger, die
Sozialämter zu unterrichten, wenn eine Versor-
gungslücke eintritt. Hier kann man vielleicht an der
einen oder anderen Stelle einhaken. Wir haben im
Wirtschaftsausschuss gestern auch besprochen,
dass wir über die gesamte Problematik SGB II noch
mal reden wollen. SPD und CDU haben einen An-
trag gestellt, dass wir eine Selbstbefassung vorneh-
men werden. Auch in diesem Zusammenhang, den-
ke ich, kann das ein Thema mit sein.

Der Punkt 2, ein Entschuldungsmanagement einzu-
führen: Hierzu hat, glaube ich, Herr Adams das
richtigerweise erläutert, worum es geht. Dem kann
ich mich eigentlich nur anschließen und sagen,
wenn wir jetzt noch ein extra Entschuldungssystem
einführen, ein Energieschuldenmanagement, ist im-
mer die Frage - und darauf komme ich dann noch
zum Schluss -, wer bezahlt das?

Über die Gründung von Energiegenossenschaften
will ich mich gar nicht weiter auslassen, ich denke,
das haben wir im vorigen Tagesordnungspunkt ge-
klärt.

Eine Pilotmaßnahme als Punkt 4 zu initiieren, in der
private Haushalte durch Landeszuschuss energie-
effiziente Haushaltsgeräte anschaffen werden, ich
glaube, das ist nicht förderlich, ein solches Förder-
programm überhaupt aufzubauen. Auch hier, und
dazu komme ich auch zum Schluss noch mal, wie-
der die Frage: Wer zahlt das Ganze zum Schluss?
Ich finde das Bundespilotprojekt der Caritas, und in-
zwischen haben sich auch noch andere freie Trä-
ger, Wohlfahrtsverbände angeschlossen, Energie-
sparcheck, und es gibt jetzt einen Energiespar-
check Plus, dieses gesamte Projekt wird im
Jahr 2013 erweitert und, ich glaube, das ist der
richtige Ansatz, an 150 Standorten sollen
150.000 Beratungen durchgeführt werden. In dem
ersten Teil des Pilotprojekts war es so, dass SGB-
II-Empfänger geschult wurden, dort die Beratungen
durchzuführen. Das Ganze ist mit 2.700 Menschen
passiert, 20 Prozent sind auch im Anschluss vermit-
telt worden. Das Ergebnis war, dass im Arbeitslo-
sengeld-II-Bereich in einem Jahr 87 € an Energie-

kosten gespart wurden und im Bereich des Wohn-
geldes sogar 138 €. Ich glaube, das ist der richtige
Weg auch der Information. Dass man hier über Er-
weiterungen in Zukunft nachdenken sollte, das
muss man in der zweiten Phase jetzt sehen.

Im Übrigen hat die SPD-Bundestagsfraktion vorge-
schlagen, einen Energieeffizienzfonds aufzulegen
und auch private Haushalte zu unterstützen mit ei-
ner Energieberatung bzw. zinsgünstige Kredite für
Energieeffizienzmaßnahmen zur Verfügung zu stel-
len. Ich glaube, auch das ist der richtige Weg.

Zu Punkt 3: Hier gibt es mehrere Punkte - Strom-
preisbremse, Einbeziehung der Großverbraucher -,
auch darüber wurde schon viel gesagt. Dazu gibt
es vonseiten der SPD-Bundestagsfraktion einen
klaren Vorschlag, nämlich die Stromsteuer auch für
die niederen Einkommen um 25 Prozent zu senken.
Das hat leider bisher noch keine Mehrheit gefun-
den.

Der nächste Punkt, Integrierung der Energiekosten
in die Unterkunftskosten nach SGB II und SGB XII:
Auch das wird eine Mehrbelastung der Steuerzah-
ler werden, denn dann bezahlt das der Bund. Si-
cherlich, die Kommunen werden vielleicht hier ent-
lastet. Auch da sagt keiner, wie das Ganze finan-
ziert werden soll. Und schlussendlich die Einfüh-
rung eines Schutzes vor Stromsperren und Strom-
grundkontingenz, kostenlose Grundversorgung mit
Strom. Ich weiß nicht, wie es finanziert werden soll
und wie das funktionieren soll, das haben Sie eben-
falls nicht dazugesagt. Wenn einer dann mehr
Energie verbraucht, dann wird er auch nicht mehr
damit belastet, das zahlt dann auch alles der Steu-
erzahler. Eine Stromsteuerbefreiung, die ich eben
genannt habe, glaube ich, wäre ein zielführendes
Instrument dazu. All diese haushaltsrelevanten Vor-
schläge, warum habe ich das so betont? Das ist ja
nicht nur jetzt zu diesem Tagesordnungspunkt so.
In den letzten drei Tagen habe ich von Ihnen, be-
sonders von Ihnen Herr Bärwolff, Vorschläge ge-
hört, wo Sie noch nicht mit einer Silbe gesagt ha-
ben, wie Sie das zahlen wollen, mit nicht einer Sil-
be. Ich hab nichts davon gehört, wie das finanziert
werden soll. Land und Bund müssen es dann ma-
chen, wahrscheinlich sollen wir wieder mehr Schul-
den aufnehmen, aber das wollen Sie auf der ande-
ren Seite auch nicht. Also Ihre Äußerung in diese
Richtung, auch was Sie in der ersten Runde heute
vor zwei Tagesordnungspunkten abgelassen ha-
ben, ist für mich ohne politischen und vor allen Din-
gen sozialpolitischen und finanzpolitischen Sach-
verstand. Sie schaden damit der Demokratie mehr,
als Sie denken gutzumachen mit Ihren Beiträgen.
Ich würde Ihnen einfach vorschlagen, dass Sie
noch einmal in die Lehre gehen. Das wäre besser
für Sie und das ist auch besser für uns. Mit Ihren
einseitigen Betrachtungsweisen tragen Sie zur
Spaltung der Gesellschaft bei. Sie haben keine ge-
samtgesellschaftliche Verantwortung und darüber
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sollen Sie einfach mal nachdenken. Das ist speziell
an Herrn Bärwolff. Danke für die Bemerkung. Das
könnte auch mal einen Ordnungsruf wert sein.

(Zwischenruf Abg. Jung, DIE LINKE: Er hat
gar nichts gesagt.)

Nicht Bemerkung, Entschuldigung, für Ihr Hand zei-
gen, was Sie jetzt eben gemacht haben. Darüber
sollten Sie nachdenken. Das geht nicht an DIE LIN-
KE, sondern speziell an Herrn Bärwolff. Ich bedan-
ke mich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall SPD)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Es gibt noch zwei weitere Wortmeldungen. Für die
SPD-Fraktion hat sich Abgeordneter Weber zu
Wort gemeldet. Danach hat sich Frau Abgeordnete
Leukefeld für die Fraktion DIE LINKE zu Wort ge-
meldet.

Abgeordneter Weber, SPD:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Kolleginnen
und Kollegen, es gab einen Grund, dass der ar-
beitsmarktpolitische Sprecher der SPD-Landtags-
fraktion dieses Thema zu seinem gemacht hat hier
vorn am Rednerpult, weil ja, wie schon gesagt wur-
de, die Überschrift vom Antrag leider nicht zum In-
halt passt, weil Strompreisbremse ist eigentlich was
anderes als das, was Sie beschrieben haben. Des-
wegen haben wir uns mit dem Antrag auseinander-
gesetzt, und zwar von der sozial- und arbeitsmarkt-
politischen Seite aus, und das hat der Kollege Bau-
mann gemacht. Allerdings sind in der Debatte doch
vom Kollegen Worm und auch vom Herrn Kollegen
Kemmerich ein paar Punkte angesprochen worden,
die aus der energiepolitischen Seite nicht ganz un-
widersprochen bleiben können, weil sie einfach
nicht stimmen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn wir über die Frage sprechen, wer zahlt denn
die Last des Strompreises in der Bundesrepublik
Deutschland, dann gebe ich Ihnen recht, es zahlt
der Endverbraucher, es zahlen kleine und mittel-
ständische Unternehmen. Das liegt aber nicht dar-
an, dass wir zu viel erneuerbare Energien machen,
sondern das liegt daran, dass Sie dafür gesorgt ha-
ben, dass immer mehr Unternehmen 6 Cent pro Ki-
lowattstunden zahlen, während die Kleinstunterneh-
men und die Endverbraucher 25,7 Cent zahlen.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das ist der Unterschied. Die Differenz liegt, das
kann man ganz einfach ausrechnen, bei 20 Cent
und Sie sorgen dafür, dass diese 20 Cent Differenz
für immer mehr Unternehmen am Markt gelten. So
einfach ist das. Jürgen Trittin hat gemeinsam mit
der Sozialdemokratie natürlich in der Frage des

EEG Ausnahmetatbestände geschaffen, und zwar
für, wie Sie schon richtig sagten, energieintensive
Unternehmen, die im internationalen Wettbewerb
stehen - genau für diejenigen. Das ist zum Beispiel
die Aluminiumindustrie, das ist im Stahlbereich eini-
ges, wo sie Gießöfen, Schmelzöfen betreiben, wo
es keine technische Alternative dazu gibt, mit weni-
ger Energie zu produzieren. Das ist der Grund ge-
wesen. Was machen Sie? Sie nehmen Karstadt,
Quelle und C&A in diese Ausnahmen,

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

weil die Einzelhandelsunternehmen im internationa-
len Wettbewerb stehen, Bistum Erfurt, Golfplätze,
wir könnten Sie alle aufzählen. Daran würden Sie
merken, wie lächerlich das ist.

(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Fleischereien.)

Mag ja sein, dass eine Einzelhandelskette einen
hohen Energiebedarf hat, aber sie stehen nicht im
internationalen Wettbewerb. Ich fahre ja nicht ins
Ausland, weil mir bei C&A aufgrund des Stromprei-
ses der Pulli zu teuer ist. Also das ist ja völlig ab-
surd.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dann müssen Sie auch, wenn wir - Herr Kollege
Worm, es tut mir ja leid - über EEG-Umlage und
über die nicht vorhandene Akzeptanz der EEG-Um-
lage reden, mal darüber reden, wie die entstanden
ist, weil mehr als die Hälfte der von Altmaier kalku-
lierten EEG-Umlage, mehr als die Hälfte der Kos-
ten, sind nicht zurückzuführen auf den Ausbau der
erneuerbaren Energien. Da reden wir über Liquidi-
tätsrücklage, wir reden über Kontenausgleich, weil
man sich vorher verkalkuliert hat, wir reden über
Ausweitung der Umlagen, § 19 Umlage, weil man
die Großen stärker befreien will usw. usf. Es gibt da
einige Untersuchungen, kann ich Ihnen gern zei-
gen, wie sich die EEG-Umlage zusammensetzt.
Dann hat man die aufgeblasen, hat einen riesigen
Medienhype darum entwickelt und gesagt, die Er-
neuerbaren sind schuld und deswegen müssen wir
auf die Bremse treten. Jetzt diskutieren wir über
Ausbaustopps, Deckelungen und ähnliche Dinge,
statt einfach mal darüber zu reden, macht doch mal
die Umlage transparent, erklärt mal den Menschen,
wer für was zahlt, und fragt mal, ob die Bürgerinnen
und Bürger bereit sind, mit ihrem Strompreis die
energieintensiven Unternehmen wie C&A, Karstadt
und Quelle zu subventionieren.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Am Ende ist es so, dass das der Grund für steigen-
de Energiepreise ist.

Jetzt noch einen Satz zum Kollegen Bärwollf: Ich
weiß, Sie haben es jetzt nicht einfach bei dem The-
ma, weil es offensichtlich nicht Ihres ist, aber Sie
haben etwas völlig falsch verstanden. Es gibt eine
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Vortragsreihe, die innerhalb der SPD, auch von den
GRÜNEN gemacht wird, wo wir darüber reden,
dass eine konventionelle Energieumlage bei
10 Cent pro Kilowattstunde wäre. Das ist aber na-
türlich ein Beispiel dafür, dass man mal eine Dis-
kussionsaugenhöhe erreicht in der Frage: Wie hoch
wird denn was subventioniert in der Bundesrepublik
Deutschland? Dass Sie das jetzt aufgenommen ha-
ben und sagen, sie wollen die einkassieren, da ha-
ben Sie das Prinzip nicht verstanden. Wir sagen,
die anderen, die Konventionellen, die werden über
Steuern subventioniert, und zwar mit 10 Cent pro
Kilowattstunde. Das ist der Fakt. Die Erneuerbaren
werden über die Umlage finanziert, und zwar mit
3,5 Cent pro Kilowattstunde. Um das deutlich zu
machen, dass wir dreimal so viel die Bürgerinnen
und Bürger in diesem Land und die Unternehmen
im Übrigen, Herr Kemmerich, dreimal so stark mit
Subventionen für konventionelle Energien belasten,
wie wir sie belasten für die Erneuerbaren. Darum
ging es und nicht noch einmal zusätzlich 10 Cent
einzukassieren für die konventionellen Energien.
Tut mir leid, dass Sie das falsch verstanden haben,
aber herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die Fraktion DIE LINKE hat Frau Abgeordnete
Leukefeld das Wort.

Abgeordnete Leukefeld, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, ich bin
ja Herrn Weber sehr dankbar, dass er jetzt noch
einmal deutlich gemacht hat, dass auf der einen
Seite große Geschenke verteilt werden, wo große
Unternehmen nicht zahlen müssen, und auf der an-
deren Seite Herr Baumann hier in seiner traurigen
Art dargelegt hat,

(Heiterkeit im Hause)

wer soll es bezahlen, wenn die sozial Schwachen
die hohen Strompreise nicht bezahlen können. Ich
finde es ehrlich gesagt ziemlich anmaßend, hier
meinem Kollegen Bärwollf so zu begegnen, dass er
erstens keine Ahnung hat und dass er hier irgendei-
ne populistische Debatte anzettelt.

(Zwischenruf Abg. Baumann, SPD: Hat er
auch.)

Ich glaube, es ist doch völlig legitim - und das muss
ich jetzt mal sagen, so verstehe ich auch dieses
Parlament -, dass wir uns gemeinsam Gedanken
machen bei einem Umbau der Wirtschaft und der
Gesellschaft, wie kann das ökologisch und sozial
erfolgen.

(Beifall DIE LINKE)

Wir wissen doch ganz genau, dass ein Teil der
Menschen, die sozial schwach sind, tatsächlich ab-
gehängt sind von vielen Entwicklungen, die in der
Gesellschaft laufen. Wir sind dafür da, und das ist
auch wirklich das Markenzeichen der LINKEN, dass
wir hier aufmerksam machen, das, was an Entwick-
lungsweg mit ökologischer Energiewende richtig
und sinnvoll ist, muss aber sozial untermauert und
abgefedert werden. Ich sage jetzt mal, wenn hier
gesagt wird von Herrn Baumann, wer bezahlt, da
frage ich, wer hat denn vieles erfunden? Sie haben
ja jetzt alles in einen Zusammenhang gebracht. Da
sage ich mal Agenda 2010, da sage ich Jobcenter
und der Umgang mit den Menschen.

Dass das hier mein Kollege Matthias Bärwolff in ei-
ner polemischen Art zusammengefasst hat, das
halte ich für legitim, die Debatte muss hier geführt
werden. Ich halte es auch für möglich, dass hier
mal, weil nicht alle Fachpolitiker sind, aber letztend-
lich Entwicklungen ja komplex und gesellschaftlich
hier auch gesteuert und entwickelt werden müssen,
das manches hier auch mal richtiggestellt wird, was
eben vielleicht so nicht ganz von vornherein stimmt,
wie das letzte Beispiel jetzt mit dem ökologischen
Fußabdruck und das, was wir hier aufgeschrieben
haben.

Also noch mal: Die Debatte ist wichtig und notwen-
dig, und jeder hat hier, glaube ich, das Recht, in
diesem Hohen Haus auch seine Positionen hier
darzubringen und zu untersetzen. Danke.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Es gibt einen weiteren Wunsch nach Rede. Für die
FDP-Fraktion Abgeordneter Kemmerich.

Abgeordneter Kemmerich, FDP:

Meine Damen und Herren, sehr verehrte Frau Prä-
sidentin, vielen Dank. Vielleicht noch mal ein Wort
zu den Ausnahmetatbeständen. Die Liste wird ins-
besondere angeführt oder voll gemacht durch viele
städtische Verkehrsbetriebe.

(Zwischenruf Staschewski, Staatssekretär:
Nein.)

Jetzt werden wir natürlich alle zugeben, dass die
nicht im internationalen Wettbewerb stehen, aber
sie sind energieintensiv und man hat sich dazu ent-
schlossen, die halt von der EEG-Umlage auszuneh-
men. Jetzt sind wir wieder bei dem Punkt, dass al-
les irgendwie miteinander zusammenhängt. Jetzt
müssen wir natürlich vielen Verkehrskunden erklä-
ren, dass, wenn wir diesen Ausnahmetatbestand
rückgängig machen, sich das unmittelbar auf die
Fahrpreise auswirken könnte - nur mal das zur
Klarheit.
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(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Wir wollen das nicht.)

Herr Weber, die Rechnung war gerade abenteuer-
lich, bei allem Respekt vor Ihrem teilweise doch
profunden Wissen in den Tatbeständen. Wo ist er
denn überhaupt? 10 Prozent der EEG-Umlage ma-
chen die Ausnahmetatbestände aus. Das sind also
irgendwie 60, 70 Cent plus Mehrwertsteuer. Sie
sprachen gerade von 20 Cent. Also die Rechnung
können Sie mir dann in Ruhe noch mal erläutern,
die ist schlichtweg falsch und erzeugt auch völlig fa-
denscheinige falsche Eindrücke.

(Beifall FDP)

Getrieben wird die Ausweitung der EEG-Umlage
durch den rasanten ungebremsten Aufstieg von er-
neuerbaren Energien. Noch mal, sie sind nicht
falsch, sie sind nur an den falschen Stellen. Danke.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Mir liegen jetzt keine weiteren Redeanmeldungen
mehr vor, so dass ich die Aussprache zum Bericht
und zum Antrag als Ganzes schließe. Kann ich da-
von ausgehen, dass sich das Berichtsersuchen er-
füllt hat? Dagegen erhebt sich kein Widerspruch.
Fortberatung des Berichts ist nicht beantragt wor-
den, aber wir haben die Nummern II und III des An-
trags. Hier ist keine Ausschussüberweisung bean-
tragt worden, deswegen stimmen wir direkt über die
Nummern II und III aus dem Antrag der Fraktion
DIE LINKE in Drucksache 5/5822 ab.

Wer diesem seine Zustimmung gibt, den bitte ich
um das Handzeichen. Das sind die Stimmen aus
der Fraktion DIE LINKE. Ich frage nach den Gegen-
stimmen. Das sind die Stimmen aus der SPD-Frak-
tion, der CDU-Fraktion und der FDP-Fraktion. Ich
frage nach den Stimmenthaltungen. Das sind die
Stimmen aus der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN. Damit sind diese beiden Nummern aus dem
Antrag abgelehnt.

Ich werde jetzt gerade darauf hingewiesen, ich hat-
te gefragt, Ausschussüberweisung, und da habe ich
auf PGFs geschaut, jetzt wird mir gesagt, dass
Ausschussüberweisung an den Ausschuss für Wirt-
schaft, Technologie und Arbeit beantragt wurde.
Gut. Der Parlamentarische Geschäftsführer der
Fraktion DIE LINKE erklärt, dass das durch ist.
Dann lassen wir das bei dieser Feststellung und ich
schließe den Tagesordnungspunkt 16.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 17

Bundesweit einheitliches
Warnsystem für Autobahnauf-
fahrten
Antrag der Fraktion der FDP
- Drucksache 5/5828 -

Ich sehe nicht, dass das Wort zur Begründung ge-
wünscht wird. Demzufolge beginnen wir gleich mit
der Aussprache. Ich rufe für die Fraktion DIE LINKE
den Abgeordneten Kuschel auf.

Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE:

Danke, Frau Präsidentin. Meine sehr geehrten Da-
men und Herren, die Problematik, die hier die FDP
zum Gegenstand des jetzigen Tagesordnungs-
punkts gemacht hat, war bereits auch ein Thema
der Aktuellen Stunde und auch im Ausschuss für
Bau, Landesentwicklung und Verkehr wurde über
dieses Thema diskutiert. So positiv das Anliegen
der FDP ist, weil dahinter eine Reihe von Einzel-
schicksalen steht, so unkonkret und verbesse-
rungswürdig ist aber der Antrag selbst.

Erstens kann es nach unserer Überzeugung kein
einheitliches Warnsystem geben, weil dafür die
Vielfalt der Ursachen für das Falschfahren viel zu
breit aufgestellt ist und zum anderen gibt es zu die-
sem Phänomen Geisterfahrten auf Autobahnen
noch viel zu wenig wissenschaftlich begründete Er-
kenntnisse. Jetzt liegt eine aktuelle Forschungsstu-
die zu diesem Thema „Falschfahrten auf Autobah-
nen“ vor. Das wurde im Auftrag des Bundesministe-
riums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung
erstellt und ich darf daraus kurz den Inhalt zitieren:
Sowohl in Deutschland, aber auch in Österreich,
der Schweiz und den Niederlanden wurde festge-
stellt, dass die Unfälle infolge von Falschfahrten
verhältnismäßig selten sind; seit den letzten Jahren
auch konstant, aber sie sind natürlich in der Öffent-
lichkeit sehr präsent, sicherlich auch zu Recht. Ge-
messen an allen Autobahnunfällen haben sie einen
Anteil von 0,005 Prozent. Wenn man es separiert
auf Personenschäden, dann liegt der Anteil bei
0,2 Prozent. Allerdings - auch das ist klar, insbe-
sondere in Bezug auf die Personenschäden - sind
diese Unfälle als unverhältnismäßig schwer zu be-
zeichnen, die Personenschäden sind dann immer
sehr erheblich. Weiterhin wurde festgestellt, dass
Motive und Ursachen für das Falschfahren sehr
komplex sind. Es ist meist im Fehlverhalten von
Fahrerinnen und Fahrern begründet, entweder Ori-
entierungsverlust, oftmals ist Alkohol im Spiel oder
Zeitmangel und Stress, aber auch Suizidgedanken
und Mutproben spielen durchaus eine Rolle.

Es gibt allerdings auch einen zweiten Ursachen-
komplex, das sind missverständliche Verkehrsfüh-
rungen bei Autobahnauffahrten, insbesondere dort,
wo es sich um Baustellen handelt und bei komple-
xen Verkehrsknoten. Allerdings waren laut einer
ADAC-Studie, welche schon vom Jahr 2005 ist, die
Hälfte aller Fahrer mit vollem Wissen auf der Ge-
genrichtung der Autobahn. Das sollte durchaus zu
denken geben. Als Gründe waren einerseits das
Verpassen einer Abfahrt oder Tankstelle oder der
Verlust von Fahrzeugteilen angegeben worden.
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Will man also besondere Risikogruppen herausstel-
len, dann sind es hauptsächlich junge und unerfah-
rene Fahrer unter Alkoholeinwirkung und ältere
Fahrerinnen und Fahrer, bei denen visuelle Wahr-
nehmungsbeeinträchtigungen vorliegen. Zu den
räumlichen und zeitlichen Dimensionen des Falsch-
fahrens: 40 Prozent der Fahrten in die Gegenrich-
tung beginnen an den Auffahrten und Anschluss-
stellen, dicht gefolgt von den Tank- und Raststät-
ten. Zeitlich finden diese Geisterfahrten meist nach
19.00 Uhr und in den Nachtstunden statt, wobei ei-
ne deutliche Auffälligkeit auf die Wochenenden ent-
fällt. Aufgrund dieser Dinge, die ich Ihnen kurz auf-
gezählt habe, sehen Sie wie vielfältig die Ursachen
sind. Wenn man jetzt mit einer einzelnen Maßnah-
me, nämlich einem einheitlichen Warnsystem dort
agieren will, wie will man diese Vielfalt der Ursa-
chen damit erfassen? Das ist das eigentliche Pro-
blem und auch die Schwäche der Forderung der
FDP. Bereits in Angriff genommen wurden eine
Reihe von Gegenmaßnahmen. Seit 2010 läuft in
Bayern ein Pilotversuch an der A 3 und der A 8 und
Teilen der A 94. Dort sind Geisterfahrerwarntafeln,
die man auch aus Österreich kennt, und Markierun-
gen an den Auffahrten aufgestellt. Dort werden also
Versuche unternommen. Der gesamte Pilotversuch
wird wissenschaftlich begleitet. In Thüringen hat
man an den Tunneleingängen Induktionsschleifen
programmiert. Dort werden Falschfahrer erfasst
und analysiert. Auch auf den Autobahnauffahrten
gibt es entsprechende Kennzeichnungen. Aller-
dings ist jetzt bereits klar, dass es keine einfache
Lösung für dieses Phänomen und Problem gibt. Die
Automobilclubs, insbesondere ADAC, aber auch
ACE, stehen zusätzlichen Schildern kritisch gegen-
über, weil sie eher die Informationsflut für Kraftfah-
rerinnen und Kraftfahrer weiter verstärken. Bereits
jetzt ist der Schilderwald sehr groß. Österreich ist
dafür ein Beleg. Dort gibt es entsprechende Schil-
der und trotzdem gibt es dort jährlich etwa 400 so-
genannte Geisterfahrer. Deshalb ist der sicherste
Schutz immer noch der Verkehrsfunk im Radio für
die anderen Verkehrsteilnehmer, auch wenn dort
nicht jede Falschfahrermeldung letztlich gesendet
werden kann.

Notwendig sind unbestritten aus unserer Sicht die
Mängelbeseitigungen, die ich im zweiten Komplex
genannt hatte, also eine bessere Kennzeichnung
bei den Auffahrten, insbesondere in Baustellenbe-
reichen. Bei 92 untersuchten Anschlussstellen hat
man beispielsweise bei einer Überprüfung
237 Mängel festgestellt und nur sechs der 92 Auf-
fahrten waren tatsächlich absolut mängelfrei. Das
heißt also, die Streckenkontrollen müssen insbe-
sondere in Baustellenbereichen verstetigt und ver-
bessert werden, Markierungen gilt es zu optimieren.

Notwendig ist darüber hinaus aber eine weitere
Prävention im Bereich Alkoholaufklärung, allerdings

müssen wir auch eine Diskussion zum grundsätzli-
chen Alkoholverbot am Steuer führen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie wissen, da sind wir immer noch Entwicklungs-
land im Vergleich zu anderen europäischen oder In-
dustriestaaten.

Eindeutige Navigationshinweise würden auch hilf-
reich sein. Eine Vielzahl von gegenwärtig am Markt
befindlichen Navigationsgeräten ist eher irrefüh-
rend, insbesondere dort, wo temporäre Baustellen
oder andere Verkehrsführungen, auch was Auffahr-
ten betrifft, real vorhanden sind.

Man muss sich natürlich auch mit der Problematik
dieser sogenannten komplexen Verkehrsknoten be-
schäftigen, insbesondere wenn es darum geht, ne-
ben den allgemeinen Verkehrszeichen weitere Hin-
weiszeichen auf regionale Besonderheiten, Bau-
denkmäler und Vergnügungsparks anzubringen. In-
zwischen ist ja an den Autobahnen eine Vielzahl
von Hinweisschildern vorhanden, man wird überall
begrüßt und verabschiedet. Die Verkehrsexperten
meinen, dass das auch eine Ursache für Falsch-
fahrten wäre.

Das Problem ist, dass bei dieser sehr öffentlich-
keitswirksamen Thematik oftmals die Hauptursa-
chen für Unfälle in Vergessenheit geraten, also un-
angepasste Geschwindigkeit, Alkohol am Steuer,
falsches Abbiegen und auch die Fehleinschätzung
des eigenen Fahrvermögens. Deshalb gilt Ver-
kehrssicherheit als gesamtgesellschaftliches Anlie-
gen, also auch in Kindergärten, Schulen, Lehre und
als ständige Weiterbildung. Ich darf erinnern: Es
gab auch schon Verkehrsweiterbildungen als
Pflicht. Auch über eine solche Problematik einer pe-
riodischen Weiterbildung nachzudenken, wäre
wichtig. Hier können alle einmal im Leben den Füh-
rerschein machen und dann ein Leben lang fahren.

Die Verringerung der Verkehrsdichte wäre natürlich
auch eine Möglichkeit, Geisterfahrten und insbe-
sondere deren Folgen zu minimieren. Da wissen
wir natürlich, das sind komplexe Dinge, die kurzzei-
tig keine Wirkung erreichen. Insofern darf man es
nicht aus dem Blick verlieren, aber als Sofortmaß-
nahme ist es sicherlich nicht geeignet.

Eine abschließende Anmerkung zur FDP: Die we-
nigsten Falschfahrer gibt es in den südlichen Län-
dern, z.B. Italien, die Mautsysteme an den Auto-
bahnauffahrten haben, weil offenbar diese Maut-
systeme natürlich ein eindeutiger Hinweis dafür
sind, in welche Richtung es geht, und damit auch
die bewussten Falschfahrten im Grunde genommen
unmöglich werden. Insofern muss gerade auch die
FDP noch einmal ihre Position überdenken, ob
nicht gegebenenfalls auch derartige Mautsysteme
aus mehrerlei Hinsicht, aber auch mit Blick auf die
Geisterfahrten ein wirksames technisches Mittel
wären. Danke.
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(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die CDU-Fraktion hat Frau Abgeordnete Tasch
das Wort.

Abgeordnete Tasch, CDU:

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen,
zum Antrag der FDP „Bundesweit einheitliches
Warnsystem für Autobahnauffahrten“ möchte ich
namens der CDU-Fraktion folgende Stellung bezie-
hen:

Es ist nicht von der Hand zu weisen, dass es in der
Vergangenheit zu mehreren Falschfahrten auf Thü-
ringer Autobahnen gekommen ist. Besonders die
Durchfahrt eines Teilabschnitts der Tunnelkette auf
der A 71 am 21. Januar hat für viel Aufsehen ge-
sorgt. Aus diesem Grund haben wir die Vorfälle be-
reits in der 40. Sitzung des Ausschusses für Bau,
Landesentwicklung und Verkehr und am 6. Februar
im Rahmen einer Aktuellen Stunde behandelt. Des-
halb halten wir den Antrag heute für überflüssig. Da
muss ich sagen, viel hilft nicht viel. Wenn man es
immer wieder sagt, macht man es auch nicht bes-
ser. Deswegen möchte ich auch gleich sagen, wir
werden diesen Antrag ablehnen. Denn bei beiden
Terminen wurde von allen Fraktionen viel Richtiges
gesagt, insbesondere die Einordnung der Anzahl
von Falschfahrten im Vergleich zu weiteren Unfall-
ursachen wie beispielsweise Fahren unter Alkohol
oder überhöhte Geschwindigkeit. Festgestellt wur-
de auch, dass absichtliches Falschfahren als Mut-
probe oder auch Suizid nur sehr schwer bis gar
nicht zu verhindern ist, weshalb die Maßnahmen
darauf konzentriert werden müssen, wie unabsicht-
liches Falschfahren verhindert werden kann. Grün-
de hierfür können sein eine Überforderung, Orien-
tierungslosigkeit, Verwirrung oder auch Befolgung
missverständlicher Signale aus dem Navigations-
system, die noch verstärkt werden durch
Missbrauch von Alkohol oder Drogen.

Im März hat das Bundesministerium für Bau, Ver-
kehr und Stadtentwicklung einen Forschungsbericht
unter dem Titel „Falschfahren auf Autobahnen“ vor-
gestellt. Laut dieser Studie ist das falsche Einbie-
gen in Autobahnanschlussstellen die häufigste Ur-
sache von Falschfahrten, nämlich 30 Prozent aller
Fälle. In diesem Zusammenhang wurde festgestellt,
dass Falschfahrten nachweislich an Anschlussstel-
len begonnen haben, die erhebliche Mängel im Be-
reich der Beschilderung und Markierung aufweisen.
Wir haben es gehört, auf den zwei Terminen, auf
diesem Gebiet ist die Landesregierung tätig gewor-
den und überprüft gegenwärtig alle Beschilderun-
gen an Thüringer Autobahnauffahrten. Begleitend
dazu wird speziell für die Thüringer Tunnel unter-
sucht, welche Signaltechnik geeignet ist, um
Falschfahrer in den Tunneln der zentralen Betriebs-

leitstellen sofort optisch anzuzeigen. Da darf ich
noch mal an unseren Ausschuss erinnern, wo wir
das wirklich ganz ausführlich auch besprochen und
erläutert haben.

Die Umsetzung von konkreten verkehrstechnischen
Maßnahmen wird weiterhin als Mittel für Verhinde-
rung von Falschfahrten empfohlen. So können opti-
mierte Markierungen den Verkehrsteilnehmer intui-
tiv oder unbewusst zu einem richtigen Fahren ver-
leiten. Zudem werden weitere Aktionsfelder be-
nannt, wie z.B. Maßnahmen zur Unterbindung alko-
holisierter Fahrten, Maßnahmen zur Reduktion der
Komplexität von Autobahnknoten, Maßnahmen ins-
besondere, die dazu dienen, die Fahrten zu opti-
mieren, also älteren Menschen auch Fahrtraining
anzubieten. Empfohlen wird natürlich auch, ein Na-
vi sich anzuschaffen, das man gut versteht.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte noch
einmal auf das Pilotprojekt in Bayern eingehen. Ge-
meinsam mit dem Bund und der Bundesanstalt für
Straßenwesen wird der Einsatz von neonfarbenen
Falschfahr-Warntafeln und veränderter Markierung
getestet. Ziel dieses Projekts ist es, eine Falsch-
fahrt erst gar nicht entstehen zu lassen oder im
letzten Moment zu verhindern. Das haben wir auch
schon mehrfach gehört, in Österreich werden sol-
che Warntafeln seit Längerem eingesetzt und laut
ADAC ist ein deutlicher Rückgang an Falschfahrten
zu verzeichnen. Die Vertreter der Bundesländer im
Bund-Länder-Fachausschuss StVO haben sich dar-
auf geeinigt, den Pilotversuch in Bayern auszuwer-
ten, um im Anschluss einheitliche Maßnahmen zu
ergreifen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, sowohl der Bericht
als auch die Auswertung dieses Pilotprojekts be-
schäftigt die Länder und den Bund gleichermaßen
und es ist Gegenstand auf der nächsten Verkehrs-
ministerkonferenz im April. Auf der Basis der Studie
sowie den Erfahrungen aus Bayern können dann
gezielt und zeitnah wirksame Maßnahmen erarbei-
tet werden, wie Falschfahrten vermieden werden
können.

Meines Erachtens haben Bund und Länder die Not-
wendigkeit des Handelns erkannt und schenken
nicht zuletzt durch die Unfälle der vergangenen Mo-
nate diesem Thema eine besonders hohe Aufmerk-
samkeit. Wenn Sie, liebe Freunde von der FDP,
Frau Staatssekretärin Klaan während der Aktuellen
Stunde am 14. Februar richtig zugehört haben, be-
teiligen sich die Länder an den Debatten und pla-
nen schon die von Ihnen geforderte Bundesratsiniti-
ative. Deshalb erachten wir Ihren Antrag als ent-
behrlich. Vielen Dank.

(Beifall CDU)
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Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Ich rufe für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN Frau Abgeordnete Schubert auf.

Abgeordnete Schubert, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren, wir begrüßen immer das Engagement für
mehr Verkehrssicherheit. Allerdings haben ja auch
schon mehrere Redner darauf hingewiesen, dass
wir eigentlich schon mitten in dem Prozess der Aus-
wertung stecken. Nichtsdestotrotz, Herr Unter-
mann, einer Überweisung werden auch wir uns
nicht verschließen. Wir sind allerdings enttäuscht
oder überrascht einmal wieder, dass Sie mit diesem
Antrag nur einen Bruchteil des alltäglichen Leids
auf den Thüringer Straßen in Angriff nehmen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie ignorieren, das ist auch bei den Geisterfahrern
der Fall, dass es vor allem und auch zunehmend
Senioren sind, die in Geisterfahrten gehen und sich
auch sonst ungewollt am Unfallgeschehen beteili-
gen. Darauf haben Sie keine Antwort. Es ist ein ab-
soluter Irrglaube, zu glauben, mit mehr Technik
würden wir dieses Problem in den Griff bekommen
und möglicherweise - das werden wir vielleicht im
Ausschuss hören - stehen die Kosten für diese Be-
schilderung in keinem Verhältnis zu anderen Maß-
nahmen, die sehr viel weniger Geld kosten und mit
denen man sehr viel mehr Leben retten könnte. Da-
zu komme ich gleich noch.

Eine Meldung - ich glaube, ich habe sie bei der Ak-
tuellen Stunde in der TLZ auch zitiert - zeigt auch
genau das Problem, Sie beziehen sich auf mehr-
spurige Straßen. Aber jemand, der mit 90 Jahren
auf der B 90 falsch fährt - man hat diesen Herrn
noch rechtzeitig aus dem Verkehr gezogen, bevor
Schlimmeres passierte -, das erschlagen Sie damit
überhaupt nicht. Das Thema Falschfahren ist eben
nicht nur ein Problem auf der A 71, Herr Unter-
mann, sondern auch auf Bundesstraßen und wird
von Ihrem Antrag nicht abgedeckt. Deshalb halten
wir Ihren Antrag für unehrlich und auch unvollstän-
dig, es sei denn - und ein Satz, Herr Untermann,
stimmt mich hoffnungsvoll -, Sie schreiben unter 2.
etwas von der Umsetzung von flächendeckenden
Präventionsmaßnahmen. Welche sind das? Jetzt
versuche ich mal Ihnen entgegenzukommen, wie
ich das verstehen würde. Wenn Sie - und wir haben
uns hier zum Verkehrssicherheitsprogramm reiflich
auseinandergesetzt - sich der Vision 0, der Vision
Zero verschreiben, der Verkehrsminister erwähnt
es im Verkehrssicherheitsprogramm, dann teilen
wir das Ziel der Vision 0, nämlich 0 Verkehrstote,
aber den Ansatz, wie man dahin kommt - und das
ist eigentlich das Hauptelement von Vision Zero -,
den haben viele in diesem Hause noch nicht ver-
standen und insbesondere auch der Verkehrsminis-

ter nicht. Denen werde ich jetzt erklären: Der An-
satz der Vision Zero ist nämlich, dass menschliche
Fehler, die im Straßenverkehr nun einmal alltäglich
passieren, nicht zu schweren Unfällen und Unfällen
mit Todesursache führen dürfen. Das heißt, wenn
Sie diesen Ansatz konsequent verfolgen, dann
müssten Sie in den folgenden Fragen eine andere
Haltung haben. Bitte?

(Zwischenruf Abg. Doht, SPD: Dann gehen
wir alle zu Fuß?)

Dann hören Sie mir vielleicht bis zum Ende zu. Ich
lasse mich nicht durcheinander bringen. Auch Frau
Doht hat sich hinter das Verkehrssicherheitspro-
gramm gestellt, sich der Vision Zero verschrieben,
wenn ich mich recht erinnere. Dass wir möglicher-
weise nie bei null Unfalltoten landen werden, das ist
klar, aber die Zahl der Unfalltoten, die wir jetzt ha-
ben, die ließe sich sehr einfach reduzieren. Wir sind
dafür, dass weniger Menschen sterben, Sie offen-
sichtlich nicht.

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Das ist ja ei-
ne Unverschämtheit.)

(Unruhe CDU, SPD)

(Zwischenruf Abg. Bergemann, CDU: Aufhö-
ren!)

Zum Beispiel das Thema „Alkohol am Steuer“. Die
CDU-Fraktion kümmert sich lieber um eventuell mal
grölende Jugendliche, die alkoholisiert auf irgendei-
nem Platz etwas über die Stränge schlagen. Das ist
Ihnen wichtiger, als sich für ein Alkoholverbot am
Steuer einzusetzen. Das ist doch so, Frau Tasch.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Eckardt, SPD: Bei so was
kann man nur saufen.)

Starten Sie doch eine Initiative! Wir als GRÜNE
sind dabei. Aber zu möglichen Initiativen komme
ich noch am Ende.

Verpflichtende Sehtests: Herr Geibert hat ja leider
den Rückzieher gemacht, er war schon einmal so-
weit, sich dafür einzusetzen, dass Menschen ab 70
ab und zu einen Sehtest machen müssen. Tempoli-
mits bzw. Maßnahmen der Verkehrsberuhigung, al-
les Dinge, die man machen müsste, wenn man sich
der Vision Zero wirklich verschreiben würde.

Ganz konkret gibt es eine Initiative aus Baden-
Württemberg, die sich SPD und GRÜNE dort aus-
gedacht haben, ausgedacht ist vielleicht zu viel ge-
sagt, die Zeit scheint inzwischen vielleicht reif dafür
zu sein. Das betrifft eine sehr konkrete Änderung
der Straßenverkehrsordnung. Die Straßenverkehrs-
ordnung, so wie sie jetzt ist, das ist der § 45,
schränkt das Ermessen der Behörden sehr stark
ein, Menschen ausreichend vor Lärm und Unfällen
zu schützen. Nach dieser Logik - wir hatten es in
Thüringen auch an mehreren Stellen - muss erst
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ein schwerer Unfall passieren, damit ein gewisser
Gefahrenpunkt als Unfallschwerpunkt gilt, damit
man dann als Behörde etwas tun kann. Wir hatten
das - Herr Höhn, hören Sie zu - auf der A 73, da ist
in einem Winter - ich glaube, es war vor zwei Jah-
ren - ein sehr schwerer Unfall passiert mit drei oder
vier Toten. Da haben Sie sich noch dafür ausge-
sprochen, über ein Tempolimit nachzudenken, das
ist dann in der Versenkung verschwunden. Auch
Herr Carius war nicht müde, immer auszuführen,
dass die Verwaltungsvorschriften es nicht herge-
ben, diesen Unfall als Anlass zu nehmen, das als
Unfallschwerpunkt einzuordnen. Man könnte auch
verkürzt ausdrücken, der Blutzoll war nicht hoch ge-
nug. Es ist Zeit, mit dieser zynischen Logik zu bre-
chen, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dazu haben Sie Gelegenheit. Wir werden im Ple-
num darauf zurückkommen, dass diese Initiative
aus Baden-Württemberg hoffentlich eine Mehrheit
finden wird und damit können wir auch präventiv an
solchen Gefahrenpunkten Maßnahmen ergreifen,
die am Ende Menschenleben schützen. Deshalb
noch einmal mein Angebot: Herr Untermann, las-
sen Sie uns dieses Thema etwas umfassender dis-
kutieren, wir würden uns der Überweisung anschlie-
ßen. Wenn es hier zur Abstimmung kommt, und
das scheint ja der Fall zu sein, dann können wir uns
an dieser Stelle nur enthalten. Herzlichen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die SPD-Fraktion hat Frau Abgeordnete Doht
das Wort.

Abgeordnete Doht, SPD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, die
FDP-Fraktion hat hier ein weiteres Mal das Thema
der Falschfahrer auf Autobahnen und Bundesfern-
straßen aufgegriffen. Frau Tasch hatte schon dar-
auf hingewiesen, wir haben dieses Thema bereits
in einer Aktuellen Stunde in der letzten Plenarsit-
zung behandelt und vor dieser Aktuellen Stunde
hatten wir das Thema auch schon sehr ausführlich
im Ausschuss für Bau, Landesentwicklung und Ver-
kehr behandelt. Ursache dafür war diese Falsch-
fahrt im Tunnel auf der A 71. Die Landesregierung
hat uns damals auch informiert, dass dies ein The-
ma ist, nicht nur im Land Thüringen, sondern auch
in anderen Bundesländern und auch auf Bundes-
ebene. Auch das ist hier schon gesagt worden. Nun
bringt die FDP heute wieder einen Antrag, in dem
sie erstens fordert, im Bundesrat einen Antrag zur
Umsetzung eines bundesweit einheitlichen Warn-
systems einzubringen, des Weiteren soll sich die
Landesregierung auf Bundesebene dafür einset-
zen, dass flächendeckende Maßnahmen entwickelt,

erprobt und eingesetzt werden. Das ist nach unse-
rer Auffassung schon mal die vollkommen falsche
Verfahrensweise. Die FDP zäumt hier das Pferd am
Schwanz auf. Erst muss ich mir mal anschauen,
welche Möglichkeiten bestehen, Erprobung, Pilot-
projekte durchführen und dann kann ich in den
Bundesrat gehen und eine Bundesratsinitiative for-
dern. Diese Herangehensweise hier, wir kommen
als Freistaat Thüringen mal so ganz allein kurz in
den Bundesrat, fordern eine Bundesratsinitiative
und die starten wir dann auch noch erfolgreich, da-
nach schauen wir erst einmal, was rauskommt,

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Das machen
wir doch beim Mindestlohn genauso.)

das lässt eigentlich nur auf einen Schnellschuss
hindeuten.

Frau Tasch hat es schon erwähnt, dass dieses
Thema ein Thema in der Verkehrsministerkonfe-
renz ist, dass es diesen Forschungsbericht des
Bundesministeriums gibt. Es gibt das Pilotprojekt in
Bayern für die entsprechende Beschilderung mit
diesen Leuchtschildern, das man von Österreich
übernommen hat. Auch Thüringen führt ein Pilot-
projekt im Tunnel durch, indem die Schleifen an-
dersherum aufgeschaltet werden, so dass man
Falschfahrer am Tunneleingang sofort erkennt. All
das haben wir auch schon sehr detailliert im Aus-
schuss diskutiert. Deswegen sehen wir keinerlei
Veranlassung, das jetzt noch mal an den Aus-
schuss zu überweisen. Es wäre eher sinnvoll, wenn
die entsprechenden Pilotprojekte zum Abschluss
gekommen sind, dass man sich das Thema dann
noch mal in den Ausschuss nimmt und darüber dis-
kutiert. Dann ist auch erst der Zeitpunkt für eine
Bundesratsinitiative. Ich will das hier auch noch ein-
mal ganz deutlich sagen: Jeder Unfall, insbesonde-
re Unfall mit Personenschaden, ist einer zu viel.
Aber das Thema Falschfahrer macht wirklich nur
einen geringen Prozentsatz an den Verkehrsunfäl-
len aus. Da gibt es ganz andere Gefahren auf den
Autobahnen, wenn man sich so manchen Laster
anschaut. Ich will damit nicht sagen, dass man sich
dem Thema nicht zuwenden sollte, aber man sollte
es auch nicht überhöhen und hier mit Angst argu-
mentieren. Das hilft in dem Fall nicht weiter.

Zu Frau Schubert will ich nichts weiter sagen. Ich
habe nur immer den Eindruck, wenn DIE GRÜNEN
hier reden, dann am besten alle Autos abschaffen.
Dann kann man aber auch noch als Fußgänger
vom Radfahrer angefahren werden. Was Ihre
Frechheiten mir gegenüber betreffen, mein Gott,
das nehme ich so hin.

Was ich von den LINKEN mitgenommen habe, das
hat mich sehr verwundert, aber das muss man sich
merken. Herr Kuschel hat sich hier für die Einfüh-
rung einer Pkw-Maut ausgesprochen. Dann warten
wir mal ab, wenn dann wieder ein Antrag kommt,
wie die armen Pendler doch belastet werden - und
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die werden belastet, weil wir gerade in den neuen
Bundesländern noch recht viele haben. Das muss
man sich auch merken und dann wird an gegebe-
ner Stelle sicherlich noch mal darüber zu reden
sein.

(Beifall CDU, SPD)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die FDP-Fraktion hat Abgeordneter Untermann
das Wort.

Abgeordneter Untermann, FDP:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, das
Thema Geisterfahrer stand schon im Februar als
Aktuelle Stunde auf der Tagesordnung. Ich muss
mich schon wundern und das ist wenig spaßig,
dass jeder, der hier vorn steht - und die Landesre-
gierung auch -, das erst mal so sagt, es ist gar nicht
notwendig, das ist doch gar nicht wichtig, aber
nachher macht man sich Gedanken, dass man
doch was machen kann.

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Das hat kei-
ner gesagt.)

Ich erinnere mich zwar - ich war beim letzten Mal
nicht da -, da wurde hier am Pult noch von fast al-
len gesagt, auch von Ihnen, muss ich sagen, dass
es nicht so wichtig ist. Draußen hat der Verkehrsmi-
nister vor der Scheibe ein Interview gegeben und
gesagt, dass man etwas machen muss. So war es
eindeutig. Das nur mal als Vorrede.

(Beifall FDP)

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: So war es.)

Im Jahr 2012 stellten wir eine Kleine Anfrage dazu
und positionierten uns in Pressemitteilungen zum
Thema. Sie sehen, wir beschäftigen uns ebenfalls
schon seit dem 2. Halbjahr 2012 und es ist niemals
ein Schnellschuss gewesen. In der Sitzung am
14.02. dieses Jahres betonte die Fraktion DIE LIN-
KE - Herr Kuschel -, dass das Thema Geisterfahrer
zu vielschichtig sei, um es in einer Aktuellen Stunde
zu behandeln. Sie kommen hierher und sagen, es
ist nicht wichtig. Auf der einen Seite sagen Sie, es
ist so vielschichtig, dass es nicht nur in einer Aktu-
ellen Stunde behandelt werden sollte, da muss ja
noch etwas kommen. Das verstehe ich nicht recht.
Ich gebe Ihnen vollkommen recht. Frau Doht, ich
gebe Ihnen auch recht, dass wir das schon bespro-
chen haben, aber nur durch eine Diskussion in ei-
nem Ausschuss und in einer Aktuellen Stunde wird
das Problem nicht gelöst,

(Beifall FDP)

weil keine Schlussfolgerungen gezogen werden.

Noch mal zu Ihnen, Herr Kuschel, wegen der Flä-
che. Geisterfahrer können den Thüringer Autofah-

rern auch in Niedersachsen oder in Bayern entge-
genkommen oder Thüringer fahren auch in ein an-
deres Bundesland und können auch da Geisterfah-
rer werden.

Sicherlich ist die Beschilderung und Verkehrsüber-
wachung in Thüringen auf einem hohen Niveau.
Trotzdem gab es auf der neuen A 38/B 19 vor eini-
gen Wochen einen Geisterfahrer mit Unfallfolge.
Auch dass die Induktionsschleifen, wie Frau Tasch
sagte, im Tunnel anders aufgeschaltet werden, so
dass Geisterfahrer registriert werden können und
sofort die Tunnelröhren geschlossen werden - ich
frage mich, warum sie damals nicht sofort ge-
schlossen wurden -,

(Beifall FDP)

tragen zur Verringerung der Unfallgefahren durch
Geisterfahrten bei. Doch Geisterfahrten gibt es
eben nicht nur in Tunneln, die gibt es überall.

Ich muss das noch mal sagen, Frau Doht, Sie stell-
ten im Februar-Plenum korrekt fest, dass das The-
ma auf Bundesebene geregelt werden muss, weil
wir ein bundesweit einheitliches System brauchen,
sonst ist die Verwirrung noch größer. Ja, richtig, wir
brauchen ein einheitliches System

(Beifall FDP)

und das wollen wir bundesweit.

(Zwischenruf Abg. Doht, SPD: Aber doch
nicht so, wie es in Ihrem Antrag steht.)

In unserem Antrag fordern wir die Landesregierung
auf, im Bundesrat sich für ein einheitliches Warn-
system an Autobahnauffahrten einzusetzen. Meine
Damen und Herren, was ist hier falsch?

In Bayern gibt es bereits einen Pilotversuch, wie
schon gesagt. Zum Zeitpunkt der Aktuellen Stunde
lagen die Ergebnisse leider noch nicht vor. Das
Bundesministerium beauftragte die Uni Wuppertal
mit einer Studie zu Falschfahrten auf Autobahnen.
Nun hören Sie genau zu: Das Ergebnis der Studie
dokumentiert jährlich 1.950 gemeldete Falschfah-
rer, meine Damen und Herren. Das sind gemeldete,
da sind nicht mal die dabei, die durch das Radio
kommen. Das sind nur die gemeldeten, die bei der
Polizei gemeldet wurden. Und wer das verharmlost,
ich weiß nicht, wie er das mal vertreten soll, wenn
der nächste Unfall passiert.

(Beifall FDP)

Aufgrund der räumlichen Verteilung der gemeldeten
Falschfahrer wurden in den betroffenen Regionen
Anschlussstellen, Autobahndreiecke und -kreuze
vor Ort hinsichtlich der Beschilderung, der Markie-
rung und auch weiterer verkehrstechnischer Aus-
stattungen begutachtet. Für 92 analysierte An-
schlussstellen konnten 237 Mängel festgestellt wer-
den; die mussten festgestellt werden, weil es so ist.
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Die Zahlen belegen noch einmal die Notwendigkeit,
bundesweit etwas zu tun.

In Punkt 2 unseres Antrags fordern wir, beruhend
auf den Ergebnissen der Studie, bundesweite Maß-
nahmen zu entwickeln, zu erproben und umzuset-
zen.

In der Aktuellen Stunde waren BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN der Meinung, durchaus wichtige Maß-
nahmen zu behandeln, um Unfälle zu vermeiden.
Natürlich ist das klar, aber wir können doch nicht -
wie Sie sagen, Frau Schubert - den ganzen Ver-
kehr hier behandeln. Wir müssen uns das doch ein-
teilen in bestimmte Bereiche, sonst werden wir ja
nie fertig. Wie Sie mit den alten Leuten umgehen,
also eine Partei, die leichte Drogen freigeben will
und sich mit den älteren Menschen beschäftigt,
dass die nicht so aufmerksam sind, da weiß ich
nicht, was das hier soll.

(Beifall FDP)

Richtig, die älteren Leute sind viel daran beteiligt.
Aber gerade durch solche Maßnahmen wie Warnta-
feln und bessere Beschilderung und andere Maß-
nahmen sieht ein älterer Mensch das vielleicht
eher, dass er falsch fährt, als wenn kein Schild da
wäre.

(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Wir sind auch nicht gegen die
Schilder, Herr Untermann.)

Lassen Sie uns vor Ort konkrete Maßnahmen aus-
führen, die Anzahl der Geisterfahrer zu reduzieren.
Wie die Erfolgsquoten aussehen, werden in den
nächsten Jahren die Zahl der Geisterfahrten und
die Anzahl der Unfälle steigen. Nach einer Umfrage
eines bekannten Meinungsforschungsinstituts ha-
ben 70 Prozent der Befragten Angst vor der Situati-
on, dass ihnen ein Geisterfahrer entgegenkommen
könnte. Ich rede das niemandem ein, ich will auch
nicht die Gefahr irgendwie an die Wand malen,
aber es ist so, 70 Prozent der Befragten haben
Angst, dass es so ist. Das bestätigte auch eine Be-
fragung im Februar in der TA, die auch so bei
zwei Dritteln, 68 Prozent, lag.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Abgeordneter Untermann, gestatten Sie eine
Anfrage durch die Frau Abgeordnete Schubert?

Abgeordneter Untermann, FDP:

Wenn ich fertig bin, anschließend.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Am Ende bitte.

Abgeordneter Untermann, FDP:

Die Zahlen zeigen, dass das Thema einer ausge-
henden Unfallgefahr von Geisterfahrern für ca. zwei
Drittel der befragten Bürger wichtig ist. Parallel zu
den Beschilderungsmaßnahmen können Präventi-
onsmaßnahmen ihren Beitrag leisten. Ich denke da
an Informationen in Verkehrsteilnehmerschulungen
der Verkehrswacht und des TÜV, Informationen
durch den ADAC und den AvD. Die Fahrschulen
beschäftigen sich, wie ich auch auf einer Tagung
der Dozenten Anfang des Jahres bei einer Ver-
kehrswacht feststellte, eigentlich gar nicht mit dem
Thema, also wenig. Das muss auch in die Fahr-
stunden einfließen, wie man sich verhält, nicht nur,
dass man nicht hochfährt, sondern wie verhalte ich
mich, wenn mir einer entgegenkommt, oder wie
verhalte ich mich als Autofahrer selbst, wenn mir
das passiert. Es kommt also ganz wenig von der
Prävention zutage, dass man hier Hinweise be-
kommt.

Alarmsignale, Warnungen oder auch die Navigati-
onsgeräte wurden ja ebenfalls schon erwähnt, die
hier helfen können. Herr Kuschel, die vorhandenen
Mautvorrichtungen, das ist auch eine gute Idee, die
Lkw-Maut und wenn das geht, dass da technisch
was zu machen ist, ja, aber das vielleicht schon
wieder mit Pkw-Maut zu verbinden, das möchte ich
hier zurückweisen.

Wichtig ist auch bei der Bauausführung, wenn die-
se Autobahnauffahrten gebaut werden, dass die so
gebaut werden, dass es eigentlich schon gar nicht
möglich ist oder wenig möglich ist, da so hochzu-
fahren, wie es bei anderen älteren Bauarten noch
ist oder die älteren Bauarten müssten dann dahin
gehend verändert werden.

Ein anzustrebendes Ziel sollte es generell sein,
zweckerfüllende Hilfestellung zu geben bzw.
Falschfahrten begünstigende Faktoren weitestge-
hend auszuschließen. Ich freue mich, dass der Mi-
nister die Wichtigkeit erkannt hat und mit ersten
Maßnahmen in Thüringen begonnen hat. Das ver-
folgen wir eigentlich schon die ganze Zeit und ich
hoffe, dass es auch zu diesem Vorschlag im Bun-
desrat kommt. Wir bitten um Zustimmung zu unse-
rem Antrag und ich wiederhole noch einmal: Wer
hier den Antrag ablehnt, der muss auch dann mit
den Folgen rechnen.

(Beifall FDP)

Wir bitten um Unterstützung, dass Thüringen einen
Antrag für ein bundesweit einheitliches Warnsystem
im Bundestag einbringt.

(Beifall FDP)

Das war nur ein Hinweis. Frau Schubert, Sie kön-
nen.
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Abgeordnete Schubert, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Herr Untermann, Sie sprachen gerade das Verhält-
nis unserer Partei zum Thema Drogen an. Ist Ihnen
bekannt, Herr Untermann, dass Alkohol eine Droge
ist? Ich glaube, Ihnen ist das bekannt.

Abgeordneter Untermann, FDP:

Mir ist das bekannt. Das ist jedem bekannt eigent-
lich.

Abgeordnete Schubert, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Dann wissen Sie auch, wer das liberalere Verhält-
nis zu Drogen hat im Straßenverkehr. Die FDP oder
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN?

Abgeordneter Untermann, FDP:

Drogen im Straßenverkehr? Nein, damit habe ich
kein Problem - Sie haben das nur im Verhältnis mit
den alten Leuten - das ist genau dasselbe.

Abgeordnete Schubert, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Sie haben kein Problem mit Alkohol am Steuer?

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Moment, ich bin auch noch da und wir reden im
Moment zum Antrag „Bundesweit einheitliches
Warnsystem für Autobahnauffahrten“. Es ist eine
Frage gestellt worden, die ist beantwortet worden
und jeder kann die Möglichkeit nutzen, sich noch zu
Wort zu melden. Das hat Abgeordneter Kuschel ge-
tan, aber einen kleinen Moment mal bitte, die Frau
Staatssekretärin hat sich zu Wort gemeldet und
wenn sich jemand aus der Landesregierung zu
Wort meldet, rufe ich in der Regel Minister oder
Staatssekretär auf, aber Sie sagen, der Abgeordne-
te soll seinen Redebeitrag noch halten. Bitte, Herr
Abgeordneter Kuschel.

Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE:

Danke, Frau Staatsekretärin. Frau Präsidentin, lie-
ber Heinz Untermann, also dass uns das Thema
wichtig ist, können Sie daran erkennen, dass ich
hier für die Fraktion gesprochen habe, und das so-
gar 11 Minuten.

(Heiterkeit im Hause)

Der war gut.

Zweite Anmerkung in Richtung von Frau Doht, die
hier eine Anmerkung von mir gleich zum Anlass ge-
nommen hat, der LINKEN zu unterstellen, sie ist für
die Einführung einer Pkw-Maut auf Autobahnen.
Damit sich also dieser falsche Eindruck nicht ver-

stärkt, noch einmal zur Klarstellung: Ich habe be-
schrieben, dass es technische Systeme in anderen
Ländern gibt, z.B. das Mautsystem, dass die An-
zahl von Geisterfahrten erheblich reduziert, insbe-
sondere der Geisterfahrten, die unbewusst entste-
hen. Ansonsten muss man sich im Klaren sein, wer
bewusst in die Gegenrichtung fährt, aus welchen
Gründen auch immer, lässt sich nicht von techni-
schen Einrichtungen abschrecken. Da geht es dann
im Wesentlichen um Schutz der anderen beteiligten
Verkehrsteilnehmer und das hatte ich angespro-
chen. Eine Diskussion über die Einführung der
Pkw-Maut war damit weder beabsichtigt noch das
Ziel. Danke.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Frau Staatssekretärin Klaan, bitte.

Klaan, Staatssekretärin:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Land-
tagsabgeordnete, gestatten Sie mir ganz kurz, weil
ich glaube, in dem letzten Plenum, weil ich auch
selbst zu dem Thema gesprochen habe, ist da et-
was falsch verstanden worden. Ich habe meinen
Redebeitrag deshalb abgekürzt, weil wir genau fünf
Tage oder sechs Tage vorher im Ausschuss für
Verkehr sehr intensiv darüber beraten haben, wel-
che Maßnahmen die Landesregierung eingeleitet
hat, gerade nach dem gehäuften Auftreten der
Falschfahrerproblematik in unseren Tunneln. Inso-
fern habe ich das gerade aufgrund der Debatte an
der Stelle abgekürzt. Das sollte nicht heißen, dass
wir uns um dieses Thema nicht kümmern. Wir küm-
mern uns in der gesamten Bandbreite um das The-
ma der Falschfahrer. Insofern will ich wenigstens
noch einmal die wichtigsten Maßnahmen aufrufen,
dass wir aktuell über das Landesamt für Bau und
Verkehr sämtliche Beschilderungen und Markierun-
gen an allen Anschlussstellen der Autobahnen prü-
fen lassen zurzeit, um genau auf bundesweiter Ba-
sis über die Problematik, was ist erforderlich an den
Auffahrten sowohl beschilderungstechnisch als
auch markierungstechnisch, als auch präventions-
technisch - aber dazu komme ich noch - und was
muss entwickelt werden.

Wir haben darüber hinaus, weil die Ausstattung un-
serer Thüringer Tunnel, die wir neu gebaut haben,
es zulässt, dass die vorhandenen Induktionsschlei-
fen eventuell umgerüstet werden können, so dass
sie auf Falschfahrer reagieren und diese erfassen
und entsprechende Sperrungen automatisch aus-
gelöst werden. Das ist das, was an Sondermaßnah-
men hier für Thüringen im Moment gerade unter-
sucht ist, wo ich aber heute noch keinen Vollzug
melden kann, ob es tatsächlich möglich ist oder ob
wir es nicht hinkriegen.

Parallel dazu laufen auf Bundesebene umfangrei-
che Aktivitäten. Lassen Sie mich, Herr Kuschel, ich
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widerspreche ungern, aber ich will doch ein Faktum
der Statistik, die Sie erwähnt haben, aus dem Gut-
achten der Bundesanstalt für Straßenwesen ergän-
zen: Wir haben insgesamt auf bundesweiter Ebene
75 bis 80 Falschfahrerunfälle. Das macht an den
Gesamtunfällen an der Autobahn 0,05 Prozent aus.
Zu den betroffenen Zielgruppen der Falschfahrer,
hat Herr Kuschel etwas gesagt - ich will nur eine
Betrachtung der Zielgruppen ergänzen an dieser
Stelle -, von den 75 bis 80 Unfällen sind es
18 Frauen, der Rest Männer. Insofern wäre viel-
leicht auch eine psychologische Untersuchung er-
forderlich,

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

(Zwischenruf Abg. Meyer, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Vielen Dank, dass Sie das gesagt
haben.)

warum genau dieses Verhältnis zu verzeichnen ist.
Der Bericht der Bundesanstalt für Straßenwesen
wurde am 11. März 2013, das war nach unserem
letzten Plenum, im Rahmen eines runden Tisches
zum Thema „Reduzierung von Falschfahrten auf
Autobahnen“ unter dem Vorsitz der Staatssekretäre
des BMVBS Herrn Odenwald und Herrn Bomba
vorgestellt. Im Ergebnis dieser Beratung haben wir
uns darauf verständigt, auf der bevorstehenden
Verkehrsministerkonferenz am 10. und 11. April
2013 konkrete Maßnahmen gegen Falschfahrer zu
beraten. So sollen die im Rahmen eines Pilotver-
suchs erprobten und aus Österreich bekannten
Falschfahrerwarntafeln an Unfallschwerpunkten
aufgestellt werden. Die Kriterien hierfür sollen in
Auswertung des Pilotversuchs in den kommenden
Monaten erarbeitet werden. Darüber hinaus soll die
Bundesanstalt für Straßenwesen einheitliche Prüf-
kriterien zur regelmäßigen Sicherheitskontrolle von
Anschlussstellen entwickeln. Dies gilt insbesondere
für die Beschilderung und Markierung vor Ort. Des
Weiteren soll die Richtlinie für die Markierung von
Straßen mit dem Ziel überarbeitet werden, die opti-
sche Verkehrsführung an den Autobahnauffahrten
zu verbessern. Zudem werden Arbeitsgruppen ein-
gesetzt, die praxisorientierte Konzepte gegen
Falschfahrer entwickeln. In diesen Arbeitsgruppen
geht es um ganz unterschiedliche Schwerpunkte.
Das trifft einmal das Thema Technik nicht nur auf
der Straße, sondern auch in den Fahrzeugen, weil
auch Navigationssysteme und technische Ausstat-
tungen in den Fahrzeugen in Zukunft einen Teil der
Verkehrssicherheitsfrage auch auf dieser Ebene
absichern, und es geht auch um die Frage der Prä-
vention in diesem Arbeitsgruppendiskussionsbe-
reich.

Sie sehen also, dass Bund und Länder bereits in-
tensiv an Maßnahmen zur Vermeidung von Falsch-
fahrern arbeiten und diese in naher Zukunft auch
umgesetzt werden.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Frau Staatssekretärin, einen kleinen Moment mal
bitte. Die Geräuschkulisse im Saal ist wirklich jetzt
so, dass man Ihnen kaum noch folgen kann.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich weiß ja, worum es geht, aber ich bitte doch,
dass die Verhandlungen nicht in der Mitte des
Hauses vorgenommen werden, sondern dass man
sich dazu etwas zurückzieht und den nötigen Re-
spekt den Abgeordneten und in diesem Fall der
Frau Staatssekretärin auch erweist.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Klaan, Staatssekretärin:

Eine wie im Antrag geforderte Bundesratsinitiative
ist also weder erforderlich noch dem Stand der be-
reits erreichten Arbeitsergebnisse angemessen. Im
Übrigen gehe ich davon aus, dass die FDP bei die-
sem wichtigen Thema ihrer Regierungsverantwor-
tung im Bund gerecht wird und entsprechende In-
itiativen innerhalb der Bundesregierung unterstützt.

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Der Verkehrs-
minister kommt aber aus der Unionsfraktion.)

Aus unserem Hause gibt es die Zusicherung, dass
die Ergebnisse aus der Verkehrsministerkonferenz
auch aktuell - und das ist auch an den Ausschuss
signalisiert in der letzten Woche im Verkehrsaus-
schuss - parallel immer wieder diskutiert werden,
um auch da die aktuelle Meinungsbildung ...

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Abgeordneter Barth, wünschen Sie noch einen
Redebeitrag anzumelden?

(Zuruf Abg. Barth, FDP: Nein, ich muss doch
Zwischenrufe nicht angeben, oder?)

Nein. Dann bitte, Frau Staatssekretärin.

Klaan, Staatssekretärin:

Insofern findet eine aktuelle Diskussion der Ergeb-
nisse sowohl auf Bundesebene als auch auf unse-
ren Ebenen immer wieder aktuell in dem Verkehrs-
ausschuss dieses Hauses statt. Vielen Dank für Ih-
re Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Ich schließe jetzt die Aussprache. Es ist immer mal
etwas von Ausschuss gesagt worden. Gibt es denn
einen Antrag auf Ausschussüberweisung an den
Ausschuss für Bau, Landesentwicklung und Ver-
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kehr? Die FDP beantragt, diesen Antrag an den
Ausschuss für Bau, Landesentwicklung und Ver-
kehr zu überweisen. Wer diesem Antrag folgen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. Das
sind die Abgeordneten der Fraktionen DIE LINKE,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP. Die Gegen-
stimmen kommen aus der SPD-Fraktion und der
CDU-Fraktion. Ich frage jetzt nach den Stimment-
haltungen. Die gibt es nicht. Eine Mehrheit hat die
Ausschussüberweisung abgelehnt.

So stimmen wir direkt über diesen Antrag in Druck-
sache 5/5828 ab. Wer diesem seine Zustimmung
gibt, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. Das
sind die Stimmen aus der FDP-Fraktion. Ich frage
nach den Gegenstimmen. Das sind die Stimmen
aus der SPD-Fraktion und der CDU-Fraktion. Ich
frage nach den Stimmenthaltungen. Das sind die
Stimmen aus den Fraktionen DIE LINKE und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Der Antrag ist damit
abgelehnt.

Ich schließe den Tagesordnungspunkt 17 und rufe
den Geschäftsordnungsantrag auf. Herr Abgeord-
neter Blechschmidt.

Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE:

Danke, Frau Präsidentin. Laut Geschäftsordnung
§ 22 Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. mit § 21 Abs. 3 beantragt
meine Fraktion, die Drucksache, die im Vorabdruck
ausgereicht worden ist, 5/5910, in die Tagesord-
nung aufzunehmen und heute auf alle Fälle abzuar-
beiten.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Sie wollten die Dringlichkeit dazu begründen? Und
wer soll die Dringlichkeitsbegründung vornehmen?

(Zuruf Abg. Blechschmidt, DIE LINKE: Frau
Renner.)

Bevor ich Sie aufrufe, Frau Abgeordnete Renner,
auch vor dem Hintergrund, dass es ja doch eine be-
sondere Situation ist, es ist der Antrag „Verhinde-
rung der Schließung der Solarfertigung bei Bosch in
Arnstadt“. Es gab dazu jetzt Beratungen offensicht-
lich über Fraktionsgrenzen hinweg und zwischen
Legislative und Exekutive. Also die Menschen, die
uns zuhören, weil sie vielleicht den Livestream ein-
geschaltet haben, sollen wenigstens wissen, worum
es geht. Und, Frau Abgeordnete Renner, Sie haben
das Wort zur Begründung der Dringlichkeit.

Abgeordnete Renner, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, werte Kolleginnen und Kollegen,
während wir heute hier tagten, hat der Aufsichtsrat
des Technikkonzerns Bosch das Aus für die Solar-
sparte beschlossen, das Aus für den Standort
Bosch Solar in Arnstadt. 1.800 Beschäftigte in Thü-
ringen, 3.000 Mitarbeiter insgesamt, sind aus dem

Nichts vor fundamentale und existenzielle Fragen
an die Zukunft gestellt. Eine ganze Region ist in
tiefer Sorge. Wenn ich hier in die Runde blicke, hier
sind viele Parlamentarierinnen und Parlamentarier,
die auch als lokale Kommunalpolitiker und -politike-
rinnen gefordert sind. Wir sollten uns durch die Lan-
desregierung heute noch zu den Schließungsplä-
nen informieren lassen und wir sollten dann ge-
meinsam als Landtag und Landesregierung ein Zei-
chen setzen. Wenn es um die Zukunft von
1.800 Beschäftigten und deren Familien geht, dann
müssen wir als Politik handeln. Seit mehreren Jah-
ren wurde der Solarschwerpunkt am Erfurter Kreuz
entwickelt. Es gab die Hoffnung, hier das Zentrum
der Solarforschung und -produktion zu entwickeln.
Es gab politische und es gab auch finanzielle Un-
terstützung und jetzt steht der Standort vor dem
Aus.

Was heißt das für den nötigen sozialökologischen
Umbau in Thüringen? Was heißt das für das Ver-
sprechen auf Energiewende, aber vor allem, und
das ist die zentrale Frage, was heißt das für die Be-
schäftigten? Diesen müssen wir Antworten geben,
für diese müssen Perspektiven entwickelt werden.
Politik darf niemals Konzernentscheidungen achsel-
zuckend zur Kenntnis nehmen.

(Beifall DIE LINKE)

Deshalb brauchen wir heute die Berichterstattung
durch die Landesregierung und eine erste Verabre-
dung für ein solidarisches Handeln von Politik im In-
teresse der Menschen und im Interesse der Regi-
on. Ich hoffe, wir können den Antrag heute noch
behandeln, dann im Ausschuss weiterberaten und
hier dann in einer weiteren Beratung gemeinsam
ein Zeichen für die Beschäftigten und für die Inter-
essen der Region setzen. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Ich möchte Ihnen jetzt in dieser Hinsicht einen Ver-
fahrensvorschlag unterbreiten und hoffe, dass Sie
den annehmen können. Ich möchte jetzt gern den
Tagesordnungspunkt 18 aufrufen und diesen Ta-
gesordnungspunkt 18 behandeln und danach dann
den Antrag in Drucksache 5/5910 „Verhinderung
der Schließung der Solarfertigung bei Bosch in Arn-
stadt“ aufrufen. Dann hätten wir in jedem Fall das
Anliegen erfüllt, dass er heute noch behandelt wird.
Erhebt sich dagegen Widerspruch? Das ist nicht
der Fall. Dann haben wir das auch im Protokoll ver-
ankert.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 18

Finanzierungs- und Vertrags-
struktur des Kommunalen
Energiezweckverbandes Thü-
ringen (KET)

10986 Thüringer Landtag - 5. Wahlperiode - 114. Sitzung - 22.03.2013

(Vizepräsidentin Dr. Klaubert)



Antrag der Fraktion der FDP
- Drucksache 5/5844 - Neufas-
sung -

Mir ist hier nicht signalisiert - doch, die Begründung
übernimmt Herr Abgeordneter Kemmerich. Sie wür-
den dann auch noch als Redner für die Fraktion
sprechen?

(Zuruf Abg. Kemmerich, FDP: Ja.)

Danke, dann erst mal zur Begründung.

Abgeordneter Kemmerich, FDP:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, liebe Zuhörer und Zu-
schauer, wo auch immer Sie uns zuschauen kön-
nen.

„Thüringen Allgemeine“ vom 05.02. dieses Jahres:
Heute soll der E.ON-Kauf über die Bühne gehen,

05.03.2013 gleiche Zeitung: E.ON-Übernahme ist
noch nicht perfekt.

„Freies Wort“ vom 18.03.: E.ON-Übernahme durch
die Kommunen fast perfekt, 20.03. „Freies Wort“:
E.ON-Übernahme vorerst gescheitert.

Meine Damen und Herren, das nennt man wahr-
scheinlich Zickzackkurs oder zumindest nicht ein
eindeutig glatt laufendes Geschäft.

(Beifall FDP)

Wir haben schon im letzten Plenum einen umfang-
reichen Fragenkatalog an die Landesregierung ge-
richtet, haben feststellen müssen, dass viele Fra-
gen gar nicht, die meisten sehr dünn, aber keine so
beantwortet werden konnte, dass man sich ein
wirkliches Bild von der Übernahme der E.ON Thü-
ringen AG durch die KET machen kann. Aber das
können scheinbar andere auch nicht, zum Beispiel
die hier im Beteiligungsgeschäft angesprochenen
Banken, auch da ist ein Hin und Her. Deshalb, mei-
ne Damen und Herren, um weiteren Schaden - zur-
zeit läuft die Uhr bei 82.000 € pro Tag an Verzugs-
zinsen, das ist zumindest das, was wir aus Zeitun-
gen wissen - von den Kunden der Thüringer Ener-
gie AG, von den Mitarbeitern der Thüringer
E.ON AG und natürlich vom potenziellen Hafter,
dem Thüringer Steuerzahler, abzuwenden, wenden
wir uns heute mit einem erneuten Berichtsersuchen
und einem Antrag an dieses Plenum und an die
Landesregierung, auf deren Bericht wir sehr ge-
spannt sind.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Diesen Bericht für die Landesregierung gibt jetzt In-
nenminister Geibert.

Geibert, Innenminister:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren Abgeordneten, vor nicht all-
zu langer Zeit haben wir Sie an gleicher Stelle aus-
führlich und detailliert, also anders als Herr Kem-
merich gerade den Eindruck erwecken wollte, über
die Rekommunalisierung der E.ON Thüringer Ener-
gie AG unterrichtet. Sie wurden über das der Trans-
aktion zugrunde liegende Modell als auch über die
noch erforderlichen Schritte bis zum endgültigen
Abschluss des Gesamtprojekts aufgeklärt. Deutlich
wurde dabei eines: Es handelt sich um einen ein-
maligen Vorgang bei der Rekommunalisierung der
E.ON Thüringer Energie AG mit hoher Bedeutung
für die Thüringer Kommunen, die privaten Endver-
braucher und letztendlich auch für den Freistaat.

(Beifall DIE LINKE)

Meines Erachtens bestand in diesem Hause auch
weitgehendes Einvernehmen darüber, dass es sich
bei diesem Projekt - zumindest mittelbar auch - um
eine einmalige Chance handelt, aktiv die Energie-
wende hin zu einer nachhaltigen und zukunftsorien-
tierten Energieerzeugung im Freistaat Thüringen zu
begleiten.

(Beifall DIE LINKE)

Die gesamte Landesregierung hat in diesem Be-
wusstsein die Kommunen bei der Verfolgung die-
ses Ziels frühzeitig beraten und unterstützt. Der in-
sofern den Kommunen angediehene Beistand
durch Ministerarbeitsgruppe, die Projektgruppe des
Innenministeriums, aber auch die vielen Mitglieder
dieses Hauses ist, denke ich, beispiellos. Ich wehre
mich entschieden gegen den Vorwurf der Fraktion
der FDP, dass innerhalb der Landesregierung keine
Klarheit zur Bewertung des Kaufs der E.ON-Anteile
durch den Kommunalen Energiezweckverband
Thüringen bestehe.

(Beifall CDU)

Nach der letzten Plenarsitzung muss ich wohl diese
Unterstellung annehmen, dass es das Ziel der
FDP-Fraktion ist, die Arbeit und das Engagement
der mit dieser Aufgabe befassten Stellen und Per-
sonen zu diskreditieren.

(Beifall DIE LINKE)

Sehr geehrte Damen und Herren, die zum heutigen
Verfahrensstand erreichten Ergebnisse entspringen
ureigenen kommunalen Bedürfnissen, die sich auf
den eigenen Wirkungskreis der Städte und Ge-
meinden stützen. Nur diese können im Rahmen ih-
rer kommunalen Selbstverantwortung entscheiden,
wie sie die Gewichtung, aber auch die Ausgestal-
tung der jeweiligen kommunalen Projekte im Ge-
samtkontext setzen. Diese verfassungsrechtlich ge-
gebene Selbstverwaltungshoheit findet auch in den
zwischen der kommunalen Seite, der E.ON Ener-
gie AG und den einzelnen Darlehensgebern getrof-
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fenen Vereinbarungen ihren Niederschlag. Es ver-
bietet sich, seitens der Rechtsaufsichtsbehörden in
dieses hohe verfassungsrechtliche Gut der kommu-
nalen Selbstverwaltungshoheit einzugreifen.

(Beifall CDU)

Fragen des Zwecks der Ausgestaltung und der zwi-
schen den Vertragsparteien ausgehandelten Ver-
einbarung sind allein der Interessenssphäre der
Kommunen zuzurechnen. Hierauf hatten wir bereits
wiederholt hingewiesen. Auch wurde Ihnen im Rah-
men der letzten Plenarsitzungstage ausführlich das
Finanzierungskonzept sowie die diesen zugrunde
liegenden Parameter erläutert. Insoweit werde ich
auf dieses nicht nochmals eingehen.

Ebenso ist Ihnen allen bekannt, dass die Landesre-
gierung weder Vertragspartei des Kaufvertrags
noch Vertragspartei der in Rede stehenden Darle-
hensverträge ist.

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Wenn Sie so
völlig unbeteiligt sind, weshalb fühlen Sie
sich dann so angesprochen?)

Insofern steht es - ich fühle mich nicht angegriffen,
allenfalls insoweit, als Sie in das Selbstverwal-
tungsrecht unserer Kommunen eingreifen wollen.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Dafür verteidi-
gen Sie sich aber heftig.)

Ich denke, es wäre gut, wenn auch die FDP, die ja
den freiheitlich-demokratischen Namen in sich
selbst trägt, das Selbstverwaltungsrecht als hohes
Gut unserer Kommunen anerkennen könnte.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Insofern steht es mir auch nicht zu, auf alle der
durch die Fraktion der FDP aufgeworfenen Einzel-
fragen näher einzugehen, denn diese betreffen viel-
mals auch solche des eigenen Wirkungskreises der
Kommunen oder beleuchten deren Zweckmäßig-
keitserwägungen. Darüber hinaus wenden Sie sich
auch der Verkäuferseite zu oder erfragen Ge-
schäftsgeheimnisse. Die Einzeldarlehen entspre-
chen hinsichtlich ihrer Darlehenskonditionen dem
durch das Landesverwaltungsamt geprüften Finan-
zierungskonzept. Die insoweit ausgehandelten und
abgeschlossenen Vertragsinhalte unterliegen der
Vertraulichkeit und wurden der zuständigen Rechts-
aufsichtsbehörde ausschließlich im Rahmen ihrer
Prüfungstätigkeit zur Verfügung gestellt. Ich bitte
daher um Ihr Verständnis, wenn insoweit auf eine
konkrete Benennung dieser verzichtet werden
muss. Gleichwohl kann jedoch mitgeteilt werden,
dass dem KET als Körperschaft des öffentlichen
Rechts ebenfalls die Aufnahme zinsvergünstigter
Darlehen für kommunale Gebietskörperschaften er-
möglicht wurde. Die Konditionen der umgangs-
sprachlich als Kommunalkredit bezeichneten Darle-

hen können bei den entsprechenden Kreditinstitu-
ten erfragt werden. Hinsichtlich der durch die Frak-
tion der FDP des Weiteren erfragten Vertragsinhal-
te des zwischen dem Zweckverband, dessen Darle-
hensgebern bzw. der E.ON Energie AG geschlos-
senen Vereinbarung gelten die vorstehenden Aus-
führungen entsprechend. Die insoweit in Rede ste-
henden Regelungen wurden durch die zuständige
Genehmigungsbehörde ausschließlich vor dem
Hintergrund des rechtsaufsichtlichen Genehmi-
gungs- und Prüfungsverfahrens bewertet. Soweit
diese hierüber hinausgehen, unterliegen diese der
Vertragsfreiheit zwischen den einzelnen Parteien
und sind darüber hinaus Ausfluss der kommunalen
Selbstverwaltungshoheit. Mit Stand von heute kann
ich Ihnen so viel sagen, dass sich die Verhandlun-
gen des KET mit seinen potenziellen Darlehensge-
bern auf einem guten Weg befinden. Danach steht
bei allen Darlehensgebern nicht die eigentliche Kre-
ditzusage,

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Das war die
Rede von vor acht Wochen.)

die in Summe deutlich über den Kaufpreis hinaus-
geht, sondern allenfalls noch eher technische Ver-
tragsinhalte zur Disposition.

(Beifall CDU)

Wie Sie jedoch den jüngeren Pressemitteilungen
bereits entnehmen konnten, bin ich optimistisch,
dass diese in Kürze auch einer Klärung zugeführt
werden können. Dies betrifft insbesondere auch
das Darlehen vonseiten der Hessen-Thüringischen
Landesbank. Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Kann ich davon ausgehen, dass alle Fraktionen die
Aussprache zum Bericht wünschen? Dann eröffne
ich die Aussprache zum Sofortbericht und zu Num-
mer II des Antrags. Ich rufe als Ersten für die Frak-
tion DIE LINKE den Abgeordneten Kuschel auf.

Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, es kommt nicht häufig vor, dass ich dem In-
nenminister danke, deswegen will ich es gleich am
Beginn meiner Rede tun.

(Beifall DIE LINKE)

Er hat uns in dieser Frage auf seiner Seite, und Sie
sehen daran, dass wir sehr differenziert die Arbeit
des Ministers und auch der Landesregierung be-
werten.

Bei allen Beteuerungen, meine sehr geehrten Da-
men und Herren von der FDP, Sie wollen diese
Kommunalisierung nicht.
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(Beifall CDU, DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ihnen ist jedes Mittel recht, sie zu torpedieren.

(Unruhe FDP)

Aber es wird Ihnen nicht gelingen, dieses größte
Kommunalisierungsprojekt zu stoppen, meine sehr
geehrten Damen und Herren. Sie täuschen die Öf-
fentlichkeit weiter. Herr Kemmerich hat es hier wie-
der getan, indem er erneut die Behauptung vor-
bringt, Sie machen es ganz geschickt, der Einzel-
fakt stimmt ja, mit 82.000 €. Aber es ist eben eine
Täuschung der Öffentlichkeit, weil Sie nicht zeit-
gleich sagen, dass auf der anderen Seite der kom-
munale Zweckverband eben Zinszahlungen spart,
weil der Kaufpreis noch nicht entrichtet wird. Das
sind 96.000 € nach überschlägigen Rechnungen.
Daher frage ich: Wie kommen Sie auf den Gedan-
ken, dass es teuer wird? Im Übrigen, heute im
„Freien Wort“ und der „Südthüringer Zeitung“, die
über Wochen Ihre Kampagne mitgetragen haben,
steht zum ersten Mal, es wird sogar billiger. Das hat
lange gedauert, bevor man zu dieser Erkenntnis
gekommen ist, aber, meine sehr geehrten Damen
und Herren,

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Versuchen
Sie mit dem Trick mal, ein Auto zu kaufen.)

die hier immer in Rede stehenden Probleme mit
den Banken unterscheiden sich bei genauer Be-
trachtung nicht von Problemen einer Hausfinanzie-
rung. Es ist üblich, dass die Vertragspartner Ver-
handlungen führen und dabei auch natürlich auf ih-
ren Positionen beharren und das eine oder andere
geklärt haben wollen. Das Problem ist immer nur,
dass es hier in der Öffentlichkeit dramatisiert wird,
ohne dass bisher tatsächlich auch nur die Gefahr
besteht, dass dieser Kauf scheitert.

Unserer Fraktion liegen auch Informationen vor,
dass die jetzt noch bestehenden Probleme einer
Lösung zugeführt werden. Offenbar ist dieses Vor-
haben für Banken so interessant, dass inzwischen
ein Kreditrahmen zur Verfügung steht, der dem
kommunalen Zweckverband sogar die Auswahl
lässt, mit welchen Banken letztlich die Finanzierung
verwirklicht wird. Das ist auch nicht alltäglich, meine
sehr geehrten Damen und Herren.

Sicherlich ist es auch für uns etwas irritierend ge-
wesen, dass die Landesbank und auch die KfW zu
einem sehr späten Zeitpunkt beihilferechtliche Be-
denken angemeldet haben. Wir nehmen so etwas
immer ernst und haben deshalb auch in vielen Ge-
sprächen versucht, uns dieser Problematik zu nä-
hern, um nachzuvollziehen, was diese beiden Ban-
ken bewegt. Wir sind zu der Überzeugung gekom-
men, dass man davon ausgegangen ist, dieser An-
kauf der weiteren Anteile von E.ON Thüringen wäre
in einem Wettbewerbsverfahren erfolgt. Das ist
aber hier nicht der Fall, sondern ein Miteigentümer,

nämlich die kommunale Seite, die bereits 47 Pro-
zent hatte, hat nur weitere Anteile erworben. Das
war vereinbart, dass sie dazu sechs Monate Zeit
haben, und erst danach wäre eine Platzierung am
Markt erfolgt. Und tatsächlich, wenn jetzt der Zu-
kauf der Anteile in einem Marktverfahren stattge-
funden hätte, indem also unterschiedliche Bieter
agiert hätten und die kommunale Seite den Zu-
schlag bekommen hätte aufgrund der Kommu-
naldarlehenszinsen, dann hätte tatsächlich ein bei-
hilferechtliches Problem bestanden. Aber so ist es
ein ganz normaler Zukauf unter bisherigen Partnern
und damit in einem geschlossenen Kreis. Damit
werden der Handel zwischen den EU-Ländern und
der Wettbewerb überhaupt nicht berührt, weil es
keinen Wettbewerb gab. Von daher halten wir es
für zulässig, dass die Banken dort nachfragen, das
erwarten wir auch, gerade bei öffentlichen Banken.
Dass das nun alles immer in der Öffentlichkeit so-
fort dramatisiert wird, dazu hatte ich mich bereits
geäußert, das war unnötig und schafft Verunsiche-
rung, besonders bei den Gemeinden, die sich noch
mit dem Gedanken tragen, dem Kommunalen
Zweckverband beizutreten. Das ist offenbar die
Zielrichtung der FDP, sie wollen Verunsicherung
schaffen und damit diesen Prozess möglicherwei-
se, so war Ihr Ziel, noch zum Scheitern bringen. Es
wird Ihnen nicht gelingen. Ich bin mir sicher, am
Montag oder Dienstag werden wir zur Kenntnis
nehmen können, dass der Kaufpreis gezahlt wurde
und damit die Kommunalisierung abgeschlossen
ist. Ich gratuliere allen Beteiligten und sage Dank all
denjenigen, die dazu beigetragen haben. Danke.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die CDU-Fraktion hat Abgeordneter Fiedler das
Wort.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, der Innenminister hat ja den Bericht gege-
ben zu den aufgeworfenen Fragen und es ist nicht
das erste Mal, dass das hier diskutiert wurde. Ich
will dem Innenminister, dem Finanzminister, dem
Wirtschaftminister und der ganzen Lenkungsgruppe
plus Ministerpräsidentin Lieberknecht herzlich dan-
ken, dass Sie sich im Interesse der Kommunen mit
eingesetzt haben, um Vermittlungstätigkeit hier vor-
zunehmen, damit das Geschäft, was die Kommu-
nen, und da muss ich heute vielleicht einmal - ein
Novum -, meinem Vorredner in großen Teilen recht
geben. Das fällt mir schon sehr schwer, aber es
geht um die Kommunen.

(Beifall DIE LINKE)

Und das muss auch die FDP begreifen, dass hier
die Kommunen sich aufgemacht haben, nachdem
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sie fast zu 50 Prozent schon in dem Laden quasi
mit drin sind.

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Die Hälfte der
Kommunen.)

Kommunale Selbstverwaltung ist nicht nur dann da,
wenn es einem passt, sondern kommunale Selbst-
verwaltung ist auch dann da, wenn es einem viel-
leicht einmal nicht in den Kram passt,

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

weil man vielleicht andere Dinge da im Hintergrund
hat.

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Wenn man
von den Kommunen redet, muss man dazu-
sagen, wie viele es sind. Sie tun immer so,
als ob es alle wären.)

Ja, ich bin mit meiner Kommune selber drin, ich war
in den Veranstaltungen, die üblich waren, dabei
und der übrige Teil der Kommune hat sich dazu be-
kannt. Durch die Verunsicherung, die durch be-
stimmte Leute immer wieder betrieben wird, werden
natürlich die restlichen verunsichert. Das ist gerade
gesagt worden, ich kann das nur unterstreichen.
Wir wollen, dass die restlichen Kommunen weitest-
gehend mitmachen. Wir wollen, dass das Geschäft
noch besser wird und dass wir mit dem Geschäft
gemeinsam, die Kommunen in Thüringen, zur Ener-
giewende insgesamt etwas beitragen können. Ich
sage nur, insgesamt etwas beitragen können. Und
da hilft es auch nichts, wenn man immer wieder
neue Anträge stellt und immer wieder neue Dinge
und immer wieder irgendwo an die Wand schreibt.

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Wenn das
Geschäft rund liefe, müssten wir die Anträge
nicht stellen.)

Warum die FDP die Anträge stellt, weiß ich nicht.
Kemmerich ist ja da der Vorreiter. Und da weiß ich,
wer dahinter steht, das ist die Wirtschaft, die gern
das Geschäft selber machen möchte.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Unruhe FDP)

Und wir jedenfalls, es tut mir leid.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Lieber Kollege Barth, die Summe Ihrer Zwischenru-
fe ergibt so langsam einen Redebeitrag. Den kön-
nen Sie gern anmelden, aber jetzt redet der Kollege
Fiedler.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Meine Damen und Herren, mir geht es einfach dar-
um, dass die kommunale Seite in ihrer überwiegen-

den Anzahl und Mehrheit sich dazu bekannt hat,
hat zig Sitzungen dazu durchgeführt und ich war in
einigen dabei, wo intensiv diskutiert wurde, kann
man das machen, sollte man das machen und sie
haben sich entschieden. Sie haben sich auf den
Weg gemacht und sie sind, angefangen vom Lan-
desverwaltungsamt, obwohl sie keinen Präsidenten
haben, plus der Landesregierung, die ich benannt
habe, Lenkungsgruppe etc., unterstützt worden. Ich
möchte ungern noch dem verehrten Wirtschaftsmi-
nister Machnig recht geben, dass am Ende die He-
laba, eine Bank, an der wir beteiligt sind, am Ende
das ganze Ding noch in irgendeiner Form kippt. Al-
so mir macht das etwas Sorgen, ich will mich mal
vornehm ausdrücken. Ich weiß, dass es einige gibt,
auch in meiner Fraktion, die da durchaus skeptisch
hinschauen, aber wir müssen uns daran gewöhnen,
dass es ein Geschäft der Kommunen ist, natürlich
mit dem gewissen Risiko im Crash-Fall. Niemand
kann sich sicher sein, dass das alles funktioniert.
Wir werden ja heute noch über Bosch reden, wo si-
cher vor ein paar Jahren die Bedingungen auch
ganz andere waren und auf einem mal kommt da
ein Kippen. Aber nach menschlichem Ermessen
und nach dem, was durchgeprüft ist, was mehrere
Gutachten - und wahrscheinlich traut die FDP jetzt
nicht mal mehr den Gutachtern, die am Ende ihren
grünen Stempel dazu hergeben und alles, was da-
zu gehört - geprüft haben. Ich denke, man sollte
jetzt die Kommunen ermuntern und ihnen sagen,
geht den Weg weiter, wir sind sowieso schon drin
im ganzen Geschäft und sollten das Geschäft jetzt
zum Abschluss bringen. Deswegen bleibe ich da-
bei, wir können gar nicht mehr dazu beitragen, ich
kann es zur Kenntnis nehmen, weil ich auch da
oder dort einiges weiß, dass vielleicht das Ge-
schäft, weil die Zinsen gesunken sind, am Ende
noch günstiger wird. Aber ich würde mir trotzdem
wünschen, dass es endlich aufhört, dass das Ge-
schäft unterschrieben ist und dass endlich vernünf-
tig gearbeitet wird. Das wäre mir viel lieber. Für die
Millionen, die in irgendeiner Form gezahlt wurden,
hätten wir schon wieder ein Stück Netz bauen kön-
nen oder Ähnliches. Aber so ist es halt, man muss
auch in den Banken rund kommen und die Banken
haben auch unterschiedliche Ansichten dazu. Die
KfW hat ihre Meinung mehrfach geändert, die Auf-
baubank hat jetzt nach anfänglichen Schwierigkei-
ten sogar im Kapitalstock eine Erhöhung vorgese-
hen - plus, plus, plus, freie Banken, wo man ja noch
könnte, ja, das sind alles nur irgendwo abhängige
Banken, Commerzbank und andere, die sich auch
beteiligen und ihr Kapital dort anheben wollen. Also
ich denke, wir sind auf einem guten Weg und ich
hoffe, dass wir am Montag oder Dienstag verneh-
men, dass das Ostergeschenk gelungen ist und
dass die Kommunen den Betrieb übernehmen
konnten. Noch einmal herzlichen Dank für alle, die
da mitgewirkt haben, und ich hoffe, dass es jetzt
endlich zum Abschluss kommt und wir so ein Unter-
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nehmen in Thüringen haben, worauf wir hoffentlich
- ich sage hoffentlich - stolz sein können. Danke.

(Beifall CDU, SPD)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat
sich Abgeordneter Adams zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen
und Kollegen hier im Thüringer Landtag, es haben
schon viele gesagt, mehrfach haben wir diesen
Sachverhalt hier im Parlament schon diskutieren
dürfen und ich kann nur feststellen, dass die FDP
ganz gelb vor Wut wird, dass selbstbewusste Kom-
munen ihre Energienetze selbst übernehmen wol-
len.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie wollen das verhindern, Sie wollen das aktiv ver-
hindern und man kann nur hoffen, dass es Ihnen
nicht gelingt. Sie wollen verhindern, dass die Kom-
munen das übernehmen und darum machen Sie ei-
ne Öffentlichkeitskampagne, die jeder Grundlage
entbehrt.

(Beifall DIE LINKE)

Das haben Ihnen der Innenminister und, glaube ich,
alle Kollegen, die bisher gesprochen haben, erklärt.
Insofern wären dann alle Oberlehrer, wenn das jetzt
wieder oberlehrerhaft ist. Sie behaupten in Ihrem
Punkt II, dass Sie die Bürgerinnen und Bürger vor
großen Belastungen bewahren wollen. Haben Sie
sich denn einmal angeschaut, wie hoch die Belas-
tungen werden, wenn Private ein Monopol in die
Hand bekommen, und so eine Infrastruktur ist im-
mer ein Machtmonopol. Schauen wir einfach nach
Berlin, wie es dort gelaufen ist, wenn man die Was-
serversorgung privatisiert. Dem muss man entge-
genwirken. Das Problem ist doch nicht die Kommu-
ne, die das übernimmt, sondern das Problem und
die Gefahr würde darin stecken, wenn der Private
es ungezügelt übernimmt. Das scheinen Sie sich
nicht klarzumachen. Noch eine Frage stößt dem
geneigten Beobachter auf: Wo war denn die FDP
gewesen, als 1992 die KEBT 47 Prozent übernom-
men hat? Haben Sie da auch geschrien, um Gottes
Willen, daran gehen die Kommunen kaputt? Ich
glaube, Sie haben zu der Zeit sogar den Wirt-
schaftsminister in diesem Land gestellt.

(Zwischenruf Abg. Kemmerich, FDP: … Milli-
arden gar nicht gehabt, es geht doch hier um
den Kaufpreis.)

Ich kann mir nicht vorstellen, dass Sie damals ein
solches Theater gemacht haben und ich glaube,
Sie malen uns hier einen Popanz an die Wand,

meine sehr verehrten Damen und Herren. Sie rüh-
men sich doch immer, ganz besonders viele Bür-
germeister aus Ihrer Partei noch stellen zu können.
Ja, hören die alle nicht auf Sie oder überhören die
einfach das, was Sie sagen und meiner Meinung
nach zu Recht?

Meine sehr verehrten Damen und Herren, und noch
ein strategischer Gedanke ist bei dieser Analyse
doch ganz wichtig.

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Ach, das war
eine Analyse?)

Sie unterstellen, dass es möglich ist, dass dieses
Verfahren, die Netze zu übernehmen und damit na-
türlich auch Geld zu verdienen und damit die Netze
erhalten zu können, dass das zusammenbrechen
könnte. Dann hat der Staat, das Land ein Riesen-
problem, ein Kreditausfallproblem, weil aus dem
Verdienst aus den Netzen der Kredit nicht mehr ge-
tilgt werden kann. Aber was passiert denn, wenn
wir die Kommunen nicht unterstützen, dass sie die-
ses Geschäft und die Netze übernehmen und je-
mand Privates übernimmt das? Dann geht es den
Bach runter. Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, dann sind die Gewinne, die in der Zwischenzeit
gemacht werden konnten, weg und der Staat wird
auch dafür einstehen können. Oder glauben Sie,
dass wir die Infrastruktur dann drangeben? Ihr An-
trag müsste doch folgerichtig eigentlich so heißen:
Landesregierung, bitte unterstützen Sie die Kom-
munen weiter dabei, diese Netze zu übernehmen,
und achten wir gemeinsam darauf, dass sie nicht in
private Hand kommen, weil Infrastruktur Daseins-
vorsorge ist und in die kommunale Hand gehört.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Debatten, die im öffentlichen Raum und über
die Presse geführt wurden, sind sicherlich schädlich
gewesen für dieses Projekt. Ich kann mich nur dar-
an erinnern, dass zu einem sehr frühen Stadium im
Wirtschaftsausschuss intensiv debattiert wurde. Da
versprachen sich alle, dass wir zurückhaltend sein
werden, um den Prozess nicht zu stören. Alle ha-
ben sich daran gehalten, nur die FDP nicht.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Lan-
desregierung würde ich gern bitten, Folgendes
noch zu erklären: Viele besorgte Bürger stehen vor
diesem Prozess und dem, was sie in der Zeitung
darüber lesen können und sagen, wie kann das
denn sein, dass der Kaufvertrag unterschrieben
wurde und jetzt die Kreditfinanzierung noch nicht da
ist? Darüber verhandelt man ja erst noch. Wenn Sie
da vielleicht noch mal eine kurze Erläuterung geben
können, wie das einzuordnen ist, so dass die Leute
sich nicht die Sorge machen müssen, da hat je-
mand einen Kaufvertrag für etwas unterschrieben
und hat das Geld dafür überhaupt noch nicht in der
Tasche. Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die SPD-Fraktion hat Abgeordneter Hey das
Wort.

Abgeordneter Hey, SPD:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, ich danke zunächst dem In-
nenminister für die Berichterstattung, spreche aber
hier nicht zu dem Fragenkatalog unter I, sondern zu
Punkt II des Antrags der FDP.

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Dazu hat
noch niemand gesprochen.)

Da heißt es - Sie gestatten, Frau Präsidentin, dass
ich zitiere -: „Die Landesregierung wird aufgefordert
sicherzustellen, den Thüringer Steuerzahler direkt
oder indirekt, letztlich den Freistaat Thüringen, von
den Folgen eines Kreditausfallrisikos bzw. Haf-
tungsrisikos auszuschließen.“ Da habe ich wirklich
schmunzeln müssen, als ich das gelesen habe, vor
allem dieses „direkt oder indirekt“ - ich komme
gleich noch darauf. Aber ich frage Sie mal, liebe
Kolleginnen und Kollegen der FDP-Fraktion, wie
soll die Regierung denn aufgrund eines solchen An-
trags so etwas sicherstellen und gewährleisten?
Hätten Sie nicht auch gleich beantragen können,
dass die Landesregierung endlich für Frühlingswet-
ter sorgen kann?

(Beifall SPD)

Nur noch mal zur Erinnerung: Kollege Fiedler hat
es auch gesagt und es ist auch vom Innenminister
bereits dargestellt worden, die Thüringer Kommu-
nen haben sich auf den Weg gemacht, die Energie-
versorgung in die eigenen Hände zu nehmen, um
es mal salopp zu formulieren. Das ist die Entschei-
dung der Kommunen, das ist ihre Entscheidung, da
haben wir auch als Abgeordnete des Landtags das
zu akzeptieren. Jetzt kann es sein - und vielleicht
steckt das auch dahinter, ich finde es ein bisschen
schade, dass ich jetzt schon hier vorn am Pult ste-
he, ich hätte gern noch die Auslassungen der FDP-
Fraktion dazu gehört -, dass die Art der Übernahme
der Anteile von E.ON vielleicht ein Grund ist, dass
Sie die Stirn gerunzelt haben. Es kann sein, dass
Sie Kritik üben an der Finanzierungsart oder was
diesen Kauf noch in irgendeiner Art und Weise be-
treffen mag, aber es bleibt dabei, die kommunalen
Vertreter vor Ort haben entschieden, die Energie-
versorgung in die eigenen Hände zu nehmen. Das
Land Thüringen hat - der Innenminister hat es be-
reits gesagt - die entsprechenden Hilfestellungen
gegeben, wie es Kommunen immer Hilfestellungen
gibt. Jetzt fordern Sie, die Landesregierung möge
sicherstellen, so steht es drin in Punkt II, dass nie-
mals ein einziger Steuercent vom Bürger für den
Kauf und die daraus resultierenden Risiken der
E.ON-Anteile fließen soll. Das müssen Sie mir noch
mal erklären, wie die Landesregierung das über-

haupt machen soll, denn ich glaube, dass Sie genü-
gend Fachkompetenz besitzen, um zu wissen, dass
das gar nicht möglich ist - ich hoffe jedenfalls, Sie
besitzen diese Fachkompetenz -, denn letztlich fi-
nanziert der Steuerzahler, wenn Sie es mal von
ganz oben und im großen Zusammenhang betrach-
ten, ja immer etwas, für das nicht der direkte Ge-
genwert dieser Steuerzahlung genau bezifferbar ist.
Insoweit ist es so, dass der Steuerzahler ja eigent-
lich auch in den Kommunen indirekt den Kauf der
E.ON-Anteile mitgetragen hat. Der Steuerzahler
trägt, ob direkt oder indirekt - so drücken Sie es ja
aus in dem Punkt II - auch die Risiken des Kaufs,
so wie er täglich viele weitere Dinge mitfinanziert,
die in den Kommunen geschehen. Und es hat gar
keinen oder nur einen sehr geringen Einfluss des
Steuerzahlers darauf, das in irgendeiner Form be-
stimmen zu können. Ob ich wollte oder nicht, Herr
Barth, ich habe auch in den 90er-Jahren als Steuer-
zahler beispielsweise in Thüringen Spaßbäder mitfi-
nanziert. Und ob es mir gefällt oder nicht, als Steu-
erzahler finanziere ich jede Menge Stiftungen in
diesem Land, ich bezahle Lehrer und Sanierung
von Schulen, ich bezahle die Bezüge von Polizisten
und Oberbürgermeistern, von Landräten und Ver-
fassungsschützern, und wenn ich nachher rausge-
he aus dieser Debatte und zum Beispiel draußen
eine Apfelschorle kaufe und darauf 7 Prozent Mehr-
wertsteuer zahle, dann weiß ich auch nicht genau,
ob genau diese 7 Prozent, die ich da bezahle, für
beispielsweise die Verpflegung eines deutschen
Soldaten in Afghanistan ist oder ob die Klassik Stif-
tung Weimar damit finanziert wird oder eine Kinder-
gärtnerin in den Kommunen, weil die Umsatzsteuer
beispielsweise aufgeteilt wird. Also diese Unterstel-
lung, die Sie jetzt …

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Die Mehrwert-
steuer beträgt 19 Prozent.)

Nein, Apfelschorle ist ein Lebensmittel, darauf gibt
es nur 7 Prozent - das ist so.

(Unruhe FDP)

Das ist keine Gaststätte da draußen, die verkaufen
nur zu 7 Prozent. Aber jedenfalls geht die Welt
doch so nicht, Herr Barth. Das wissen Sie doch. Ich
frage Sie mal anders, Herr Barth, das ist ja eine
ganz interessante Frage: Welche Alternative gibt es
denn überhaupt zu diesem E.ON-Kauf, die Sie uns
hier aufzeigen?

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Nein, ich darf
nicht antworten, da bekomme ich wieder Är-
ger mit der Präsidentin.)

Das würde mich jetzt mal interessieren,

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

wenn Sie oder einer Ihrer Fachsprecher nach vorn
gehen und uns sagen, wie es denn vielleicht hätte
anders laufen können. Das ist ja mal eine ganz
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spannende Frage. Im Übrigen, und das muss ich
auch noch mal sagen, ich finde diesen Punkt II in
Ihrem Antrag auch aus folgendem Grund für sehr
gefährlich, weil Sie darin eine klare Trennung zwi-
schen dem Handeln der Kommunen und dem Land
herstellen wollen. Das, finde ich, ist ja schon mal ei-
ne ganz bemerkenswerte Geschichte. Denn neh-
men wir an, Sie würden aus Gründen, die ich jetzt
nicht genau verifizieren könnte, recht behalten, die
wir hier nicht kennen und das Ganze endet in ei-
nem Waterloo, dieser Kauf der E.ON-Anteile, wer
soll denn bitte schön dann für die Kommunen in ir-
gendeiner Form als Gewährsträger bereitstehen,
wenn die sich auf den Weg gemacht haben, diese
E.ON-Anteile in dieser Form auch zu kaufen, zu be-
wirtschaften und mit ihnen wirtschaftlich zu agie-
ren? Das ist doch ähnlich wie beispielsweise diese
Solidargemeinschaft, die es zwischen Kommunen
und Land Thüringen schon immer gibt, beispiels-
weise in Form des Kommunalen Finanzausgleichs.
Da ist es doch genauso, dass der Freistaat Thürin-
gen, damit die Kommune ihre Aufgaben erledigen
können, jährlich mehr als 2 Mrd. € dahin transfe-
riert. Und wenn es Kommunen gibt, die da ein riesi-
ges Problem haben, da hat der Freistaat Thüringen
sogar Ausgleichsfonds, diesen Sonderzahlungs-
fonds beispielsweise, diesen Ausgleichsstock er-
funden, will ich da mal sagen. Wollen Sie sich jetzt
ernsthaft - und das ist die spannende Frage, die ich
an Sie stelle und die Sie vielleicht auch in Ihrem
Redebeitrag hier noch mal darstellen können - hier-
her stellen und zu den kommunalen Vertretern sa-
gen, wenn ihr euch auf den Weg gemacht habt,
wenn ihr die Energieversorgung in die eigenen
Hände nehmen wollt, ätsche, bätsche, dann müsst
ihr das Risiko auch allein tragen und wenn es
schiefgeht, wird das Land eben nicht dafür gerade-
stehen. Wollen Sie das? Das ist die Frage, die ich
an Sie habe und die Sie hier auch gern noch einmal
begründen können und auf die Sie auch noch gern
hier mit Stellung beziehen können.

Wir haben eben schon gehört, es gibt aktuelle Ent-
wicklungen, der Innenminister hat ja darauf abge-
stellt. All die Pressemeldungen der letzten Tage, da
gebe ich im Übrigen Herrn Kemmerich recht, wenn
er in seinem Eingangsstatement gesagt hat, das
war wie so ein Zickzackkurs, ein Wechselbad der
Gefühle. Man las immer nach, einmal der Kauf
kommt vielleicht doch nicht zustande, es gibt Pro-
bleme, Helaba usw. Vielleicht kann der Innenminis-
ter - sofern er erwägt, noch mal Auslassungen zu
machen, das weiß ich nicht, das wird sich dann zei-
gen - darauf eingehen und uns mal sagen, um zu-
mindest diese Unsicherheit, die hier schwebend im
Raum herrscht und die natürlich von dem einen
oder anderen hier immer sehr genüsslich vorgezo-
gen wird, dass es bestimmte Sonderkonditionen,
vielleicht auch von der Helaba gab, die jetzt doch -
ich habe es aus den jüngsten Medienmitteilungen
gehört - auf dem guten Weg sind, diesen Kaufpreis

dann letzten Endes doch noch mitzufinanzieren.
Das wäre vielleicht gut, um hier für Klarheit zu sor-
gen. Ansonsten werden wir diesen Punkt II des An-
trags auch ablehnen. Ich denke, wir sollten sehr
schnell in der Debatte vorankommen, denn wie wir
wissen, ist auf der Tagesordnung noch ein sehr
wichtiger Punkt, da geht es um Arbeitsplätze in Arn-
stadt. Das wird uns ein bisschen weiterbringen, da-
rüber zu diskutieren. Mit diesem Antrag wird uns
das nicht gelingen. Ich danke Ihnen.

(Beifall CDU, SPD)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die FDP-Fraktion hat Abgeordneter Kemmerich
das Wort.

Abgeordneter Kemmerich, FDP:

Sehr verehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, liebe Zuschauer und si-
cherlich viele Interessierte der Debatte. Herr Hey,
Sie haben zum Schluss geredet, ich komme zu den
Antworten zum Schluss, Sie entschuldigen, aber
trotzdem vielen Dank, dass Sie mit mir der Auffas-
sung sind, dass die Antworten von Herrn Geibert -
vorsichtig gesagt - sehr dünn waren, einfach ge-
sagt, er hat keine der 18 Fragen beantwortet.

(Beifall FDP)

(Unruhe SPD)

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Das haben
Sie gerade geträumt, Herr Kemmerich.)

Herr Geibert, ich fange mal damit an, Sie sprachen
erst einmal über das Motiv des Geschäfts. Das Mo-
tiv des Geschäfts, da sind sich auch fast alle einig,
ist die sogenannte Gestaltung der Energiewende.
Die Frage ist, was hat das bei dem Abschluss eines
solchen Geschäftes, insbesondere bei der Gestal-
tung zu suchen? Motive vernebeln teilweise den
Blick, den klaren Blick auf die Tatsachen und das
muss ich hier unterstellen. Herr Geibert, wenn Sie
hier aufführen, dass das Kernbereiche der kommu-
nalen Daseinsvorsorge sind und viele der Kollegen
haben viele tatsächliche Bereiche der Daseinsvor-
sorge aufgezählt, nämlich wie Kindergärten bauen,
wie Ordnungskräfte zur Verfügung stellen und viele
andere Sachen, die wir tatsächlich auch bereit sind,
mit unseren Steuern zu bezahlen. Da können wir
auch in die Literatur schauen, wozu wir denn Steu-
ern entrichten. Aber, meine Damen und Herren, es
bleibt die Frage, entrichten wir Steuern, entrichten
wir Daseinsvorsorge, sind Kommunalkredite für ein
solches Geschäft da? Und hier geht es um eines,
um den Verkauf einer Tochtergesellschaft der E.ON
Deutschland, die Energieerzeugung, Energiever-
sorgung, Energiehandel betreibt. Gehört das zur
kommunalen Daseinsvorsorge? Oder, Herr Geibert,
mit Ihren Worten, ist das dann doch nicht kommu-
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nale Selbstverwaltung, sondern kommunale Selbst-
aufgabe?

(Zwischenruf Staschewski, Staatssekretär:
Wenn Sie keinen Strom mehr haben, können
Sie sich nicht mehr fönen. Das ist doch lo-
gisch.)

(Heiterkeit im Hause)

Herr Staschewski, alles mit der Ruhe. Sie müssten
es doch besser wissen. Wir haben doch ausrei-
chend Gesetze, dass jeder in Deutschland, das ha-
ben wir bei der Energiewende eben noch diskutiert,
in den Genuss kommt, dass Energie geliefert wird.
Es gibt Anschlusszwang, es gibt Versorgungs-
zwang. Das ist alles umfangreich geregelt und be-
aufsichtigt durch die Bundesnetzagentur. Die Macht
darüber, dass wir zu jeder Tages- und Nachtzeit
Strom und Energie haben und die Steuer kostet
dann mit allen Finessen gerade so viel, dass es
nicht zum Blackout kommt. Aber wir wollen das
Thema nicht verlassen.

Herr Geibert, Sie führen aus, wir können uns ja mal
die Kommunalkreditbedingungen bei den Banken
erfragen. Kurz davor sprechen Sie vom Bankge-
heimnis. Das achte ich sehr. Ich glaube auch kaum,
dass mir die Helaba oder welches der Kreditinstitu-
te auch immer die Konditionen dieses Bankge-
schäftes sagen würde.

(Zwischenruf Geibert, Innenminister: Ja die-
ses nicht, aber die allgemeinen.)

Auch die allgemeinen, weil die immer sehr davon
abhängig sind, wer denn Kreditnehmer ist. Das hat
was mit Solvenz zu tun, Herr Geibert. Lassen Sie
mich doch weiterreden, Sie können dann gern noch
einmal. Dann führen Sie aus, dass Ihre Fachleute
und viele Fachleute und viele Gutachten dieses Ge-
schäft geprüft haben. Aber eines kann mir doch kei-
ner erzählen: Wir wissen seit drei Tagen, dass die
Helaba Bedenken hat. Die Helaba hat dann gesagt,
wir haben neue Bedingungen gestellt. Sind die
auch geprüft worden, diese neuen Bedingungen,
die jetzt die KfW veranlasst, das Kreditgeschäft
noch einmal infrage zu stellen? Sind die rein techni-
scher Natur? Meine Damen und Herren, jeder, der
im kleinsten wie im größeren Bereich mal mit Ban-
ken zu tun hatte, weiß ganz genau, dass hier nicht
mit wahren Worten gesprochen wird,

(Beifall FDP)

sondern hier wird mit Nebel gearbeitet.

Meine Damen und Herren, Sie werfen uns immer
vor, dass wir, ich meine das wäre ja eine tolle Sa-
che, dafür verantwortlich wären, dass dieses Ge-
schäft scheitern könnte.

Meine Damen und Herren, das Geschäft ist bis jetzt
an zwei Tatsachen gescheitert: Erstens an
durchaus mit Vorsicht agierenden Banken, die sa-

gen, wenn ich ein Milliardenkreditgeschäft durch
meine Aufsichtsgremien genehmige, dann muss ich
das mit der notwendigen Vorsicht, Intensität und
Prüfung machen und muss für mein Bankhaus na-
türlich das Geschäft auch absichern. Respekt da-
vor. Auf der anderen Seite, liebe Kommunalvertre-
ter, lieber Vorstand der KET, eine Eselei, einen
Vertrag zu unterschreiben, ohne eine Finanzie-
rungszusage zu haben, denn diese Eselei kostet

(Beifall FDP)

den Steuerzahler oder den Kunden, wen auch im-
mer, zurzeit 82.000 €, liebe Zinsrechner, Herr Ku-
schel, 82.000 €. Es geht doch zurzeit um die Ver-
tragsstrafe, so müsste es jedenfalls sein, Antworten
bekommen wir nicht. Mit der Vertragsstrafe des An-
kaufs von über 450 Mio. € und einfache Zinsrech-
nung, machen wir es einfach, 360 Zinstage durch-
gerechnet, dann kommen Sie bei 82.000 € ins Ver-
hältnis gesetzt zu 546 Mio. € auf ca. 6 Prozent.
Wenn das alles irgendwie stimmen soll, was uns
hier erzählt worden ist, dann soll das Geschäft
einen 2-prozentigen Zinsansatz haben. Dies kann
in dem Vertrag, wo E.ON was verkauft, keine Rolle
spielen. Sie reden hier falsch. Nein, das Gesamtvo-
lumen ist das vielleicht, aber der Kaufvertrag zwi-
schen E.ON und der KEBT geht über die Anteile,
und das sind 540 Mio.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Sie
müssen noch 400 Mio. € Umschuldungen
mitrechnen.)

Da läuft eine Strafe von 82.000, das sind ca. 6 Pro-
zent und das ist das Dreifache von dem, was ver-
anschlagt worden ist. Das Geld ist auf jeden Fall
weg. Und das andere, was dazukommt, wenn sie
denn die Zinsen zahlen würden, dann hätten sie
auch den hoffentlich eintretenden wirtschaftlichen
Nutzen. Den hat die KEBT zweifelsohne auch nicht,
weil der Vertrag ist nicht vollzogen. Also ich weiß
nicht, wovon wir hier reden.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Der
wird rückwirkend vollzogen.)

Meine Damen und Herren, es geht ja noch weiter.
Herrn Machnig hat die ganze Sache nicht gefallen.
Die Helaba hat nicht das getan, was vorher verein-
bart war oder nicht was ihm gefiel und hat gesagt,
halt, wir haben noch eine Tochtergesellschaft des
Landes - Thüringer Aufbaubank, die Förderbank
des Landes. Zur Kenntnisnahme Haftkapital
80 Mio. €, Kreditvergabe per anno ca. 250 Mio. €.
Das war schon hart an der Grenze, zu sagen, die
müssen sich mit 200 Mio. € an der Transaktion be-
teiligen, denn auch das hinterlässt in dem Kreditge-
schäft, in dem Kredit der TAB schon tiefe Spuren.
Jetzt sind wir bei 300 Mio. €. Ich halte es für sehr
befremdlich, auch aus den Erfahrungen, die wir mit
der Finanzkrise in den letzten Jahren gemacht ha-
ben, Sachsen-LB, West-LB, Bayern-LB, HSH-Nord-
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bank, das können wir beliebig fortsetzen, hier die
Förderbank des Landes in dieser Form einzuset-
zen. Ich habe es gesagt, wir reden von 300 Mio. €
Kreditsumme, es gibt ein Risiko, dass was passie-
ren kann, 80 Mio. € Haftkapital, das ist das Vierfa-
che. Wenn da was schiefgeht, können wir die För-
derbank abwickeln. Wir reden über 300 Mio. € Kre-
ditvolumen, 200 Mio. € … die Summe der Mittel-
ständler, die gefördert werden in Thüringen, neh-
men im Jahr ca. 250 Mio. € Kredite auf, Wohnungs-
bauer, Eigenheimbauer etc. Wo soll denn da noch
Kreditgeschäft gewährt werden? Gegen jedes Kre-
ditgeschäft muss ich Eigenkapital stellen. Das muss
verbraucht sein, auch vielleicht in einem geringeren
Maße bei einem Kommunalkreditgeschäft als bei
einem risikoreicheren Geschäft. Aber irgendwo wird
das Spuren hinterlassen und damit hat es auch di-
rekte Spuren für den Thüringer Mittelstand.

(Beifall FDP)

All das wird hier ausgeblendet, weil nach Gutsher-
renart, wir haben es in der Presse schon einmal ge-
sagt, wir haben gesagt, okay, wenn die Helaba
nicht spurt, damit die anderen ins Boot kommen,
bedienen wir uns erst mal bei der eigenen Tochter-
gesellschaft; im Sinne der Förderlandschaft für
Thüringen, im Sinne auch des Thüringer Mittel-
stands höchst bedenklich.

(Beifall FDP)

Herr Adams, das Geschäft, was ’92 gelaufen ist zur
Gründung der KEBT, mit dem B in der Mitte, war
ein ganz anderes. Es war ein Tauschgeschäft für
Anteile an Stadtwerken, für Beteiligungen an Stadt-
werken. Diese Beteiligungen haben die Kommu-
nen, und das ist ja auch mit unser Vorwurf, ohne
Gegenleistung erhalten und haben bis zum heuti-
gen Tage daraus Dividenden bezogen. Das alles
wird mit zumindest hier aufs Spiel gesetzt.

Meine Damen und Herren, da auch noch einmal zu-
sammenfassend: Wir haben hier nie behauptet, es
soll nicht klappen. Wir haben nie gesagt, das Ge-
schäft soll nicht zustande kommen. Wir mahnen nur
zur Information, zur Informationsaufklärung, zur
Tiefe auch von Informationen, weil, meine Damen
und Herren, draußen sind viele, viele Ehrenämtler,
die leider auch schon Entscheidungen getroffen ha-
ben, aber ich sitze selber im Stadtrat von Erfurt, ich
habe gegen diese Entscheidung gestimmt, weil es
keine Faktenlage gab, die rechtfertigt, eine milliar-
denschwere Entscheidung zu treffen. Für diese
Faktenlage ist nie gesorgt worden, weder hier noch
in den Stadträten, noch in andere Parlamenten und
es wird weiter verschleiert und nicht für Aufklärung
gesorgt. Das ist bis zum heutigen Tage nicht pas-
siert.

(Beifall FDP)

Herr Hey, letztlich zu Ihnen: Also, wenn wir den
Frühling uns wünschen könnten oder beantragen

könnten, würden wir das sicherlich sofort machen
und da wären wir, denke ich mal, auch ausnahms-
weise zu einer Mehrheit hier im Hohen Hause ge-
kommen, aber Scherz beiseite. Wir haben das hier
formuliert, weil Herr Machnig u.a. auch andere Ver-
treter der Landesregierung behauptet haben, es
wäre ein Null-Risiko-Geschäft, nochmals Null-Risi-
ko-Geschäft. Es gibt keine Geschäfte mit null Risi-
ko,

(Beifall FDP)

auch ein Kommunalkreditgeschäft nicht. Wir war-
nen eben auch vor den Risiken, weil über die Risi-
ken spricht hier kein Mensch. Wir tun alle so selbst-
verständlich, dass die Gestaltung der Energiewen-
de wie von allein aufgeht. Ich habe bei der letzten
Plenarsitzung ausreichend über Risiken versucht
zu belehren, die in der Vergütung für Netzentgelte
liegen, die darin liegen, wie entwickelt sich der
Stromkundenmarkt, wie entwickeln sich die
Stromerzeugungsmärkte. Wir wissen, dass E.ON
Deutschland - da gibt es zumindest aufgrund ihrer
Börsennotierung immer wieder Meldungen, die
über den Geschäftsverlauf Auskunft geben -, dass
das Gasturbinengeschäft, dass die Stromerzeu-
gung aus Gas, die Wärmeerzeugung aus Gas zur-
zeit eine völlig neue Definition erfährt. Aus anderen
Publikationen wissen wir, dass auch der Stromhan-
del unter völlig neuen Gesichtspunkten zu sehen
ist. Und die Abbildung, die wir hier erfahren, über
den Geschäftswert von E.ON Thüringen ist eine
rein rückwärtsgerichtete. Das sind alles Zahlen aus
der Vergangenheit, die in der Form auch ganz,
ganz selten eingetreten sind. Ich habe es beim letz-
ten Mal gesagt, wir müssen das Jahresergebnis
fast vervierzigfachen, um den Wert darzustellen,
und das haben wir immer infrage gestellt. Deshalb
geht es nicht darum, welche Alternative gibt es zu
dem Geschäft. Die Alternative heißt ja nicht, macht
es oder lasst es, die Alternative heißt einfach,
macht es richtig.

(Beifall FDP)

Über das Richtigmachen spricht hier, wie gesagt,
keiner, weil man nicht über den Kaufpreis diskutiert,
man hat einen Kaufvertrag abgeschlossen, ohne ei-
ne Finanzierung zu haben. Man hat scheinbar nicht
bis zum Ende mit den Banken ausverhandelt, wie
es denn nun zu geschehen hat. Es sind scheinbar
so viele Unbekannte hier, die Unbekannten sind ja
mit geprüft worden von den Ministerien …

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Abgeordneter Kemmerich, gestatten Sie eine
Anfrage durch den Abgeordneten Kuschel?

Abgeordneter Kemmerich, FDP:

Zum Schluss. Die Unbekannten in der Gleichung
sind auch scheinbar hier mit geprüft worden, nur
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das Ergebnis, das vermag ich kaum einzuschätzen,
und, meine Damen und Herren, darum regt sich die
Diskussion. Wenn wir hier beantragen, dass sicher-
zustellen ist, dass der Thüringer Steuerzahler - ich
will das Ganze nicht wiederholen - nicht in eine Haf-
tungsrisiko rennt und, Herr Hey, Sie durchaus mit
Recht sagen, das kann man nicht ausschließen,
dann fordern wir eben eins, aber man sollte es
möglichst reduzieren.

(Beifall FDP)

Bei der Abwicklung, bei dem Lauf dieser Geschich-
te ist die nötige kaufmännische Vorsicht außer Acht
gelassen worden.

(Beifall FDP)

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Ihr stellt die
Kommunalen alle als dämlich hin …)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Sie können jetzt Ihre Frage stellen, Herr Kuschel.

Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE:

Danke. Frau Präsidentin, ich ziehe meine Frage zu-
rück.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Gut. Dann frage ich, gibt es weiteren Redebedarf?
Herr Innenminister, bitte.

Geibert, Innenminister:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, ich will versuchen, die eine
oder andere Frage zu beantworten und die eine
oder andere, wie ich sagen würde, erschreckende
Unkenntnis aufzuklären.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Sie haben am
Anfang nichts getan, um die Sache aufzuklä-
ren.)

Nein, das ist eine sachliche Unkenntnis über Thü-
ringer Recht, die an sich mit dem Thema nur wenig
oder am Rande zu tun hat und die ich eigentlich bei
parlamentarischer Befassung, ernsthafter parla-
mentarischer Befassung mit dem Thema als Grund-
voraussetzung unterstellt hätte.

Herr Abgeordneter Adams, ich will versuchen, das
aufzuklären, was Sie zu Recht gesagt haben, was
in der Bevölkerung verunsichern kann, dass ein
Kaufvertrag unterschrieben sei und die Finanzie-
rungsverträge dazu noch nicht. Das liegt schlicht-
weg in der sehr komplizierten und in sich ver-
schränkten Struktur der verschiedenen Genehmi-
gungstatbestände und Genehmigungsverfahren.
Zunächst mal war aus rechtsaufsichtlicher Sicht zu

überprüfen, ob das Gesamtkonstrukt abstrakt be-
trachtet und auch abstrakt rechtlich betrachtet, ge-
nehmigungsfähig ist. Das ist vor Weihnachten be-
stätigt worden. Es war anschließend zu überprüfen,
ob ein Gesamtfinanzierungskonstrukt in Betracht
kommt unter Beachtung von Marktbedingungen, die
abgefragt wurden, die sich aber in einem Geschäft
dieser Größenordnung täglich ändern, und unter
Beachtung von verschiedenen Zinssätzen, Ver-
tragslaufzeiten, Tilgungsbedingungen und Rück-
zahlungsbedingungen dabei. Das ist genauso in
dieser abstrakten Form bestätigt worden, dass be-
stätigt wurde, es gibt ein Gesamtfinanzierungskon-
zept, was tragfähig ist. Jetzt befinden wir uns in der
Situation, nachdem abstrakt all diese Dinge geprüft
und bestätigt wurden, dass es darum geht, konkret
das geeignetste und letztlich auch das wirtschaft-
lichste Finanzierungskonzept zu untersetzen und
dieses dann, weil die Finanzierungsangebote nur
24 Stunden gültig sein werden, weil in den Größen-
ordnungen die Bedingungen nur für 24 Stunden
festgeschrieben werden, innerhalb von 24 Stunden
dann der Genehmigung zuzuführen. Also ein sehr
tiefes mehrstufiges Verfahren, in dem zunächst alle
abstrakten Grundvoraussetzungen abgeprüft wur-
den und jetzt, nachdem festgestellt ist, dass alle
Grundvoraussetzungen abstrakt vorliegen, dann die
ganz konkrete Einzelkreditgenehmigung für den
ganz konkreten Vertrag erfolgt. Insoweit, Herr Ab-
geordneter Hey hat das nachgefragt, das ist auch
mit ein großes Problem, in dem wir uns im Moment
gerade befunden haben - es ist gelöst, denke ich -,
dass es gilt, die unterschiedlichen Kredit-, die unter-
schiedlichen Darlehensverträge zu harmonisieren.
Es wird nicht eine finanzierende Institution geben,
es wird ein ganzes Bündel an finanzierenden Insti-
tutionen geben. Da gilt es, diese Bedingungen mit-
einander kompatibel zu machen, damit Gleichmä-
ßigkeit hergestellt ist, gleiche Rechte- und Pflich-
tenverteilung hergestellt ist, und da, wo Besonder-
heiten ins Feld geführt wurden - das ist auch bei
dem ersten Entwurf des Helaba-Darlehensvertra-
ges der Fall gewesen -, zu einer Harmonisierung
das Ganze zu führen und miteinander kompatible
Darlehensvertragsbedingungen herzustellen. Das
ist gar nicht so einfach. Mit Banken zu verhandeln,
ist durchaus zäh und schwierig. Ich bin insbesonde-
re dem Kollegen Wirtschaftsminister dankbar, der
das auf seiner Schiene gemacht hat, und wir haben
das auf einer weiteren Schiene noch mal unternom-
men, gemeinsam mit dem Finanzminister, und wir
haben dort durchaus, denke ich, beachtliche Erfol-
ge erzielt. Denn auch wenn es sich um Kommunal-
kredite handelt und Kommunalkredite unter einer
besonderen Rechtssituation sind, ich hatte in mei-
nen Ausführungen schon darauf hingewiesen, dass
der Terminus technicus nicht ganz korrekt ist, aber
auch wenn es sich um Kommunalkredite handelt,
unterscheiden sich die Bedingungen dieser Kredite
im Detail dann doch. Bei einem Einzelkreditvolu-
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men, etwa von 200 Mio. € oder 300 Mio. € ist es
schon von Bedeutung, ob es 0,2 Prozentpunkte
mehr oder weniger sind und wie die Tilgungsraten
vereinbart sind, die Annuitäten.

Insoweit ist es gut, dass es den Kommunen mittler-
weile im KET möglich ist, auf einen zugesagten
Kreditvolumenbereich zuzugreifen, der deutlich
über dem Kaufpreis liegt. Insoweit bin ich ganz er-
staunt, Herr Abgeordneter Kemmerich, die Kauf-
preise wurden allenthalben überall schon kommuni-
ziert, dass Sie nach wie vor von einem Kaufpreis
von 548 Mio. € ausgehen, ist abwegig und ent-
spricht auch nicht dem, was der KET jeweils gesagt
hat. Sie vergessen, dass 400 Mio. € Kredite miter-
worben werden. Dadurch ist der Kaufpreis deutlich
höher und damit ergibt sich auch beim reinen Drei-
satz eine ganz andere Berechnung als die 6 Pro-
zent, die Sie eben ermittelt haben.

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Herr Minister Geibert, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Abgeordneten Kemmerich?

Geibert, Innenminister:

Aber selbstverständlich, wenn es der Klärung dient.

Abgeordneter Kemmerich, FDP:

Zwei Fragen, gerade zum Letztgenannten: Man un-
terscheidet juristisch-technisch zwischen Übernah-
me eines Kredites, das ist ein anderes Rechtsge-
schäft als den Kaufpreis für Aktien. Insofern denke
ich, dass der Kaufpreis für die Aktien 546 oder
548 Mio. sind und der Preis für die Übernahme des
Kredites aus der Pensionskasse 400 Mio. Ist das
soweit korrekt?

Geibert, Innenminister:

Das könnte soweit korrekt sein, aber da ein kom-
pletter Konzernkauf stattfindet, ist das Gesamtpaket
zu betrachten an Aktiva und Passiva

(Beifall CDU)

- dachte ich Ihnen jetzt nicht zwingend erklären zu
müssen - dabei, und das Gesamtpaket wird ein Vo-
lumen haben von etwa 950 Mio. €, wie vorhin
schon dargestellt, so dass also, ich denke, es nicht
weiterhilft, mit falscher Zahlenbasis den Menschen
Sand in die Augen streuen zu wollen, was das für
ein schlechtes Zinsgeschäft für die Zwischenzeit
sei.

(Beifall CDU, DIE LINKE)

Dann, denke ich, müssen wir intensiv betrachten,
um was es überhaupt geht. Es geht darum, dass
die Kommunen, die heute bereits Minderheitenei-
gentümer sind, und in ihrer Rechtsstellung als Ei-
gentümer sich nicht immer vernünftig aufgehoben

fühlten in der Vergangenheit, vom Minderheitenei-
gentümer zum Mehrheiteneigentümer werden. Das
ist auch etwas, was sich im Risikobereich abspielt.
Wenn Sie eben gesagt haben, null Risiko kann man
nicht erreichen, dann stimmt das. Das ist zutref-
fend, gerade bei einem Geschäft, was auf Jahr-
zehnte in die Zukunft gerichtet ist, kann man das
nicht erreichen, aber es war auch in der Vergan-
genheit kein Null-Risiko-Geschäft. Die Kommunen
hatten in der Vergangenheit das gleiche Risiko wie
sie es heute haben. Sie hatten bislang im kommu-
nalen Eigentum verstreut über alle möglichen Kom-
munen etwa 47 Prozent des Aktienkapitals und sie
werden künftig etwa 85 Prozent haben. Es ist völlig
egal, ob man als Kommune in einer Haushaltsnotla-
ge 100.000 €, wenn dieser Fall denn einträte, an
Umlageverpflichtung hätte oder 170.000 € hätte. Es
wäre in der Kommune nicht zu bedienen. Also inso-
weit tritt kein Unterschied im Risiko dort ein.

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Herr Minister Geibert, gestatten Sie eine weitere
Zwischenfrage des Abgeordneten Kemmerich.

Geibert, Innenminister:

Gern.

Abgeordneter Kemmerich, FDP:

Beurteilen Sie die Situation, dass am Tag vor dem
weiteren Kauf der Anteile das Kreditrisiko aber nicht
bestand, schon eine veränderte Lage existierte, ob
ich Anteile erhalte, auch wenn es Minderheitsantei-
le sind, ohne Kreditgeschäft im Hintergrund zu ei-
ner Mehrheitsbeteiligung mit einem durchaus be-
achtlichen Kreditrisiko von insgesamt 1 Mrd. €?

Geibert, Innenminister:

Nein, das ist so nicht richtig. Beim Kommunalkredit
besteht dieses Risiko so nicht. Deshalb ist es gera-
de ein Kommunalkredit. Herr Abgeordneter Kem-
merich, dabei bin ich eigentlich an der für mich
schwierigsten Stelle. Sie haben gesagt, es ist keine
Aufgabe der Kommunen, aber da sollte Ihnen
schon der Blick in die Kommunalordnung anderes
sagen.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: § 2
Abs. 2.)

§ 2 Abs. 2 Satz 1 der Thüringer Kommunalordnung:
Zu den Aufgaben des eigenen Wirkungskreises ge-
hören insbesondere - und da wird ganz viel aufge-
zählt - die Versorgung mit Energie und Wasser.

(Beifall CDU, DIE LINKE)

Und nur deshalb ist dieses Geschäft in dieser Form
in einem öffentlich-rechtlichen Zweckverband in
dieser Art und Weise möglich.
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Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Herr Minister Geibert, gestatten Sie eine weitere
Zwischenfrage des Abgeordneten Kemmerich?

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Der soll
doch zum Seminar gehen.)

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Ja,
bei mir.)

Geibert, Innenminister:

Ja.

Abgeordneter Kemmerich, FDP:

In aller Kürze. Die Frage ist, wie verhält sich das
zum Beispiel in der Stadt Erfurt, die Stadtwerke ha-
ben und jetzt dazu noch eine Beteiligung an E.ON
Thüringen kaufen? Ich habe eben gefragt, der Be-
teiligungserwerb an E.ON Thüringen, das ist kein
dem Kommunalgeschäft oder diesem Rechtskreis
unterliegender Tatbestand.

Geibert, Innenminister:

Herr Abgeordneter Kemmerich, auch in der Stadt
Erfurt gilt die Thüringer Kommunalordnung.

(Beifall DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Soll-
te man annehmen.)

Es geht nicht darum in der Ausprägung, ob dieser
Erwerb als Urgeschäft bereits für sich die Voraus-
setzung erfüllt - das tut er, weil es um die Miteigen-
tümerstellung über den Aktienerwerb an einem
Energieversorgungsunternehmen geht -, sondern
die Frage der Daseinsfürsorge und damit des eige-
nen Wirkungskreises der Kommune stellt sich bei
der Rechtsfrage der Gründung des Zweckverban-
des, die zu diesem Zweck der öffentlichen Daseins-
fürsorge einen Zweckverband gegründet haben.
Dort steigt man ein als Kommune, das würde auch
die Stadt Erfurt machen. Im Übrigen, ein Teil der
Stadtwerke ist ja nach meiner Kenntnis ohnehin im
ETE-Besitz dabei, so dass also auch dort wieder
die Geschlossenheit vorliegt, und die Stadt Erfurt
hat sich, wie ich denke, sehr vernünftig mehrheitlich
für den Kauf und den Beitritt zum KET entschieden.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Herr Minister Geibert, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Abgeordneten Barth?

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Die
wollen den Tagesordnungspunkt „Bosch“
verhindern.)

Geibert, Innenminister:

Gern.

Abgeordneter Barth, FDP:

Vielen Dank, Herr Minister. Ich will mal auf einen
Punkt kommen, der, glaube ich, einer der zentral-
sten ist. Vielleicht können Sie das auch in Ihrer sehr
eigenen Art - aber so dass wir es vielleicht auch
verstehen - erklären. Bürgt denn das Land, wenn
es einen Kreditausfall gibt, für diesen Kredit, den
der Zweckverband da nun aufnehmen darf? Gibt es
eine Bürgschaft, gibt es ein Bürgschaftsrisiko für
das Land, ja oder nein?

Geibert, Innenminister:

Das Land bürgt nicht. Jetzt muss ich natürlich re-
kurrieren, wie die juristischen Verhältnisse insoweit
sind. Denn eine Bürgschaft ist ja ein klar definier-
tes, im BGB geregeltes Rechtsgeschäft. Eine sol-
che Bürgschaftserklärung durch das Land ist nicht
abgegeben worden. Aber beim Zweckverband,
nach dem Zweckverbandsrecht, nach dem Gesetz
über die kommunale Gemeinschaftsarbeit ist es so,
dass der Zweckverband, wenn der Zweckverband
in finanzielle Notlage gerät, Umlagen von seinen
Mitgliedskommunen erhebt, um finanzielle Notlagen
auszugleichen. Das geschieht allenthalben, Sie
kennen das aus dem Wasser- oder aus dem Ab-
wasserbereich an vielen Stellen. Und wenn die
Kommune nicht in der Lage ist, eine Umlage zu
entrichten, wäre ein Rückgriff auf das Land denkbar
dabei, es ist nicht wahrscheinlich. Aber es ist keine
Bürgschaft, um die Frage eindeutig zu beantworten.

Sie haben ausgeführt, wir haben nie gesagt, es soll
nicht klappen. Das ist eine gute These, aber ich
muss zum Bedauern feststellen, Sie haben viel da-
zu beigetragen, dass es in der öffentlichen Wahr-
nehmung Probleme gibt und schwierig ist.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich denke, gerade bei einer politischen Partei, die
auch dem Unternehmertum sich vorgibt verpflichtet
zu sein, sollte der Grundsatz vorherrschen, dass
man sich nicht in wirtschaftliche Detailfragen von
Privatparteien oder auch öffentlich handelnden
Kommunen einmischt und nicht zu Details fragt.
Das ist auch der Grund, weshalb ich zu der Masse
Ihrer Fragen - den konkreten Zinssatz einer Til-
gungsbedingung, Vertragsgestaltungen, Kündi-
gungsmöglichkeiten, da gilt kommunale Selbstver-
waltung, da gilt Vertragshoheit der Parteien, das ist
die Kommune auf der einen Seite bzw. der Zweck-
verband und das sind die Darlehensgeber auf der
anderen Seite - beim besten Willen nichts sagen
kann. Kommunale Selbstverwaltung ist ein hohes
Gut und hier sind sie noch gepaart mit einem unter-
nehmerischen Schutzbedürfnis, in dem die Kommu-
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ne unterwegs ist, und da ist es schlichtweg nicht
möglich, was zu sagen.

(Beifall CDU)

Insoweit trifft es auch nicht zu, dass es heißt, das
sind alles Zahlen der Vergangenheit. Natürlich sind
Bilanzen Zahlen der Vergangenheit. Was auch
sonst? Wer Bilanzen für die Zukunft aufstellt, hätte
ein Problem mit der Staatsanwaltschaft Mühl-
hausen. Aber natürlich ist es auch so, dass nach
den Grundregeln von Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaften bei der Erstellung von Wertanalysen, die
hier eingehalten sind nach IDW 51, dass bei den
Grundregeln, bei der Erstellung von Wertgutachten
eine Risikoanalyse erfolgt, zu der auch gehört eine
perspektivische Betrachtung der Wirtschaftsent-
wicklung unter Annahme von realistischen Bedin-
gungen und bei Kalkulation kaufmännischer Vor-
sicht nach dem HGB, das ist Ihnen sicher geläufig,
auch unter Annahme der ungünstigsten Bedingun-
gen aufzustellen ist. Das ist erfolgt. Danach ist der
Wert ermittelt worden und danach ist die Genehmi-
gungsbasis für das Landesverwaltungsamt ge-
schaffen worden.

Insoweit wäre ich dankbar, wenn all der viele Ne-
bel, der versucht wird zu erzeugen, und all die viele
Verunsicherung, die versucht wird zu erzeugen, für
die Kommunen ein Ende finden würde und die
Kommunen bei ihrer durchaus für sie schwierigen
Entscheidung, weil es sich im Regelfall ja um Eh-
renamtler handelt, die dort diese Entscheidung fäl-
len müssen, nicht zusätzlich verunsichert werden,
sondern wenn sie so, wie die Landesregierung das
gemacht hat und auch viele Abgeordnete aus die-
sem Hohen Hause es getan haben, vertrauensvoll
begleitet werden, in ihrem Bemühen unterstützt, auf
die vorhandenen Risiken hingewiesen, aber dann
auch in ihren Entscheidungen engagiert unterstützt
und bestärkt werden. Vielen Dank für die Aufmerk-
samkeit.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank, Herr Minister Geibert. Es
gibt jetzt eine weitere Wortmeldung, und zwar vom
Abgeordneten Uwe Barth für die FDP-Fraktion.

Abgeordneter Barth, FDP:

Vielen Dank. Herr Minister, wenn Sie das Geschäft
in den Kommunen auf eine ähnliche Art, ich lasse
mal jedes Adjektiv weg, erklärt haben, wie Sie jetzt
hier die Fragen beantwortet haben, dann kann ich
jetzt verstehen, warum über 500 Bürgermeister und
Gemeinden da nicht mitgemacht haben.

(Beifall FDP)

Ich bin kein Jurist und Sie sind kein besserer
Mensch, weil Sie Jurist sind. Und ob ich nun den

Unterschied zwischen Bürgschaft und Rückgriff
weiß, darüber mögen Sie lachen, wir können uns
dann mal draußen hinsetzen, da erkläre ich Ihnen
mal die Heisenberg’sche Unschärferelation.

(Beifall FDP)

Da geht der nächste Punkt an mich. Fakt ist aber,
ob Rückgriff oder Bürgschaft oder irgendwas, Sie
haben das Geschäft genehmigt, Ihre Behörden ha-
ben das Geschäft genehmigt, und zwar zunächst
die abstrakte Prüfung vor Weihnachten und dann
ein Gesamtfinanzierungskonstrukt - das war Ihr
Wort, habe ich mir aufgeschrieben -, also auch den
konkreten Vertrag. Egal ob Rückgriff oder Bürg-
schaft, wenn das Geschäft platzt, ist das Land, ist
die öffentliche Hand, ist dieser Landtag dann der,
der entscheiden muss, wo das Geld herkommt, mit
dem wir dann dafür einstehen. Deswegen, Herr Mi-
nister, sage ich, müssen Sie das Geschäft nach
meinem Eindruck besser prüfen, als Sie jetzt den
Eindruck hier vermittelt haben,

(Beifall FDP)

und müssen vor allem, glaube ich, sich schon den
Vorwurf gefallen lassen, dass Sie hier einen Vor-
trag halten, der schon einigermaßen borniert rüber-
kommt, nach dem Motto, wenn sich hier jemand
hinstellt und einfach einmal zehn Fragen stellt und
diese zehn Fragen sind nicht die Ursache für die
Probleme, die die Helaba, die die KfW und die 400
oder 500 Kommunen haben, sondern diese Fragen
sind das Ergebnis der Tatsache, dass die Helaba,
dass die KfW und dass 500 Kommunen Probleme
mit diesem Geschäft haben.

(Beifall FDP)

Deswegen, meine lieben Kolleginnen und Kollegen
und Herr Adams, Sie haben am Mittwoch hier
schon einmal gelogen und Sie müssen aufpassen,
dass das nicht notorisch wird.

(Beifall FDP)

Sie haben vorhin in einem Zwischenruf, als mein
Kollege Kemmerich gesagt hat

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

- jetzt braucht er schon jemanden, der es zurück-
weist -, dass die FDP noch nie gesagt hätte, wir
würden uns wünschen, dass dieses Geschäft funk-
tioniert, dann stimmt das nicht. Ich habe bei der
letzten Behandlung hier in diesem Plenum wörtlich
oder fast wörtlich gesagt, dass ich mir wünschen
würde, dass wir mit unseren Bedenken nicht recht
behalten.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Es
zählen aber Taten.)

Das ist das Entscheidende. Und wir tun auch
nichts, Herr Kollege, außer Fragen zu stellen. Die
Probleme entstehen nicht wegen unserer Fragen,
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da überschätzen Sie unseren Einfluss bei Weitem.
Das Geschäft funktioniert auch nicht deshalb, weil
Sie keine Fragen stellen, sondern es gesundbeten,
sondern das Geschäft wird hoffentlich funktionie-
ren, weil sich die Dinge eben so günstig entwickeln,
dass es trotz schlechter Vorbereitung funktionieren
kann. Vielen Dank.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen Dank, Herr Barth. Ich möchte Sie aber dar-
auf hinweisen, dass Sie bitte nicht solche Äußerun-
gen tätigen wie „Sie haben gelogen“. Ich werde da-
für keinen Ordnungsruf erteilen, ich werde das hier
rügen.

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Wenn er nicht
lügt, dann brauche ich das nicht zu sagen.)

Vielen herzlichen Dank. Gibt es weitere Wortmel-
dungen? Es gibt eine weitere Wortmeldung von Mi-
nister Geibert.

Geibert, Innenminister:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Herr
Abgeordneter Barth, ich glaube, alle hier im Rund
wünschen sich, dass dieses Geschäft auch die
nächsten Jahrzehnte erfolgreich trägt.

(Beifall CDU)

Und keiner von uns ist ein Prophet und kann vor-
aussehen, ob im Jahr 2025 oder im Jahr 2030 sich
die Welt um uns herum nicht so verändert hat, dass
Schwierigkeiten eintreten. Weil das so ist, weil kei-
ner von uns ein Prophet ist und weil alle versuchen,
die Risiken, die sich möglicherweise ergeben kön-
nen, auszuräumen und dafür Vorkehrungen zu tref-
fen, auch deshalb dauert der Prozess relativ lange.
Aber eins gilt in jedem Fall: Wenn die Kommunen,
wenn ein kommunaler öffentlich-rechtlicher Zweck-
verband eine Zweckverbandssatzung vorlegt, die er
beschlossen hat in kommunaler Selbstverwaltung,
und wenn er eine Haushaltssatzung vorlegt, die ge-
nehmigt wurde und diese Haushaltssatzung aus-
führen will, dann hat er einen Rechtsanspruch dar-
auf, dass das genehmigt wird. Das, was wir darüber
hinausgehend gemacht haben, das ist Beratungs-
leistung, das ist Unterstützung im Hinblick auf die
Tragweite des Geschäfts, und zwar für die Kommu-
nen und auch für den Freistaat. Sie sehen es allein
schon daran, dass wir eine mit vier Ministern be-
setzte Ministerarbeitsgruppe hatten, die den gan-
zen Prozess seit August vergangenen Jahres inten-
siv und eng begleitet hat, wie ernst die Landesre-
gierung die Überlegung der Kommunen und des
Kommunalen Zweckverbands nimmt, die ETE-An-
teile zu erwerben. Ich bin mir sicher, wenn alle mit
dieser Ernsthaftigkeit und mit dieser Gewissenhaf-
tigkeit auch in Zukunft ihre Geschicke und ihre Ver-

antwortung wahrnehmen im Zweckverband und in
seinen Gremien, dann wird das Geschäft erfolg-
reich laufen können. Und das ist es, was wir auch
in Zukunft versuchen werden müssen, mit der
Rechtsaufsichtsbehörde als Kontrollorgan und mit
Ihnen als Begleitern sicherzustellen. Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen Dank, Herr Geibert. Es gibt eine weitere
Wortmeldung des Abgeordneten Dirk Adams für die
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Frau Präsidentin, sehr verehrte Kolleginnen und
Kollegen, sehr geehrter Herr Kollege Barth, wie am
Mittwoch, so muss ich auch heute Ihnen noch ein-
mal entgegentreten und deutlich machen, dass Sie
ungehörige Beschuldigungen erheben.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Herr Kemmerich stand an dieser Stelle und Herr
Kemmerich ist Mitglied im Erfurter Stadtrat und ich
beobachte die Erfurter Stadtratspolitik sehr intensiv.
Herr Kemmerich hat sich immer gegen diesen Kauf
ausgesprochen, weil er das Geschäft für nicht sinn-
voll gehalten hat.

(Beifall DIE LINKE)

Das ist in Ordnung. Und nichts anderes als das ha-
be ich bemerkt,

(Zwischenruf Abg. Kemmerich, FDP: Herr
Adams, Sie lügen schon wieder.)

dass Sie eben nicht gesagt haben, dieses Projekt
möge gelingen. Dass es Herr Barth auch gesagt
hat, dieses Geschäft möge gelingen, ist davon ja
vollkommen unberührt und deshalb weise ich diese
ungehörige Beschuldigungen abermals zurück. Vie-
len Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen Dank, Herr Adams. Es gibt jetzt keine weite-
ren Wortmeldungen. Daher frage ich: Kann ich da-
von ausgehen, dass das Berichtsersuchen zu Num-
mer I des Antrags erfüllt ist oder erhebt sich Wider-
spruch? Das ist nicht der Fall.

Dann kommen wir jetzt zur Abstimmung zu Num-
mer II des Antrags. Wird hier Ausschussüberwei-
sung beantragt? Das ist auch nicht der Fall.

Dann stimmen wir direkt ab über Nummer II des
Antrags der Fraktion der FDP in der Drucksa-
che 5/5844 in der Neufassung.

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: Doch.)
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Die CDU hat also doch Ausschussüberweisung be-
antragt. Ich habe gerade deshalb eben nachge-
fragt. Es gab hier eine Unsicherheit. Es tut mir leid,
Herr Primas, dass ich Sie dann offenkundig nicht
richtig interpretiert habe. Dann stimmen wir selbst-
verständlich über den Antrag auf Überweisung an
den Ausschuss ab.

Wer der Überweisung der Nummer II des Antrags,
ich nehme an, an den Ausschuss für Wirtschaft,
Technologie und Arbeit zustimmen möchte, den bit-
te ich jetzt um das Handzeichen. Das sind die Stim-
men der Fraktionen der FDP, CDU und SPD. Gibt
es Gegenstimmen? Das ist 1 Stimme aus der Frak-
tion DIE LINKE. Gibt es Enthaltungen? Das sind die
Stimmen der Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN sowie 1 Stimme aus der Fraktion
der CDU. Damit ist diese Überweisung angenom-
men.

Es wurde eine weitere Ausschussüberweisung be-
antragt, wenn ich es richtig verstanden habe, an
den Haushalts- und Finanzausschuss. Wer dieser
Überweisung folgen möchte, den bitte ich jetzt um
das Handzeichen. Das sind die Stimmen der Frak-
tionen der FDP, CDU und SPD. Gibt es Gegenstim-
men? Das ist 1 Stimme aus der Fraktion DIE LIN-
KE. Gibt es Enthaltungen? Das sind die Stimmen
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und über-
wiegend der Fraktion DIE LINKE sowie 1 Stimme
aus der CDU. Damit ist diese Ausschussüberwei-
sung auch bestätigt.

Vielen herzlichen Dank und ich schließe ... Es gibt
noch eine weitere Wortmeldung.

Abgeordneter Barth, FDP:

Wir beantragen auch die Überweisung an den In-
nenausschuss.

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Gut, dann stimmen wir auch noch über die Über-
weisung der Nummer II des Antrags an den Innen-
ausschuss ab. Wer diesem Überweisungsantrag
folgen möchte, den bitte ich jetzt um das Handzei-
chen. Das sind die Stimmen von den Fraktionen
der SPD, CDU und FDP. Gibt es Gegenstimmen?
Das ist 1 Stimme aus der Fraktion der CDU, 2 Ge-
genstimmen aus der Fraktion der SPD und 1 Ge-
genstimme aus der Fraktion DIE LINKE. Gibt es
Enthaltungen? Das ist 1 Enthaltung aus der Frak-
tion der CDU, 4 Enthaltungen aus der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 1 Enthaltung aus der
SPD-Fraktion und viele Enthaltungen aus der Frak-
tion DIE LINKE. Damit ist die Ausschussüberwei-
sung bestätigt. Vielen herzlichen Dank.

(Zwischenruf aus dem Hause: Federfüh-
rung!)

Entschuldigung, es stimmt, die Federführung wer-
den wir natürlich auch noch beschließen. Für wel-
chen Ausschuss möchten Sie denn gern die Feder-
führung?

(Zuruf Abg. Emde und Abg. Heym, CDU: In-
nen.)

Für den Innenausschuss, wunderbar. Dann be-
schließen wir jetzt über die Federführung für den In-
nenausschuss. Wer dem zustimmen möchte, den
bitte ich jetzt um das Handzeichen. Das sind die
Stimmen der Fraktionen der FDP, CDU, SPD und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Gibt es Gegenstim-
men? Das ist 1 Gegenstimme aus der Fraktion DIE
LINKE. Gibt es Enthaltungen? Das sind viele Stim-
men aus der Fraktion der SPD und der Fraktion
DIE LINKE. Damit ist die Federführung für den In-
nenausschuss bestätigt.

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Was ist
denn bei Ihnen „viele“?)

Lieber Herr Mohring, es ist die überwiegende An-
zahl der Abgeordneten gewesen, die sich aus den
benannten Fraktionen für eine Enthaltung entschie-
den haben. Ist das so in Ordnung? Vielen herzli-
chen Dank.

Dann haben wir diesen Tagesordnungspunkt jetzt
auch geschafft und kommen zu dem neuen Tages-
ordnungspunkt 18 a

Verhinderung der Schließung
der Solarfertigung bei Bosch
in Arnstadt
Antrag der Fraktion DIE LINKE
- Drucksache 5/5910 -

Die Landesregierung erstattet einen Sofortbericht
zu Nummer 1 des Antrags. Für die Landesregie-
rung erteile ich Herrn Staatssekretär Staschewski
das Wort.

Staschewski, Staatssekretär:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordneten, ich glaube, es ist
gut und es ist wichtig, dass wir uns heute mit die-
sem Thema noch mal beschäftigen, auch wenn die
Zeit schon fortgeschritten ist. Ich möchte mich aus-
drücklich für diesen Antrag bedanken. Wir sind
gestern am späteren Nachmittag, am frühen Abend
von der IG Metall, Wolfgang Lemb - auch ein Abge-
ordneter dieses Hauses - informiert worden, dass
es in einer französischen Zeitung einen Artikel gibt,
der darauf hinweist, dass es möglich ist, dass
Bosch sich endgültig aus der Solarsparte zurück-
zieht. Das hat uns nahezu schockiert, tief ent-
täuscht, dass, wenn so eine Meldung schon in einer
Zeitung steht, die Landesregierung noch nicht ein-
mal informiert worden ist. Es hat sich dann heute im
Laufe des Tages nach einer Aufsichtsratssitzung
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bestätigt, dass es tatsächlich so ist, dass Bosch
sich aus dem Solargeschäft zurückziehen will und
dass es damit schlimme Konsequenzen für die So-
larstandorte von Bosch, insbesondere auch in Arn-
stadt zu bedeuten hat. Ich und wir hätten erwartet
auch als Landesregierung, dass bei einer solchen
grundlegenden Entscheidung das Gespräch mit
uns, den Standortländern, gesucht und auch recht-
zeitig über Maßnahmen zur Sicherung des Stand-
ortes und der Beschäftigten gesprochen worden
wäre. Das möchte ich ausdrücklich hier noch ein-
mal betonen. Das ist aber nicht passiert. Es ist
auch nicht akzeptabel, dass wir als Land, als Lan-
desregierung vor vollendete Tatsachen gestellt wer-
den

(Beifall DIE LINKE)

und erst dann informiert werden, wenn die Ent-
scheidungen bereits gefallen sind. Die Schließung
ist für Thüringen ein schwerer Schlag, für rund
1.800 Beschäftigte am Standort Arnstadt und ihre
Familien. Erlauben Sie mir, das ist mir heute auch
persönlich schon sehr nahegegangen, als eine Mit-
arbeiterin von mir aus dem Ministerium sich in den
Urlaub verabschiedet und mitgeteilt hat, dass gleich
drei Mitglieder ihrer Familie davon betroffen sind.
Das zeigt uns allen, dass dies tiefe Einschnitte und
eine bedrohliche Situation für viele von uns in Thü-
ringen haben wird.

Bosch muss jetzt seine Verantwortung gegenüber
dem Standort und den Beschäftigten wahrnehmen.
Betriebsbedingte Kündigungen müssen vermieden
werden. Der Standort und die Beschäftigten brau-
chen eine Perspektive. Der Minister hat die Ge-
schäftsführung von Bosch, die IG Metall und den
Betriebsrat für kommenden Dienstag ins Wirt-
schaftsministerium eingeladen. Wir gehen davon
aus, dass auch alle kommen. In diesem Gespräch
möchten wir über das weitere Vorgehen und über
Möglichkeiten zur Sicherung des Produktionsstand-
ortes und der Beschäftigung in Arnstadt sprechen.
Eines ist klar, Bosch darf sich hier nicht aus der
Verantwortung stehlen. Wir machen das jedenfalls
nicht, wir stehen ganz klar den Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern, den Kolleginnen und Kollegen zur Sei-
te. Ich finde, es ist wichtig, dass heute von der Lan-
desregierung, aber auch von allen Fraktionen ein
klares Signal der Solidarität von hier ausgeht. Herz-
lichen Dank.

(Beifall im Hause)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank, Herr Staatssekretär. Bevor
ich jetzt im Rollenplan fortfahre, gestatten Sie mir
ganz herzlich zu begrüßen den Landtagspräsiden-
ten von Sachsen-Anhalt, Herrn Gürth, der eben
oben auf unserer Besuchertribüne gemeinsam mit
unserer Landtagspräsidentin Frau Diezel Platz ge-
nommen hat,

(Beifall im Hause)

um hier der Debatte zu folgen. Vielen herzlichen
Dank. Schön, dass Sie da sind, danke für Ihr Inter-
esse.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Das ist aber
keine Majestät, das ist ein Normaler.)

Die Landesregierung hat ihren Sofortbericht erstat-
tet. Demzufolge nun der Hinweis, dass Beratungen
zu Berichten der Landesregierung grundsätzlich in
langer, also doppelter Redezeit behandelt werden.
Ich frage, wer wünscht die Beratung zum Sofortbe-
richt zu Nummer 1 des Antrags? Ich sehe Zustim-
mung aus allen Fraktionen. Insofern beginnen wir
nun auf Verlangen aller Fraktionen die Beratung
zum Sofortbericht zu Nummer 1 des Antrags und
gleichzeitig eröffne ich die Aussprache zu Num-
mer 2 des Antrags und frage nach Wortmeldungen.

Als Erste hat sich Abgeordnete Sabine Berninger
für die Fraktion DIE LINKE zu Wort gemeldet.

Abgeordnete Berninger, DIE LINKE:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, „Werkschließung aus der
Kalten“, so hat das eine Fraktionskollegin von mir
bei Facebook betitelt, und es war wirklich eine
Werkschließung aus der kalten Küche. Noch im De-
zember hatte die Unternehmensleitung gesagt, vor-
erst werde es keine Schließung geben, zumindest
stand das so in der Zeitung. Dass diese Ansage
aber nur eine quartalsweise Halbwertzeit hatte, hät-
te sicher auch im Wirtschaftsministerium niemand
geahnt. Werkschließung aus der Kalten, das ist
schon bezeichnend, wenn die Thüringer Landesre-
gierung von der Gewerkschaft darüber unterrichtet
werden muss, dass in einer französischen Zeitung
oder den französischen Medien über die Schlie-
ßung oder die Aufgabe der Solarsparte gemutmaßt
oder spekuliert wird.

Herr Staatssekretär Staschewski hat es gesagt, es
geht um 1.800 Beschäftigte am Standort in Arnstadt
und deren Angehörige und Familien. Ich weiß nicht,
wie viele Beschäftigte in Zuliefererfirmen noch da-
zukommen. Darüber bin ich einigermaßen ungehal-
ten, wenn ich die Pressemitteilung eines Herrn
Kemmerich lese, der die zynische Hoffnung äußert,
der Fachkräftebedarf werde den dann ohne Arbeit
dastehenden Beschäftigten schon helfen bei der
Findung neuer Jobs. Das finde ich echt zynisch und
ich weiß gar nicht, was ich dazu sagen soll.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich möchte mich bei allen Fraktionen bedanken,
dass sie zugestimmt haben, unseren Antrag hier
auf die Tagesordnung zu setzen, damit wir heute
eine Überweisung an den Wirtschaftsausschuss
beschließen können. Das zeigt, dass es unser aller
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gemeinsames Anliegen ist, aus dieser Situation in
Zusammenarbeit auch mit der Unternehmenslei-
tung, aber auch den Arbeitnehmervertreterinnen,
der Gewerkschaft die bestmöglichen Lösungen zu
suchen und zu beraten, welche Unterstützungs-
möglichkeiten es vonseiten des Landes, möglicher-
weise der Kommune etc. gibt. Das ist, finde ich, ein
sehr gutes Signal an die jetzt von Entlassung be-
drohten 1.800 Beschäftigten. Es ist möglicherweise
dazu geeignet, auch Vertrauen in Politik wieder her-
zustellen. Dafür möchte ich Ihnen danken. Ich bin
sehr gespannt auf die Beratung im Ausschuss.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank, Frau Berninger. Als Nächs-
ter hat sich Abgeordneter Wolfgang Lemb für die
SPD-Fraktion zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Lemb, SPD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen,
liebe Kollegen, ich bin sehr froh, dass auch der
Landtagspräsident von Sachsen-Anhalt unter uns
weilt, weil Sachsen-Anhalt ja auch ein weiterer
Standort mit viel erneuerbaren Energien ist, genau-
so wie Brandenburg und die anderen ostdeutschen
Länder. Ich sage das deshalb, weil ich eine Vorbe-
merkung zu dem konkreten Sachverhalt machen
will, weil ich nach wie vor davon überzeugt bin,
dass diese Entscheidung, die der Bosch-Konzern
heute getroffen hat, eine grundsätzlich falsche Ent-
scheidung ist mit Blick auf die energiepolitischen
Herausforderungen, vor denen wir stehen und auch
mit Blick auf die wirtschaftlichen Chancen, die aus
diesem Geschäftsfeld meiner Überzeugung nach
trotz aller momentanen Schwierigkeiten nach wie
vor perspektivisch, wenn wir auf die globale Her-
ausforderung schauen, vorhanden sind.

(Beifall im Hause)

Nun zum konkreten Sachverhalt: Jeder von Ihnen
weiß, dass der Bosch-Konzern Ende 2012 ent-
schieden hatte, den kleineren Standort hier in Er-
furt, die sogenannte ThinFilm, die Dünnschichtferti-
gung, zu schließen. Damit war die eigentlich strate-
gische Überlegung verbunden, dass die Zellenferti-
gung, die Waferfertigung am Standort Arnstadt er-
halten werden könnte. Insofern ist, das hat der
Staatssekretär eben auch ausgeführt, für uns alle
überraschend, ich kann Ihnen auch sagen, auch für
die IG Metall, auch für die betriebliche Arbeitneh-
mervertretung, dass diese Entscheidung so, wie sie
getroffen worden ist, heute getroffen worden ist,
weil immer noch die Hoffnung bestand, dass mögli-
cherweise eine andere Entscheidung getroffen wer-
den kann. Der Bosch-Konzern ist im Kern eigentlich
bekannt als einer, der auch soziale Werte und auch
das gute Zusammenspiel zu den Arbeitnehmerver-

tretungen hoch achtet, auch zu politischen Ent-
scheidungsträgern. Insofern ist hier in der Tat deut-
lich zu kritisieren, dass die Landesregierung, ich
glaube, weder die Ministerpräsidentin noch der
Wirtschaftsminister, vor der offiziellen Entscheidung
heute Nachmittag um 14.45 Uhr auch nur ein Ster-
benswort von dieser Entscheidung im Vorfeld ge-
wusst hat und unterrichtet worden ist. Das finde ich,
so geht man nicht mit politischen Entscheidungsträ-
gern um, die - und daran darf ich auch erinnern -
nicht unbeträchtlich, also wir alle, dieses Investvor-
haben in Arnstadt aus Steuermitteln mit gefördert
haben.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Deswegen wird an dieser Stelle auch noch einmal
zu prüfen sein, ob alle Förderbedingungen einge-
halten sind und sollte dies nicht der Fall sein, dann
müssen natürlich auch hier entsprechende Rückfor-
derung erfolgen.

Ich will berichten aus einer Mitarbeiterinformation,
die heute vor einer Stunde an die Mitarbeiter ge-
gangen ist. Da teilt der Bosch-Konzern mit, dass
Bosch aus der kristallinen Photovoltaik aussteigen
wird. Bosch wird die Entwicklung, die Fertigung,
den Vertrieb von kristallinen Solarzellen und Modu-
len und damit verbunden alle Aktivitäten beenden.
Einzelne Bereiche sollen zeitnah verkauft werden,
um möglichst viele Arbeitsplätze zu sichern. Gelingt
dieser Verkauf nicht und, ich glaube alle von uns
wissen, wie schwierig das in der jetzigen Phase ist,
dann wird die gesamte Fertigung Anfang 2014 ein-
gestellt werden. Parallel dazu sollen alle Entwick-
lungs-, Vertriebs- und Verwaltungsaktivitäten been-
det werden. Übersetzt heißt dies: Wenn das so
kommt, würde der Standort in Arnstadt geschlos-
sen. Ich will, auch wenn es uns nicht direkt betrifft,
aber auch das gehört ja zur Solidarität, auch deut-
lich machen, dass die Kolleginnen und Kollegen im
französischen Modulwerk Vernissieux ebenfalls be-
troffenen sind, weil dieser Standort ebenfalls ver-
kauft werden soll. Darüber hinaus ist betroffen der
Standort in Brandenburg die Aleo Solar AG, die
ebenfalls veräußert werden soll.

Der ursprünglich von Bosch geplante parallele Auf-
bau der Fertigungsstruktur, sozusagen spiegelbild-
lich zu Arnstadt, in Malaysia wird nicht aufgebaut.
Damit signalisiert der Bosch-Konzern in der Tat,
dass er komplett aus diesem Geschäftsfeld ausstei-
gen will und wird. Begründet wird das mit den Ver-
lusten, die, wie einige vielleicht auch wissen, in der
Tat beträchtlich sind. Allein im Jahr 2012, die Zahl
kann man ja jetzt auch offiziell nennen, weil sie offi-
ziell veröffentlicht worden ist, betragen die Verluste
1 Mrd. € am Standort Arnstadt. Das ist natürlich ein
beträchtlicher Betrag, zwar inklusive der Abschrei-
bungen, aber immer noch ein operativer Verlust auf
rund 500 Mio. € im Jahr 2012.
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Natürlich ist die Situation schwierig. Aber es bleibt
dabei. Diese Entscheidung ist zu kritisieren und ich
will an dieser Stelle auch betonen, dass Bosch eine
soziale Verantwortung hat. Es muss darüber disku-
tiert werden, welche Perspektiven für den Standort
entwickelt werden können. Und ich finde, dass das,
was der Staatssekretär ausgeführt hat, richtig ist.
Keine betriebsbedingten Kündigungen muss eine
Forderung sein, die wir auch gegenüber Bosch ge-
meinsam postulieren, um dann darauf aufbauend
zu überlegen, wie der Standort gesichert werden
kann. Das kann natürlich nur bedeuten, dass alter-
native Produktionskapazitäten nach Arnstadt geholt
werden müssen.

(Beifall SPD)

Darüber muss man mit dem Bosch-Konzern disku-
tieren und deshalb ist die Einladung von Wirtschaft-
minister Machnig für nächsten Mittwoch natürlich
der erste richtige Schritt. Jeder von Ihnen weiß, der
Standort Arnstadt ist einer der modernsten Stand-
orte in Europa, im gesamten Bosch-Konzern. Jeder
von Ihnen weiß, dass dort eine motivierte gut aus-
gebildete Facharbeiterschaft beschäftigt ist und je-
der von Ihnen weiß, dass dort eine junge, das
heißt, demografisch jung aufgestellte Mann- und
Frauschaft am Standort Arnstadt beschäftigt ist.
Das sind qualitative Elemente, die uns auch gegen-
über anderen Standorten in der Republik und Euro-
pa auszeichnen und mit diesem Pfund, glaube ich,
muss man auch gemeinsam wuchern. Am Ende
muss klar sein, unsere gemeinsame Position - auch
wenn die Politik natürlich keine Arbeitsplätze direkt
retten werden kann - muss sein, die Rahmenbedin-
gungen dafür zu diskutieren und, wenn möglich,
herzustellen. Das Ziel ist, dass wir möglichst viele
Beschäftigte, dass wir den Standort erhalten und
dass es am Ende - da sind wir uns, glaube ich, alle
einig - nicht dazu führen darf, dass ein Investvolu-
men von 600 Mio. € nach 3 oder 3,5 Jahren Tätig-
keit einfach der Schlüssel rumgedreht werden
kann. Das haben die Beschäftigten nicht verdient,
das hat Thüringen nicht verdient und deshalb müs-
sen wir alle gemeinsam dafür sorgen, dass wir den
Beschäftigten hier zur Seite stehen. Herzlichen
Dank.

(Beifall im Hause)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank, Herr Lemb. Als Nächster
hat das Wort der CDU-Abgeordnete Michael Heym.

Abgeordneter Heym, CDU:

Ja, Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, es ist zu dem Zeitpunkt jetzt schon alles ge-
sagt, was man sagen kann. Wir waren auch eini-
germaßen überrascht, als wir vor wenigen Stunden
davon gehört haben, dass Bosch sich aus Arnstadt

zurückziehen will. Wenn man das, was an Material
verfügbar ist im Internet und an anderer Stelle,
nachvollzieht, dann stellt sich natürlich die Frage,
es hängt ja alles mit allem zusammen, die Ursa-
chen dieser einst zukunftsträchtigen Branche, die
jetzt vor dieser Situation steht, liegen sicherlich
auch ein Stück weit darin, da kann Politik sich si-
cherlich auch nicht aus der Verantwortung ziehen,
das ist natürlich mit EEG und all diesen Dingen,
dass es keine Rolle gespielt hat, was für Platten da
eingesetzt werden. Es sind eben andere aus
Fernost, die zum Einsatz gekommen sind. Darüber
lässt sich jetzt trefflich diskutieren und lamentieren.
Richtig ist, dass wir dafür gemeinsam sorgen müs-
sen, dass Bosch hier nicht aus der Verantwortung
geht. Wir müssen die Forderungen laut ausspre-
chen, keine betriebsbedingten Kündigungen. Am
Ende wissen wir alle, dass wir es nicht gänzlich im
Griff haben, was da jetzt für Dinge entschieden
werden. Wir können von dieser Stelle heute den
Betroffenen nur zurufen, dass wir natürlich - und ich
denke, da spreche ich auch im Namen aller Fraktio-
nen - mit den Möglichkeiten, die der Freistaat hat,
am Ende helfen müssen, um den betroffenen Leu-
ten möglichst schnell eine neue Perspektive zu ge-
ben. Man wird warten müssen, wie das aussieht.
Es ist vollkommen richtig, was Wolfgang Lemb
sagt, es geht um Verkauf. Jetzt muss man sehen,
wie gut verkauft man das, was da alles ist, was da
in Rede steht. Aber wir sollten von dieser Stelle aus
den Leuten zurufen, dass wir hier als Thüringer
Landtag mit unseren Möglichkeiten ihnen zur Seite
stehen und auch mithelfen und tun werden, damit
dort die ganz brutalen Härten möglichst nicht eintre-
ten. Ja, vielen Dank.

(Beifall CDU, SPD, DIE LINKE, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank, Herr Heym. Als Nächster
hat Herr Abgeordneter Dirk Adams für die Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das Wort.

Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, für uns alle
ist das eine bedrückende Stunde. Wir sind traurig
darüber, dass 1.800 Menschen einen guten Teil ih-
rer Existenzgrundlage mit ihrem Job eventuell ver-
lieren werden. Wir sind traurig darüber, dass ein
kleiner Baustein des ostdeutschen Wirtschaftswun-
ders damit wieder eingeht. Wir sind traurig, dass
ein gutes Stück Wertschöpfung, das wir hier in Thü-
ringen hatten, damit aus unserer Region gehen
könnte.

Es soll kein schmaler Trost sein oder ein billiger
Spruch, aber wir Bündnisgrüne sind überzeugt,
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dass die Photovoltaik ein solcher globaler Mega-
trend ist, dass es irgendwie weitergehen wird und
muss. Herr Kollege Lemb hat es ja schon ange-
sprochen, dass natürlich alles darauf hinauslaufen
muss, dieses Werk an sich zu sichern mit einem
neuen Investor, vielleicht ist es ein chinesischer In-
vestor, vielleicht ein Investor aus Deutschland oder
aus einem anderen europäischen Land, der hier die
Arbeitsplätze und die Fertigung auch übernehmen
kann.

Es ist und bleibt ein Riesenmarkt in Deutschland
und deshalb wird es auch Sinn machen, in Zukunft
hier PV-Module zu produzieren. Es sei denn, die
Politik von Herrn Altmaier und Herrn Rösler wird
fortgeführt und dieser Markt endgültig abgewürgt.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ist
hier gesagt worden, alles sei schon besprochen.
Aber diese Entscheidung von Bosch ist auch eine
schwere Niederlage für die Regierung von Frau
Merkel,

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

der es nicht gelungen ist, die PV-Branche in
Deutschland zu schützen und auf politischem Wege
mit China einen …

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Das ist aber
auch billig jetzt.)

(Unruhe CDU)

Es ist ein industriepolitisches Versagen von
Schwarz-Gelb, dass Sie zugucken, dass in ganz
Deutschland eine mit Steuergeldern unterstützte
und aufgebaute - sie war ja hier gewesen - Indus-
trie nun krachen geht. Und Ihre Aufregung unter-
streicht meinen Appell, meine Damen und Herren.

(Unruhe CDU, FDP)

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Und ich sage Ihnen noch was, Sie haben den Markt
in Deutschland so stark verunsichert,

(Unruhe CDU)

dass die Module bei Bosch liegenbleiben mussten.

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Sie sind ein
Betonkopf.)

Wer in drei Jahren viermal das EEG ändert und
sich dann wundert, dass der Markt darauf nicht
mehr reagieren kann und heute Krokodilstränen
weint, der ist unehrlich, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, sehr unehrlich.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Sie haben es
schon immer gewusst.)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir GRÜ-
NE appellieren an Bosch - und es ist die Verantwor-

tung von Bosch Solar Energy -, betriebsbedingte
Kündigungen zu vermeiden.

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Eben haben
Sie doch gesagt, Sie wollen einen neuen In-
vestor haben.)

Ja, Sie haben das nicht so richtig verstanden. Ich
weiß ja nicht, wie das läuft, wenn Sie einen neuen
Investor suchen. Dann gibt es ja eine Zukunft für
die Mitarbeiter. Und dann muss man eigentlich
nicht betriebsbedingt kündigen, weil es ja durch
einen Betriebsübergang für die Mitarbeiter weiter-
geht. Insofern verstehe ich Ihren wirklich unqualifi-
zierten Zwischenruf nicht, Herr Kollege Emde.

(Unruhe CDU)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, nicht zu-
erst der Staat ist jetzt verantwortlich, sondern
Bosch muss sich seiner unternehmerischen Verant-
wortung bewusst sein und die Verantwortung für
die Mitarbeiter übernehmen. Und, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, wir Bündnisgrüne quali-
fizieren die Äußerung von Herrn Kemmerich in sei-
ner Pressemitteilung als kalt und zynisch und di-
stanzieren uns aufs weiteste davon, den Menschen
zu sagen, es gibt in Deutschland genug Fachkräfte-
stellen, macht euch auf und zieht aus Thüringen
weg. Nein, wir werden alles dafür tun, dass die PV-
Branche in Deutschland hier in Thüringen auch ihre
Zukunft haben wird. Vielen Dank.

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen Dank, Herr Adams. Als Nächster hat jetzt
Abgeordneter Thomas Kemmerich für die FDP-
Fraktion das Wort.

Abgeordneter Kemmerich, FDP:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, und vor allen Dingen ge-
richtet an die Mitarbeiter im Bosch-Werk in Arn-
stadt, deren Angehörige, deren Lebenspartner und
damit alle von der heutigen Situation Betroffenen.
Herr Adams, ganz ehrlich, das verbietet sich an ei-
nem solchen Tag, hier jetzt auszuwerten, wer wie
die Schuld trägt. Wir haben ein Problem oder die
Leute draußen haben ein Problem, 1.800-fach be-
troffen, dass sie um ihren Job nicht nur bangen,
sondern ernsthaft davon ausgehen müssen, dass
sie ihn nicht mehr haben, wie lange es auch immer
dauert.

(Beifall CDU, FDP)

Deshalb, meine Damen und Herren, muss jetzt Po-
litik sicherlich nicht glauben, Arbeitsplätze schaffen
zu können, aber die Verantwortung von Politik
muss jetzt so weit gehen zu sagen, okay, wir versu-
chen jetzt gemeinsam mit den Verantwortlichen von
Bosch - vielleicht den Nebensatz, es ist nicht ver-
wunderlich, dass das gekommen ist, erstaunlich ist
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der Tag, dass das heute gekommen ist, aber sehr
geehrte Vertreter der Landesregierung, insbeson-
dere des Wirtschaftsministeriums, man muss eben
auch das Gespräch suchen mit den Verantwortli-
chen,

(Beifall FDP)

die seit Monaten um die Zukunft von Bosch hier an
dem Standort ringen, auch um die Zukunft der So-
larsparte, und heute, Sie haben es gesagt, Herr
Lemb, nach milliardenschweren Verlusten und Ab-
schreibungen auch im Sinne des Bosch-Konzerns
insgesamt und deren Beschäftigten eine Lösung
suchen müssen. Wie Sie die Veröffentlichung von
Herrn Denner lesen können, tut er das in der Ver-
antwortung auch für die Mitarbeiter, nach Lösungen
zu suchen, die am Standort betroffen sind. Und
jetzt sind wir als Politiker gefragt, eben deren Quali-
fikation, deren Ortskenntnisse und deren Verwurze-
lung hier in der Region zu nutzen, um aus den Ar-
beitsplätzen und aus der Suche auch von Arbeits-
plätzen, Arbeitsuchenden, von Mitunternehmern an
demselben Standort, am Erfurter Kreuz, in näherer
Umgebung möglichst schnell Möglichkeiten zu
schaffen für die dort betroffenen Mitarbeiter, dass
es weitergeht, dass sie einen neuen Job finden,
dass sie eine Zukunft finden. Da können wir jetzt
wirken als Politik, diese Wege zu ebnen und eben
nicht zu lamentieren, wer alles Schuld ist, sondern
erst mal uns um die Mitarbeiter dort zu kümmern,
dass sie möglichst schnell wieder in Arbeit kom-
men. Vielen Dank.

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Herr Kemmerich, gestatten Sie eine Zwischenfrage
des Abgeordneten Lemb?

Abgeordneter Kemmerich, FDP:

Ich denke, die Rhetorik können wir ein anderes Mal
fortsetzen. Danke.

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank, Herr Kemmerich. Es liegen
jetzt keine weiteren Wortmeldungen vor. Kann ich
davon ausgehen, dass das Berichtsersuchen zu
Nummer 1 des Antrags erfüllt ist oder erhebt sich
Widerspruch? Das Berichtsersuchen ist erfüllt. Da-
mit kommen wir zur Abstimmung zu Nummer 2 des
Antrags. Wird hier Ausschussüberweisung bean-
tragt? Herr Blechschmidt.

Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE:

Ja, bitte, Frau Präsidentin, an den Ausschuss für
Wirtschaft, Technologie und Arbeit würden wir den
Antrag überweisen wollen.

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen Dank, dann stimmen wir jetzt ab über die
Überweisung dieses Antrags, und zwar der Num-
mer 2, an den Ausschuss für Wirtschaft, Technolo-
gie und Arbeit. Wer dem zustimmen möchte, den
bitte ich jetzt um das Handzeichen. Das sind die
Stimmen aller Fraktionen. Gibt es Gegenstimmen?
Das ist nicht der Fall. Gibt es Enthaltungen? Das ist
auch nicht der Fall. Damit ist dieser Antrag einstim-
mig an den Ausschuss für Wirtschaft, Technologie
und Arbeit überwiesen. Ich beende jetzt diesen Ta-
gesordnungspunkt.

Gemäß einer Verabredung im Ältestenrat wird jetzt
kein weiterer Tagesordnungspunkt aufgerufen und
ich wünsche Ihnen allen einen guten Abend und in
einer Woche ein schönes Osterfest. Auf Wiederse-
hen.

Ende: 18.24 Uhr
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